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Sein e r 
kaiſerlichen Hoheit, 
vem 
Durhlauntiaken Prinzen 
und 
Herrn, Herren 
Nainer Sofepb, 
£aiferlichen Prinzen und Erzherzoge von Defterreich, 
königlichen Prinzen von Ungarn und Böhmen ıc. , 
Nitter Des goldenen Dließes, Großkreutz des kaiſerl. 
Defterreich. Leopold, ⸗Ordens, k.k. Feldzeugmeifter, 


Dberften und Anhaber eines Infanterie⸗ 
Regiments ꝛc. 
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Eure Kaiferliche Hoheit! 


Froh iſt das Bewußtſeyn eines Prinzen, daß 
er auch ohne feine erlauchte Abſtammung die 
Ehrenftele, welche er einnimmt r su behaupten 
würdig wäre. Shnen, gnädigfter Herr, loh⸗ 
net diefes frohe Bemußtfeyn. Ihre vortreff- 
lichen Seiftesanlagen, Ihre ausgebreiteten 
Kenntniſſe in allen, zur Staatsverwaltung 
nöthigen, Wiffenfhaften, Ihr tief forfchen- 
der Blick, Shre ſchnelle Beurtheilungsfraft, 
die ich noch während Ihrer Studien näher 
zu beobachten das Glück genoß, erwarben 
Shnen das allerhöchfte Zutrauen, in dem 
oberiten Staatsrathe über die wichtigffen Ans 

gelegenheiten zu beratbichlagen, und in Abwe— 


ſenheit unferes weifen und gererbten Monar⸗ 
chen die hoͤchſten Entſchließungen zu faſſen. 
Die Sorge, welche Sure kaiſerliche Ho— 
heit insbeſondere fuͤr die Vervollkommnung 
der vaterlaͤndiſchen Geſetzgebung und fuͤr ein 
gruͤndliches Studium der Rechtsgelehrtheit tra⸗ 
gen, geſtattet mir, Ihren allgemein verehr⸗ 
ten Nahmen dem Werke vorzufeßen, das ih 
mit der tiefften Verehrung überreiche, | 


\ 


Eurer kaiſerlichen Hoheit 


Unterthänigfter, 
ber Derfaffer: 





Vorerinnerung. 


REEL EEE 





Meine Abſicht bey Einfhaltung des, Dermahlen _ 
nur erft für Salzburg und Berchtesgaden Fundges 
machten, Ehegefeges if, meinen Lefern einen 
Borbegriff zu geben, in welcher Urt und Form die 
Nechtögegenftände in dem, zur höchſten Schlußfaſ⸗ 
fung vorgelegten, Entwurfe des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches abgehandelt werden. Die Principien über 
die Gerichtsordnung, welche einer ausführ— 
licheren Entwickelung und Anwendung fähig wären, 
ſollen bloß die Hauptgeſichts punete angeben, aus 
welchen meiner Meinung nach jede, fomit auch 


Dorerinnerung. 


unfere Fünftige, bürgerliche Gerichtsorbnung zu bes 
urtheilen feyn wird. Die Literatur macht bie 
Lefer mit den vorzüglichften neuern Geſetzbüchern 
und den darüber gefällten Urtheilen bekannt. Aus 
unferen neuern Derorbnungen und Gefegerläuter 
rungen führe ich nur diejenigen an, welche ſich auf 
das Strafgeſetz beziehen, weil die übrigen den erſt 
—— Geſetzbüchern eingeſchaltet, und 


ſchon jetzt, theils einzeln theils durch die Fortſetzung 


der Sammlung der Juſtiz-SGeſetze, zum Drucke be: 
fördert werden. Die Ueberfiht der in den Zahren 


1805 und 1806 abgeführten Civil» Proceffe 


binich einiger. Hindernifje wegen uch dermahlen 
noch niche im Stande zu liefern. 


Wien den 20. October 1808. 


; 
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Ueber das Defterreichifche Wuchergefeß vom 
Jahre 1803. (Beſchluß). 


HD. erfte Theil diefer Abhandlung (II. Band Darttellung 
&. 158 — 190.) enthielt, nach einer kurzen — 
Ueberſicht der vormahligen Geſetze und Anſtalten due 
‚gegen den Wucher, die Darftellung der Nothwen: Be des 
digkeit, und der wefentlichen Beſtandtheile eines —— 
Wuchergeſetzes. She folge nun der Anhalt, und Wucherge⸗ 
die Degründung der einzelnen Vorſchriften des am ſetzes. 


2. Dee. 1803, kundgemachten Wucher geſetzes. 


Die große Abſicht Joſephs II. bey Abſchaffung 
des Strafgeſetzes gegen den Wucher war, durch 
den freyen Zuſammenfluß der Darleiher die Zinſen 
mit der Benützung der Capitalien auf eine unges 
künſtelte Art in ein Gleichgewicht zu feßen, und 
hierduch der Induſtrie, und Dem Hands 
lungsgeifte vermehrte, wohlthätige Quellen 

IL, Band. A 


2 ' Er 
zu nliglichen Unternehmungen zu eröffnen. Allein 


gar bald drängte fich eine ganz andere Claſſe von 
Geldfuchenden hervor, Tief derjenigen, flir Die der 


Gefetsgeber Sorge getragen hatfe, den Nang ab, 


und führte einen weit größeren Druck des Erwerbs 
fleißes berben , als den er vor Abfchaffung des Wu—⸗ 
chergefeges zu ertragen hatte. Muthwillige Bers 
fchwender fihmeichelten fich nicht ohne Grund mit 
der Hoffnung , daß nach der Hinwegräumung des 
Strafgeſetzes viele Darleiher aegen ein größeres 
Anboth von Zinfen, als man bisher allgemein 
und dffentlich zu fordern und zu geben geneigt 
war, fich bereit finden würden, ihnen Geld zu bors 


gen. Ihr Gelingen war ein mächtiger Reitz für 
den Leichtfinn fo vieler anderer, Die, auf bie Ev | 


wartung fFünftiger Erbfchaften , Beförderungen 5 
Berbindungen,, oder anderer unficherer Ereignuns 


gen geftügt, ihren Hang zu dein immer fteigenden 


Luxus auf eben dem Wege zu befriedigen. fuchten, 
Dazu gefellte ſich ben der zugleich erweiterten Hand» 
fungsfreyheit ein Herr von Erwerbs » Speculans 


ten, die, ohne alle Vorkenntniſſe, durch eigene - | 


Träumereyen, durch Irrlehren unerfahrner Schrifts 
fteller , oder Durch Tiftige Vorfpieglungen geräufht, 
aus der Realifirung neuer Erfindungen, Anlegung 
von Fabriken, oder Errichtung neuer Gewerbe einen 
Gewinn zu ziehen wähnten, für ven fie fih, ohne 
‚ eigenen Vorſchuß, fehr leicht zum Anborh unges 
mwöhnlicher Zinfen bequemen könnten. Schon die 
große Menge der Entlehner, mit der wenigſtens 
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anfänglich die Zahl der Darfeiher in keinen Ver⸗ 
hältniſſe ſtand, mußte den Zinſenfuß erhöhen, noch 
mehr aber die Eigenſchaft der erwähnten Ent— 
lehner. Sie hatten keinen gegründeten, perſ oͤnli⸗ 
chen Credit, und konnten zum Unterpfand nichts 
als unſichere Erwartungen anbiethen, ſelbſt Die noch 
fo. hoch gefpannten Zinfen waren dem Gläubiger Feine 
‚Duelle zur Entfchädigung. - Denm gar bald unterlag 
ber Schuldner dem Drucke derſelben; und. fuchte 
dev Gläubiger die gerichrfihe Hülfe an ,: ſo durf— 
ten ihm nach dem Geſetze doch nichtmehr als. Die 
gefeslihen Zinfen von höchſtens fünf non hundert "zur 
erkannt : werden. Dem Darleiher blieb alſo kaum 
ein anderes Mittel übrig, als ſich durch Abzüge 
vom dem Capital, oder vorbinein zit entrichtende 
Zinfen, oder durch Auflegung von mannigfaltigen, 
fehr drückenden Nebenverbindlichfeiten einiger Mas 
Ben ficher zu Stellen, oder für den unficheren Schulds \ 
ſchein eine eben‘ fo unfichere Valuta hinzugeben. 


Die Concurrenʒ um den Bellg’einer Sache 
an m nur die Eigenthlimer in ihren order 
rungen immer kühner, ſondern ſie bewegt (wie jetzt 
vorzüglich das Beyſpiel der Mitte lehrt,) ſelbſt 
bie Bewerber duch freywillige hohe Anbothe, die: 
der Eigenthümer kaum gewagt haben würde, ſich 
den Borfprung abzugewinnen, Bey dem Gelddar⸗ 
leihen fliegen fie im kurzer Zeit ſo hoch, daß der 
vecheliche und vorſichtige Mann der Das Capital‘ 
. zu Fonds Überdachter Unternehmungen zu berügen, 
| J A2 
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und die Zinfen mir dem Capital redlich zu bezahs 
fen willens war, die Concurrenz fortzufeßen nicht 
vermochte. Zwar blieben billige und Fluge Capi— 
talien » Befiger ihren Grundſätzen getreu, ſich mit 
mäßigen, aber fortdauernden Zinfen zu begnügen: 
Boch ſelbſt aus diefen wurden theils durch Das frey⸗ 
willige Anerbiechen vieler Entlehner, theils durch 
das mächtig um fich greifende Beyipiel, das fooft 
zur Beruhigung des Gewiffens ‚oder doch zur 
Hechrfertigung des Betragens dienen muß, viele 
verleitet, ihre Forderungen höher, als bisher, zu 
fpannen;, andere fagten ihre vorräthigen Eupitas 
fien ficheren Anleihern zu, don Denen fie zu Wu— 
chergeſchäften mißbraucht wurden; noch andere 30% 
gen fib, um nicht Durch die bloße Benennung eis 
nes Darleihers oder Geld» Megottanten , die mit 
dem Worte: Wucherer, gleich bedeutend wurde, mit 
den Wucherren in eine Ciaffe geworfen zu werden, 
von den Darleihbensgefchäften ganz zurück, und legs 
ten ihre Capitalien in die dffenclichen Fonds ein. 
So behaupteten faft einzig ſchamloſe Wucherer das 
Feld, die nicht in Herabfegung der Zinfen „ fons 
dern in den liftigften Kunſtgriffen, fie zu erhöhen, 
wetteiferten, und, die zwar leichtfinnigen und much» 
willigen Berfchwendern, oder Furzfichtigen Specu— 
fanten, oder dem Sturze nahen Entlehnern eine 
zeitliche, aber den Fall um fo ficherer herbey füh— 
rende, Dülfe, anborhen ; Dagegen den redlichen bes 
dächtlichen und nüglichen Unternehmern , zu Deren 
Behuf Die Aufhebung des Wuchergeſetzes befchlofs 
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fen warb, die Unterftügung gegen mäßige, mit 

der Denusung des Capitals im Verhältniſſe ſtehende, 

Zinfen gänzlich verfagten. Dieſe Schilderung hat 

der Gejeggeber zur Begründung des erneuerten Tbur \ 
hergefeges in dem Eingange vorausgefchicer: 

Eine vieljährige durch häufige Bew 

fpiele beftätigte Erfahrung bat, fage 
er, Die Erwartung, in welder bie 

vormahls gegen den Wucher erlaffo 

nen Gefege durch das Patent vom 

29. Sanuar 1787 aufgehoben wurden, 
nur zu febe widerlegt. An die Stelle 

der Durch dieſe Begünfiigung beabfichs 

teten freyeren DBerwendbung der Ca 

pitalien zur Unterffüßung nützlicher 
Unternehmungen trat ungemäßigte Ge— 

winnfuht, die auf die, Thorbeit der 

Berfhwendung, und die Drangum 

fände des DBedürfniffes fpeculirte, 

Fleiß und Betriebſamkeit muchlos 

mahte, den Privat-Eredit unter 

drückte, und die fhädlihften Folgen, 
auf Sitten und Öefinnungen verbrei— 

tete. Wir feben uns daher verpflich, 

tet einem Uebel von fo verbreiterem 

Einfluffe mit ernfter Sorgfalt ent 

gegen zu gehen, und Den weiteren 

Fortſchritten Desfelben auf gefesli 

“em Wege a6 Möglichkeit Einhalt 
iu thun. | 


F. a. Allge⸗ Der erſte Schrift zur Einführung des us 
meine Ans cherverbothes mußte dadurch gefchehen, daß das 
ER Patent vom 29. Ranuar 1787, welches 
den Contrahenten eine ſtrafloſe Freyheit im den 
Berabredungen eines, Gelddarleihens eingeräumt 
harte, nach feinem ganzen Inhalte aus 
Ger Kraft geſetzt wurde... Dagegen ward 
verordnet, Daß von nun an jeder Zins 
dertrag, woduch Geld auf Zinfen 9% 
fieben wird, um rechtlich zu feyn, und 
den Schuß der Öefege zu genießen, in 
Anſehung des Kapitals, der Zinfen, 
Der Bedingungen, und der Form nach 
Borfhrift Des gegenwärtigen Geſe— 
Bes gefhhloffen werden ſoll. cr 


Gleichwie Das erwähnte Patent, welches ges 
gen die befte Abfiche des Gefeßgebers die vers 
derbfichften Folgen hervorbrachte, nur das ent 
geltiihe Gelddarleihen zum Gegenftande hatte, 
ſo befchränfet fich auch Das vorliegende Wuchergefeg 
einzig auf den eigentlichen Zinsvertrag, wodurch 
Geld gegen Zinfen geliehen wird. Zinsberfrag, 
in ber ausgebehnteren Bedeutung der Rechts gelehr⸗ 
ten, faßt jedes enrgeldlihe "Darlehen einer 
verbrauchbaren Sache (die zum gewöhnlichen 
Gebrauche aufgezehrt oder hindan gegeben werden 
muß ) in ſich; Die Sache ſey nun Geld (das all⸗ 
gemeine Tauſchmittel oder Vorſtellungszeichen jeder 
Waare) oder Früchte, Eßwaaren, Getränke u. dgl. 
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An diefem Sinne wird. ein Zinsvertrag, und, 
wenn mandas, durch Die Öefege zugeitandene, Maß, 
der Zinfen überfchreitet, ein Wuchervertrag auh 
über andere dargeliehene verbrauchbare Gegenftänr 
de (neben dem Gelde aefihloffen. Dem Wucher in 
anderen Darleihungsgefchäften Schranfen zu fegen, 
hat der Gefeßgeber Der Eünftigen Eivil, und polis 
tifchen Öefeggebung vorbehalten ; gegenwärtig hats 
fe er nur den eigentlichen Zinsvertrag 
über Gelddarleihungen im Gefibte Die 
wefentlichen Erforderniffe Diefes Vertrages find: 
1.) die Erklärung der wechfelfeitigen Einwils 
ligung, mie fie bey jedem Vertrage von dem 
Geſetze gefordert wird; 2.) das Darleiben 
einer beflimmten Summe Geldes mit dem Bor 
behalte, daß fie in einem beilimmten oder unbes . 
ſtimmt gelaffenen Zeitraume wieder bezahlt werde. 
An dem Borbehalte kommt der Zinsvertrag mie 
dem unentgeldlichen Darleihen überein; in, Diefer 
Hinfiht fünnen alfo alle von dem letzteren gelten, 
de Rechts vorſchriften auf den erſteren angewendet 
werden. Darin aber unterſcheiden ſie ſich, daß 
3.) in dem entgeldlichen Darleihen ein Zins für 
das überlaſſene Eigenthum des Geldes zugeſagt wird. 
Der Zins kann aber nicht nur, was das Gewöhn— 
liche iſt, in einer Summe Geldes, die man Zinſen 
nennt, ſondern an deſſen Statt in Früchten, inans 
deren verbrauchbaren, oder unverbrauchbaren Ge— 
genſtänden, in, einer Schätzung unterliegenden, 
Dienſten, in was immer für Anderen Bedinguns 


$. 2. Aus⸗ 
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gen, oder in beyden zuoleich beftehen. Die iur 
Bere Form des Vertrags, die Art der Einkleis 
dung, in welcher Sprache, ob er mündfich oder 
ſchriftlich, mie oder ohne Zeugen gefchloffen wur, 
de, ift im allgemeinen gleichgültig; fie hört jedoch 
auf, gleichgültig zu ſeyn, wenn fie aufdie Haupts 
beitandtheife Einfluß gehabt bat, oder wenigftens 
einen gegründeten Verdacht eines folchen widers 


rechtlichen Einfluffes erzeuget. Der Zinsvertrag muß 


alfo, um feinem Ganzen Umfange nach rechtlich zu 
fen, und die Gontrahenten außer aller DBerant, 


wortlichkeit zu feßen, in Anſehung des Capi⸗ 


tals, der Zinfen, dberdedingungen, und 
der Foem der Vorſchrift des Öefeges gemäß ſeyn. 


Nebſt der erwähnten objectiven Einfchränfung 
des Wuchergefeges auf das Darlehen im Gelde 
($. 1.) ift auch Die ſubjective fehr beimerfenswerth , 
Daß diefes, nur gegen den go ſchädli— 
ben Wucher gerichtete, Geſetz nicht auf 
die den gemeinfbaftlihen Erwerb 
beförderlihben eigentlichen Handels— 
geichäfte der Handelsleure und Fa— 
briecanten unter ſich anzumwenden fen. 
Das Geſetz fordert hier zur Ausnahme zwey Stü— 
fe in Berbindung: 1) in Rückſicht des Objects, 
Daß ein eigentliches, den gemeinfchaftlichen Erwerb 
beförderndes, Handlungsgefhäft, und zugleich 2.) 
in Rückſicht des Subjects, Daß es zwifchen Hans 
delsleuten und Fabricanten unter ſich, folglich zwi— 
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ſchen Handelsleuten ober zwifchen Fabricanten, oder 
zwiſchen Handelsleuten und Fabricanten gejchloffen 
voorden fen. Solche eigentliche Handelsgeſchäfte 
werden über Waaren oder über Wechfel eingegans 
gen. Wenn alfo 3. B. der Großhändler dem Klein, 
händler, der Yabricant dem Kaufmanne Waaren 
auf Borg gibt; wenn der Kleinhändler dem Große 
händler, der Kaufmann den Fabricanten in Er— 
warfung eines Derlags mit Geldvorfhüffen unters 
flüge; wenn diefelben die auf fie gezogenen Wechfel 
ereditiven, oder acceptiren u. dgl, , fo genießen 
fie die angeführte Befreyung vom Gefege. Die 
Gründe dieſer Befreyung find nicht ſchwer einzufes 
hen. Diefe begünſtigten Perfonen fehließen unter 
ſich nur sehr felten veine Darleihensverträge, Die 
felben find faft immer mie anderen Handelsverträgen 
vermiſcht, oder doch in Verbindung, worauf fich 
die Borfchriften Des reinen Zinsvertrages nicht aus 
wenden laffen. Die unter ihnen über wahre Hans 
delsgefchäfte errichteten Borgverträge machen vors 
züglih den Faufmännifchen Credit aus, ſie beleben 
und vermehren den Kunftfleig, fie erweitern ben 
äußeren und inneren Berfehr der Natur » und-Kunfts 
erzeugniſſe, und verdienen dadurch einen bejondes 
ven Schuß der Öffentlichen Berwaltung Täufchunr 
gen und Hebervortheilungen zwifchen Perſonen, die 
ſelbſt Kunftverftändige find, kann man nicht fo 
leicht beſorgen, und viele Geſchäfte, die jedem ans 
deren unter veränderten Umftänden eine Bedrückung 
fcheinen müflen, Eönnen fir den Handelemann oder 
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Fabricanten, nach feinen Ausfichten auf Gewinn, 
oder nach feinen befonderen Berhältniffen, noch im— 
mer fehr vorcheilhaft und wohlthätig feyn. Bon 
Handelsleuten, aber auch nur von Dandelsleuten 
kann man mit Grund fagen, Daß es eine wahre, 
dauerhafte Wohlthat fen, auch gegen hohe, übers 
mäßig feheinende Zinfen, Hilfe zu finden, und 
wenn auch einige die Begünſtigung mur zu einem 
Furzen Aufſchube, aber defto größerem Sturze mißs 


brauchen, fo ift es doch für Den Staat fein Nah” 
theil, fondern vielmehr Vortheil, daß andere red⸗ 


fiche und gefhicktere Männer an ihre Stelle treten. 
Daher hatten unter den häufigen, aus der Abfchafs 
fung des vormahligen Wucher » Patents entftandes 
nen Klagen über den Wucher, fih doch nur fehr 
feltene Befchmerden ordentlicher Handelsleute und 


Fabricanten über Bedrückungen in eigentlichen Han, | 


delögejchäften eingemengt, weil dieſe noch immer 


x 


nad) den angenommenen , Durch lange Gewohnheit 


befeftigten, Grundſätzen und Marimen fort geführt 
wurden. Endlich wäre es für den Handelsverkehr 
überhaupt, und für Diejenigen, Durch die er unmits 
teilbar befördert werden foll,  insbefondere höchſt 
bebenklih, daß die Gerichtshöfe fih in eine Erfors 
ſchung, 0b einzelne Handelsgefchäfte für die vers 
tragfchließenden Theile vortheilhaft oder verderblich 
ſeyn, einlaffen foilen. Darum machten auch ſchon 
die älteren, obgleich ſtrengeren, WBuchergefege Die 
nahmlihe Ausnahme, und man kam bey der Nes 
vifion Derfelben überein , dag die Defchränfungen, 


4 
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welche allenfalls in dieſer Hinſicht gedeihlich ſchei⸗ 
nen würden, nur erſt bey den Berathſchlaqgungen 
‚über * neue Handels, und Wechſelrecht 
zur Sprache kommen koönnten. Allein ſowohl aus 
den Gründen, als aus den Worten des Geſetzes ers 
hellet, daß die Befreyung weder auf andere Stäns 
de, 05 fie gleich eigentliche Handels geſchäfte ſchlie, 
fen, noch auf andere als eigentlihe Handelsge 

ſchäfte, obfchon fie von Handelsfeuten oder Fabri⸗ 

eanten unter fich errichtet würden, auszudehnen fe. 
Undere Stände follen Eeinen ordentlichen Waarens 
handel treiben, und die Ausftellung trockener Wech⸗ 
fel it ihnen Dadurch benommen, daß felbe nicht 
einmahl als gewöhnliche Schuldurfunden gelten, 
(Berord. vom 25. Febr, 1791). Dagegen flreis 
tet aber auch Eein Grund für eine Begünſtigung 
der Handelsleute und Fabricanten in ſolchen Gear 
fchäften, die fie mit jedem anderen Bürger gemein 
‚haben. Selbft die Ausftellung eines Wechſels macht 
ein Geſchäft noch nicht zu einem eigentlichen Hans 
delsgefchäfte. Ein, zwifchen Mitgliedern des Dans 
Dels; und Fabricanten» Standes ausgefertigter Wech⸗ 
fel, hat zwar die Bermuthung, daß er ſich auf ein 
eigentliches Handelsgefchäft beziehe, für fich. Wenn 
aber Beweife oder auch nur gegründete Anzeiguns 
gen vorliegen, daß der Wechfel Feinen Dandelövers 
kehr zum Oegenftande habe, und daß ein anderes 
Geſchäft auf eine wucherlihe Weiſe eingegangen 
worden ſey, fo tritt die Unmendung des Wurhers 
gefeßes ein. Ohne dieſe Borficht war zu beforgen, 
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daß Darleiher und Entlehner ſich hinter Handels, 
leute verbergen, unter ihren. erbergten Nahmen 
Muchergefhäfte abfchließen, und daß diefinmäßige 
Gewinnſucht, und der auf das Derderben anderer 
berechnete Speculations-Geift den, dem Staate fo 
nüslichen, Handels: und Gewerbſtand, wie die Ers 
fahrung an anderen Ständen lehrte, von feiner 
wahren Beftimmung auf den wucherlichen Er— 
werbungsweg ableiten würden. 


$. 3. Rechts Die eigenthümlichen Haupttheile eines Zins ver⸗ 
un Erfore trages, wodurch) Geld auf Zinfen geliehen wird, find: 
a 1.) das Darleihen eines Capitals, d. i. einer bes 


dem Capi⸗ 
tal. 


ſtimmten Summe Geldes; 2.) die Zinſen; 3.) 
die auf das Capital oder die Zinſen ſich beziehen— 
ven Nebenbedingungen. An dem Geſetze über die 
rechtliche Befchaffenheit des Zinsvertrages mußten 
alfo die rechtlichen Erforderniffe diefer drey Bes 
ftandtheile insbefondere angegeben werden, 


Das Capital muß, da hier von einem eigents 
lichen Zingvertrage die Rede iſt, a) im Gelde geges 
ben, aber b) nur vargeliehen, folglich der vollftäns 
dige Betrag, welchen ver Darleiher gegeben hat, 
von dem Anleiher nach der Verfallzeit zurück ges 
zahlt, und umgefehrt von dem Darleiher der volls 
ftändige Betrag, welchen der Anleiher als Schuld 
an Capital zu bezahlen verfpricht, dem Anleiher 
gegeben werden, fo daß der Darleiher am Capital 
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niht mehr und‘ nicht weniger zurüu erhält, als 
er dem. Anleiher gegeben hat, 


Unter Geld verfteht man, a) vorzüglich die 
in Gold, Silber oder Kupfer ausgeprägten Müns 
jen, aber auch b) die als Münze geltenden üffents 
lihen Credits » Papiere CDanco » Zettel). Mur ent⸗ 
ftand die Frage, ob man nicht auch Die übrigen dis 
fentlichen Credirs » Papiere, nähmlich die von einer 
öffentlichen Caſſe ausgeftellten Schufdverfchreibuns 
gen, die fogenanaten dffentlichen Obligationen, als 
zum Privat» Darleihen geeignete Kapitalien erflär 
ren foll. Gegen die Zweifel, zu deren Eırdrterung 
ſich weiter unten die nähere Öelegenheit anbiethet, 
gaben die Betrachtungen den entfrheidenden Aus⸗ 
ſchlag, daß die öffentlichen Credits» Papiere auf 
der Börſe, und auch ben vielen Privat , Perfonen, 
fogleich in bares Geld umgefegt werden können; 
daß man durch deren Ausfchliegung die Maffe der 
Darleihensgegenftünde fehr vermindern , fomit dem 
Erwerbe, und den Berürfniffen den Privat , Ere, 
Die zu fehr erfchweren würde; daß viele, den Pri, 
vats Darleihungen nicht abgeneigte, Kapitaliften 
zwar einen beträchtlichen Vorrath an Bffentlichen 
Obligationen, aber nur einen mäßigen, ihrem Be— 
darfe angemefjenen, Betrag an barem Gelde befis 
gen, und daß fie Die Unbequemlichkeit , noch mehr 
aber auf dem flachen Lande und in Landſtädten, wo 
Feine öffentliche Börfe beſteht, die Schwierigfeit, 
Die Koften und Gefahr ‚ diefelben erft in bares Geld 
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umzufaufchen, von Darleihbungen ganz abhalten wür— 
de. Um jedoch dabey allen Bedrückungen des Ent, 
Iehners , fowohl in Rückſicht des Capitals als der 
Zinfen, auf das forgfältigfte vorzubeugen , befhloß 
man, daß der Werth der Öffentlichen Obligationen, 
welcher unter gemwiffen Zeirumftänden mit dem in 
denfelben ausgedruckten Nennwerthe nicht über eins 
ſtimmend, fondern mannigfaltigen DBeränderungen 
unterworfen iſt, fowohl zur Zeit des Darleihens 
als zur Zeit der Rückzahlung nach dem Dörfer Eurfe 
zu berechnen ſey. Hieraus entjtand folgende Vor⸗ 
ſchrift des Wuchergeſetzes. EC 


Un Capital foll den Anleiher der 
vollftändige Betrag, welchen er als 
EShuld an Capital zurück zu zahlen 
verfpriht, in barem Gelve, oder 
in öffentliben Obligationen gegeben 
werden : Dem Darleiber ſtehet frey, 
die Zahlung in Darem oder in öf— 
fentliden Dbligationen fih zu be 
Dingen, doch if der Werch. der Ich 
teren bey dem Darleiben nah dem 
zur Zeit des Darlehens beftandenen, 
und bey der Zurüdzahlung nah dem 
zu Diefer Zeit befiehenden Dorfes Sur 
fe zu berechnen. 


Welche Derabredungen des Gläubigers und 
Schuldners diefer Verordnung zuwider feyn, wird 


ä | 135 
weiter unten, wo von den wucherlichen Bedingun⸗ 
gen Die Rede iſt, erörtert werden. | 


Der Urfachen, aus denen ber Darleiher Zin, $- 4 Recht⸗ 
fen fordere , find mehrere: Die von ihm. vermißte Mn ak le 
eigene Denugung des Eapitald; der dem Anleiher bis 
zur Zahlungszeie zu Statten kommende Gebrauch ; 
‚die Gefahr, das Capital gar nicht, oder Doch zur 
«beftimmten Zeit nicht, wieder zu erhalten. Ohne 
Einfchränfung durch eine bürgerliche Geſetzgebung 
würde ein Grund alle übrigen entbehrlich machen ; 
die unabhängige Willkühr des Geldbeſitzers in der 
Beſtimmung der Zinfen, die der Anleiher , fobalder 
in Diefelbe ungeräufeht und ungezwungen eingewils 
Tiaet hat, als widerrechtlich. nicht beftreiten kann. 
‚Allein nicht alle diefe Gründe haben auch ‚bey dem 
Geſetzgeber afeiches Gewicht. Der Geſetzgeber kann 
jwar den Bürger nicht zu Privars Darleihungen 
jwingen; er Fann aber ‚indem er zum allgemeinen 
Wohl die Rechte der einzelnen zu. befchränfen, 
und unbilligen Bebrückungen vorzubeugen befugt iſt, 
die Bedingungen feflfegen, melche der Darleiher 
beobachten muß, wenn er den Schuß des Geſetzes 
genießen, und von Verantwortlichkeit frey fern 
will. Diefe Bedingungen müffen, wie es Recht, 
Billigfeit und Klugheit verlangen, fo befchaffen ſeyn, 
daß der Borggeber und der Borgnehmer daben ihs 
ve Nechnung finden, Der Wille des erfteren Fann, 
wenn auch der letztere ſich bey dem Anleihen dem» 
felven gefügt hätte, nicht Das einzige entſcheidende 
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Geſetz feyn. Dieß hat felbft der Geſetzgeber, ver 
das Wuchergefeß abſchaffte, dadurch anerkannt, daß 
er dem Darleiher, fobald feine Forderung das ges 
feslich beſtimmte Maß überſchritt, die Nechtshülfe 
verſagte. Der efeggeber, welcher die Entlehner 
gegen die unmäßigen Forderungen hartherziger 
Gläubiger in Schutz nimmt, erkennt nur diejenige 
Z:ofenforderung für eine rechtliche, die auf einen 
inneren , vechrlichen Grund geflüßt wird, und Dies 
fer liegt in dem Nechtefage: daß jeder die Früchte 
feines Eigenchums genießen , folglich der Gläubiger 
fürdenentbehrten Genuß feines Ca— 
pitals einen Entgelt erhalten foll. Die übrigen, 
oben angeführten , Gründe laffen fich , in fo fern fie 
oeltend fenn follen, auf eben den rund zurück⸗ 
führen. Der Gewinn des Entlehners verdient nur 
in jo weit Rückſicht, al8 er aus dem Haupk 
fiamm e ordentlicher Weife von feldft ſich ergibr, 
folalıh von dem Darleiher entbehrt wird; das Les 
bermaß ift eine Frucht von der Speculation, Ges 
fbicklichkeie und Thätigkeit des Schuldners, 
worauf der Gläubiger Feinen Anſpruch hat. Ends 
lich die Gefahr der Zeit, oder des gänzlichen Bers 
fuftes des Capitals, ift bey näherer Betrachtung 
aberinahl Gefahr des, gegen die Beflimmung und 
Erwartung des Öläubigers verlängerten , oder gänzs 
fiben Entgangs des frudtbringenden 
Hauptſtamms. Durch eine ſolche Bereinfa» 
hung des Geſichtspunetes wird der Geſetzgeber in 
Stand geſetzt, Das Maß der rechelichen Zinjen zu 
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beſtimmen. Denn Da daB Gegründete nicht weiter 


geht, als der Grund, fo gibt der Grund zugleich die 
Grenze des — an, oder deutlicher zur An⸗ 
wendung; Wenn dem Darleiher im Staate nur deß⸗ 
wegen ein rechtlicher Anſpruch auf Zinſen zuſteht, 
weil er bis zur Zahlungszeit die eigene Benutzung 
ſeines Capitals vermißt, ſo kann er auch nur ſo hohe 


Zinſen anſprechen, welche den gewöhnlichen, nach 


— 


dem ordentlichen Laufe der Ereigniſſe voraus zu 


ſehenden, Entgang des Gewinns aufwiegen. 


Bey einem Darleihen in einer verzinslichen, 


öffentlichen Schuldverſchreibung ſtellt 


ſich der Entgang aus den darin verheißenen In⸗ 


tereſſen von ſelbſt dar. Schwerer ſcheint die Des 


‚ rechnung bey einem Darleihen inbarem Gelde. 


Die Schrififtellee ſchlagen zu einer ſolchen Derechs 
nung berfchiedene Berhältnißgrößen vor: den Ertrag 
der Landwirchfchaft; die Größe der Zinſen, welche 


‚die Staats» Caffen geben, oder welche im Lande 


allgemein üblich find, Am Ende kommen aber die 
gleichzeitigen Schriftftellee eines Landes, ob fie 
gleich die eine oder andere Verhältnißgeöße als 
Mapftab annehmen, in ihren Durchaus gezogenen 
Mefultaten überein. Daran baften fih auch die 
Gerengeber bey Beftimmung der gefeglihen 
Zinfen , welche einem Eigenthümer, außer dem Falle 
einer Berabredung, im Falle.einer Befchädigung, 
oder verzögerten Leitung, 3. DB. des Kaufz, des 
Pacht, oder Miethgeldes u. d. gl., Kraft des 
UI Bam. B 
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Geſetzes entrichtet werden müſſen. Iſt es gerecht, 
daß ein Eigentlhümer, welcher fein Capital ohne 
alle Berabrevung, und gegen feinen Willen vermißt, 
ſich mit diefen Zinfen begnügen foll, kann man «6 
wohl widerrechtlich finden, daß er fih im (alle 
eines frenmilligen Darlehens feine höheren ausbedin» 
gen darf? An ven Deutſchen Defterreichifhen Erbs 
ftaaten waren fchon feit langer Zeit vier vom Hundert 
als die gefeglihen Zinfen erkläre. Doch geftattete 
fehon das ältere Wuchergefeg vom 26. April 1751, 
ohne Unterſchied, ob ein Kapital ofne oder gegen 
Fand geborgt wurde, fünf oder höchftens fechs vom 
Hundert durch Berfrag zu beftimmen. Erft vie fpätere 
Verordnung vom Sahre 1766 feßte die Vertrags⸗ 
zinfen allgemein auf vier vom Dundert, und die 
Berordrung vom Jahre 1768 ohne ypo— 
thef auffünf, und zwifchen Handelsfeuten und Gas 
bricanten auf fechs 8om Hundert. Selbſt das Geſetz 
vom 29. Januar 1787, welches die Wucherges 
ſetze aufhob, Kat doch den richterlichen Beyftand 
ben Darleihen mit Hypothek auf vier, und ohne 
Hypocthek auf fünf vom Hundert eingefchränft, 


Den der Derathfchlagung zur Wiederherftellung 
Des Wuchergefeges war es eine wichtige Frage, ob 
man die rechtlichen DBertragszinfen nach einem bleis 
benden Berhältniffe heile, und wie hoch man diefelben 
beftinimen foll. Da die Zinfen, um ein billiges Eben» 
maß zwifchen vemÖläubiger und Schuldner zu halten, 
nach Berfchiedenheit der Zeitumftände wandelbar fegn 
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müſſen, fo. ſtimmten einige Mitglieder für Die undeg 
flimmte Borfhrift, daß die landesüblichen 
Zinfen die cechtlichen feyn follen. Allein eine ſolche 
Vorſchrift legte den Bürgern erſt wieder eine weitere, 
und noch Dazu fehr unfichere Nachforſchung auf, welche 
Vertragszinſen die Landes üblichen ſeyn. Ge— 
rade in dem Zeitpunete des kund zu machenden 
Geſetzes ſtanden die Vertragszinſen ſehr ungleich, 
und die insgemein bedungenen ſtanden weit höher 
‚als man zu einem billigen Fbenmaße verwilligen konn⸗ 
te. Dover follte etwa das üblihe Benehmen billig 
fordernder Darleiher, oder der anlethenden Staatös 
Caſſen, oder der Recht fprechenden Gerichtshöfe zum 
Mafftabe dienen? Die Zweifel und Beſorgniſſe, 
welche bey rechtlichen Bürgern, die zu Darlei? 
hungen geneigt find, aus der Unbeftinimeheit der 
Ausfage- des Gefeges entſtanden feyn würden, Die 
Aueflüchte, welche fie dem mucherlichen Darleiher 
angeborhen hätte, ſchienen weit bedenkliche, als 
die Gefahr, daß das ausgedrikkte, rechtliche Zins 
fenmaß nad) mehresen Sabren vielleicht wieder 
geändert werden müſſe. In der weiteren Berathſchla⸗ 
gung Vereinigte man ſich gar bald, daß bey Feſtſtel⸗ 
lung des Zinfenmaßes der Unrerjchied zwifchen einem 
Durch Pfand verficherten , oder underficherten Dar⸗ 
leihen noch ferner in Betrachtung zu ziehen jey. 
Die Gefahr, die eigerie Benutzung des Capitals nich, 
nur durch längere, als vie beſtimmte Zeit, ſondern 
etwa auf immer entbehren zu müffen,, wird mit 
allem Rechte von wen Borggeber in Unfchlag ge 
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bracht, und nur die höheren Finfen, wodurch er 
für die unvermuthete Zahlungsunfähigfeit Eines 
aus mehreren Anleihern eine Entſchädigung erhäft, 
kann den vorfichtigen Capitaliftien zum perfünlis 
ben Eredite beftimmen, der als Unterftüsung des 
Handels und Erwerbsfleißes für den Staat höchft 


wichtig iſt. | 


Für bende Arten der Darleihungen aber vers 
langte Billigkeit und Klugheit eine Erhöhung 
Der bisherigen rechtlichen Zinfen. Nah Abfchaffung 
des älteren Wuchergeſetzes entftand eine allgemeine 
Erhöhung der bis dahin fandesüblichen Zinfen, fo 


Daß auch die billigeren Dahrleiher wenigſtens fünf 


bis ſechs vom Hundert forderten; ſogar fir die 
Öffentlichen, mit Hypothek bedeckten, Anleihungen 
wurden fünf bis ſechs vom Hundert verheißen. Eine 
tiefere Herabſetzung der Zinſen mußte das Beſorg⸗ 
niß erregen, daß die meiſten Capitaliſten die Copi⸗ 
falien den Privat-Anleihern aufkündigen, und 
entweder in fremde, oder in die inneren Dffents 


Tichen Fonds anlegen, und Dem Privat » Eredite 


entziehen würden. Dazu Fam noch die billige Bes 
trachtung daß, die Landwirthe, die Eigenthlimer 
der Mietwohnungen, vie Gemwerböleute bey dem 
fteigendem Werthe der Sache die ihnen gelichenen 
Sapitalien fruchtbarer benutzten, und anderer feits 
die Dahrleiher ihre Bedürfniffe mir den herabgefegten 
Zinſen zu befriedigen unvermögend gemefen wären. 
Doch mußte zugleich Die Vorſicht beobachtet werben, 
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die rechtlichen Zinſen nicht in ſolchem Maße zu 
erhöhen, daß der Auleiher, wenigſtens ohne eine 
beträchtliche Erhöhung der Preiſe ſeiner Feilſchaften, 
nicht beſtehen EBnnte, oder daß es den Geldbeſitzern 
vortheilhafter gewefen wäre, ihre Capitalien uns 
thätig zu benugen, als ſie durch Fleiß und nügliche 
Unternehmungen in Umlauf zu fegen. Alle dieſe 
- Betrachtungen führten zur nachftehenden Bor 
ſchrift. 


Als rechtliche Zinſen können bey 
einem gegebenen Usterpfande höch— 
ftens fünf, obne Unterpfand höchſtens 
ſechs von Hundert auf ein Jahr be 
dungen werden. Die Antabulation 
oder Dormerfung erhält nur bis zum - 
vehtlihen Betrage volle geſetzliche 
Wirkung. | . 

| Y ER 

Die bekannten Einwendungen, daß eine Des 
fchränfung der Vertragszinſen eine Stockung des 
Privat: Credits herbey führen; daß mehrere, felbft 
fir das allgemeine fehr geveihliche Unternehmungen 
aus Mangel des nurhigen Vorfchuffes gegen Die ges 
mäßigten Zinfen unterbleiben, und daß die Anleiher 
gegen die Darleiher, welche durch DBerminderung 
des Pfandwerthes oder den Berfall ihres Schuldners 
und die verzoͤgerte Frecution fehr oft große, mit 
den rechtlichen Zinfen in Eeinem Berhältniffe fe 
hende, Gefahr laufen, zu fehr beglinftigee würden, 
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winden theils durch eine mehrjährige Erfahrung 
feit dem erneuerten Wuchergeſetze widerlegt, 
theils bemeifen fie zu viel, daß es nähmlich 
gar Feine aefeglihe Befchränfung der Zinfen geben 
foll, theils beweifen fie, daß wahre Waeverträge, 
wo die Fonds » Kigenthümer den Berluft ihres 
Eapitald ganz oder zum Theil übernehmen, in 
ein Öefeg über den eigentlichen Finsverfrag, wie 
Das gegenwärtige ift, nicht mit einzuziehen, oder 
daß bey, für das gemeinfchaftliche Beftenüglichen, 
Urterneismungen, (wie z. DB. den privilegirten 
Leihbänken) Befreyungen zu ertheilen, oder endlich, 
daß in dem bürgerlichen Gefeßbuche, und in der 
Gerichtsordnung für die Sicherſtellung der Gläubi— 
ger, und die Schnelligkeit der Execution die gerech— 
ren Rückſichten genommen werden müſſen. Darum 
verweigert auch das vorliegende Geſetz fogar dem> 
jenigen Gläubiger, der fich widerrechtliche Zinfen bes 
dungen hat, weder die Einfragund in die dffentlichen 
Pfandbücher CAntabulartion oder Bormerfung), no 


‚die Execution; doch hat die erftere nur bis zu dem 


rechtlichen Betrage volle gefegliche Wirkung, auch die 


letztere wird nur bis zu eben dem Betrage ertheilet. 


Die Erhöhung der rehtlichen Vertrags 
jinfen fchien auch eine Erhöhung der geſetzlichen 
zu fordern, damit der wohlthätige Gläubiger, 
welcher unentgeldlich borgt, nicht ſtrenger behandelt 
werde, als der, welcher gegen Zinſen geberget hat. 
Allein Das OR ſagt: 


» 
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Wenn die Zinfen nicht ausdrücd, 
ih bedungen, fondern auß dem Ge— 
feße zujuerfennen find, bleiben felbe 
noh ferner auf jährlide vier vom 
Hundert, in Öalizien auf fünf, dann 
in Trieft, undbey Forderungen Der 
Handelsleute unter fih auf ſechs vom 
Hundert beſtimmt. 


Diefe gefeglichen Zinfen waren bereifs in Dem 
Peivat-Rechte feitgefegt. *) Es lag außer dem 
Zwecke des Wuchergefeges, hierin eine. Abänderung 
zu treffen; fie ward Daher der Berathſchlagungküber 
Das neue bürgerliche Geſetzbuch vorbehalten. Ueberz 
dieß kann der Geſetzgeber nicht voraus fegen, Daß die 


Gerichtshöfe muthwillige Berzögerungen der Zahlung 


dulden werden, und jedem Gläubiger, welder uns 
entgeldlich darleiht, fieht es fren, ſich wenigſtens auf 
den Fall der uncerbleibenden Zahlung die rechtlichen 


Zinſen zu bedingen. 





*) Nach der Verordnung vpm 17. Juny 1788 gebühren 
dem BGlaͤubiger die gefeßlichen Zinfen von dem Tage der 
abgelaufenen Zahluugsftift, und wenn feine Jahlungss 
frift beftimmt worden ift, vom Tage der gerichtlichen oder. 
außergerichtlichen Cinmahnung. Für Galizien wurden 
fie in dem für diefe Provinz Fund gemachten Gefegbude 
III. Thl. $. 256. auffünfvom Hundert, für den Tries 
fier- Pag, dann fir die Forderungen der Handels 
leute, der Commercialiften und Fabricanten unter fi 
auf ſechs vom Hundert ausgedehnt. Verord. vom 
30. October 1788.und vom 4. July 1792. 


$:6. Rechte Das Wuchergefeg läßt den vertragſchließenden 
hg Theilen die Frenheit, fowohl in Rücklicht des Capi⸗ 
tals und der Zinfen, als auch außerdem beliebis 
ge Bedingungen zu fegen, nur dürfen fie, damit 
Das Geſetz, und deſſen wohlthätiger Zweck, den 
Anleiher vor den Bedrückungen des Darleihers fis 
cher zu ſtellen, nicht vereitelt m ET, dem Wuders 
geſetze nicht zumider laufen. Annerhalb der. gefeßliz 
chen Schranken können fie alfo bedingen, daß das 
Capital in barer Münze, oder in Öffentlichen Eres 
Dis» Papieren, oder in benden zugleich gegeben 
oder „zurüickbejahft; daß Die Zinfen in der einen 
oder anderen Art, oder in Früchten, in anderen Sa: 
chen, oder in Dienften entrichtet werden, nur darf 
der Werch die rerhrlichen Zinſen nicht überfchreiten. 
Sie mögen den Zuhlungstag beflimmen, oder uns 
beſtimmt lajfen, eine kürzere oder längere Zahlungs» 
friſt, Theilzahlungen, und den Berluft diefes Nechte, 
wenn mit ſelbem nicht genau jugehalten wird, ein 
Danopfand, oder eine Hypothek, oder feines von 
beyven bedingen. Bedingungen, fagt das Ge⸗ 
feg, find bey einem verzinslihen Dar— 
leihen nur dann rechtlich, wenn durch 
Diejelben dem AÄnleiher weder in Rück 
ſicht des Capitals noch der Zinfen 
eine größere Derbindlidfeit aufers 
legt wırd, als Das gegenwärtige Ge⸗ 


ſeß geſtattet. 
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Eine nähere Erdrferung, wie bie Dedinguns 
gen in widerrechtliche, wucherliche, oder des Wu⸗ 
chers verdächtige ausarten, kommt weiter unfen vor. 


Zur redtliden — eines ins $- 7. Recht⸗ 
liche Norm 
dertrages wird, nah dem Geſetze; erfor eines Zins 
Derf, daß er den Betrag des gelich er vertrages, 
nen Capitals,und ob ſolches im Gelde, 
Oder in welcher Gattung von öffent 
lihben Dbligationen, oder in beyden 
zjugleih, und wie viel von beyden 96 
geben wurde, Dann die. bedungenen 
Zinfen, und die auf Die Zahlung des 
Capitals ſowohl als der Zinfen fid 
beziehenden —— ah 


Das Geſetz fehreibt Diefe Form nicht als eine 
weſentliche vor, deren Vernachläſſtgung den Ders 
trag ungültig. oder zu einem wucherlichen macht; 
ein Zinsvertrag kann mündlich mit wenigen Wor, 
ten gefchloffen werden. Sie ift nur, wie wir in 
dem Berfolge fehen werden , eine horfichtige Ers 
innerung an die Partenen, auf welche Puncte fie 
in einer vollftändigen Urkunde iiber einen Zinsver⸗ 
trag Bedacht nehmen follen, damit er einem Strei⸗ 
te, feinen Zweifel oder Verdachte eines Wuchers 
unterliege, ‚indem die Urfunde , wenn die erwähn— 
ten Beftimmungen nach der Borfchrift der vorftes 
henden Paragraphe eingerichtet worden find, ſogleich 
Die vollftändige Nechtlichkeit des Vertrages darſtellt. 
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ee Es liegt in dem Begriffe eines jeden (reinen 
pital, enfgelolichen oder unentgeldlichen) Darleihenvertras 
ge6, daß weder der Geber noch der Empfänger 
etwas verfchenfen,, fomit der Erſtere das vollftäns 
dige, gegebene Capitel nach der DBerfalljeit wieder 
zurück erhalten, und der Leßtere nur fo viel bezahs 
len wolle, als er empfangen hat. Jeder Abzug von 
der einen oder anderen Seite ift an fich widerrechtlich. 
Darum ließ fchon unfere ältere Geſetzgebung, ob fie 
gleich das AWuchergefes -aufgehoben hatte, den Ans 
leiher die Einwendung des unvollftändigen Ems 
Pfanges offen. Das jegige Geſetz aber erklärt eis 
nen folhen Abzug nicht nur. für widereechtlich, 
foudern auch für einen ftrafbaren Wucher. Die Einz 
willigung des Anleihers hebt nach Dem Wuchergeſetze 
weder dad Unrecht, noch die Strafwürdigkeit auf, 
weil der Gefeßgeber fie Doch immer für eine durch 
Ränke, durch den benugten Unverftand des Ent» 
lehners, oder den Drang der Umjtände verurfachs 
te Bedrückung anfieht, Die, wenn fte flraflos 
bliebe, auch auf das Allgemeine einen nachtheilis 
gen Einfluß haben würde. Wenn der Anleiher of 
fenbar in den Abzug gar nicht eingewilliget, wenn 
ihn der Durleiher duch liſtige Borjpieglungen, 
duch wirklihe oder angedrohte Gewalt zur (äu⸗ 
ßeren, materiellen) Einwilligung verleitet hat, 
oder wenn er einen bloß in Erwartung des Ems 
pfangs ausgeftellten Schulojchein als einen wire 
ih ſchon bejiehenden geltend macht, fo ift die 
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That nicht nur ein Wucher, , fie ift ein Betrug, 
und unterliegt der PENDEANI RACHEN. 


Für Wucher im Eapital erklärt demnach | 
das Geſetz: 


a) Wenn dem Anleiher unter was 
immer für Benennung Abbruch an 
dem Sapitale gefhehen if, oder zu— 
folge der Verabredung gefhehen foll; 
b) wenn dem Anleiher Start baren 
Geldes ganz oder zum Theil Privar 
Forderungen, Waaren oder ander! 
Habfchaften gegeden werden; C) wenn 
um dem vorausgehenden Berborhe 
auszuweichen, ein wieimmer verkleis 
deter Bertrag gefhloffen wird. 


Der erfte Fall ift fo allgemein abgefaßt, Daß 
er alle mögliche Arten der Abzüge oder Beeins 
trächtigungen im Capital in fich fehließt. Der Abs 
zug mag gleich anfänglich bey Zuzählung des volls 
- ftändigen Capitals, wovon aber der Darleiher for 
gleich wieder einen Theil zurück nimme, oder in Der 
Folge dadurch geſchehen, Daß Der Anleiher mehr, 
ald er empfing, verſchreibt, ſomit zur Verfallzeit 
mehr bezahlen ſoll. Der Abzug mag von den Dar 
feiher unter was immer für einem Vorwande, uns 
tee was immer für einer Benennung für fich, ober 
für andere, 3.B. als Mäklerlohn für den Unterhändler 
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geichehen feyn. Wäre auch das Vorgeben in ber 
Wahrheit gegründet, hätte auch der Darleiber das 
Geld unter den nähmlichen wucherlichen Bedinguns 
gen, unter, welchen ev e8 von einem Dritten em⸗ 
pfing, dem Anfeiher, ohne einen Gewinn für 
fih zu behalten, übergeben, hätte er wirklich Uns 
terhändlern Die dem Anleiher aufgerechneren Ges 
fhenke gemacht; er wlirde doch des Wuchers 
ſchuldig feyn. | 


In dem zweyten Falle macht ſchon die Bes 
fhaffenheit des Dargeliehenen Gegenftandes Das 
Geſchäft zu einem mucherlichen. Damit ein Datles 
ben in Unfehung des Capitals rechtlich ſey, muß 
ed in barer Münze, oder in Banko⸗Zetteln, 
oder in, Öffentlichen Obligationen. gegeben werden 
(8. 3.). Zur Belebung des Umlaufs und Privat⸗ 
Credits empfahlen fich zwar auch Privar-Fordes 
rungen, wie Wechfelbriefe, Schuldfcheine, uns 
verficherte , oder durch Handpfand, oder Hypo” 
thek verficherte fogenannte Tabular⸗Poſten, over 
Sasbriefe, und fie Fünnen unftreitig in mehreren 
Fällen, da fie auf einen vedlichen zahlungsfähigen 
Schuldner lauten, oder auf eine zureichende Art 
befeftiger find , einen gleichen Werth mit den übri⸗ 
gen rechtlichen Darleihensgegenftänden haben, Als 
fein ins Ullgemeinen waren fie immer ein vorzüg—⸗ 
liches Vehikel des Wuchers. Durch den blendenden 
Rang, Stand oder Nahmen des YAusftellers ge 
äufcht, oder um nur einen Theil baren Geldes 
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‚zur Stiflung der drückendeſten Bedürfniſſe zu ems 
Pfangen, bequemten fich viele Anleiher, Schuld⸗ 
fbeine, die feinen oder Doch nur einen, im Ders 
hältniffe zu der darin genannten Summe fehr gerin, 
gen, Werth harten, als vollgültig anzunehmen, 
und Titten fowohl in Zinfen als im Gapital ven 
empfindlichften Verluſt. Da dieſe Fälle bey weis 
tem die gemöhnlüchften; Die Ausnahmen dagegen, 
in welchen leicht einbringliche Forderungen ſtatt 
baren Geldes gegeben wurden (aufer dem werd, 
‚felfeitigen Verkehre zwifchen den Handelsleuten, 
und“ Fabricanten, worauf ſich das Geſetz nicht bes 
jiehe 9. 2), nur höchft feltene Fälle waren, wels 
che aber, wenn man fie ald Ausnahmen duldete, 
fehr viele Borwände zur Straflofigfeit, und eben 
fo viele Streitigkeiten und befehwerliche Nachfor⸗ 
ſchungen nach fich ziehen würden, und da es end» 
lich in folchen wirklichen Fällen dem Befiger nicht 
ſchwer fallen kann, die Forderung in bares Geld 
umzuſetzen, und ſelbes dem Anleiher zu borgen; 
fo hielt ſich der Geſetzgeber mit Recht an die Mas 
xime: Jura constitui oportet ex his, quae 
ut plurimum accidunt, non quae ex in- 
opinato (leg. 3% Dig. de legib.) 

Daher Ednnte ein Borggeber auch Dann, 
wenn er eine vollgültige Privat Sorderung ftatt 
baren Geldes geborgt haben würte, von. ver 
Strafe des Wuchers nach der Strenge des Geſetzes 
nicht frey gefprocben werden. Alles, was hier von 
Forderungen bemerkt wird, iſt in gleichem Maße 
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auf, ſtatt baren Geldes gegebene, Waaren, 
oder andere Habſchaften amjumenden. 
Die Strenge des Geſetzes, welches, aleich anderen 
Strafgeſetzen, nicht auf die einzelne Beſchädigung, 
fondern auf die aus der Uebertretung zu beforgende 
gemeine Gefahr Bedacht nimmt, würde auch hier 
eintreten, obſchon der Empfang an Waaren oder 
anderen Habfchaften redlich angegeben, und der 
Preis in einem billigen Verhältniſſe angefegt wors 
Den wäre. \ 


Die Vollftändigkeie forderte noch den dritten 
Fall einzufchliegen, und der Ausbeugung zu be 
gegnen, daß Fein Zins», fondern ein anderer Vertrag, 
oder Doch Fein reiner, fondern ein mit einem ans 
deren zufammengefegter, außer den Grenzen des 
Wuchergefeges liegender, Vertrag geſchloſſen worden 
fey. Der liftige Wucherer verkauft z. DB. dem Geld— 
Dürftigen Waaren auf Borg. Diefes geftatter das Öes 
feß. Er nimmt fie ihm um einen wohlfeileren Preis 
wieder ad; auch diefer Vertrag ift ſtraflos, und 
wenn feine Verkürzung über die Hälfte des Werths 
vorgeht, fogar rechtlich, und doch iſt das Geſchäft 
nur ein verkleideter Wucher. Dover ein dürftiger 
Hauseigenthümer verpfänder fein Haus einem ers 
dichteten Gläubiger für eine Schuld, z. DB. von 
4,000 fl.; dieſer cedirt fie einem Dritten für 
‚3,000 fl-, die der Hauseigenthlimer empfängt, 
Bende Verträge wären an fih gültig, aber zufolge 
der Verkleidung find fie ein Wucher, wodurch Der 
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Schuldner ſtatt der beſtätigten 4,000 fl. nur 
3,000 fl, erhält. h & 
* 


Für MWucher in Zinfen erklärt das Gefeg: I 9 Bu- 
a) Wenn höhere Zinfen, ale ehtlihen Sins 
erlaubt ift, bezogen; b) wenn Zinfen 
von Zinfen genommen; c) wenn durch 
den verwilligten Fruchtgenuß des Um 
ferpfandes dierehtlihenZinfen übers: 
fhritten; d) wenn die Zinfen von 
mehr als einem halben Jahre vor abs 
gezogen werden. 


Die erfie Verabredung, fie fey num verheim⸗ 
fichet, oder in der Schuldurfunde ausgedrückt, iſt 
eine unzweifelhafte Weberfretung eines, das Maß 
der Zinfen beftimmenden, Wuchergefeßes. Minver 
einfeuchtend ift die WiderrechrlichFeie des zweyten 
Falls. Der Gläubiger rechnet mie Necht auf die 
pünctliche Entrichtung der Zinfen, die er unmits 
telbar felbft benügen, oder als Hauptflamm eis 
nem Dsitten, oder wohl auch eben vemfelben 
Schuldner gegen die rechtlichen Zinfen überlaffen 
würde; darum fagte ſchon ein altererer Rechts⸗Phi—⸗ 
fofoph: Zinfen von Zinfen zu nehmen, fiheine ihm 
eben fo wenig anftößig, ale eine Schlußfolge aus 
einer anderen Schlußfolge zu ziehen. Diefer Grund 
legt dee bürgerlichen Gefeggebung die Vorſorge 
auf, daß der Gläubiger die verfallenen Zinfen oha 
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ne Dersdgerung als einen neuen Haubtſtamm ge⸗ 
nießen könne. Die Mittel find: Gchncilrgfeit ber 
Erecuflon; die Borfchrift, daß rem Gläubiger 
nah tberreichter Klage von den (binnen einer an. 
gemeſſenen Friſt) verfollenen Zinſen als von einer 
neuen Stammſchuld die Zinſen gebühren ; vie Ger 
ſtattung, daß er fih Über Diefelben, ale ein Car 
piral, einen Schulofchein ausftellen laffe, und dar 
von Die rechtlichen Zinfen bevinge. Aber ohne eine 
fo' he Beſchränkang könnte das Befugniß, Zinten 
von Zinfen zu nehmen, wenn der Öläubiger ſehr 
kurze Zahlungsfriften vorſchreibt; wenn er Dem 
leichtfinnigen Schuldner oder deſſen Erben, Denen 
die Schuld vielleicht ganz unbekannt ift: weder 
gerichtlich, noch aufergerichtlich ‚zur Bezahlung 
der Zinfen einmahnet , zum großen Berderben der 

Schuldner gemißbrauchet werden, | 


Die Zinfen können auch in anderen Gegenftüns 
den, als im Gelde, fie Fönnen z.B indem Fruht⸗ 
genuffe des zur Sicherheit der Schuld einge 
räumten Dfandes: eines Haufes, Grundſtückes 
u. f. w. beſtehen; doc darf der Werth des vers 
willigten Genuſſes die zu PVrocenten beitimmfen 
rechtlichen Fınfen zu fünf von Hundert nicht Übers 
fleigen. Der in ſelcher Urt begangene Wucher Fälle 
bey einem ordentiihen, im Gelve fälligen Bezuge, 
3: B. des Mirgliedes, fogleih in die Augen Oft 
Fann er fih erſt aus der vollftänvigen Berechnung 
eines oder miehrerer Jahre ergeben, indem zur Er- 
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hebung des reinen Gewinns, die Abfälle, Koften, 
Unfälle, Mißwachs u. d. gl. in Abſchlag zu brins 
‚gen find. Es ift die Pflicht des Darleihers, ſich 
Durch eine ordentliche Kechnungsfüi hrung gegen die 
| Beſchuldigung eines Wuchers ſicher zu ſtellen Ueber⸗ 
nähme er an die Stelle der Zinſen die ungewiſ⸗ 
fen Früchte in Bauſch und Bogen, ſomit die Ges 
fahr, weniger als Die vechtlichen Zinfen zu erzies 
len, fo wäre die Derabredung vielmehr ein Ge— 
meinſchafts » oder Societäts ‚Vertrag, der aber 
der gemauern gerichtlichen Prüfung unterliegt, 06 
er nieht bloß zur Verkleiduug des Wuchers ge⸗ 
ſchloſſen worden ſey. 


Die Friſt zur — —— der —— ein auf 
eine für bende Theile billige und zuträgliche Weife 
beftimme werden. Um billigfien könnte ſcheinen, 
Daß für Die tägliche Benutzung auch Die Zinfen von 
Tag zu Tag gezahlt werden; aber folche 'Eleine 
Stückzahlungen find weder dem einen noch dem 
andern Theile anftandig, Dürfte der Gläubiger von 
einem auf mehrere Jahre bedungene Darlehen ben 
vollen Betrag der Zinfen oder einen beträchtlichen 
Theil, verfelben vorhim abziehen, fo würde der 
Hauptftamm, den der Entlehner nur nach Mag feis 
nes Bedürfniffes verlangt, zu fehr geſchwächt, und 
eö wäre unbillig, daß er für die ällmählige Benu⸗ 
gung fo viel auf ein Mahl voraus bezahle. Mar 
Fann aber auch dem Berleiher einer Sache nicht zu⸗ 
muthen, Daß ex den Entgelt für den Nutzen, ven 
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er bennahe täglich unmittelbar felbft aus der Sache 
hätte ziehen können, durch längere Zeit entbehrgn, 
und vielleicht fehon zur erften Berfallzeit den Ents 
gelt erft durch Erecution eintreiben fol. Daranf 
gründer fich die Gewohnheit, Daß an einigen Orten, 
wie 3. B. bier in Wien, die Mieche für die Woh⸗ 
nungen ein halbes Jahr voraus bezahlet wird. Auf 
gleiche Arc geftattet das vorliegende Gefer die Zins 
fen von einem halben Jahre voraus ab 
zuziehen. 


$ ro. Wu⸗ Der Anfeiher Fann den vollen Nennwerth des 
— Capitals gegen rechtliche Zinſen empfangen, und 
doch durch die Beſchaffenheit des Capitals, durch die 
auferlegte Zahlungsart, oder Durch andere Neben⸗ 
verpflichtungen und Bedingungen verkürzet werben. 


Fir Wucher in Bedingungen erklärt Das 
Geſetz: | * 
a) Wenn außer der ausgedrückten 
Friſt der theilweiſen oder gänzlichen 
Rückzahlung des Capitals und Abtra— 
gung der Zinſen, dem Schuldner unter 
was immer für einer Geſtalt, und Benen— 
nung, Nebenſchuldigkeiten aufgeleget, 
oder für ſich, oder für andere Neben— 
vortheile bedungen werden; b) wenn 
in Anſehung der öffentlichen Obliga— 
tionen etwas gegen die im 9.3. über. 
den Werh derfelben gegevene Beſtim— 
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mungen bedungen; c) wenn Öträbtedee | 
wird, daß nach der Derfalljeit ver 
Forderung, das Pfandſtück dem Gläu— 
biger beimfalle, oder daß er es um 
was immer für einen, oder um einen 
fon vorhinein Serimmeen Preis vers 
äußern könne. 


Die erfte Vorſchrift ift die aflaemeine Schußs 
wehre, daß dem Anleiher für das Darleihen außer 
dem wirklich empfangenen Capital, den rechtlichen 
Zinfen und der, dem Webereinfonmen überlaffenen, 
Friſt der theilmeifen oder gänzlichen Zahlung des 
Capitals oder der Zinfen Feine Nebenverbindlichkeiten 
aufgeblirdet werden, Die im Grunde Doch nur ein 
Zuſatz zum rechtlichen Entgelt, ein widerrechrlicher 
Zuſatz zu dem Capital oder den Zinfen, folglich ein 
verkleideter Wucher feyn würden. Die Demäntlungen 
find fehr mannigfaltig, und ofr fo liftig verwebt, daß 
es felöft dem geübten Auge ſchwer wird, fie ju ent 
falten, und das Widerrechkliche von dem Rechtlichen 
zuunterfcheiden, Geſchäfte von verfchiedener Are wers 
den gefliffenelich in einander verwickelt, DBerkürs 
zungen im Darlehen auf andere Verträge, in welchen 
fie geduldet oder doch firaflos find, Übertragen, 
und fo viele Haupt» oder Nebanperſonen mit eins 
gemengt, daß man am Ende kaum weiß, wer der 
Beſchädiger oder der Defchädigte fen, und an 
wen man fih der Verkürzung wegen zu halten 
habe, 
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Aus den zahllofen Wucherfichen Bedingungen . 


hebt das Geſetz hier zwey insbejondere aus, 


Die erſte betrifft die dffentlihen Dblis 
gationen, in fo fern in Anſehung derfelben et 
was gegen die im $. 3, über ihren Werch gegebene 
Deilimmung bedungen wird. Eobald Das Geſetz 
erklärte, daß Darleihen in öffentlichen Obligatios 
nen geſchehen düefen, geſtattete es zugleich, Daß 
die Zahlung in eben denſelben bedungen werden 
könne. Wer ein Darlehen in Metallgeld, oder in Ban⸗ 


co / Zetteln, oder in oöffentlichen Obligationen gibt, 


kann ſich die Rückzahlung in eben ver. Balura, in 
welcher er es geaeben hat, oder in einer Art der 
übrigen zwey rechtlichen Darleihens gegenſtänden bes 
Dingen; nur muß dabey, vermöge der Dauprabficht 
dee Wuchergeſetzes; jede Verkürzung des Entlehners 
vermieden werden. Diefer wollte man in dem $ 3» 
des Wuchergeſetzes am ficherfien durch Die Bor; 
Schrift begegnen: Daß dem Darleiber (Bffentlicher 
Dbligationen) zwar frey fiehe, die Zahlung in 
Barem oder in üffentlichen Obligationen (von der 








nähmlichen oder einer andern Art) fich zu beine 


gen; doch fen der Werth der lesteren bey dem 
Darleiben nah dem zur Zeit des Darleihens bes 
ftandenen, und bey der Zurückzahlung nach dem zu 
dieſer Zeit beſtehenden Börſe-Curſe zu berechnen. 
Geſetzt alſo, jemand gibt ein Darleihen in zwanzig 


fünfprocentigen Banco-Obligationen, deren jede 


den Nennwerth von 1,000 fl. in ſich enthält, zu 
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einer Zeit, in welcher fie nach dem Bbrſe⸗Curſe 
im allgemeinen Verkehr nicht in ihrem vollen Renne 
werthe, ſondern nur gegen einen Bertut von zehn 
bey hundert angenommen werden, fo Fann der 
Darleiher, ob er fich gleich die Zahlung in eben 
den elben Obligationen bedingt, zufolge viefer Bora 
ſchrift, dem Entlehner nicht eine Summe von 
'20,000 fl., fondern nur von 18,000 fl. als 
Darleihens : Capital anrechnen; er kann alfo auch 
nur Die jährlichen Zinfen von 18,000 , nicht vom 
20,000 fl.. verlangen. Nach der Berfalljeit des 
Capitals tritt die nähmliche Berechnung ein. War 
te in der Zwiſchenzeit der Werth Diefer Obligarior 
nen noch einmahl fo tief gefunfen, fo koͤnnte der 
Schuldner ben dem Nückerftarten jede derfelben, ob 
fie gleich den Nennwerth von 1000 ffl. ausdrückt, 
nur zu 800, wäre aber ihr Werth in bei Zwi⸗ 
ſchenzeit um die Hälfte geſtiegen, ſo könnte er jede 
zu 950 fl. berechnen. Vorſichtige Parteyen ſetz⸗ 
ten bey einem ſolchen Darleihensgeſchäfte den Boör⸗ 


fe» Eurs der geborgten Obligationen ſogleich in den 


Schuldſcheine an, und beſtimmten ausdrücklich, 
daß die Zahlung in eben ſolchen Obligationen, nah 
dem ju jener Zeit beftchenden Börje-Curfe zu’ lei⸗ 
ſten fey. Keines von benden machte die erwähnte 
Vorſchrift des $. 3. zur Pflicht. Denn der zur Zeit 
des Darleihens beftandene Böerſe-Curs ergab fi) 
theils aus der jährlichen Entrichtung der rechtlichen 
Zinjen (die nur von dem nach diefem Eurfe zu bes 
vechnenden Capical zu bezahlen waren) , theils konn⸗ 
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te er auch bey längerer Zahlungsfrift noch immer 
aus den aufbewahrten Bffentlichen Börfeblichern , 
oder aus Den Zeitungsblättern,, denen der Dürr 
fe» Eurs einverleibe ift, erhoben werden Daß 
aber der Werth der dargeliehenen, fo wie der zur 
Zahlungszeit gegebenen, Dbligationen nach dem jes 
desmaähligen Börfes Eurfe zu berechnen fen, ers 
klärte fchon Das Geſetz; es bedurfte feiner Erklä—⸗ 
rung der Kontrahenten. Ja Parteyen, Denen an 
einer beſtimmten Urt der rechtlichen Zahlung eben 
‚nicht fehr gelegen war , brauchten fie gar nicht zu 
bedingen, und es verftand fich aus der Natur der 
Sache, daß das Darleihen in eben der Art, wie 
es gegeben ward, zu entrichten fen. An fich, oder 
in Hinfiche auf den Werth war es auch, fobald 
nur die Berechnung nach der. Vorſchkift des {. 3. 
gefhah, gleichgültig, ob die Schuld bar oder in 
dffentfichen Dbligationen abgetragen wurde; nur 
Die Unbequemlichfeit, oder in Eleineren Ortſchaften 
Die Schwierigkeit, die Obligationen in bares Geld, 
Dover dieſes in jene umjufegen, Fonnfe den Darleis 
ber oder Entlehner bewegen, auf einer (ausdrück— 
lieh verabrederen oder zu Vermuthenden) Urt ber 
Zahlung zu befiehen. 


So Elar die Vorſchrift Des d. 3. bes Geſetzes, 
meiner Einſicht nach, war, fo harte Doch überfpanns 
ter Eifer in Entheckung der Wucherfälle, oberffäch⸗ 
liche Durchleſung, oder abſichtlicher und vorgeſchütz⸗ 
ker Mißverſtand des Geſetzes, obgleich erſt nach einigen 
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Jahren ſeit der Kundmachung, Zweifel nnd Anfragen 
herbeygeführe, Da in mehreren Darleihungsurkuns 
den die Gattung der Baluta,. oder Die Art der gelies 
henen Bffenefichen Obligationen, oder doch der Dörfes 
Curs nicht ausgedrückt war, fo folgerte man dar 
aus eine Webetretung des Wuchergeſetzes. Einir 
ge Parreyen entſchuldigken fih mit Recht, daß 
‚Diefe Form nicht zur Pflicht gemacht fen, und daß 
fie fich die Berechnung und Ausgleichung des Curfes | 
bis zur Zeit der Rückzahlung vorbehielten ; andere 
Dagegen erklärten ganz offen, daß es ihnen ganz 
billig und nicht gefegwidrig ſchien, fich, ohne Rück, 
fiiht auf den Börfe- Eurs, fowohl die Zinfen nach 
dem vollen Nennwerthe ver gegebenen Obligationen, 
als auch die Erftattung in der nähmlichen Art der 
Obligationen zu bedingen. Au der Berathfchlagung 
über diefen erhobenen Zweifel war man einig, daß 
die letztere Auslegung den Buchftaben des Geſetzes 
wider ſich habe, und eine nachträgliche Erläu— 
terung nicht mothwendig mache, Wichtiger war 
aber die Weberlegung, ob nicht, wenigfiens einiger 
inzwifchen veränderter Berhältniffe wegen, eine 
Abänderung in dem 3. $. des Geſetzes zu treffen 
fey. Schon bey der Berarhflagung Über den Ents 
wurf des Wuchergeſetzes waren einige Mitglieder 
der Meinung, daß es dem freyen Einverfländniffe 
der Paciörenten zu überlaſſen fey , die öffentlichen 
Obligationen in vollem Nennwerthe anzunehmen, und 
die Zahlung in eben Demfelben, ohne Rückſicht auf 
den Eurs, zu bedingen, Sie beriefen ſich Darauf, 
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daß dieſe Freyheit ſchon zur Zeit des vorigen Wucher⸗ 
geſetzes beſtanden habe. *) Dürfe der Capitaliſt bie 
Obligationen dem Anleiher nur in dem niedrigeren 
Boͤrſe-Curſe anrechnen, ſo verliere er ſogleich an Ca⸗ 
pital, an den bisherigen Bezuge der Zinſen, und es 
entgehe ihm die Gelegenheit, die Obligationen, wenn 
in der Zwifchengeit bis zur Zahlung ihr Eures Werth 
fleigee , in. den höheren, vielleicht in dem vollen 
Aberthe, an Mann zu bringen. Der Entlehner, welcher 
‚ etwonichtohne Grund das Steigen der Obligationen 
vorfah, Fünne fie in den erhöften Werth umſetzen, 
und den Nutzen, welchen der Darleiher hieraus 
geſchöpft hätte, ſich zuwenden; er könne aber auch 
außerdem die Öffentlichen Obligationen in manchen 
Gelegenheiten, z. D. zu Cautions + Leiftungen ‚jur 
Enteihtung gewiffer BerlaffenfHaftsabgaben u, d. 
gl. in volemMennwerche benutzen. Ueberhaupt ſtehe 
dem Anleiher die Beurtheilung zu, oberdieihman, 
geburhenen dffentlichen Obligationen in ihrem voll 
ftändigen Nennwerthe verwenden EFünne, und fie in. 
demſelben übernehmen wolle oder nicht. Durch bie 
Einſchränkung diefer Freyheit, ahndeten fie, würden 
gerade die billigſten Darleiher, die Beſitzer bffent⸗ 
licher Obligationen, welche bey der Ummandlung 


r) Durch Verordnung vom 9. Maͤrz 1771 ward unter 
Strafe verbothen,, ſowohl in dem gewöhnlichen Laufe 
als bey Käufen und außer den auf der Börfe abzu⸗ 
ſchließenden Haudels geſchaͤften dergleichen Papiere an⸗ 
ders als in dem — Werthe, wie ſie lauten, 
herzugeben oder anzunehmen. 
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des Öffentlichen Darleihens in ein Privat» Darleihen 
nicht zu gewinnen, fünbern nur nichts zu verlieren 
wünfchen, von Darleihungen mit Grund zurück 
geſcheuet, und der Privar Credit fehr vermindert 
werden. Endlich fey es der Natur des Bertrags 
und dem Gelege der Gleichheit garz angemeffen, 
daß der Dorggegenftand in gleicher Art erftatter, 

und Die Gefahr des feigenden oder fallenden Wers 
thes, wiebey der Münze oder andern verbrauchbaren 
Gegenſtänden, ven Anfeiher wie den Darleiher treffe: 
Den der erneuerten Berachichlagung murde beygeſetzt/ 
Daß durch den, ſeit der vorigen Berarbfihlagung noch 
fühlbarer gewordenen , "Mangel des baren Geldes 
und den erhöhten Werth aller Waaren die Nachfra⸗ 
gen um Capitalien noch häufiger, die Darleihungen 
noch feltner geworden feyn. Beharre man auf Der 
Beſchränkung des erwähnten 3. $., fo müſſe man eine 
noch größere Stocfurg, oder Doch eine Menge ges 
heimer gefegwidriger Einverftändniffe und neuer. 
wucherlicher Kunſtgriffe Geforgen. 


Obſchon niemand die Stärke dieſer Gründe 
verkennen kann, ſo gehen doch aus der Abſicht des 
Geſetzgebers bey Kundmachung eines Wuchergeſetzes 
wichtige Gegengründe hervor, Er will den Ent⸗ 
Sehner ſowohl in Nückficht des Kapitals als der 
Zinfen von’ jedem Drucke, dem derfelbe fih in 
feiner Zwangslage auch zu unterziehen bereit wäre, 
ſicher ſtellen; ee will, daß der Borgnehmer , welcher 
im allgemeinen zur Befriedigung feiner täglichen 
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Bedürfniſſe oder zur Zahlung verfallener Schulden, 
zum Handel, oder zum Ankauf, oder zur Meliora⸗ 
tion einer Realität (nicht aber um Renten zu genies 
Gen) ein Capital entlehnt, nicht mehr an Capitel 
erfiatte, als er zu dem Ende wirklich erhalten hat, 
und daß er nur von dem, was er zu feinen Bedürfs 
niffen wirklich verwenden Eonnte, Die vechrlichen- 
Zinſen entrihte. Man denke fihnun tie Lage eines 
folchen Entlehners, dem ſtatt des aefuchten baren 
Sapitals, 3. DB. von 10,000 fl., öffentliche, in 
einem geringern Eurfe etwa mit zehn vom Hundert 
Berluft im gemeinen Berkehr umlaufende, Oblis 
gationen in vollem Nennwerthe angerechnet werden. 
Um fie zu feinen Bedüefniſſen verwenden zu Fünnen, 
muß er fie in eine bare Summe bon 9000 fl. 
umſetzen; er verliert im Verhältniß zu feiner Berfchreis 
bung fogleih ı,000fl. am Srammvbermögen, und 
muß doc für dieſe eingebüßte Summe, Die er zwar 
den Nahmen nach, aber in der That nicht empfangen 
hat, und nicht benugen konnte, Die jährliche Zinfe von 
fünfzig, und ohne Hypothek fehzig Gulden bezahlen. 
toch weit empfindlicher ift der Verluſt, wenn der Ans 
leiher ſich entfchließt, Dffentliche, nur zu vier oder 
zu drey ein halb Procent verzinfete, oder wohl gar. 
unverzinsliche Obligationen, die mit zwanzig oder 
dreyßig Drozent Berluft im Umlauf find, anzunehs. 
men. Zwar fann der Schuldner bey der Abzahlung in 
ähnlichen Staatspapieren, dafern ihr Werth ins 
zwifchen im Umlanfe nichr erhöht, oder wohl gar vers 
mindert worden ift; den Berluft am Stammper 
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mögen wieber eindringen; aber gewöhnlich fälle 
ihm der Verluſt zur Zeit der Anleihe am empfinds 
lichſten, und noch minder iſt zu erwarten, daß 
durch den Gewinn zur Zahlungszeit der, Durch 
Entrichtung der Zinfen für eine nicht bezogene 
Darleihens ſumme erlittene, Verluſt erfege werben | 
ſoll. Unbillig ſcheint zwar auch beym erften ins 
bficfe die Zumuthung, daß der Darleiher durch 
den Privat» Credit fogleich einen Theil des Stamms 
vermögend und der daraus bezogenen Zinfen ver’ 
lieren ſoll. Allein nach der bekannten Nechtsre, 
gel, daß der zufällige Schade den Eigenthümer 
greffe, Fünnen die Darleiher ver im Verkehrswerthe 
gefunfenen Obligationen den gefeglichen Benftand 
mit Billigkeit nicht anſprechen, daß der Anleiher 
den Schaden übernehme; zu gefchweigen, Daß 
Die meiften derjenigen Obligationen » Befiger, wel, 
che damit Berfehr vornehmen, felbe nicht um den 
vollen Nennwerth, fondern wahrſcheinlich nach eis 
nem noch geringeren Curſe, ald der gegenwärtige 
ift, eingelöfee haben, mithin am Ende Doch Eeis 
nen Verluſt feiden. 


Aus Diefer  gedrängten Darſtellung beyber 
Meinungen ergibt ſich meines Erachtens zugleich 
der Aufſchluß, wie Männer von gleicher Unbefan« 
genheit und gleichen rechtlichen Grundſätzen in 
ihren Daraus gejogenen Nefultaten doch von ein- 
ander abweichen fonnten.. Der eine Theil hatte vors 
züglich die gewinnfüchtigen Darleiher im Gefichte, 
und beforgte, Daß fie die durch Abänderung Des 
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3. d. zugeftandene Freyheit gar bald dazu miß— 
brauchen würden, mit dem bisher zum Privat 
Credit bereit gelegenen baren Oelde niedrig ſte— 
hende öffentliche Obligationen an ſich zu bringen, 
um felbe den dürftigen Entlehnern im vollem Menns 
werche aufjudringen. Der andere Theil hingegen 
nahm hauprfächlich auf diejenigen Capitaliſten Ber 
dacht, welche, ben ihrer billigen Denfungsart, 
in Berwendung ihrer eigenrhlimlichen Staats; Oblis 
gationen zu Darleihungen nicht gewinnen, aber 
auch nicht velieren wollen, folglich nur durch die 
vorgefchlagene Abänderung des YBuchergefeßes zur 
Soncurrenz der Darleiher, ſomit zue Bermehrung 


der Quellen des Privat Credits , bewogen werden 


fönnen. 


Die legtere Anſicht erhielt durch höchſte Ent 


ſcheidung den Vorzug, und es ward am 18. Aur 
nius 1808 nachſtehendes Circulare Eund gemacht: 


Aus Deranlaffung mehrerer über 
den 3.6. des Wucherpatents vom 
2» December 1803 borgefommenen 
Unfragen, 0b Darlehen, welde in 
dffentlihben Obligationen unter Der 
Bedingung gegeben werden, Daß die 
felben wieder in eben ſolchen Obliga— 
tionen zurück gezahlt werden follen, 
als ein -erlaubtes, oder als ein ww 


cheriſches Geſchäft zu betradten fey, 


{ 
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wird hiermit in Folge höchften Hofde 
erets vom 30. März d. % folgende Ab» 
änderung dieſes Paragraphs zur all 
„gemeinen Nachachtung Eund gemacht: 

1) Bey Darleben, welche in ver 
zinslichen öffentlichen Dbligationen 
gegeben werden, folles dem wechſel— 
feitigen Einyerftändniffe der Parteyen 
überlaffen bleiben, die Zurüdzahlung 
entweder nah dem börfemäßigen Geld 
werthe, inweldhem fie am Tage des 
Darlehens fanden, oder wieder in 
gleihben verzinslicdhen öffentlihenr Ob— 
ligationen zu bedingen. 2) In jenen 
Fällen, wo bey ſolchen, in verzjinslis 
chen Öffentlichen Obligationen geleis 
fieten, Darleben nicht zwiſchen den 
Parteyen beſtimmt ausbedungen if, 
wie die ZurückzaHhlung zu geſchehen 
habe, foll ver Schuldner Diefelbe nur 
in gleichen öffentlichen berzinslichen 
Opvligationen, als er empfangen hat, 
zu leiften verbunden fenn. 3) Under 
zinsliche Dffenelihe Obligationen find 
bon der Anwendbarfeit zu verzinsli— 
hen Darlehen gänzlich ausgefchloffen. 


- Hier bierhet fih die Öelegenheit zur Beant⸗ 
wortung der frage an, ob und in wie fern in 
dem dermahligen Zeitpunste, in welchem nach dem 
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Börſe⸗Curſe die Danco-Zettel in ungleichem Ber 
häftniffe zu der baren Münze ftehen, die Zahlung 
in der fegtern , unbefchader des Wuchergefeßes, bes 
dungen werden fünne, Wer ein Darleihen in bas 
rer Münze gegeben hat, kann felbes nicht nur 
wenn er es bedungen hat, fondern auch ohne aus» 
drisckliche Bedingung in eben der Münze rechtlich 
zurück fordern , weil es in der Natur des Borges 
verfrags liegt , das Geborgte in eben der Art zu 
erſtatten, und die ftillfhweigende Einwilligung der 
Contrahenten in die natürlichen Beſtimmungen des 
Pertrages anzunehmen iff. Aber es wäre Wucher, 
dem Anleiher, welcher 3. D. Hundert Ducaten 
nach dem gefeglichen Werthe zu 4 fl, 30 fr. ver, 
fangt, für geborgte Banco-Zettel (don 450 fl.) 
Die Bedingung zu fegen, daß er die Zahlung, ohne 
Rückſicht auf den Börfe-Eurs, in barer Münze 
(mit hundert fpecies Ducaten) leiſten foll. Denn 
dadurch würde dem Anleiher, außer der Bezahlung 
des wirklich empfangenen Eapital = Werthes, der 
Zinfen und der Friftbeftimmung , gegen das Ges 
fe eine neue, ſehr drückende Laft aufgelegt, bie 
Zahlung des Capitals in einer andern Art (durch 
Einlöjung barer Münze, vielleicht mit Dem dop— 
pelten Wertbe der empfangenen et. 
zu entrichten. 


Fur Wucherlich erklärt das Geſetz insbeſondere 
noch die Bedingung, daß das Pfandſtück nach 
Verlauf der Zahlungszeit, ohne Rückſicht des Werths, 
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dem Gläubiger ganz heimfalle, (pactum 
commisscrium) oder daß er ed um was immer 
für einen, oder um einen fihon vorhin beſtimmten 
Meeis veräußern könne. Das Pfand foll, feinem 
Begriffe nach , dem Gläubiger nur zur Sicherheit 
dienen, im Falle, da& die Zahlung zur Verfallzeit 
nicht geleiftee wird, durch den in Der Gerichtsord— 
nung vorgezeichneren Executions⸗ Weg die Dffentlis 
he Feilbierhung des Pfandes zu erwirken, und 
aus dem geldi’ten Werthe das Capital, dieverfals 
lenen Zinfen und die Erecutions » Koften zu erhals 
ten. Diefer Betrag wird gewöhnlich von dem Wers 


the des Pfandes, der durch die Dffentliche Feilbie- 


thung erziele werden Fann, weit überwogen, und 


der Üeberfhuß gebührt dem Schuldner. Zudem nun. 


der Gläubiger fih ohne Beſchränkung den Heim- 
fall des Pfandes oder Die Veräußerung um was 
immer für einen, oder um einen fchon vorhin bes 
fimmten (tie Teiche zu erachten iſt, niedrigeren) 
Preis vorbehäft, fo legt er dem Schuldner eine 
gefegwidrige Nebenverbindlichkeit auf, er wendet 
ſich oder andern Nebenvorcheile zu. 


Mit den erften zehn Paragraphen fchließe ſich 
der ausfagende Theil Des Geſetzes, was Wucher 
fen. Der Darleiher und Anleiher, welche Dagegen 
handeln , machen fich des Wuchers fehuldig. Es 
fünnen aber mehrere Perfonen als Mitfchufdige 

verflochten feyn,, welche willentlich entweder offen 


#5 \y li. 


Mitſchuld 
an Wucher. 
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bar zum wucherlichen Geſchäfte, oder verborgen 
jur Verheimlichuas deſſelben mitwirkten. 


Fü je Mirfehulbige des Buchers, füge 
der 6. ı1., find diejenigen anzjufehen,' 
welche als Nahmensrräger, Cedenten, 
Ceffionäre, als Bürgen, DBerfäufer 
oder Käufer, oder als Unterhändler 
wiffenelih zu einem wucherlichen G« 
fhäfte beygerragen haben. 


Wollte das Geſetz fich einzig an bie Haupts 
Sontrahenten halten, fo würden zwar die offen 
baren wucherlichen Geſchäfte vermindert, dagegen 
bie weis gefährlicheren, Die verfleideten, vervielfäl⸗ 
tigte, die Nachforſchung und Entdeckung fehr er⸗ 
ſchweret, beynahe ganz vereitelt, und die ſtrafba⸗ 
veften Urheber und Theilnehmer blieben unbeftraft. 
Man Eonnte mit aller Waheſcheinlichkeit ver mu⸗ 


then, daß von dem Augenblicke des kundgemachten 


Wucherverboths viele Bürgen von Anſehen, Rang, 
Würde und nicht ganz erſticktem Ehrgefühle, vie 
bisher ungefcheuee gegen unmäßige Zinfen und Ber 
dingungen borgten, ihr öffentliches Wuchergewerbe 
aufgeben, aber es war eben fo wahrfcheinlich zu 
beforgen, daß fie e& unter verdeckten Nahmen und 
erborgtem Scheine fortfegen würden. Gegen einen 


Lohn biechen fih gar bald unbekannte, fhamlofe 


Mahmensträger an, die mirtelft ausgeftellter Boll, 
machten und Reverfe den fhändlichen Gewinn dem 
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verborgen bleibenden wahren Darleiher zuwenden, 
Andere übernehmen für Minderjährige oder ev 
‚Härte Berfehwender die Bürgfchaft, Erpromiffion 
oder Eorreal» Berbindlichkeit; wofür fie ſich fogleich 
oder in der Folge zu entfchädigen wiſſen. Wieder 
andere überlaffen nah dem erpreßten wucherlichen 
Abzuge, um fi) außer Verantwortlichkeit zu fegen, 
die (Forderung einem Dritten, der ſich, wahr oder 
unwahr, mit der Unmwiffenheit des unterlaufenen 
MWuchers entfehuldiget , und das Verboth der Geld 
anleihungen in Waaren, Privats Forderungen, 
oder gegen wwucherliche Bebingungen ſucht man durch 
Schein » Cefjionen oder verftellte Kauf,» Par 
Wag / und Öefellfhaftsverträge zu entkräften. Die 
thätigften und gefährlichften Triebfedern waren 
feit jeher die Mäkler oder Unterhändler. Sie 
machten ein eigenes Geſchäft Daraus, einerfeits 
ven aus Leichtfinn und Hang zur Verſchwendung, 
aus Drang der Umſtände zu Den unmäßigfien Ber 
Dihgungen enefehloffenen Entlehnern, und anderers 
feite den wuchernden Capitalien » Öefigern nachzu⸗ 
forfchen ; dem einen Theile zur Unterſtützung feiner, 
oft erſt augefachten oder doch unterhaltenen Be⸗ 
gierden ihre, dem erſten Scheine nach unei gennützige, 
aber mit jedem Schritte theurer erkaufte Hülfe, 
und dem andern ihre willkommene Vermittelung 
zu einer, wenigſtens dem Scheine nad) ſehr vor⸗ 
theilhaften und doch nicht gefährdeten, Benutzung 
ihrer Capitglien anzubiethen. Sie wußten durch 
allerley erhobene Schwierigkeiten, eingeſchobene 
III. Baus; D 
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wirkliche oder erdichtere Mittelsmänner, und 
hundert andere fiftige Ränke von beyven Theilen 
reichlichen Gewinn zu zieben, und richteten oft den 
Darleiher , fo wie den Anleiher, zu Örunde, 


Huf alle diefe Perfonen muß, um das Mebel 


‚in der Wurzel zu faffen, und das Fünflihe Ge 


webe ganz zu durchfehauen und zu zerflüren, Die 
Aufmerffamfeit des Geſetzgebers gerichtet, auf 
alle mußte die Nachforfehung des Richters erſtrecket, 
auf alle mußte die Berantwortlichfeit und Strafe 


“ ausgedehnt werden. Webrigens fünnen diejenigen, 


$ 12% 
Strofe des 
Darleihers, 
a) wegen 


Wuchers am 


Capital. 


die bloß als Zeugen des wucherlichen Seſchäftes 
gebraucht worden ſind, nicht als Mitſchuldige an— 
geſehen werden, und es wäre deſto bedenklicher 
geweſen, ſie für ſtrafbar zu erklären, als man ſich 
dadurch in der Unterſuchung den Beweis der Schuld 
oder Schuldloſigkeit der Contrahenten — 

haben würde. | | 


Dem Berbothe des Geſetzes folgt die Andro⸗ 
hung der Strafe. Die bloße Ungültigerklärung 
des Zinsvertrages, in fo fern er die rechtlichen 
Grenzen überfihreitet, . oder die DBerfagung des 
Rechtsbeyſtandes hatte, mwiedie Erfahrung bewies, 
feine hinreihende Wirkung; fie machte die gewinne 


ſüchtigen Borggeber nur vorfichtiger, ſich gleich 


anfänglih dur Erpreffungeu und Abzüge gegen 
die künftigen Einwendungen fiher zu ſtellen. Man 
mußte alfo das Verboth mit Androbans einer 


t 


\ 
, 


37. 


Strafe befeftigen, und wählte, nach der bekannten 
pfochofogifchen Marime, daß ein dem aus Der 
Mebertretung gehofften Eure gerade enfgegen ges 
festes, Webel das wirkſamſte zur Abhaltung fey, 
die Geldftrafe. Der bekannte Einwurf, dag 
die Seldfirafe, um felbe in voraus einzubringen, 
den Wucher erhöhe, beweift zu viel; er bewiefe 
auch gegen jede andere Strafe, 3. B. die vor, 
gefhlagene Entziehung der bürgerlichen Achtung. 


oder die Standesentfegung; dern auch dafür wird 


der Wucherer durch Spannung der Bedingungen 
fich zu  entfchädigen ſuchen. Zudem fhmeicheln 
die Wucherer wie die meiften Geſetzübertreter, ih 
mit dee Hoffnung, nicht entdeckt zu werden, Des 
forgen fie aber die Entdeckung, was nützt ihnen 
die Bedingung eines noch größeren Gewinnes ; da 
fie felben im Entdeckungsfalle Doch wieder erfegen, 
und eine, nach, der Größe des bebungenen Gewinns 
erhöhte, Strafe erwarten müffen. Indeſſen be⸗ 
nutzte man doch die Einwendung zur Mäßigung 
der, auch an ſich unbilligen, Strenge des ältern 
Wuchergeſetzes, welches jeden Wucher ohne Unter⸗ 
ſchied mit der Einziehung des ganzen geborgten 
Capitals und ſämmtlicher Zinſen beſtrafte. Bey 
gleicher Gefahr zu verlieren und der Hoffnung, 
ungleich mehr zu gewinnen, iſt es natürlich, daß 


die größeren Bedrückungen Den geringeren vorgezo⸗ 
gen werden, Die Strafe war vlſo nad) dem Stu⸗ 


fengange des VBergehens auszumeſſen. 
Da 


” 


Drdentliher Weife ift die Verkürzung am 
Eapital für den Entlehner, der es zur Benus 
ung nöchig hat, weit drücfender, ald das Ueber⸗ 
maß der allmählig zu entrichtenden Zinfen, und 
fir ift fie dem Darleiher , weil fie ihm fogleih 
Gewinn bringe, deſto anlorfender , fomit ſchärfer 
zu verpdnen, Aber auch die Verkürzung im Car 
pical Fann mehr oder minder beträchtlich, fie kann 
nach Beſchaffenheit ves Darleihers, des Anleihers, 
oder der That, und der Schwierigkeit fie zu ent⸗ 
decken, mit erfhwerenden Umftänden begleitet, 
folglich) mehr oder minder ſtrafbar ſeyn. Es war 
Daher, wie bey anderen Strafgeſetzen, ein unters 
fier und höchſter Grad der Strafe feit zu fegen, 
und den Öerichrehöfen innerhalb Diefes Naumes 
eine billige Beurtheilung und Ausmeſſung zu übers 
laſſen. 

Die Strafe des Wuchers im Ca— 
pitale, heißt es im $. 12, beſtehet in Ein— 
ztebung des vierten Theiles von dem 
beoungenen ganzen Gapitale, welchen 
der Darleiber bar zu erlegen bat. 
Mach Maß der Dedrüfung des Anlei— 
hbers, feines benugten Nothſtandes, 
der Wiederhohblung und der ange 
wendeten SHunftgriffe und Bemänte— 
lungen foll die Einziehung aub auf 
einen größeren Theil, ſelbſt auf Die 
ganze Schuld an Kapital und Zinfen, 
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audgebehnt werden, und der Darleis 
her alfo alles,, was er daraufem 
pfangen bat, zur Einziehung heraus 
zu jahlen verbunden, und des Rechtes 
aufdas, was noch Darauf hafter, en 
ſetzt ſeyn. 


Der vierte Theil iſt von dem bedungenen, 
nicht bloß von dem wirklich zugezählten, Capital, 
alfo, wenn z. B. 8000 fl. ſtatt der dargelichenen 
4000 fl. verfihrieben worden, ein Derrag vom 
2000 fl., und zwar, ofne Rückſicht auf Die Art 
ber Baluta, im Barem unmittelbar von dem 
Darleiher zu erlegen, und nicht erſt zur Besfallzeit 
aus dem Vermögen des Anleihers einzutreiben. Die 
Strafe Eann fich aber nach Befchaffenheit der Um⸗ 
flände auf den Erlag eines größeren Betrages, ja. 
fogar auf die Ueberlaffung des Schuldſcheines er“ 
ſtrecken, womit zu DBerfallzeit nah Vorſchrift des 
$. 34. dab ganze dargelichene Capital aus dem 
Vermögen des Anleihers eingetrieben werden kann. 
Waäre ver Unleiher als ein Minderiähriger oder ers 
klärter Verſchwender ſich zu verpflichten unvermö⸗ 
gend geweſen, fo wäre, anſtatt Der verwirkten 
Einziehung des ganzen Capitals, dem wucherlichen 
Darleiher vielmehr der Erlag eines angemeſſenen 
Theiles des bedungenen Capitals aufzulegen, weil 
in dieſem Falle ver Verlnſt des geborgen Capitals 
feine Strafe, fondern fehon eine Folge des CSıipifs 
Geſetzes ift. 
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$. 13, We⸗ Die Strafe des Wuchers in Zinfen 
5 er ae Einzibung fämmeliher verfallener 
Sinfen, Zinfen, Die der Darleiher bar zu erle— 
gen hat. Nah Beſchaffenheit der in 
dem vorhergehenden Paragraphbe ans 
geführten Umſtände, foll ver Darlei— 
ber auch aller Zinfen, die noch ver— 
fallen ſollten, verluftig erklärt, oder 
einen der Größe des Wuchers angemef» 
fenen Theil des Capitals zu entrich— 

"ten angehalten werden 


Der unterfie Grab der Etrafe des Wuchers 
in Zinfen befteht in der Einziehung der fammtlichen 
bereits verfallenen Zinfen, der Gläubiger 'mag 
fie ſchon wirklich empfangen, oder Doch gefordert 
haben, oder nicht. Selbſt wenn fie wegen Unfäs 
higfeit des Anleihers fich zu Verbinden, oder der 
offenbaren Zahlungsunvermdgenheit uneinbringlich 
wären, fo hat er fie doch bar zur Strafe zu ers 
legen. Denn der Wucher ward fehon durch das 
gefegwidrige Uebereinfommen vollbracht. Bey Dies 
fer Strafe konnte man es aber nicht bewenden 
laffen. Die Ueberfchreitung des rechtlichen Zins 
fenmaßes Fann mehr oder minder wichtig feyn; 
Die etwa auf längere Zeit vorhinein abgejogenen 
Zinſen unterfcheiden fi) Faum dem Nahmen nad 
von einem Abzug oder Wucher im Capital; das 
Wuch ergeſchäft iſt oft fo verkleidet, Daß man 
fehwer unterfcheiden kann, ob es ſich auf das Car 
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pital oder die RN beziehe; der Wucher in Bin 
fen Eann in einzelnen Fällen drückender, als ein 
geringer Abzug im Capital, er kann mit erfchwes 
venden Umſtänden begleitet, und die verfallenen 
oder, ben ſehr Eurzen Zahlungsfriften , auch die erſt 
fünftig verfallenden Zinfen Ednnen unbedeutend,» oder 
ben einer unbeſtimmten Zahlungsfriſt unbeftimmbar 
ſeyn. Dahre müßte die Strafe des Wuchers in 
. Zinfen nach DBefchaffenheit der Umſtände theils auf 
Die noch nicht verfallenen Zinfen, theils auf einen 
der Größe des Wucers — Theil des 
Capitals erweitert werden, 


— 


Die Strafe bes Wuchers in Bu 9.24 
dingungen; iſt nach dem Unterfhiede, Ziace 
ob ſich ſolche auf den Wucher im Ca Bevinguns 
pital oder in Zinſen beziehen, eben 9 
Diefelbe, welche für dieſe Arten von 


Wucher ang eor dnet iſt. 


Diere J iſt in den gewöhnlichen 
Fällen leicht anwendbar. Unterzieht ſich der 
Borgnehmer nebſt den Zinſen einer andern wieder— 
kehrenden Nebenverbindlichkeit, fo wird ein Wu— 
cher in Zinſen, dagegen wird durch ein Darleihen 
in einer verzinslichen öffentlichen Obligation gegen 
Erſtattung im barem Gelde ohne Rückſicht auf den 
Boͤrſe⸗Curs, oder in einer unverzinslichen, auch uns 
ter der Dedingung einer ähnlichen Wiedererſtattung, 
oder Dusch Die bedungene Derzichtleiftung auf die 
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Einlöfung des Pfandes oder auf ben mirtelft.öffent, 
ficher Feilbiethung zu erjielenden Meberfchuß des 
Pfandwerthes, ein Wucher im Kapital begangen. 
Bey Ausmeſſung der Strafe tritt, vorzüglich im 
den Fällen, wo man ſchwer unterfcheiden kann, 
ob die wucherlichen Bedingungen das Eapital oder 
die Zinfen betreffen, Die im vorhergehenden Par 
ragraphe gemachte Bemerkung ein. 


$. 15% Wenn der Darleihber die Geldſtra— 
DE ju bezahlen nicht vermag, ift dew 
firafewes ſelbe zu einer dem Detrage angemeß 
— ſenen Arreſt-Strafe von acht Tagen bis 
| auf ſechs Monarhe zu verurtheilen 


Diefe Abänderung findet ſowohl bey einem 
wirklichen wucherlichen Darleiher, als auch bey 
einem mwahrfcheinlih verfteilten Nahmensträger 
Statt, welder den vermögenden Darleiher ver 
heimlichet. Kann die Gelöftrafe nur zum Theil 
entsichter werden, foiftdie Urrefi- Strafe dem man 
gelnden Betrage anzumeffen. Das Gefes beftimmt 
aber Fein genaues Ebenmaß (3. D. für jeden Gul⸗ 
den Arreft» Strafe von einem Tage), es überläßt 
paffelbe innerhalb des Zeitraumes bon wenigfiens 
acht Tagen bis hörhftens auf ſechs Meonathe Der 
Peurtheilung Des Richters , welcher über den Wur 
cherfall zu erfennen hat, Das höchſte Ziel von 
ſechs Monathen darf aber nie überfchritten werden, 
weil ver Wucher nicht als ein Berbrechen, fondern 
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| 37 
als eine ſchwere Polizey⸗ Uebertretung erklärt iſt, 
und die höchſte Dauer einer politiſchen Strafe den 
unterſten Grad der geſetzlichen Criminal⸗ Strafe 
nicht überſchreiten ſoll. (Strafgeſ. über Verbr. 
und ſchw. Polizen » Uebertr, im Kundmachungs⸗ 
Par, 1. Ch $. 15. uw II. Th. $. 14. u. 233.) 
Die Frage, 06 ſogleich im erſten Urtheile, 
oder erfi nach gerichtlicher Erhebung Der Unver—- 
mögenheit auf Arreft » Strafe zu erkennen fey, ge 
hört zum $. 34. 

Der Arreſt fol niche nur im Falle der Un- 16 
dermdgenheit die Stelle der Geldſtrafe vertreten; Per 
er foll bey Erſchwerungsgründen des Wuchers auch de des Mus 
als ein verfhärfender Zuſatz dienen. Schon der Herd. 
niedrigfte Betrag der Geldftrafe, welcher bey ei» 
nem Wucher im Capital in dem vierten Theil des 
bedungenen Capitals, und bey einem Wucher in 
Zinfen in der Erziehung fämmtlicher verfallenen 
Zinfen befteht, kann unter den oben angeführten 
erſchwerenden Umſtänden erhöhet, bis zur Einjies 
hung des ganzen Capitals , oder aller auch noch 
nicht verfallenen. Zinfen und eines Kapital, Theis 
les erhöhet werden ($. 22.) Allein es Eünnen 
nebft den angeführten noch andere wichtigere Ers 
fchwerungsgründe obwalten, unter benen fogar. 
jene höchfte gefegliche Geldftrafe die Strafwürbig- 
feit nicht aufwägen würde. Eine Arreft» Frenheit- 
and Schandftrafe ift fiir den Wucherer oft empfind- 
ficher ald Geldſtrafe, und Die billige Rückſicht 
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auf bie Familie des Thäters (melche fogar ben Cri⸗ 
minal, und um fo mehr bey policifchen Strafen 
nicht außer Augen zu fegen ift, (Strafgef. über 
Verbr. u. ſchw. Poligey » Mebertr. $. 49. I. und 
d. 23. H. Thl.) kann fordern, daß ſtatt der höch— 
fien eine mindere Geldſtrafe verhängt, aber durch 
einen: dem Thäter empfindlichen Zufag verfchärft 

werde. Einige folcher befonderer Erfchwerungsgrüns 
de gibt der $. 16. an die Hand. 


Die Strafmwürdigfeit des Wuders 
kann noch durch die Umftände, unter d« 
nen er ausgeübt worden, vermehret 
werden, befonders: 

a) Wenn der Wucher ſchon vor, 
mahls mit der erhöheten Geldſtrafe, 
oder mit Arreſt belegt worden if; 
b) Wenn der. Thäter den Bucher zu 
einem Gewerbe gemacht hat; c) wenn 
duch den Wucher der Schuldner zu 
runde gerichtet wird; d) wenn dur 
Berleitung die Verſtandesſchwäche 
oder der Leihtfinn, Defonders bey 
Derfonen, die unter väterlicher, ums. 
ter vormundfhaftliher Gewalt, oder 
unfer einer. Euratel ſtehen, gemiß 
brauchet worden; e) wenn die Aus 
fibe zur Wiederbezahlung auf. daß 
Abfterben der eltern oder folder 
Perfonen hinausgefest iſt, gegen wel 
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de eine rechtliche Berpflißtung der 
Ehrerbietung Statt hat. 

Bey ſolchen erſchwerenden ———— 
den ſoll der Schuldige nebſt dem Geld, ver Wucher⸗ 
befrage noch mif anderen Strafen beles firofe 


ae werden. Diefe Strafen beftehen: 


a) Sn Urrefi von drey bis zu ſechs 
Monathen, welcher nach Beſchaffen— 
heit durch Faſten oder ſchwere Arbeit 
verſchärft werden kann; b) in der öf⸗ 
fentlichen Ausftellung in einem Kreis 
fe mie dee Auffbrift: wegen Wus 
chers; c) in Abfhaffung des Thäs 
ters ausdem Orte feines Aufenthaltes, 
oder wenn er ein Fremder iff, in Ab⸗ 
ſchaffung aus ſämmtlichen Erbländern. 


Die Beſchreibung dev hier erwähnten politi— | 
[chen Strafarten enthält das Strafgefes Uber Bers 
brechen und ſchwere Pe ⸗Uebertretung. II. Thl. 
—— 


Das älteſte Wuchergeſetz ——— ohne Un⸗6.18. Stra- 
terſchied jeden wucherlichen Anleiher gleich dem fe der muth» 
willigen An⸗ 
Darleiher mie Arreſt-Leibes- oder Schandftrafe. leiher, 
Wer in der gegründeten Hoffnung der Zahlungs, 
fähigkeit durch Annehmung wucherlicher Bedinguns 
gen ſich aus einer augenblicklichen, ſehr bedenklichen 
Lage zu retten ſucht, iſt ein Gegenſtand unſerer 


$.19. Stra⸗ 
fe der Mike 
ſchuld igen 

am Wucher. 
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Mitleides, nicht der Beſtrafung, und eine ſolche 
Strenge erſchwert Die Anzeige und Entdeckung des 
Wuchers. Daher befchränker fich das neuere Strafs 
gefeg auf die muth willigen Entlehner, welche 
den Trieb zum Wucher anfachen, oder doch uns 
techalten, und nüglichen aber unvermdgenden Uns 
ternehmern den Privat » Credit erſchweren, und es 


befchränfe fich zugleich auf folbe Züchtigungsarten, 


wodurch diefe Sattung von Entlehnern gebefjert, 
und der Privat, Credit ſicher gejtellt werden fol. 


Da aber, fagt der $. 18., Der Wucher 
vielfältig durch muthwillige Anleiber- 
Beranlaffung und Nahrung erhält, fo 
find diejenigen, welche nach vorausges 
gangener Unterfuhung Durch Öfteren, 
Rückfall, durch Annehbmung fehr ders 
derblidher Bedingungen ich offenba, 
künftigem Nothſtande Preis geben, oder 
vüurch üble Berwendung des Anleihens 
Gittenverderbniß an Tag legen, als 
Verſchwender zu erklären, nach Beſchaf— 
fenheit der Umſtände aus dem Orte, 
der zu der Verſchwendung Gelegenheit 
oder Anlockung gibt, abzuſchaffen, oder 
mit Arreſt von einem bis auf ſechs Mo— 
nathe au beſtrafen. | 


Das vorige Wuchergeſetz verdiente auch darin 
keine Nachahmung, daß es die Mitſchuldigen wie 
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die verfragsfchließenden Theile beftrafte, Die gegen 
die legreren verhängte Confiscation des Darleihens 
war auf die erfteren nicht anwendbar, Die übrigen 
auf die Ehre oder Freyheit fich beziehenden Straf: 
arten aber waren öfter zu firenge. 


Die Strafe der Mitfhuldigen des 
Wuchers iſt, nebft Zurücdftel fung des 
bey einer foldben Belegenheit Em 
pfangenen, der vierfabe Betrag des— 
jenigen was ſie empfangen, oder auch 
nur ſich bedungen haben, oder, wenn 
fie unentgeltlih mitgewirkt hätten, 
eine angemeffene Geldſtrafe. Gind 
fie Uuvermdgend, den Betrag zu be⸗ 
zahlen, fo follen fie nah dem . 15. 
mit einer Arreſtſtrafe beleget werden. 
Den eintretenden befonders erſchwe— 
venden Umftäanden haben aub gegen 
die Mitfchuldigen die 6. 17. angeführ 
ten Berfhärfungen Statt. 


Die Kunſtgriffe, deren ſich die wucherlichen 5. 10. Fall _ 
Darleiher, Anleiher oder Mitſchuldigen zur Zuftande- — 
bringung oder Verhehlung des Wuchergeſchäftes ſtrafung des 
bedienen, koͤnnen in einen wirklichen Betrug aus⸗-Wuchers. 
arten. Fär Diefen Yall ordnet Das Geſetz Fol 


gendes: 
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alle den bey einem wucheriſchen 
Gefhäfte mit befangenen Perfonen 
Betrug jur Gchuld, fo unterliegen 
fie, nebft der auf den Wucher beffimms 
‚ten Geldftrafe, auch dem ordentlichen 
Criminal» Berfahren. 


"Die Anwendung diefes Paragraphes fordert 
viele DBorfiche, damit der Nichter in der Beurs 
theilung nicht zu firenge, aber auch nicht zu ges 
finde verfahre. An einem unmäßigen Eifer gegen 
den Wucher erklären viele jeden Darleiher, wels 
eher den Leichtfinn oder Nothſtand der Geldſuchen⸗ 
den benutzt, um Berfchreibungen eines höheren 
Betrages, als fie von ihm empfangen haben, oder 


widerrechtliche Zinfen zu verlangen, für einen Räus. 


ber oder Betrüger, ob er gleich weder Gewalt, 
noch liſtige Ränke angewendet hat, den Anleiher 
jur Einwilligung zu bewegen. Das Geſetz fordere 
zum Betrug, daß ein anderer, um ihn in Schaden 
zu fegen, in Irrthum geführt, oder deffen Zrrr 
thum oder Unwiſſenheit zu diefer Ubficht benützt wors 
den ſey. (Strafgefeg über Verbrechen und ſchweren 
Polizey⸗ Uebertretung. $. 176. u. ſ. fe) Nur dann 
alſo, wenn 5. B. der Darleiher von dem in der. 
bloßen Doffnung des Empfangs ausgeftellten Schuld⸗ 
ſcheine gerichtlichen Gebrauch machte; wiſſentlich 
unechte Privat⸗ Forderungen, Münzen oder Waa⸗ 
ven für echte borgte, oder eigenmächtig Die vers 
ſchriebene Summe in eine höhere abänderfe, oder 
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wern der Unleiher den Credit durch Ränke zu er⸗ 
halten oder zu verlängern gefuche, durch Ders 
ſchwendung fih in das *Unvermdgen zu zahlen ae 
ſtürzt; oder wenn Unterhändler den Anleiher für den 
Eigenrhümer eines fremden Vermögens ausgeben, 
Die demfelben aebührenden Deträge unterfchlagen, 
oder falfhe Zeugenſchaft vor Gericht ablegen, 
überhaupt, menn die in einem Wuchergefcäfte - 
verflochtenen Nerfonen folhe Handlungen unternom⸗ 
men haben, die in dem Strafgefeße ausdrücklich 
old Derbrechen oder ſchwere Polizey-Uebertretun, 
gen aufgeführt, oder nach einer ungefünftelten Aus— 
legung in den Darüber aufgeftellten Begriffen ftills 
ſchweigend enthalten find , dann erft müffen fie zus 
gleich nah dem Strafgefege behandelt, und nebft 
der Wucherfirafe, mit derdem DBerbrechen oder der 
befondern ſchweren Polizen » Hebertretung angedrohs 

. ten Strafe beleger werden. (Vergl. $. 29. des 
1. Thl. des Geſetzb. über Berbr. u. fehwer. Poliz. 
Hebertr.) 

Zur Defeftigung des auf den Schuß der An’ — 
leiher gerichteten Geſetzes war auch Sorge zu tra, der Jah or © 
gen, daß fie bey einem übrigens rechtlichen und * 
billigen Borggeſchäfte nicht den Erpreſſungen der 
Unterhändler, deren Vermittlung oft unent⸗ 
behrlich iſt, Preis gegeben würden. So gedeihlich 
zu dieſer Abſicht die Beſtellung eigener privile— 
girter Mäckler geweſen wäre, ſo wollte man 
doch den Parteyen keinen Zwang anlegen, und nur 
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darliber wachen, Daß der für die Mlihe und den Zeit, 
aufwand bedungene Lohn Die Grenzen der Billig- 
keit nicht überfchreite, 


Wenn ein oder mehrere Unter 
händler zur Schließung eines Darle 
hbengefhäftes fih verwenden, Darf bet 
ganze Lohn der Unterhandlung, wel 
ben der Anleiher ju entrichten hat, ein 
halbes Procent des geliehenen Capitals 
nicht überfteigen. Was über diefe Sum, 
me, unter was immer für Benennung, 


angenommen, oder bedungen worden, 


ift, muß zur Strafe indem doppelten 
Betrage erieget werden. 


Eine genauere Abſtufung des Lohns hielt man 
für überüffig , da für eine geringere Bemühung aud) 
ein gecingerer Lohn bedungen, und der erweislich 
nothwendige Aufwand noch insbefondere begehrt 
werden Fan. Der Lohn war im Ganzen nach dem 
Berhältniſſe zu dem wirklich empfangenen Capital, 
sicht nach der Zahl der Unterhändler, weldye wahr 
oder vorgeblich auf eine für den Unleiher fehr drü— 
ckende Art vermehrt werden Eünnte, auszumeſſen, 


und das Webermag auch auf den Fall der bloßen 


e 


Annahme zu verpönen, weil es dem Unterhändfer 


nicht an Mitteln fehlt, durch erregte Schwierigfeis» 
ten, Berjdgerungen und andere Borfpieglungen zu 
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einer dem Scheine nach freywillig angebothenen 
größeren Belohnung zu benöthigen. 


Das Wuchergeſetz geht nun von dem anord⸗F. 22. Ber 
nenden Theile auf den vollſtreckenden, d. i. 1 
das Verfahren über. Die meiften ſpeculatiben gegen deu 
oder practifihen Sätze oder Vorſchläge erhalten erft Wucher. 
durch eritische Deinerfungen, Finwürfe oder ſchein⸗ 
bare Wiederlegungen Beſtimmtheit, Vollſtändig— 
feit, und den Grad der Bervollfommnung, deſſen 
fie fähig find. Der an ſich gegründete, und Durch die 
Erfahrung bewährte Einwurf, daß der Borggeber und 
Borgnehmer die Afchliegung des Wuchergeſchäftes 
einverftändlich verbeimlichen, und daß von den Des 
wucherten, dem einzigen, Der die Entdeckung zu milns 
ſchen Urſache hätte, aus Ehrgefübl, fein Wort zu bres 
chen, aus Sucht, zur Zahlung wenigftens des wahren 
Capital» Detrags , die er aus Unvermogenheit ver» 
jögern will, verhalten gu werden, oder aus Beforgs 
niß, künftig von Eeinem Wucherer ein Darleihen zu 
bekommen, eine Rlage nicht zu erwarten fey , Die, 
fer Einwurf mußte die Gefesgebung auf Die Un⸗ 
wirkſamkeit eines Geſetzes aufmerfam machen , bad 
den Wucher duch das Civil -Verfahren zu 
entdecken, und hintan zu halten verſucht. Da über 
dieß dee Wucher wegen feines nachtheiligen Eins 
flußes auf diedffentlihe Berwaltung bereits durch das 
allgemeine Strafgefeg in dem $, 239. IL Thl. als 
eine ſchwere Dolizeys Webertrerung er 
klaärt wurde, fo wares auch folgerecht, in dem ;d. 22 

HE, Band. E 
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des Wuchergeſetzes zu verordnen, daß über wu, 
cherlich eFälle, wie über andere ſchwe— 
ve PDolizey, Vebertretumgen, jederzeit 
von Amtswegen Unterfücung ju pfle 


aen fey. Allein die Mnterfuchung und Beurrbeis 


lung, ob in einem des Wuchers verbächtigen Ges 
ſchäfte wirtlih ein Wucher unterlaufen fen , feßt 
hauptsächlich, wenn es verkleidet, oder aus mehres 
ven Berträgen und Rechtsbedingungen zufammenr 
gefegt iſt, eine tiefere Rechtskenntniß, und nur 
durch längere Hebung erwerbliche Gewandtheit vor⸗ 
aus. Die Berichtsbarkeit wird daher in 
dem neuen Wuchergeſetze, wie liber die vormahligen 
Fiscal⸗Proceſſe gegen ven Wucherer, Dem Lands 
vechte einer jeden Provinz, in welcher 
der wuch erliche Fall entdecket worden 
iſt, gegen Militär Perſonen aber der 
Militärs Behörde (judicio delegato mi- 
litari mixto) aufgetragen. Gird in einem 
und demfelben Falle zugleich Eivil»und Militärs 
Perſonen entwickelt , fo folgt von felbft, dag über 
die erfteren vom Landrechte, über die’ feßteren bon 
der Militär» Behörde die Üdrfuchung zu fübren, 
und nach der, zur norhmwendigen Aufklärung des Zus 


fammenharges und des Grades der Strafwürdig 


feit geichehenen, Mittheilung ver Zeten das Urtheil 
zu fällen fey (Hof, Dec, vom 21. Nov. 1807). 


—— Die Behörde muß aber zur Ausübung ihrer 


Fi 


des Wuchers. Gerichtsbarkeit, obſchon nicht durch eine förrliche 
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| Klage, Soc durch einen Ruf, Durch eine freywiſli⸗ 
ge oder pflichemäßige Anzeige oder obrigfeicliche 
Entderkung eine gegründete Veranlaſſung befommen. 
Zur Anzeige durch Verheißung einer Belohnung, 
eines Untheils an dem conflöeirten Gute, wie es im 
dem älteren Wuchergeſetze geſchah, aufzufordern, 
ſchien aus mehreren Urſachen bedenklich. Solche 
Aufforderungen, dafern man. fie vervielfältiget, 
verunedeln die Denkart, und den Charakter; ſie 
erwecken wechſelſeitiges Mißtrauen der Bürger; 
ſie ſcheuen den uneigennützigen Bürger, um nicht 
Dem eigennützigen Anzeiger gleich gehalten zu 
werden, bon Der Anzeige zurück; fie führen 
duch Aufreigung der Habjucht viele grundlofe , 
; oder wohl gar verläumderiſche Angeber herbey, und 
find am Ende, weil man der eigennügigen Zeugens 
ſchaft Eeinen rechtlichen Glauben benmeffen kann, 
ein unſchickliches Mittel zur Weberweifung. Der Ge⸗ 
ſetzgeber einer edlen Nation fegt in alle wohl 
denkende Dürger das billige Zutraus 
‚en, daß fie zur Entdeckung Diefes 
gemeinſchädlichen Uebels beytragen 
werden, insbeſondere macht er jedoch 
den Fiscal⸗Aemtern zur Pflicht, uber 
‚die Entveküng der Wuchergeſchäfte 
forgfälkig zu wachen. Auch wird allen 
DBormerkungsbehdrden, denen (zur Gis 
cherfiellung dee Forderung) eine wurherliche 
Urkunde vorkommt, fo wie allen (polis 
tiſchen, Criminal⸗ oder Civil⸗) Gerichten, 
E 2 
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welcheneine gegründete Unjeigung (In- 
dicium) eines wuherlihen Geſchäf— 
te6 auffällt, hiermit aufgetragen, 
dDiefelbe dem in dem vorſtehenden Pa 
ragraphbe benannten Gerichte (mit den 
ur Aufklärung der Sache dienlichen Behelfen) zur 
Umtshbandlung mitzutheilen. 


$. 29. Fort⸗ Die meiften Wucherfälle fallen zuerſt den un, 
ge teren Civile Gerichten auf, indem aus ber Klage 
ters, unge: des Öläubigers , oder aus der Einrede des Schuld, 
En nerd , und den vorgelegten Beweismitteln der Wu⸗ 
Mucers. her, oder doc gegründete Unzeigungen defjelben 
nicht undeutlich hervorgehen, Dadurch wird aber der 
Richter nicht berechtiger , das ganze Verfahren ab- 
jubrechen, und die Angelegenheit der Wuch erbehör⸗ 
de zu überlaffen. Zu gefehweigen, daß bie Einwen⸗ 
dung des Öeklagten vielleicht ganz falſch, und nur 
zur Berzögerung der Zahlung angebracht, oder daß 
der Berdacht des Nichters zu voreilig ift; fo kann 
Doch der Gläubiger mit Necht verlangen, Daß ihm 
Die Forderung wenigſtens in fo weit fie weder eine 
wucherlihe, noch Lurch andere Einwendungen ent 
kräftet ift , zuerkannt und zugetheilt werde, 


Inzwiſchen, fagt daher das Gefes, foll 
das Gericht, beywelchemder Rechtsſtreit 
anhängig iſt, mit Rückſicht auf die 
übrigen Einwendungen nicht nur das 
Urtheil fällen, ſondern auch die Exe— 
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eution ercheilen, und nur dafür for 
gen, daß der Betrag, welcher der Lim 
jiehung unterliegen könnte, bis zum 
Ausgang der Unterfuhung gerichtlich 
hinterlegt werde, | 


Die legtere Stelle Fann aber nur von dem Ber 
frage, welchen der Schuldige aus feinen eigenen 
Dermögen oder Der Geklagte als einen bereits fäls 
Iigen zu erlegen hat, verftanden werden. Das noch 
nicht fällig gewordene Fann fi das Gericht nur 
durch Verboth verfichern. 


Webrigens muß der Civil, Richter aus ben 
Umftänden ermeſſen, ob der Wucherfall ſchon wäh— 
rend des, wahrſcheinlich noch durch längere Zeit 
fortdauernden Rechtsſtreites, oder erſt nach deſſen 
baldiger Vollendung der Wucherbehörde mit Bey—⸗ 
legung der zur Unterſuchung und Beurtheilung 
dienlichen Acten⸗Stucke anzuzeigen ſey. Auch verſteht 
es ſich von ſelbſt, daß derjenige Theil der Forderung, 
welcher ſich ſchon in dem Civil, Proeeſſe aus dem 
eigenen Geſtändniſte des Wucherers, oder aus ans 
dern Beweiſen als wucherlich darſtellt, demſelben 
ſchon in dem Civil⸗Urtheile aberkannt werden müffe- 


Das zur Unterſuchung beſtimmt eg.25.Unter- 
Gericht hat zuerſt die Wahrheit ale 
Unzeigung und der Umflände, woranfmunes, 


fich vie Beſchuldigung Bezieher, zu ew 


vo 


drfern, und, mwofern ed die Beſchuldi— 
gung für gegründet erfennet, jur weis 
teren Unterfuhung zu ſchreiten. 


Zu * Ende foll es: 


a) Die Urkunden, welde tee 
näheren Aufſchluß geben Fönnen, bon 
den Anhabern gegen Empfangefcheine- 
abforvdern; b) Diejenigen, welde von 
der Sache Wiſſenſchaft haben könnten, 
zue Ausfage vorrufen; c) über Die 
Zeugenausfage, in fofern es nothwen— 
Dig ifi, und fein rechtliches Bedenken 
obwaltet, die eidlihe Beftätigung abs, 
fordern; A) die Beſchuldigten zum Pros 
tocoll vernehmen; e) die Widerfprüde 
allenfalls durch die Öegenfiellung bu ° 
heben; endlich f) überhaupt alles vor—⸗ 
ehren, was nothwendig iſt, Damit Der 
Gegenfiand vollffändig aufgeflärt, 
und Der rechtliche Yusgang der Um 
terfuhung nit vereitelt werde 


Ausführfiche Borfchriften über Die Mnterfus 
hung waren hier überflüſſig, meil fie in dem Straf, 
gefege über die ſchweren Polizey-Uebertretungen, 

worunter auch der Wucher gehört, enthalten find 
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Auf die Unterfuchung ſoll der Aus ſpruch des 9.26, Bes 
Gerichts folgen, ob ver Unterſuchte des Wuchers weisarten. 
fhuldig gefunden worden fey oder nicht, Die Zus 
rehnung zur Schuld feßt aber, weil die Berübung 
eines Wuchers ein Factum, und noch dazu ein wi? 
derrechtliches , der rechtlich vermutheten Unbeſchol⸗ 
tenheit widerfiveirendes, Factum iſt, den Beweis 
voraus, und nachdem man zur fieheren und ſchnel⸗ | 
ſeren Entdeckung Bes für eine ſchwere Polizey— 
Uebertretung erklärten Wuchers anſtatt des vor— 
mahligen Civil⸗Proceſſes den Unterſuchungs⸗Pro—⸗ 
ceß eingeführt bat, fo mußten auch an die Stellt 
des Eivils Beweifes die in dem Örrafgefege über 
ſchwere Poligen + Webertretungen ($. 351.) feſtge⸗ 
festen ——— aufgenommen werden. 


Nach gepflogener 
beißt es, iſt vie Stärke der Beweiſe, 


die für die Schuld oder Schuldlofig 


feit der, Beſchuldigten fireiten, „zu 
prüfen Der Deweis der Schuld wind 
Durch Geſtändnaiß oder Heberweifung 
hergeſtellet. 


Ein, feinem vernünftigen Be . 27. Be: 
Denfen unterliegendes, gerichetiches Sunsuun 
Geſtändniß Bes Beſchuldigten hat 


gegen Denfelben die Kraft eines Hol 


len Beweiſes. 


d 


8.28. Durch 
Ueberweis 


fung, 


Die Erörterung, wie dad Geſtändniß, bamit 
es als Beweis der That und der erfchmwerenden 
Umftände gelten könne, befibaffen feyn müſſe / 
und wie ed enffräftet werden könne, lehrt da® 
Strafgefeg über ſchwere Polizey  Mebertretungen 
Ch. 352. 355.) 


Die Ueberweifung gefbieht: 


a) Aus eigenhändig don dem Bu 
fhuldigten gefhriebenen, oder unter 
fertigten Urkunden, welche die Ueber 
tretung deutlich in fih enthalten; 
b) durch Bie befhworene Aus ſage zwey— 
er unbedenfliher Zeugen, welde in 
Den wefentlihen Umftäanden der von 


ihnen beftätigten Mebertretung voll 
fommen übereinffimmen; c) aus Dem 


Zufammentreffen mehrerer Umfän 


"de, woraus die Mebertretung Deut: 


bich am Tage liegt. 


Auf die Heberweifung durch Urkunden, durch 
die beſchworne Ausfage zweyer unbedenklicher Zeu⸗ 
gen und das AZufammentreffen der Umſtände muß 
ebenfalls dasjenige angewendet werden, was hier 
über in den vierten Hauprftück vom rechtlichen Bes 
weiſe in dem zwenten Abſchnitte nes Strafgefekes 
über fehwere Polizey » Hebertretungen vorkommt. 
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5 Die Umftändbe, aus deren Bereini, 9.29 Vor⸗ 
gungſein rehtliher Beweis Statt nn 
Den Eann, werben zwar überhaupt Derfende Um— 
Deurtheilung des Gerichts Iberlafe (cn de 
fen, vorzüglich jedoch können folgen gung. 
De, wenn Deren mehrere jzufammens 
treffen, den rechtlichen Beweis 


gründen 


a) Wenn obwe mwahrfheinlide 
Unerfahbrenheit Der Parteyen die 
Urfunde über eine Schuldforderung 
fo undeuclihy unvollffändig, oder 
zweydeutig abgefaßt iff, daß daran 
Der eigentlihe rund oder Gegen 
fiand der Forderung, hauptſächlich 
die Größe oder Eigenfchafe des Ca— 
pitals, und das Maß der Zinfen niche 
beffimmt entnommen werden Fans; 
by) wenn die Urkunde übereine Schuld 
einen bereits als erdichtet 'erwiefenen 
Umftand enthält; c) wenn bey einem 
beträchlichen Anleihen die Zuzähblung 
Des Capitals, deſſen vollftändiger 
Empfang von dem Anleiber wider 
fprochen wird, ohne Beyziehung gulab- 
würdiger Zeugen gefhehen feyn foll; 
d) wenn in der Urkunde Über einen vor 
geblihen Kauf die Gattung, Menge 
oder der Preis der geborgten Waaren 
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nicht deutlich ausgebrüct wird; oder 
e) wenn der’ Derfäufer eine beträcht— 
liche Duantität folder Waaren ge— 
borget har, die er felbf nicht führer 
oder Die’ dem Dedürfniffe oder Den 
Berhältniffen Des Käufers, wenig 
frens in dem Maße, offenbar nidht ans, 
gemeffen find; f) wenn nah den be 
kannten PBermögens: Umftänden Des 
urfprüngliden Darleihers oder des 
Ceſſionärs nicht wahrfheinlih iſt, 
daß der Erſte eine ſo beträchtliche 
‚Summe dargeliehen, oder der Letztere 
fie an ſich gelbſet habe; g) wenn bey 
abgetretenen Forderungen der Cedent 
eine dem Gerichte unbefannte Perfon 
ift, und nicht ausfindig gemacht wer 
den kann; h) wenn jemand einer Per⸗ 
ſon, die für ſich allein keinen giltigen 


Vertrag eingehen kann, ee hat, ' 


ohne für die etwa dringend nothwen⸗ 
Dige oder nüßlihe Berwendung Goirge 
zu fragen; i) wenn jemanden eine fo 
beträbtlihe Summe geborget- wird, 
daß nach deffen bekannten Bermdgen®- 
Umftänden die vollftändige Rückzah— 


Jung vernünftiger Weife nicht erwar⸗ 


tet werden fonnte; k) wenn der de 
fhuldigte fhon vormahls wegen Wu— 
chers unterfuht, und nicht ſchuldlos ger 


75 


funden; D wenn die wuherlihe Hands 
lung außergerihtlih eingeflanden wow 

Den; m) «wenn der Defhuldigte ſich 
vor Gerihtin feinen Ausfagen wider 
fpeiche oder offenbar erdichtete Ums 
fände zu feiner Rechtfertigung am : 
Fi führet; D) wenn ein unbedenklicher, 
oder mehrere bedenkliche Zeugen die 
wuderlihe Handlung auf eine glaubs 
würdige Weife befiätigen. 


Zum Beweife aus — Nähes 
den Umftänden ift jedoch erforderlich: en, 
5* ne Ueberwei⸗ 
a) Daß wenigſtens zwey, eine nen 
liche Befhuldigung gründende Umſtän— treffenden 
de zufammentreffen; b) daß jeder eins Umſtaͤnden. 
jelne Umftand für fich Dergefialt volls 
ſtändig erwiefen if; daße)die Beweis, 
£fraft Dderfelben weder Durch Die Ber 
theidigung der Ünterfuhren, noch durch 
‚andere nähere. Aufklärung über Die 
Defhaffenheit der That und die Eigen 
{haften oder Berhältniffe ver beſchul— 
digten Perfon Öefhwäher werde d) 
Daß nad reifer Deurtheilung aller Um 
fände fein gegründeter Zweifel übrig 
bleibe, daß der Defchuldigte fih des 
Wuchers ſchuldig gemacht hat, | 


Das neuere Wuchergefeg unterfcheibet fich von 
dem älteren vorzüglich Durch die Uufnahme des Der 
weifes aus dem Zufammentreffen der Umſtände. Ich 
habe mich fchon an einem andern Drte über die Zur 
läſſigkeit diefer Beweifesart erklärt, *) und man konn⸗ 
te, da man ihn indem Strafgefeke iiber Berbrechen 
und ſchwere Poligen,Webertrerungen überhaupt ans 
genommen hatte CI. Thl. $. 412 und IL, Th 
9. 360 — 362) wohl Fein Bedenken tragen, ihn 
auf Die Ueberweifung von einem berübten Wucher 
auszudehnen. Verträge über Darleihen werden aus 
mehreren Urfachen überhaupt fehr häufig, dann aber, 
wenn fie offen oder verkleidet dem Wuchergeſetze 
zu widerlaufen, faft immer ohne Zeugen gefchloffen. 
Der Beſchädigte macht in vielem Fällen, wie ich 
oben bemerkte, gemeinfchaftlihe Sache mit dem 
Wucherer die Thar zu verheimlichen ; auf alle Fäls 
le ift er nur ein einziger, und noch Dazu bedenk— 
figer Zeuge. Das eigene Geſtändniß aber ift von 
einem gewandten, fchamlofen und filjigen, fomit 
oerade von dem bösartigften und gefährlichften 
Wucherer nimmermehr zu erwarten, Darum mußten 
nach dem Altern Wuchergefege die Uebertreter oft, 
ungeachtet der deutlichften Beweiſe ihrer Schuld, 
von dem Nichter losgefprochen werden. Die, dem 
zu bebächtlichen, zu fcehonenden Gefeze Holm fpres 
chenden liſtigen Wucherer Eonnten nur durch die Ber 


— 


*) Su dem II. B, diefer Zeitſchrift. ©. 37. — 69, 
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Drohung, daß man auch) Yon andern, den Urkun—⸗ 
den, Zeugenfchaften und dem Geftändniffe gleich 
geltenden, Beweismitteln wider fie Gebrauch ma— 
chen wolle, im Zaume gehalten werden. Die 
Einführung der neuen Beweisart follte aber auch 
noch einen andern Mugen verfchaffen ; fie follte die 
Bürger gewöhnen, die Zinsvsrträge deutlich, wahrr 
offen und rein oder unvermiſcht abzufaffen. Durch 
dunkl, zweydeutige Ausdrücke wird ein in Den 
ſchlauen Künften der Rabuliſtik unerfahtner Paeis- 
cent in DBerbindlichfeiten, wovon er nichts ahnde, 
te, oder Doch in verzögerende und £oftfpielige 
Nechtöftreitigkeiten verwickelt: Falſche Angaben, 
Dorfpieglungen oder Verkleidungen, worunter 
auch die Einmengung fremdartiger Gefchäfte ges 
höret, und wodurch man, obfehon einverſtändlich, 
der DObrigbeit den wahren Geſichtspunct zu vers 
rücken ſucht, jeigen von einer falfchen Richtung 
des Gemüths; fie verunedeln den Character, und 
führen immer weiter von Der Nechtichaffenheit ab. 
Dagegen bewährt die Offenheit in Handlungen, 
Die nicht befonderer Mrfachen wegen geheim. zu hals 
ten find, daß man ſich Den Örundfag der Recht⸗ 
lichkeit und Sittlichkeit, fo zu bandeln, Daß es 
die ganze Welt fehen, und man es vor der ganzen 
Welt verantworten Eönne, zur Marime gemacht 
habe. Daher vie DBorfchläge einiger Schriftftels 
fer: daß die Zinsverträge nur vor gerichtlich aufs 
‚geftellten Senfalen abgefchlofien , oder daß fie wes 
nigftens frhriftlich, und zwar nad) einer von Dem 
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Seſetz beſtimmten, deutlichen und vollffändigen 
Form abgefaßt; daß die geborgte Summe ſtets vor 
Zeugen zugezählt, und daß mit dem Finsvertrage 
nie zugleich andere Haupt, oder Mebenverträge vers 
bunden merden follen. Daher war es nach dem 
älteren Geſetze fihon ein Wucher, wenn ein Was 
ren» Sonto zugleich ein Darlehen begriff; wenn 
der Darleiher Waaren borgte, Die er nicht führte, 
oder die der Entfehner, wenigftens in der Duantis 
tät, offenbar nicht nörhig hatte; wenn zu der nähm⸗ 
lichen Zeit einem Eatlehnet Geld und Waaren ge⸗ 


borgt, oder auch nur bey Gelegenheit eines Dar⸗ 


lehens ein Geſchenk gegeben worden. Allein ich 
habe ſchon bey einer andern Gelegenheit”) und 
auch hier oben (d. 7.) bemerkt, daß es theils uns 


möglich, theils unnochwendig, theils dem Privat’ 


Credite fehr nachtheilig und am Ende doch fen 
zuderläffiges Mittel feyn würde, Die Darfchenss 
verträge einer beſtimmten, wefentlichen Form, 
oder der Beyziehung der Zeugen zu unterwerfen. 
Warum roten ferner alle Ülebenverträge des Zins⸗ 
vertrages ungültig, warum follen die aus dem äl⸗ 
teren Wuchergeſetze hier angeführten Gefchäfte, 


went fie deutlich , wahr, offen und ohne Ber, 
kürzung abgefchloffen werden, ſchlechterdings fehon 


für einen wirklichen Wucher erkläct werden ? Dies 
fe der rechtlichen Freyheit zu nahe tretende Gtrens 
ge fuhte man, ohne Hintanfegung der großen 


* B. dieſer Zeitſchrift S 206—2Il 


— 
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Abſicht, daß die Zinsverträge redlich, deutlich 
und offen abgeſchloſſen werden ſollen, dadurch zu 
mäſſigen, daß man die bekannteren gefifientlichen „ 
Abweichungen von der in dem Üefege voraeleaten 
Form und Abſicht, fo wie auch die, nah der der 
fchaffenheit der That oder der Perſonen nicht uns 
deutlich, auf eine brabfichrigte Verkürzung hindeuten, 
den ; Umftände als rechtliche Verdachts gründe oder 
Anzeigungen eines Wuchers erflärte, die je⸗ 
der rechtliche Bürger, um ſich nicht der Verant⸗ 
wortlichkeit zu unterziehen, ſorgfältig zu vermeis 
den ſuchen wird. Da aber dem unermeßlichen, 
ſtets regen Erfindungsgeiſte der Habgierde durch - 
eine erſchbpfende Aufzählung der Fälle nicht Ein⸗ 
‚halt geſchehen kann, ſo mußte die Würdigung ans 
derer Anzeigungen der Beurtheilung des Gerichtes 
vorbehalten bleiben. Die nähere Beſtimmung 
bes Beweiſes aus dem Zufammentreffen der Uns 
fände aber wurde aus dem Gtrafgefege über 
ſchwere —— hierauf aufgenoms 
men. (9. 350. f. f.). 


Bey vorliegenden Beweiſe eines ga 
unterlaufenden Wuchers hat das Ge, Erhebung 
richt, weldhes die Unterfuhung ee 
pflogen, zu beffimmen, 0b und mas 
dem Darleiher oder Anleiher. red 
lich gebühret. Diefe Beſtimmung be 
ſchränket fib jedoch, da die übrigen 
in Rückſicht Des Darleibers ſtreiti⸗ 
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gen Rechte nah dem $. 24. zum or 
dentlihen Gerichtsſtande gehören, 
einzig auf den Betrag der durch die 
Unterſuchung erhobenen wucherlichen 
Beeinträchtigung. Am Falle alſo, daß 
der Anleiher ſein Verſprechen noch 
wicht erfüllt hat, iſt der Betrag in das 
Klare zu fegen, welden er mit Ab 
rehnung Der wucherlichen Abzüge und. 
Entrichtungen, oder wenn die Schuld 
ganz oder zum Theile von Waaren, 
Habfhaften oder Privats Forderungen 
herrührer, in Natur oder nad einer 
gerechten DBeurtheilung des Werthes 
zu leiſten hat. Hat er aber die Schuld 
bereits getilgt, ſo iſt feſtzuſetzen, 
was und von wem ihm ſolches, der 
wucherlihen Verkürzung wegen, zw 
rückzuſtellen fen. ' 


Der Richter muß ſich durch eine vollftändige 
Unterfühung und Sammlung der Deweife in Stand 
fegen zu beſtimmen: a) ob ein Wucher begangen 
worden; b) ob ist Zinfen oder im Eapital; c) von 
wem; d) an wen, und e) in welchem Betrage. 
Der wucherliche, folglih widerrehilihe, Betrag 
muß dem Schuldigen von dem unterfuchenden Rich» 
ter aberfannt, und dem Bewucherten verglitet wers 
den, Dieß gefhieht im Falle, dag der Schuldige 
bereits vollſtändig befriediget worden ift, durch 
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Zurückſtellung des wucherlichen — 9 außer 
dem aber durch Abrechnung deſſelben von der ange⸗ 
fprochenen, noch mit bezahlten Forderung, Die 
Berechnung des wucherlihen Betrages ergibt fi, 
wenn der Wucher in barem Oelde, es fey in Rück⸗ 
ſicht des Capitals oder der Zinfen, vorgegangen if, 
leicht von ſelbſt. An den übrigen Fällen wird die 
Beftimmung nach der Beſchaffenheit des Öegenftans 
des eingerichtet. So ift der Darleiher öffentlicher, 
Berzinslicher Obligationen, welcher fih die Zah⸗ 
fung in Baren, ohne Rücklicht auf den Börſe⸗Curs, 
bedungen hat, zufolge der im $. 10 angeführs 
ten neuen Verordnung fu berurtheilen, daß er ſich 
mit dem Börfe-Eurfe begnügen müſſe. So Fann, 
wenn das Darleihen gegen den $. 8 ſtatt baren 
Geldes ganz oder zum Theil in Warren, Habs 
fchaften, in Privat-Forderungen oder unverzinds 
fichen öffentlichen Obligationen gegeben worden ift, 
dem Darleiber nur die Zurückſtellung derfelben in 
Natur, Oder, wofern Diefe nicht mehr mbalich iſt, 
nur der Werth, den fie zur Zeit des Darleihens 
hatten, zuerkannt werden. Auf gleiche- Urt muß 
das, durch den verwilligten Fruchtgenuß des Pfandes 
oder Die bedungenen Mebenjchufdigkeiten bezogene, 
Hebermaß der rechtlichen Zinfen, fo mie auch 
der widerrechrlich bedungene Heimfall des Pfandes 
($. 9. 10.), dafern es in Natur niche mehr zus 
rücfgeftellt werden Fann, dem wahren Werthe nad) 
erhoben, und in Abzug gebracht werden. Ammer 

aber beſchränket ſich Die Unterfuchung und Erkennt⸗ 

HI, Band, - F | 
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niß des über die Wucherfälle beftimmten Gerichtes 
auf den wucherlichen Betrag. Ob im übrigen die 
Forderung gegründet fen, oder welche Einwerduns, 
gen ihr, außer der wucherlichen Beeinträchtigung, 
entgegen ftehen‘, ift der Erkenntniß des ordentlis 
hen Civil-Gerichtes zu überlaffen. Wenn der ' 
Streit zuerft vor dem letzteren Gerichte anhängig 
gemacht worden iſt, fo Eann es zufolge des 
$. 24. noch vor angefangener, oder Doch vor bes“ 
endigter Unterſuchung des gerügten Wuchers über 
die Rechtlichkeit ber Forderung (mit Ausnahme des 
gerügten wucherlichen Betrags) bereitd erfannt, 
ja fogar die Execution mit der Defchränfung. er» 
theile haben, daß der Betrag, welcher der Zurück⸗ 
fiellung oder Einziehung unterligen Eonnte, bis 
zum. Ausgang der Unterfuhung gerichtlich hinters 
legt werden mußte. In diefem Falle iſt daher 
dem Bewucherten der hinterlegte wucherliche Der 
frag zurück zu fielen. Wird aber vor Einleitung 
eines Nechtöftreites ben Dem ordentlichen Gerichte 
ein Wucherfall dem zur Unterfuchung beftimmten 
Gerichte angezeiget, und von demfelben beurcheilet 
fo bleibt den Parteyen, mie Ausnahme des für 
wucherfich erflärten Betrages, vorbehalten, im 
übrigen, dafern fie über die Rechtmäſſigkeit der 
Forderung nicht einig find, ihre Rechte und Ein 
wendungen vor dem ordentlichen Civil: Gerichte 
aus zutragen. 


Nach gepflogener vollftändigerlinss. 32. Urs 
terfuhung iſt durch Urtheil iu erken— * 
nen, ob der Beſchuldigte des Wuchers 

Cin Capital, Zinfen oder Bedingungen) ſchuldig 
oder ſchuldlos befunden worden? oder 
ob die Unterſuchug aus Mangel des 
rechtlichen Beweifes aufzuheben fey? 
Am letztern Falley wenn fih neue 
erheblihe Beweismittel " Darfiellen, 
Tann die Unterfuhung wieder aufge 
nommen werden. | l 


Mebtigäns wi in der Abuttheilung dasjenige 
angewendet werden, was in Rückſicht anderer ſchwe⸗ 
ven Polizey ⸗ Uebertretungen in dem 5. Hauptſt. 
1. Ti, des Strafgeſetzes vorgeſchrieben iſt. 


Werden’ durch das Urtheil einers. 33. In⸗ 
oder mehrere der Beſchuldigten fhul, ka 
dig erkfannnt, ſo iſt in dem Urtheile zw theits, 


— ——— 


a) Wem und von wemihm nad dem 
$. 31, eise Zahlung oder: Zurückz ah⸗ 
fung gebühre, b) von wem, und wel, 
Her Defrag nad den $.$. 12. 13. und 19, 
‚get Einziehung zu entrichten; c) mit 

welcher Strafeder Schuldige etwa noch 
außer dem zu belegen ſey (. 14 4. 20.) 


5a 
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Die Friſt zur Zahlung, Zurückſtellung oder 
Entrichtung des einzuziehenden Berrages wird wie 
in Eivil» Urcheilen beftimmt. 


$. 34. Ber Der Anhalt des Urtheils ift den 
—— Parteyen, in ſoweit ibn jede zu wiſſen 
Strafurs nöthig hat, in Rückſicht des Straf 
theiics umdbefrages aber auch dem Fiscal, Amte 
Bollſt re⸗ —V 
Kuna ver bekannt zu machen. Dieſes har für die 
Geldſt rafet. Eint reibung Des Strafbetrages zu ſor— 
gen, und gehöre ſolcher zur Caſfſe 
dev Armen, Unitalt des Dres, in wel 
chem das Wuchergeſchäft sabgefhlof 
fen worden. 


Der Unterfuchte (Darleiher, Anleiher oder 
Theilnehmer) bedarf des über ihn gefällten Ur- 
theile, um, wenn er berurtheilt worden, dem 
Urtheile Folge leiften oder den Recurs dagegen er, 
greifen zu können: wenn er aber vollſtändig oder 
auch nur unvollitännig (aus Mangel des hinlängs 
lichen Beweiſes) losgefprochen worden, um fich 
bey dem Civil, Nichter oder vun andern ausweiſen 
zu Fönnen. Außer dem hat ber Unleiher den In⸗ 
halt des Urtbeils nur Dann und in fo weit zu wiffen 
nöthig, als dadurch Abänderungen in feiner Zufage 
getroffen worden find. Beſchließt die beurtheilende 
Behörde, daß der Anleiher als Verſchwender zu 
erklären fen, fo muß deſſen Perfonal » Gericht 
jur weitern Amtshandlung davon benachrichtiget 
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werden. Don dem in bie Kenntniß des Strafur 

theils gefegten Fiscal-⸗Amte wird der Strafbetrag 

auf dent, von der bürgerlichen Gerichtsordnung vorges 

zeichneten, Wege der Erecution eingetrieben, Daraus 

fließe aber noch niche die Folge, daß den DBerach“ 
ſchlagungen über Wucherfälle ein politiſcherRepräſen⸗ 
tant beyzuziehen fey (Erläuter. vom 22. Aulius 18905. 

Bergl, die allgem. Anftruction vom Sahre 1785 

1. Abth. d. 50). Zeigt es aber an, daß der Strafs 
beirrag aus Zahlungsunvdermdgenheit des DBerurs 
theilten nicht eingebracht werden Fünne, fo tritt 
die Vorſchrift des $. 15 ein. 

Bird das Grrafurtbeil auf ei 
Beweis durch Zufammentreffen derdes Appella— 
Umſtände gegründet, ſo iſt basſelbe 
vor der Bekanntmachung dem Appella, Beweis aus 
tions s Gerichte jur Entſcheidung Be 
inlegen, weldhes das UÜrtheil bey eins Umfände 
tretenden Gründen zu mildern, aber 


nicht zu verſchärfen berechtiget if. 


Strafurtheile in Wucherfällen werden alfo in 
der Megel nicht (gleich den Urtheilen in andern 
ſchweren Polizey » Hebertretungen U. Thl. des 
Strafgef. 3. Hauprft.) von Amtswegen der Einfiche 
oder Deftättigung einer höhern Behörde unterzogen, 
Nur bey einem Streafurtheile aus dem Beweiſe 
durch Zufammentreffen ver Umftände empfahlen dieſe 
Vorſicht theils die, Inder motivirten Darftellung der 


1.36. Reeurs 
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Sriminal, Ordnung von mir angeführten, Gelinde, * 3 
theils noch der befondere Grund, daß man in 
dem ZBuchergefege die Inzichten, aus denen zur 
Verurtheilung geſchritten werden Fann, nicht ‚fo 
wie in dem Strafgefege über Verbrechen, ausfchlie, 
ßend beftimme , fondern der reifen und unparfeylichen 
Peurtheilung des Berichts überlaffen hat (d. 29). Die 
Aufſicht des Obergerichts hat zum Zweck, daß der Ber 
ſchuldigte nicht ohne überzeugende Gründe verurtheilt,, 
nicht zu ſtrenge wider ihn verfahren werde. Darum 
hat das Obergericht zwar die Macht, das Gtraf, 
urtheil in ein losſprechendes abzuändern, oder auß 
findernden Umſtänden zu mildern, es hat aber, 
feinesweges die. Macht, die Strafe zu verfchärfen. 


Außer dem angejeigten Galle ift zwar Das 


seen das Urtheil nicht von Amtswegen , wohl aber auf An, 


Urtheil. 


ſuchen der beſchwerten Partey, damit ſie in ihrem 
Rechte nicht verkürzet werde, dem obern — 
hofe vorzulegen. 


Dem, welcher ſich durch das Ur— 
theil der erſten Behörde beſchweret 
glaubet, ſteht der Reeurs innerhalb 
vierzehn Tagen vom Tage des ihm 
befannt gemachten Urtheiles an das 
Uppellationd » Gerihe - offen Bon 





er 


*) II 9, dieſer Zeitſchtift. S. 63. fr 
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zwey gleiäförmigen Urtheilen, hat 
fein weiterer Rechtsweg Statt. 

Nach der allgemeinen Ausſage des Geſetzes 
gebühret der Necurs dem Darleiher, dem Beſchuldig— 
ten Theilnehmer am Wucher, oder dem Anleiher; a) 
wenn auf eine Zurückſtellung ober Strafe, und wi⸗ 
der letzteren allenfalls auch nur auf Prodigali, 
täts > Erflärung erkannt worden; oder b) wide, 
ein auf die Aufhebung der Unterfuchung ergange 
nes Urtheil zur Erwirkung der vollſtändigen Los 
fprehung, Er gebührt aber auch c) dem Anleis 
ber, wenn auf feine Anzeige oder Einwendung 
des Wuchers nicht der gehörige Dedacht genommen, 
' folglich fein Recht auf Zurlickftelfung oder Vergü—⸗ 
tung durch die rechts kräftige (vollſtändige oder 
unvollſtändige) Losſprechung ganz oder zum Theil 
vereitelt wird. Dagegen kann der, bloß zum Schuß 
der Rechte der Parteyen eingeführte, Necurs wer 
der von einem andern Anzeiger , deſſen Nechre durch 
die Losfprechung Eeine Gefahr aufen noch auch) 
von dem Fiscal⸗Amte, zuc Erlangung einer Geld— 
firafe oder eines höheren Betrages derſelben, er» 
. griffen werden. Der Reeurs oeht wider das Ur 
heil des unteren Gerichtes an das Appellationss 
Gericht, und wider ein ablinderndes, befchwerendes 
Urtheil des letzteren an den oberfien Gerichtshof. 
Der Hof⸗NRecurs findet Statt, wenn das erfte Ur—⸗ 
theil gegen die Vorſchrift des Seſetzes ($. 35.) vers 
ſchärfet, oyer wenn das, zufolge des 0.35. oder uber 
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einen Reeurs bed Darleihers dem Obergerichte vorge 
legte, Strafurtheil zum Nachtheil des bewucherten Ans 
leihers in ein loßfprechendes, oder auf einen geringeren 
Vergütungsbetrag erfennendes Urtheil abgeändert, 
oder wenn Über einen Recurs des Anleihers, ber 
mit dem zuerkannten Vergütungsbetrag nicht zufries 
den ift, dem. Darleiher von dem Obergericht ein 
höherer Betrag, ale von dem unteren Öerichte aufs 
erlegt wurde, An fo fernaber das Urtheil des untern 
Gerichtes, von dem Dbergerichte,dem die Acten entwe⸗ 
der von Amtswegen nach $. 35, oder im Wege des 
Recurſes vorgeleget worden, bejtättiget wird, Fünnen 
die gleichförmigenrtheife von demjenigen, wider wel⸗ 
chen fie nad) Erwägung feiner Vertheidigungsgründe 
ergangen find, durch feinen weitern Necurs befirits 
fen’ werden. Das Nachfuchen um Begnadigung, 
das if, um Milderung oder gänzliche Erlaffung der 
zuerfannten Geld» oder Leibesſtrafe, welches bey 
ſchweren Polizen » Uebertretungen überhaupt zuges 
flanden wird, (Strafgef. über Berbr. und ſchw. 
- MolizeyeMeberer. IE. Thl. % 428 f.) if in 
Wucherfällen "ebenfalls bey dem oberen Gerichts 
hofe Cniche bey der politifchen Behörde) anzubrins 
gen, theils weil das Derfahren in Wucherfällen 
allgemein den Gerichtshöfen überlaſſen wird, theifs 
weildie Gründe der Begnadigung mir den rechtlichen 
Milderungsurfachen inBerbindung ftehen, oder Doch 
fehe oft in dem nahmlichen Geſuche vereiniger wers 
den, 
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Im Uebrigen ſind die in dem Strafgeſetze über 
ſchwere Polizey ⸗/Uebertretung. (II. Thl. 6. Hauptſt.) 
enthaltenen Vorſchriften vom Recurſe und Nach⸗ 

ſuchen um Begnadigung auch auf die Uebertre⸗ 
tungen des Wuchergeſetzes anzuwenden. 


Im falle der Schuldige zu einer g. 37. Voll⸗ 

Urrefifirafe verurtheilet wird, iſt er fredung 
der Leibes— 

nah der Dekanntmahung Des Ur grafe, 
theiles zu beobachten, und zur Boll’ 
fireung der Strafe, wofern er vom 
Civilftande ift, der politifhen Behör— 
de, zu überliefern. Gehen aus der Un— 
terfuhung rechtliche Anzeigungen eis 
nes derübten Detruges bervor, fo 
ift der Befhuldigte zum weitern Ber 
fahbrendem Criminal Gerichte zu über 
‚geben. 


Da der Wucher für eine fchwere Polizeys 
Uebertretung, nicht für ein Verbrechen erklärt 
wird, fo find auch die demfelben angedrohten Stras 
fen nicht criminelle, fondern politifhe Strafen, 
deren Bollftrecfung gegen Civil » Pesfonen den politi- 
(hen, gegen Militär » Perfonen den Militär » Be, 
hörden zufteht. Zeige ſich aus der Unrerfuchung, 
daß der angezeigte Fall Feine bloße mucherliche 
Bedrückung, fondern ein Betrug fen, fo ift die 
weitere Unterfuchung und Beftrafung , je nachdem 
der Betrug nah dem Strafgefege zu einem Ber 
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brechen oder zu einer ſchweren Polizey⸗Uebertre⸗ 
tung geeignet ift, ($. 177 — 181. L. 6. 211. 
H. Thl.) der Criminal» oder politifchen Behörde 
zu überlaffen. Bey Zufammentreffen eines Wuchers 
mit einen Derbrechen, kommt der $. 29. I. Thl. 
des Gtrafgefeges über Verbrechen und fehmere Por 
ligey Uebertretungen zur Anwendung. 


F.38. Eris Die Strafe und Berantwortlidfeit 

a für eine wucherliche Handlung erliſcht: 
lichkeit für 

— a) Wenn das wucherliche Geſchäft 

nag. bevor eine Behörde Kenntniß davon 

erhalten hat, freywillig, unverſtellt 

und vollkemmen zurücgegangen iſt; 

oder d) daurch Berjährung in einem 

Zeitraume von fünf Jahren, von dem 

Tage anzurechnen, von welbem nie 

Nur in einem beftiimmten Öefchäfte von 

dem Thäter weiter fein wucherlicher 

Abzug geſchehen, und fonft alle wu 

cherliche Bedingung aufgehoben, fon 

dern auh überhaupt von ihm fein Wu— 


her bekaunt geworden ifl. 
Nachdem man aus erheblihen Grlinden *) fo: 


gar bey Diebftählen und DBeruntreuungen, fie mö— 
gen unter die Elafje von ſchweren Polizey⸗Ueber⸗ 


*) L 2. diefer Zeitjchrift. SD, 184 — 186. 
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tretungen oder bon Verbrechen gehören, den mils 
den Grundfag angenommen hatte, daß fie unter 
feſtgeſetzten Bedingungen durch Zurückſtellung und 
Verjährung erlöfchen (Strafgef. über Berbr. und _ 
fchwere Polizey⸗Uebertr. J. Thl. $. 167. 206. 
ff Ih Shl 8.216. 0, 244 ,) fo war es na, 
turlich, felben auch auf den Wucher auszudehnen. 
Es unterliegt daher auch Feinem Zweifel, daß die 
ſchwere Polizens Hebertretung des Wuchers, gleich 
andern ſchweren Polizey » Hebertretungen , Durch 
pen Tod des Uebertreterters, Durch die entrichtete oder 
ausgefiandene Strafe und durch Erlaſſung derſel⸗ 
ben erlöfche. (Strafgeſ. über Verbr. und fchwere 
Polizey » Webertr. I, Thl. 9 27% f. f.) Do 
werden dadurch Die Privat s Nechte der Beſchädig⸗ 
ten, wofern fie durch Die in dem bürgerlichen Rech⸗ 
te gegrlindeten Arten nicht erlofchen find, - Feiness 
wegs aufgehoben, | 


Hoch erübrigte in dem Wuchergefege die Bots $, 29. Be⸗ 
ſchrift, wie die vor demfelben geſchloſſenen Ge⸗ ae 
fchäfte behandelt werden follen, Sie lautet fox  fem Geſetze 

> gefhloffenen 
| \ Geſchaͤfte. 

Die bereits vor dieſem Geſetze g e⸗ ſchaf 
ſchloſſenen Geſchäfte find noch ferner 
nach dem Patente vom 25. Februar 
1791 zw beurtheilen. Sie unterliegen 
jedoch der Verantwortlichkeit aus dem 


gegenwärtigen Öefese, info fern über 
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diefelben neue Bedingungen eingegan- 
gen würden. 


Man behielt alfo auch hier den, durchaus in 
der öfterreichifchen Civil» und Strafgefekgebung ans 
genommenen, gerechten und billigen Örundfas bey , 
daß das neue Geſetz auf Die vergangenen Gefchäfte 
und erworbenen Nechte nicht zurlick wirken foll. Die 
DBereinbarung dieſes Grundſatzes mit den Privats 
Rechten der Schuldner wäre hier, bey auf längere 
Zeit gefchloffenen Gefchäften, folglich wiederkehren⸗ 
den DBerbindlichkeiten, fchwerer geworden, wenn 
nicht fchon dieälteren Geſetze, ob fie gleich dem Wu⸗ 
cher Eeine Strafe androhten, auf die Privat » Nechs 
te Nückfiht genommen hätten. Bon der Beftras 
fung eines früher eingegangenen Wuchergeſchäftes 


oder einee Zurüdftellung deffen, was der 


Schuldner bereits freymwillig geleiftee hat, kann 
zwar weiter Feine Mede feyn; Daraus aber folgt 
nicht, daß der Schuldner fih den übermäßigen 
Forderungen des Gläubigers fügen müſſen. Hat 
ec Zinfen (fie mögen in Geld oder anderen Ber 
dingungen beftehen) verfprohen, Die das ſchon 
in dem älteren Geſetze (vom 29. Jam. 1787) 
beftimmte, vechtliche Zinfenmaß überſchreiten, fo 
Fann er Doch ſchon nach eben diefem Geſetze 
nur zur Entrichtung der rechtlichen Zinfen vers 
uctheilet werden, Hat er aber im Capital mehr 
verheißen , als ihm gegeben worden iſt, fo gibt ihm 
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das angeführte Patent vom 25. Februar 1791 
die Einwendung, nur dasjenige zahlen zu müffen, 
was er wirklich empfangen hat. 


| IL, 


Bon dem ‚Eherechte überhaupt , und dem für 
Salzburg und Berchtesgaden Eundgemad)- 
ten Ehegeſetze insbefondere. 


Miefer Gegenftand hat, wie allgemein aner, 
kannt wird, nicht, nur den wichtigfien Einfluß auf 
den Staat und das Wohl der Menſchheit übers 
haupt, fondern er ift auch wegen feiner mannigfals 
tigen, vwoefentlichen Beziehungen auf verfchiedene ” 
Zweige der Geſetzgebung fehr fhwer, und mit 

großer Behutſamkeit zu behandeln. ö 


Bey jedem anderen Nechtögefchäfte, ben jer 
dem anderen Bertrage oder Gefellfhaftsverhält, 
niffe Eann und muß man Die Nehtswahrheis 
en von allen heterogenen Theilen abfondern, und 
frein aufgepaßt in das Privat-Recht aufnehmen, 
die auf den nähmlichen Gegenftand fih beziehenden 
Lehrer dee Moralund der Religion aber 
Dem Öewiffen deö Bürgers, und die politi, 
ſchen Borfehrungen der politiſchen Geſetz⸗ 


⸗ 
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gebung überlaffen. Meber das im Gtaate zu be⸗ 
flimmende Berhältnig der Ehegatten unter fich find 
Dagegen die Ausfprüche der vechtlihen Vernunft 
mie den Forderungen der Moral, Der Religion 
und Der Staats klugheit fo innigft verwebt, baß 
eine ſtrenge Abfonderung faum möglich), no we 
niger aber räthlich iſt. Bloß rechtliche de 
trachtungen über Die Ehe führen, wie alle Verſu— 
che dieſer Art beweiſen, zu ganz unbefriedigenden, 
unſittlichen und für cultivirte Darionen größten 
Theils unterbrachten Reſultaten. 


Bey anderen Verträgen werden die natürli— 
chen Rechte der Rechtspflichten aus dem Begriffe 
des Vertrages gefolgert, Die übrigen Beſtimmun⸗ 
gen aber dem beliebigen Einverſtändniſſe der Con⸗ 
trahenten überlaſſen. Diefes geht bey dem Ehes 
bertrage nicht an, Ein Mahl ift der Begriff und 
der Zweck der Ehe fo unbeſt mit, daß fich Die 
Rechts» Philofophen. noch bis jetzt darüber nicht 
vereinigen Fönnen, und wohl zehn verſchiedene 
Meinungen, deren mehrere nicht unwichtige Grün— 
de für fi) haben, aufftellen. Daß aber nach der 
Verſchiedenheit des Zweckes auch Die daraus als 
juleitenden Rechtsſätze verſchieden ausfallen müffen, 
ſieht man wohl von ſelbſt ein. Dann handelt 
es ſich bey der Ehe nicht bloß um Die Rechte der 
Paciscenten, worüber fie beliebig verfügen können, 
fondern ed kommt hierbey noch auf andere Gegen— 
fiande an. Der Naturzweck der Ehe, wer 
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cher, 05 ihn gleich etwa die Ehegatten nicht zu ihr, 
rem unmittelbaren Vernunftzwecke machen, 
dennoch aus dem vertrauten Umgange in Erfüllung 
geht, ift die Zeugung vernünftiger Weſen, denen 
gegen die Urheber ihres Daſeyns die rechtliche 
Forderung zuſteht, fie nicht als ein beliebiges 
Machwerk, fondern auf ſolche Weiſe zu behandeln, 
daß fie nicht Urfache haben, Das Leben als eine 
Buͤrde, und die Zeugung als eine Berlegung ihr 
ver Rechte zu betrachten. Bermöge dieſer Bemer— 
kung hat die Freyheit der Menſchen in Hinſicht 
auf die Ehe ſchon gewiſſe vechrliche Beſchrän— 
kungen, welche Durch das wechieffeitige Einver⸗ 
ſtändniß, oder durch den Rechtsſpruch: volenti 
non fit injuria, feineswegs aufgehoben merven. 
Uber auch die Moral, fo forgfältig fie fonft von 
dem Nechte gefchieden werden muß, Fann doch 
bey dem Nechtögeichäfte der Ehe nicht außer Achte 
gelaffen werden. Unſtreitig bat der einzelne Menfch 
das firenge äußere Recht, unbeſchränkt und unbeflraft 
das Tugendgefeg zu lihertreten, wofern er nur das 
Durch weder unmittelbar noch mittelbar die Sicher, 
heit fremder Rechte beeinträchtiget; nimmermehr 
aber kann und darf man annehmen, Daß ein vernünfs 
tiges, ſittliches Weſen durch eine gefellfchaftliche Bers 
bindung dem andern Theile ein Recht habe eins 
räumen wollen, zu offenbar unfittlihen Zweden, 
oder zur. Anwendung unfittlicher Mittel ſich zwingen, 
zu laſſen. Bey der Geſchlechtsverbindung vernünf⸗ 
tiger, cultivirter Weſen Eann man auch nicht 
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annehmen, daß die Befriedigung des Geſchlechts⸗ 
triebes, oder die Zeugung der einzige Zweck, die 
einzige Bedingung der Vereinigung ſey; ſonſt müß⸗ 
te man beha pten, Das eddem Menſchen gleichgül⸗ 
tig ſey, mit welher 9 erfon er ehelich vers 
bunden lebe, wenn fie nur Die Fähigkeit zu jenem 
rohen Naturzwecke beſitzet. | 


unge, unfehuldige Gemüther haben oft kaum 
eing dunkle Borfiellung von dieſem Zwerfe, und 
alle edelen, nicht bloß finnlihen Weſen ſetzen ſich 
bey der Ehe wenigſtens ſtill ſchwei gend noch 
andere, auf jenen legten Zweck hinführende » oder 
innigft damit verbundene Bernunftzwece vor. Dies 
fe find: zweckmäßige Erziehung der in der Ehe 
erzeugten Kinder, Liebe oder innigfte Geſelligkeit, 
vertraufer Umgang, ungetheilres Intereſſe der 
Ehegatten, Erwerbung und Schuß von Geite des 
Mannes, Gorge für das Hayswefen von Seite 
der Gattinn. Aus Diefen Zwecken folgert Der Piychor 
lo d der Moraliſt: Einſchränkung der ehelichen 
Vebindung auf Eine Perſon, ſtrenge Beobach— 
tungen der ehelichen Treue, wechfelfeitige Unterſtü⸗ 
tzung in widrigen Zufällen, Herrſchaft und großmiis 
thige Behandlung von Seite des Manues, ſanfte 
Nachgiebigkeit von Seite der Frau, als eben ſo 
viele gegrlindete Forderungen und Vflichten der 
Ehegatten, weil ohne fie nach pſychologiſchen Beob⸗ 
achtungen, nach allgemeinen und befonderen Ers 
fahrungen, jene Zwerfe auf eine vollkommene Weiſe 

IL Band, & 
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nicht erreicher werden können. Obfchom ſich alſo die 
eben erwähnten Forderungen und Pflichten in einem 
firengen Rechts⸗-Syſteme aus dem rein abgezoge⸗ 
nen Zwecke ver Ehe ſchwerlich ableiten laſſen, ſo 
müſſen fie doch aus der obigen Betrachtung unter 
eultivirten Menſchen als eben fo viele, wenigſtens 
ſtillſchweigende Bedingungen, ſelbſt von den ſtrengen 
Rechtsgelehrten anerfannt werden. So ſtehen daher 
Die juridiſchen Geſetze über Die Ehe mit den ethi⸗ 
ſchen Geſetzen in der innigſten Verbindung. 


Die Moralität der Menſchen bedarf aber zu 
ihrer Stügedes veligidfen Ölaubene. Durch. 
Die geoffenbarte Religion wird Die Moral weis 
ter verbreitet, einwirfender gemacht, feiter und. 
dauerhafter gegründer. Diefe Wahrheit leuchtet 
vorzüglich ben der Ehe ein. Ohne die Lehren der 
Offenbarung gelangen die Menſchen nicht ſo frü ihezu 
den reinen Lehren Der Moral über Die Ehe, die Lehe 
ren verbreiten fib nicht fo weit, und faffen in den 

Gemüthern der Menfchen nicht fo tiefe Wur 

tur ver Olaubean eine befondere, mit * 
verbundene göttliche Gnade ſtärket viele Mens 
feben in der getreuen Erfüllung ihrer Pflichten, 
und in der Geduld, mit der ſie die widrigfien Er, 
eignungen in dem Eheflande ertragen, Weife Ges 
fesgrber hatten daher die Ehe mie der Religion in 
Berbindung zu fegen gefuchet; um ſo mehr müffen 
aljo die bereits darüber befiehenden religiöſen Ges 
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feße und Meinungen in bem Geſetz ⸗Syſteme ge⸗ 
ſchonet und ehrwürdig erhalten werden. 


Die Vorſteher, Lehrer oder Prieſter jeder 
Glaubens genoſſenſchaft, fie mögen nun was immer 
für einen Nahmen führen, find die Erzieher des 
Bolkes zur Moralitär, worauf die Ehe gegründet 
werden foll: fie find Die nächſten Uusfpender ver 


Gnade, welcher die Verlobten nach der würdigen — 


Vorbereitung theilhaft werben follen. Daher kommt 


der Einfluß der Kirche auf die Ehe Und wenn 


fich diefer Einfluß Darauf. beſchränket, denjenigen, 
welche Die, nach den Öefegen jur Schließung des 
Ehevertrages erforderlichen, Eigenſchaften nicht bes 
fisen, ihren Beyſtand zu verfagen , ihn den Uns 
vorbereiteten zur Zeit noch zu verweigern, Zeugen 
der freyen, feyerliden Berbindung zu feyn, und 
den Ehegatten die Erfüllung ihrer Pflichten einjus 
fhärfen; fo leidet er nicht nur Feine vernünftige 


- Einwendung , fondern er verdienet auch, um dies 


fem fo wichtigen Gefchäfte Öewißheit, ehrwürdiges 
Anſehen, Geveihen und Fortdauer gu verfchaffen, 
alle Unterſtützung der Geſetzgebung. 


Zu den rechtlichen, moraliſchen und religibſen 
Beſtimmungen geſellen ſich im Staate noch die por 
litiſchen. Ehen find Geſellſchaften; fie unterfies 


gen alſo, wie alle Geſellſchaften in Rückſicht ihrer 
Entſtehung, Fortdauer und Auflöſung der oberſten 
Aufſicht und Leitung zum Endzwecke des Staates, 
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Ehen gründen Familden, und Familien find die 
Pflanzſchulen, woraus der Staat: feine künftigen 
Bürger erwartet, Dem Staate Fann es nicht gleich- 
gültig ſeyn, ob, von welchen Perfonen, in welcher 
Form, unter welchen Bedingungen, und mit wels 
chen vechrlichen Folgen : Ehen gefchloffen , und ob 
Die Bedingungen erfüllet werden oder nicht. 


, 


Glücklicher Weife vereiniger fich auch hier, ſo 
wie ben genauerer Erwägung inden übrigen Fällen, 
die wahre Politik mie dem Nechte, mit der Moral 
und der Meligion. Das Ehegefeg einer gebildeten 
Mation enthält größten Theils aur eine Erfläs 
rung, Sanctionirung ynd Anwendung der natürs 
lichen Geſetze und den Schug der religidfen Lehren 
und Meinungen über die Ehe. Doch fordert Die 
geſetzgebende Klugheit, Darin Diejenigen Modifi⸗ 
cationen, Erweiterungen und Beſchränkungen vors 
zunehmen, welche der, von dem Urheber der Natur 
und Religion gebothene, Zwerf des Staates nothwens 
dig machet. Der Geſetzgeber hatdeiunach die Macht, 
dienatürfiche Freyheit der Unterthanen in Abſicht der 
Ehe auf mannigfaltige Weife zu beſchränken, er feget 
die oben erwänhnten ſtillſchweigenden Bedingungen zur 
Defeitigung aller Zweifel ausdrücklich feſt, er ſchützet 
auch in Hinſicht auf die Ehe die Gewiſſensfreyheit der 
in den Staat aufgenommenen Religions⸗-Parteyen, 
er duldet Abweichungen von dem Moral-Geſetze, in 
fo fern der Zwang widerrechtlich, und die Quelle | 
noch größerer, fittlisher Unoronungen fegn würde, 


Bu 
2 
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er verbaunet abergläubiſche Vorurtheile oder kirch— 
liche Satzungen, Deren Grund und Zweck voͤrlängſt 
aufgehöret hat, und weiſet vorzüglich auch hier die 
widerrechtlich aus gedehnte Macht der Kirchenvor⸗ 
ſteher in ihre echten und urſprünglichen Grenzen 
zurück. | Ä | 


Diefe Anſichten gehen ſchon aus dem, unter 
Joſeph U. gemachten und bald darauf dem 1. Thei, 
fe feines bürgerlichen Gefegbuches mit wenigen Ab- 
änderungen einverleibten, Ühegefege hervor. Eben 
diefe Unfichten wurden auch, als der Öegenftand 
unter Der gegenwärtigen Negierung bey Abfaffung 
eines bollftändigen bürgerlichen Geſetzbuches an die 
Reihe Fam, zum runde gelegt. Hiernach unter, 
309 man die Borfehriften, weiche über das Ehe; 
recht theils in dem erwähnten 1. Thl. des bürgers 
lichen Gefegbuches enthalten waren, theils in bes 
trächrlicher Zahl nachgefolgt find, einer neuen Be⸗ 
urtheilung. Man fehied Diejenigen aus, welche der 
politifchen Geſetzgebung oder der Gerichtsordnung 
angehören , man vereinigtefih, daß in das Eherecht, 
als einen Theil des Perſonenrechts, nur die Perſo— 
nenvechte dev Ehegatten aufgenommen, jene aber, 
‚welche fi) auf ihre Gitter (wie Heirathsgut, Wier 
derlage, Gütergemeinſchaft u. f.w.) beziehen, dem 
Sachenrechte vorbehalten werden follen,, und wähls 
te zur Ordnung die chronologifche: wie Ehen recht⸗ 
lich enieftehen; welche Nechte den Ehegatten bey 
Fortdauer der ehelichen Gemeinfchaft zuſtehen; 
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wie enbfich dieſe Gemeinfchaft getrennt, und das 
Band der Ehe gänzlich aufgelöfet werde, 


Da den mit Oeſterreich vereinigten Probin- 
zen- Salzburg und Berchtesgaden ein den Verhält, 
niſſen angemefjenes Ehegefes vorgefchrieben wers 
den follte; fo befam vie Hofs Eomiffion in Ge 
gesfachen den Auftrag , den neuen Entwurf des Eher 
gefeges mit den, für Diefe Provinzen allenfalls noth⸗ 
wendigen, Modificationen vorjulegen, und er erhielg 
in nachftehender Art die höchfte Begnehmigung. 

Meine am Ende des Gefeges folgenden Bemerkuns 
gen betreffen faft einzig nur folhe wichtigere Gtels 
len, worin dasfelbe von Den, bis jest noch in Oe⸗ 
ſterreich beſtehenden, Geſetzen abweichen 


Wir Franz der Erſte. ꝛc. 


Nachdem die Gerichtsbarkeit in Ehefachen in 

‚Unferen Provinzen Salzburg und "Berchtesgaden 
die nähmliche Berfaffung , welche in Unferen übri, 
gen deutſchen Provinzen beftehr, erhalten hat ‚fo 


wird für diefelben auch eim gleichfürmiges Ehegefe 


Fundgemacht: dieſes Geſetz tritt vom 1. Junius 
d. J. an in ſeine Wirkſamkeit, und ſind daher Ehen, 
die vor dieſem Zeitpuncte geſchloſſen worden, noch 
nach dem bisher beſtandenen Geſetze zu beurtheilen 
Vegriff der Durch den Ehevertrag erklären zwey Merſo⸗ 
— nen verſchiedenen Geſchlechts geſetzinäßig ihren Wil⸗ 


[ 
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ten, m unzertrennlicher Gemeinfhaft zu leben, 

Kinder zu erzeugen, fie zu eisiehen, und fih ger 

genjeitigen Deyftand zu leiften. Br 
9. 2, a) 

Ein Eheverlobniß, oder ein. vorläufiges Ver⸗ und des 
ſprechen, ſi ſich zu ehelichen, unter was für Umſtän⸗ — 
den oder Bedingungen es gegeben, oder erhalten 
worden, zieht keine rechtliche Verbindlichkeit nach 
ſich, weder zur Schließung der Ehe ſelbſt, noch zur 
Leiſtung desjenigen, was auf den Fall des Nick, 
frigtes bedungen worden. 

d. 3. 

Nur bleibt dem Theile, von Beifen Seite kei⸗Rechtliche 
ne gegründete Urſache in dem Rücktritte entſtanden ee va 
ift, der Anſpruch auf den Erſatz des wirklichen lobniſſes, 
Schadens vorbehalten, welchen er aus dieſem Re 
tritte zu leiden beweifen kann. 

| 94. 
Einen Ehevertrag kann Jedermann fetiefen, Regel uͤber 
ſo fern ihm kein geſetzliches Eos im Wege Bu | 
fteht. Bit einer 
| $. 45. b) Ehe. 
| Kafende, Wanfinnige, Hlödfinnige, wie auch Hinderniffe 
Mannsperfonen, die das achzehnte, und Frauens⸗ der € en 
berfonen, die das ſechzehnte Jahr noch nicht zus A ER File 
rückgelegt haben, find außer Stande, einen gülti, willigung; 


r Aus 
gen Ehevertrag zu errichten. Ä Y ei, 
; d. 6, €) . moͤgens zur 
Minderii alriae oder auch Bolfik ih elche Einwilltz 
Jan jährige, melde „u... 


aus was immer für Gründen für fich allein Feine 
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gültige Verbindlichkeit eingeben können, find auch 
unfäbig , ohne Einwilligung ihres ehelichen Vaters 
ſich gültig zu vermählen. Aft der DBater nicht mehr 
am Leben, oder zur Vertretung unfähig, fo wird 
die Einwilligung bes väterlichen Großvaters und 
Des ordentlichen Vertreters, zugleich aber auch die 
Einwilligung der Gerichtsbehörde jur Gültigkeit der 
Ehe erfordert, An Ermanglung Des väterlichen 
Großvaters it die Einwilligung des‘ Bormundes 
und der Gerichtsbehörde zur Gültigkeit der er 
nothwendig. 
7 


Minderjährige von unehelicher Geburt Fonnen 
ſich nur mie Einwilligung des ihnen zu beftellenden 
Bormundes und Der Gerichtöbehörde gültig vers 
ehelichen. | Pr 

d. 8. J 

Einem fremden Minderjährigen, der ſich hier 
zu Lande verehlichen will, und die erforderliche 
Einwilligung beyzubringen nicht vermag, iſt ein 
Bertreter zu beſtellen, der feine Einwilligung zur 
Ehe, oder deren Mißbilligung Der hierländigen 
Gerichtsbehorde zu erklären hat. 

9,9. 

Wird einem minderjährigen ober Pflegebefoh ⸗ 
fenen die Einwilligung zur Ehe verſagt, und hals 
-ten fich die Ehewerber dadurch befchwert, fo has 
ben fie das Recht, vie Hülfe Des ordentlichen Rich⸗ 
ters anzuſuchen. — 
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| | 0.9) 
Mangel an nöthigen Einkommen, erwieſene 
oder gemein bekannte ſchlechte Sitten, anſteckende 
Krankheiten, oder dem Zwecke der Ehe hinderliche 
Gebrechen desjenigen, mit Dem Die Ehe eingegan 
gen werden will, find rechtmäßige Gründe, die 
Einwilligung zur Ehe zu verſagen. 
411...) 


Mit — Militärperſonen oder zum Mili- oder Mitt. 


türfdrper gehörigen Verfonen ohne ſchriftliche Er: 
laubniß ihres Negiments, Corps, oder überhaupt 
ihrer Borgefegten Fein gültiger Eheverirag einge 
gangen werden Eönne, beftimmen die Militärgefege: 
Ne: (12, 

Die Einwilligung zur Ehe ift ohne Rechts, 
Eraft, wenn fie Durch eine gegründete Furcht ers 
zwungen worden ift. Ob die Furcht gegründet 
war, muß aus der Größe und Wahrfcheinlich keit 
der Gefahr und aus Der Leibes, und Gemürhsbes 
ſchaffenheit der bedrohten Perſon beurtheilet werden. 

0.23.80) 

Die Einwilligung ift auch dann ungültig, 
wenn fie bon einer entflhrten und noch nicht in 
ihre Freyheit verfesten Perfon gegeben worden, 
oder wenn in Der Perfon des künftigen — 
ein n Jerthum vorgegangen iſt. 

ag) 

Wenn ein. Ehemann feine Gattinn nach der Ehes 
lichung bereits von einem Andern geſchwängert fins 
‘det, fo kann er fordern, daß die Ehe als ungül' 


‚uttirite 


b) Aus 
Mangel 
der wirk⸗ 
lihen Ein= 
willigung. 
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tig erElävet werde. Wohnt er ihr aber, nachdem 
ihm die Schwangerfchaft bekannt geworden, ferner 
bey, fo ergibt er ſich dadurch des Rechtes „ gegen 
die Gültigkeit der Ehe 5 zu führen. Wergl. 
$. 60). | 
d. 15. me. 
Alle übrigen wahren oder feheinbaren Kerthür 
mer der Ehegatten, fo wie auch ihre getäufchten . 
Erwartungen der. vorausgefegten, ober auch ver⸗ 
abrederen Pedingungen , ftehen ver Gultigkeit des 
Ehevertrages nicht entgegen. 
$. 16. 
B. Aus Ab⸗ Das immerwährende Unvermögen, die ehe 
ET liche Pflicht zu leiſten, iſt ein Ehehinderniß, wenn 
sum 2me» es ſchon zur Zeit des geſchloſſenen Ehevertrages 
cke: a) Des vorhanden war. Ein bloß zeitliches, oder ein 
pbofifhen erft während der Ehe zugeftoßenes, felbft unheils 


Vermoͤ⸗ 
gens; bares Unvermögen kann das Band der Ehe nicht 


auflöſen. | 
| $. ı7. | 
Ein Mann darf nur mie Einem Weibe, und 
b) Des ſitt Ein Weib darf nur mir Einem Manne zu gleiher 
lichen Ders Zeit vermählet ſeyn. Wer fehon verehelicht war, 
mögeng wer 
gen Ehe⸗und ſich wieder verehelichen will, muß die erfolgte 
bandes; Trennung, d. i. die gänzliche Auflöſung des Ehe- 
Bandes rechtmäßig beweifen. ; 
| d. 18. 
Refigionde Eheverträge jwifihen Chriften und Perſonen, 
— welche ſich nicht zur chriſtlichen Religion bekennen, 
BACH Fönnen nicht gültig eingegangen werben. 
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$. 19, h) 

Katholiſche Geiftliche des Tateinifchen und art Weihe ober 
menifchen Nitus, welche ſchon höhere Weihen em, Geluͤbdes; 
pfangen, wie auch Drdensperfonen von beyden Ges 
ſchlechtern, welche feyerliche Gelübde der Ehelofige 
feit abgelegt haben, können keine gültigen Ehever⸗ 
träge jmprnen, | 

$. 20. 

Sroifehen Bertwandren in auf * aöfigen, Verwandt: 7 
der Linie, zwiſchen voll - und halbbürtigen gehe 
ſchwiſtern, zwiſchen Gefchwifterfindern, wie auch 
mit den Geſchwiſtern der Aeltern, nähmlich mit 
Dem Oheim und dee Muhme väterlicher und müts 
erlicher Geite, kann Feine gültige Ehe gefchloffen 
werden, es mag die Derwandtfchaft aus ehelicher 
oder unehlicher Geburt entftchen. 

Ra 
Aus der Schwä igerfihaft entfteht das Ehehin, Säwiger. 
berniß, daß der Mann die im 6, 20, erwähnten '- ! 
Verwandten feiner Ehegattinn, und die Gattinn die 
dafelbft erwähnten Verwandten ihres Mannes nicht 
ehelichen Eann, 
| ds 22, i) 

Eine Ehe zwifchen zweyen Perfonen, bie un, wegen Ehe: 
ter fich einen Ehebruch begangen haben, ift uns Frubs; 
gültig. Der Ehebruch - muß aber vor Der geſchloſ⸗ 
ſenen Ehe bewieſen ſeyn. 

623. 

Denn zwey Perſonen, auch ohne vorherge⸗ oder Gat- 

gangenem Ehebruche, ſich zu ehelichen verſprochen kenmordes. 


C. Aus Ab: 


sang der ' 
weſentlichen 
Feyerlich⸗ 

keiten; ſol⸗ 


che ſind: 
5) Das 
A — 
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haben, und wenn, um die Abſicht zu erreichen, 
auch nur eine von ihnen dem Garten der ihrer Ehe 
im Wege ftand , nach dem Leben gefteller hat, fo 
kann unter diefen zweyen Perfonen auch dann, wenn 
der Mord nicht wirklich vollbracht worden iſt, eine 
rechtskräftige Ehe nicht gefchloffen werben. 

$. 24. 

Zur Gültigkeit der Ehe wird auch das Aufge⸗ 
Goch, und die feyerliche Erklärung der Einmillir 
gung ‚gefordert. Das Aufgeborh befteht in der Der: 
Fimdigung der bevorftchenden Ehe mit Anführung 
des Vornahmens, Familiennahmens , Geburtsor⸗ 
tes, Standes und Wohnortes beyder Verlobten. 


Es muß diefe Berfindigung an drey Gonns oder 


Fefttagen an die gewöhnliche Kirchenverfammlung _ 
ihres Pfarrbezirkes , und wenn jedes der Prautleus 
te in einem andeen Bezirke wohnt , beyder Pfarr, 
bezirke gefchehen. Bey Ehen zwifchen nicht Farhos 
liſchen chriftlichen Mefigionsgenoffen muß das Auf, 
geboth nicht nur in ihren Berhhäufern , fondern 
auch in jenen Earholifehen Pfarrkirchen, in deren 
Bezirke fie wohnen, und. bey Ehen zwifchen Fathos 
liſchen und nicht Fatholifchen chriſtlichen Religions, 
genoffen ſowohl in der Pfarrfirche des Eacholifchen , 
und in dem Bethhauſe des nicht Eatholifchen Theis 
les, als auch) in der Pfarrkirche „ in deren Bezirfe 
ver legtere wohnt, borgeiommen werden, 
| $. 25. | 
Wenn die Verlobten, oder eined von ihnen 
in dem Pfarrbezirke, in welchem die Ehe gefchlop 
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| fen werben foll, noch nicht durch fehs Wochen 
wohnhaft find, fo ift das Aufgeborh auch an ihrem 
legten Aufenthaltsorte, wo fie länger als Die eben 
beflimmte Zeit, gewohnt haben, vorzunehmen. 
$. 26. Ba 

Wird binnen ſechs Monathen nah dem Aufr 
gebothe die Ehe nicht gefchloffen, fo müffen die 
drey Verkündungen wiederhohlt werden. 
9.27. 
Die feyerliche Erklärung der Einwilligung muß b) bie ſey⸗ 
vor dem vrdentlichen Seelſorger eines der Braut— he 
Teute, er. mag nun nach Verſchiedenheit der Nelie Einwilli— 
gion, Pfarrer, Vaftor oder wie fonft immer heis gung. 
fen, oder vor deſſen Stellvertreter in Gegenwart 
zweyer Zeugen gefchehen. 

J d. 28. 

Wenn eine katholiſche und eine nicht. katho— 
liſche Perſon ſich ehelichen, fo muß die Einwilli— 
gung vor dem katholiſchen Pfarrer in Gegenwart 
zweyer Zeugen erkläret werden, doch kann auf 
Verlangen des anderen Theiles auch Der nicht ka— 
Cholifche Seelforger bey dieſer feyerlichen Handlung 
erfcheinen, 

| $. 29. ' | | 

Wenn Berlobte das fihriftliche Jeugniß von 
der volljogenen orbentlihen Verkündigung, oder 
wenn die in den Paragraphen 6, 8 und 11 ers 
wähnten Perfonen die zu ihrer Verehelichung er 
- forderlihe Erlaubniß, wenn ferner Diejenigen, des 
ven Volljährigkeit nicht offenbar am Tage liegt, 
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den Tauffchein, oder das ſchriftliche Zeugniß ihrer x 
Volljährigkeit nicht vorweiſen können, oder wenn 


ein ‚anderes Ehehinderniß rege gemacht wird , fo 
iff es dem Geelforger bey fehwerer Strafe verbos 
then, die Trauung vorzunehmen, bis die Berlobs 


ten’ die nothwendigen Zeugniſſe an und 


alle Anftände gehoben haben. 

| $: 30. 
| Zu einem kraͤftigen Beweife bes gefehoffenen 
Ehevertrages find die Pfarrvorſteher verbunden, 
denſelben in das befonders dazu beftimmfe Trau⸗ 
ungsbuch eigenhändig einzutragen. Es muß der 
Bor » und Familiennahme, das Alter, die Wols 
nung, fo wie auch der Stand der Ehegatten mit 
ver Bemerkung, ob fie ſchon verehliche waren, 
ober nicht, dev Bor» und Famifiennahme, dann 
der Stand ihrer Aeltern und der Zeugen, ferner 


der Tag, an welchem die Ehe gefchloffen worden, 


endlich auch der Nahme des Geelforgers, vor wels 

em die Einwilligung feyerlich erkläre worden ift, 

deutlich angeführee werden. | 
..31. k) 


Soll die Ehe an einem dritten Orte geſchloſ⸗ | 


fen werden, fo muß der ordentliche Geelforger gleich 


bey Der Ausfertigung der Urkunde, wodurch evieis 
‚nen andern zu feinem Stellvertreter benennet, dies 


fen Umfiand mit Denennung des Ortes, wo bie 
Ehe gefhloffen werden foll, in das eh 6,04 
feinee Pfarre eintragen, 


* 
22 
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de 32. | 
Der Seslfrge Des. Dritten Ortes, wo die 
Ehe wirklich geſchloſſen wird, hat die geſchehene 
Abſchließung derſelben in das Trauungsbuch ſeiner 
Pfarre mit Beyfügung, von welchem Pfarrer er 
berechtiget worden ſey, die Abſchließung in ſeiner 
Pfarre geſchehen zu laſſen, ebenfalls einzutragen, 
und die geſchehene Abſchließung dem Pfarrer, von 
welchem er berechtiget worden „binnen acht Ta⸗ 
gen anqueigen, | Ä 
33:1) | 
| Aus wichtigen Brunden kann die. Nachſicht von Difpenfas 
‚einigen Ehehinderniffen bey der Landesftelle ange, en 
Tom weiden. mniſſen. 
2 34. 
— Vor Abſchließung der Ehe iſt die Nachſicht 
über Ehehinderniſſe von den Parteyen ſelbſt, und 
unter eigenem Nahmen anzuſuchen. Wenn ſich aber 
nach ſchon geſchloſſener Ehe ein vorher unbekanntes, 
auflösliches Hinderniß äußern ſollte, können ſich 
die Parteyen auch durch ihren Seelſorger, und 
mit Verſchweigung ihres Nahmens, an die Lan⸗ 
desſtelle um Disſpenſation menden. 
d. 35. 
In Rückſicht auf das Aufgeboth wird insbes 
‚fondere der Landesregierung Die Macht ertheiler, 
aus wichtigen Urfachen bon Der zweyten und drits 
ten Berfündigung zu Difpenfiren, u 
46 
Unter dringenden. Umſtänden kann «von Der 
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Landesſtelle, und wenn eine beſtätigte nahe Todes— 
gefahr keinen Verzug geſtattet, von der alleinigen 
Ortsobrigkeit das Aufgeboth auch gänzlich nachge— 
ſehen werden; doch müſſen die Verlobten eidlich 
betheuern, daß ihnen kein ihrer Ehe —— — 
hendes Hinderniß bekannt ſey, 
9. 37. 
N Die Nahfiht von allen drey — 
iſt gegen Ablegung des erwähnten Eides auch dann 
zu ertheilen, wenn zwey Perſonen getraut werden 
wollten von denen ſchon vorhin allgemein vermu— 
thet ward, daß ſie mit einander verehlicht ſeyn. 
In dieſem Falle kann bey der Landesſtelle die Nach— 


ſicht von dem Seelſorger mit Verſchweigung der 


Nahmen der Parteyen angeſucht werden. 
da 38. 
ann von einem fhon bey ———— der 
Ehe beſtandenen Hinderniſſe die Nachſicht ertheilt 
wird, muß neuerdings die feyerliche Erklärung der 
Einwilligung vor dem Seelſoger und zwey ver— 
trauten Zeugen vorgenommen, und in dem Trauz 
ungsbuche angemerkt werden. Iſt diefe Vorſchrift 
beobachtet worden, fo ift eine folde Ehe eben fo 
zu betrachten, als wäre fie wefprünglich gültig 

gefchloffen worden. Die Wiederhohlung des er | 

DRRPEReN iſt niche nochwendig. 

d. 39% 
ne Die Rechte und Berbindlichkeiten der Ehegat— 
‚gen Ehe⸗ ten’entfichen aus dem Zwecke ihrer Bereinigung, 


ee aus dem Geſetze und den gefchloffenen Berabreduns 
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gen. Hier werden nur die Perſonenrechte der lichkeiten 
Ehegatten beſtimmt. Was das Vermögen der der Ehes 
Ehegatten angeht, iſt nach dem hierüber beſtehen⸗ꝰ * 
den bürgerlichen Rechte zu beurtheilen. 

$. 40. 

Bor allem haben beyde Theile eine gleiche Gemeine 
Verbindlichkeit zur ehelichen Pfliche, Treue und ſcheftliche 
anftändigen Begegnung 

d. 4 

Der Mann iff das Haupt der Familie. In zeſondere 
dieſer Eigenfchaft fieht im vorzüglich das Recht des Ehech 
iu, das Hausweſen zu leiten: Es liege ihm aber N 
auch die Verbindlichkeit 06,» der Ehegartinn nad) 
feinem Bermögen den änftändigen Unterhalt zu vers 
(Haffen , und fie in allen Borfällen zu vertreten. 

$. 42. 

Die Gattin erhält ven Nahmen des Mannes, der Eher 
und genießt die Nechre feines Standes. Sie ij art 
verbunden dem Manne in feinen Wohnfig zu fols 
- gen, in der Haushaltung und Erwerbung nad 
Kräften beyzuſtehen, und fo weit es Die häusliche. 
Drdnung erfordert, die von ihm getroffenen Maße 
regeln ſowohl felbft zu befolgen, als befolgen 
du machen, 

I. 43» 

Den Ehegatten ift Eeineswegs geſtattet, die Aufhebung 
ehjeliche Verbindung, ob fie gleich unte, fich darüber un Os 
einig wären, eigenmächfig aufzuheben, fie mögen meinfhofte 
nun die Ungültigkeit Der Ehe — —— „oder bie 

III. Band. A 
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Trennung der Ehe, oder auch nur eine Scheidung 
von Tifch und Bette vornehmen wollen. 

A. Schein: 20 

Ba Die Ungültigkeit des Ehevertrages feßt vor⸗ 

Erklaͤrung Aus, daß ſchon zur Zeit der Trauung ein Ehehins 

an: derniß vorhanden war. Wenn. jevoh das Ehehins 

hen uͤn⸗ derniß bereits erloſchen iſt, wenn fein anderes als 

gältigkeit, ein auf das Aufgeboth fich beziehendes Hinderniß 
beftelie, oder wenn die gegen das Geſetz ohne 
Einwilligung des Vaters gefchlofiene Ehe von dem 
letzteren nicht beftritten wird, jo wie. auch bey 
dem Ehehinderniffe des Irrthums, der Furcht 
und des immerwährenden Unvermögens muß da6 
rechtliche Begehren Des einen oder anderen Ehes 
gatten, die Ungültigkeie der Ehe zu unterfuchen, 
abgewartet werden. In anderen Fällen ift die Uns 
gültigkeit der Ehe, wofern Daraus ein öffentliches 
Auffehen entftanden ift, von Amtswegen. J un⸗ 
terſuchen. 

. a5. 

Der Ehegatte, welcher den Inder rs 
thum in der Perfon, oder die Furcht, in welche 
der andere Theil gefest worden iſt, gewußt, ferz 
ner der Gatte, welcher den Umſtand, daß er nach 
den 96. 6, 8 und ı1ı für fih allein Eeine 

+ gültige Ehe ſchließen kann, verfehwiegen, oderdie ° 
ihm erforderliche Einwilligung fälfhlich vorgewens 
det hat; kann aus feiner eigenen widerrechrlichen 
Handlung die Gültigkeit der. Ehe nicht befivziten. 


—11 


| g 64" 9— 
Ueberhaupt hat nur der ſchuldloſe Theil das 
Recht, zu verlangen, daß dev Ehevertrag ungül—⸗ 
tig erkläre werde, Er verliere aber Diefes Necht, 
wenn er, nachdem ihm eines Der in den d). 6, 
7,8, 11, ı2', 15 angeführten Hinderniſſe oder 
ein Mangel am Aufgebothe, oder an dem d. 5 
geforderten Alter bekannt geworden if, Die a 
fortgefegt or 
NR FAZ — 5 — 
Die — über die Ungültigkeit einer 
Ehe ſteht nur dem Landrechte des Bezirkes zu, 
worin die Ehegatten ihren ordentlichen Wohnſitz 
haben. Von dem Landrechte iſt das Fiscalamt, 
der ein anderer verſtändiger und rechtſchaffener 
Mann zu Erforſchung der Umſtände und zur Bers 
theidigung der Ehe zu beſtellen, und die Sache 
von Amtswegen zu unterfuchen. 
$, 48. & 
Wenn das Hindernig gehoben werden Fann, 
foll das Landrecht trachten, durch die hierzu noth⸗ 
wendige Einleitung und das Einverſtändniß Der 
Parteyen die Sache auszugleichen. Wenn aber die 
fes nicht möglich ift, fo foll das Landrecht, mie 
Deyziehung eines Nepräfentanten von Der politis 
ſchen Candesfielle, über Die Gültigkeit der Ehe 
‚erkennen. | 
a Se EU ti 
Die Bermuthung ift immer für die Gültigkeit 
der Ehe, Das angeführte Ehehindernig mug alſo 
2 


J 
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vollſtändig bewieſen werden, und weder das übers 

einſtimmende Geſtändniß beyder Ehegatten hat hier 

die Kraft eines Beweiſes, noch kann darüber ihr 

Anerbiethen zum Eide angenommen werden. 
3 

Insbeſondere iſt in dem Falle, daß ein vor, 
hergegangenes und anhaltendes Unvermögen, die 
eheliche Pflicht zu leiſten, behauptet wird, der Ber 
weis durch Sachverſtändige, nähmlich Durch erfahrs 
ne Aerzte und Wundärzte, und nach Umſtänden 
auch durch Hebammen zu führen, 

$. 51..n) 

Läßt esfich mit Zuverläffigfeie nicht befliniimen, 
ob das Unbermögen bloß zeitlich oder anhaltend 
fen , fo find die Ehegatten noch durch‘ ein Jahr zus 
fammen zu wohnen ‚verbunden, und hat das Uns 
vermögen Diefe Zeit hindurch angehalten, fo if die 
Ehe für ungültig zu erklären. 

ET DR 

Zeigt es ſich bey der Unterſuchung über bie 
Gültigkeit ‚der Ehe, daß einem Theil, oder daß. 
beyden Theilen das Ehehinderniß vorher bekannt 
war, und daß fie es vorfeglich verfchwiegen haben, 
fo find die Schuldigen mit der in dem Strafgefeße 
über ſchwere Polizeyübertretungen beftimmten Stra⸗ 
fe zu belegen, Iſt ein Theil ſchuldlos, fo bleibt 
es ihm heimgeſtellt, Entſchädigung zu fordern. 


- Sind endlich in einer ſolchen Ehe Kinder erzeugt 


worden, fo muß flir diefelben nad) jenen Grund 
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fägen geſorgt werben, welche in den’ Gefeken: von 


Den BR der Aeltern feſtgeſetzt ſind. re‘ 
EL BE ERSSEE | 
Die Scheidung von Tifeh und Bitte muß den B- B.getnge 


Ehegatten, wenn ſich beyde dazu verſtehen, und” a) Zeitlige 
über Die Bedingungen einig find, von dem Gerichte Scheidung. 
unter nachfolgender Borficht geſtattet werben. 
Den Ehegatten Tiege Ei ob, ihren Ents 
ſchluß zur Scheidung ſammt den Bemwegungsgründen 
ihrem Pfarrer zu eröffnen. Des Pfarrers Pflicht 
ift, Die Ehegatten an das wechfelfeitig bey Der 
Trauung gemachte fenerliche Berfprechen zu erins 
nern, und ihnen die nachiheiligen Folgen der Schei⸗ 
dung mit Nachdruck an das Herz zu legen, Diefe 
Borftellungenmüffen zu drey verfchiedenen Mahlen 
wiederhohlt werden. Gind fie ohne Wirkung, fo 
muß er den Parteyen ein fehriftliches Zeugnig aus⸗ 
ſtellen, daß fie, der drey Mahl gefchehenen Borftels 
fungen ungeachtet, bey dem Berlanges —* au 
ſcheiden verharren. | 
" 455% — 
Beyde Ehegatten haben mit hebt dieſes 
Zeugniſſes ein ſchriftliches Scheidungsgeſuch bey 
ihrem ordentlichen Gerichte einzureichen. Das Ges 
viche foll fie perfünlich vorrufen,, und wenn fie vor 
demſelben betätigen, daß fie über ihre Trennung 
fowohl, als über die Bedingungen in Abfiche auf 
Bermögen und Unterhalt mit einander verftans 
den find, ohne weitere Erforſchung die verlangte 
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Scheidung bewilligen, und dieſelbe bey ben Ger 
richtsacten. vormerken, Gind Kinder. vorhanden, ſo 
ift das Gericht verbunden, für diefelben nach den 
geſetzlichen Vorſchriften zu forgen. ö 
DIE er LU 
| Ein minderjähriger Ehegatte land zwar fü 
fih felbit in die Scheidung einwilligen, aber zu 
dem Uebereinfommen im Abfiht auf das Dermdgen 
der Ehegatten, und. den Unterhalt, fo wie auch) 
in. Rückſicht auf Die, Verſorgung der Kinder iſt die 
Einwilligung des geſetzlichen Vertreters und des 
vormundſchaftlichen Gericht es nothwendig. 
57. ) 

il ein Theil in. die Scheidung nicht —— 
ligen, und hat der, andere Theil rechtmäſſige Grün⸗ 
de, auf dieſelbe zu dringen, ſo müſſen auch in Dies 
ſem Falle die gütlichen Vorſtellungen des Pfarrers 
vorausgeſchickt werden. Sind ſie fruchtlos, oder 
weigert ſich der beſchuldigte Theil bey dem Pfarzer 
zu erſcheinen, dann iſt das Begehren mit des Pfar⸗ 
vers Zeugniffe und den nöthigen Beweiſen bey 
dem ordentlichen Gerichte einzureichen, welches Die 
Sache von Amtswegen zu unterfuchen, und dar⸗ 
über zu erkennen hat. Der Richter kann dem gefährs 
deten Theile auch. noch vor der Enrfcheidung ‚einen 
BORN Bee anftändigen Wohnort, bewilligen, 

d. 58. 

Wichtige Gründe, aus denen auf die Schei⸗ 
Sung erkannt werden ‚Eann, find: wenn. der De 
klagte eines Ehebruches oder eines Verbrechens 
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fchufdig erklärt worden iſt; wenn er den Flagenden 
Ehegatten boßhaft verlaffen, oder einen unordent⸗ 
Tichen Lebenswandel geführt hat, wodurch ein bes 
trächtlicher Theil des Vermögens des Elagenden 
Ehegatten, oder die guten Gitten der Yamilie in 
Sefahe gefegt werden; dem Leben ober ber Geſund⸗ 
blit gefährliche Hachfkellungen ‚ fihwere Mißhands 
fungen, oder nach dem Berhältsiffe der Perſonen 
fehr empfindfihe, wiederhohlte Kränfungen ; ans 
haltende, mit Gefahr der Anſteckung Brebunbene 

——— | 
gi 59 ' 

Streitigkeiten, welche bey einer ohne Eins 
willigung des anderen Ehegatten angefuchten Scheis 
dung über Die Abfonderung des Vermögens, oder 
die Berforgung der Kinder enefteben, find nach 
der nähmlichen Borfehrife zu behandeln, welche 
unten im $. 70 in Rückſicht nr Die N 
der x Ehe ertheilt wird. 

$.- 60. 

Gefchiedenen Ehesarten fteht es fren ſich wieder 
zu vereinigen, doch muß die Bereinigung ben dem 
ordentlichen Gerichte angezeigt werden. Wollen 
fie nach einer folchen Bereinigung wieder gefchieden 
werden , fo haben fie eben Das zu beobachten, was 
in Rückſicht der erften Scheidung vorgeſchrieben ift. 

$. 61, / 

Das Band einer gi ultigen Ehe kann zwiſchen b)Gaͤnzliche 
katholiſchen Perſonen nur durch ven Tod des einen Lrennung. 
Ehegatten getrennt werden, Eben fo unauflöslich 
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ijt das Band der Ehe, wenn auch mur ein Theil 
ſchon zur Zeit ver gefhloffenen Ehe dev —32 
Religion zugethan war. 

$. 62. p) 

Eine längere Zeirfrift der Ubwefenheit eines 
Ehegatten gibt zwar dem andern Theile noch Fein 
Recht, die Ehe für aufaeldfet zu haften, und zu 
einer anderen Ehe zu fchreiten, Wenn aber diefe 
Abwefenheit mit folchen Umftänden begleitet if, 
weiche feinen. Grund zu zweifeln übrig laſſen, daß 
der Abwefende verftorben fey , fo kann bey dem 
Landrechte der Provinz die Erklärung, daß der 
Abweſende für todt zu halten, ‚und Die Ehe ge— 
trennt ſey, angefucht werben. 

d. 63. 

Nach Geſuche wird ein Curater zur 
Erforſchung des Abweſenden aufgeftellt, und der 
Abwefende durch ein auf ein ganzes Jahr geſtelltes 
Ediet mie denn Beyſatze vorgeladen , daß das Ges 
richt, wenn er während diefer Zeit nicht erfcheinf, 
Dder felbes auf andere Urt in die Kenntniß feines 
Lebens ſetzet, zur Todes „ Erklärung fehreiten 
werde, 

§. 64. 

Iſt diefer Zeitraum fruchtlos verfirichen, foift 
auf wiederhohltes Anfuchen des verlaffenen Ehgat’ 
ten das Fiscalamt, oder ein anderer vechtfchaffener 
und fahverfländiger Mann zur Bertheidigung des 
Eheſtandes zu beftellen, und nach gepflogener Ver⸗ 
handlung zu erkennen, ob das Gefuch zu verwils 
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ligen ſey, oder nicht. Die Bewilligung, ift der Par⸗ 
tey nicht fogleich Fund zu machen, fondern dem 
Ordinarius, oder wenn der Abweſende eine Militärs 
Perfon ift, dem apoftolifchen Vicar der Armee zur 
Aeußerung, ob ein Bedenken obwalte, mitzuthei⸗ 
fen, Dann aber. in ordentlichen Wege zur höchſten 
Schlußfaſung vorzulegen. 
65. 9) 

Nicht katholiſchen chriſtlichen Religions ver⸗ 
wandten geſtattet das Geſetz nach ihren Neligionss 
begriffen, aus erheblichen Öruinden Die Trennung der " 
Ehe zu fordern. Solche Gründe find, wenn der 
Ehegatte fi) eines Ehebruches, oder eines Verbre— 
chens, welches die Derurtheilung zu einer wenig» 
fiens fünfjährigen Kerkerſtrafe nach ſich zieht, fchuls 
Dig macht; wenn ein Ehegatte den andern boßhaft 
verlaffen hat, und falls fein Aufenthaltsort bekannt 
if, auf eine ihm gerichtlich zugeftellte, oder wofern 
der Aufenthalt nicht bekannt ift, auf Öffentliche ges 
richtlihe Vorladung innerhalb eines Jahres nicht 
erfchienen iſt, dem Leben oder der Öefunpheit ger 
 fährliche Nachftellungen; wiederhohlte ſchwere Miß⸗ 
handlungen; eine unüberwindliche Abneigung; wenn 
beyde Ehegatten die Auflöſung verlangen. Doch muß 
in dem legten Falle der Trennung der Ehe nicht 
fogleich verwilliget, ſondern erſt eine Scheidung von 
Tiſch und Bette, und zwar, nach Beſchaffenheit 
der Umftände auch zu I Basen ver 
at werden. 


Uebrigens ift in allen dieſen Fallen nach eben 
diefen Borfchriften zu handeln, welche für die Uns, 
ferfuchung und Beurtheilung einer ungültigen Ehe 
gegeben 1ind; 

$. 66. 

Das Geſetz geftatter dem nicht kacholiſche 
Ehegatten aus den angeführten Gründen die Trens 
nung zu verlangen, obgleich Der andere Theil zur 
Farsolifchen Religion libergefreten iſt. 

$. 67. | 

Wenn bie getrennten Ehegatten fich wieber 
vereinigen wollen, fo muß die Bereinigung als eine 
neue Ehe betrachtet, und mit allen zur Schließung 
eines Eheverrrages nach dem Geſetze erforderlichen 
———— eingegangen werden, 

9. 68. 

Den Getrennten wird zwar überhaupt ges 
ſtattet, fich veieder mit anderen dazu fähigen Per: 
fonen zu verehligen; doch Fann mit. denjenigen, 
welche vermöge Der bey der Trennung borgelegenen 
Beweiſe durch Ehebruch, durch) Berlegungen oder 
auf eine andere fFräfliche Urt die vorgegangene Tren⸗ 
nung veranlaßt haben, Feine güftige Ehe gefchlofs 
fen werden. | 

9% 69. ı) 

Einevon ihrem Manne getrennte, oder Durch 
deffen Tod in den Witwenftand verfegte Frau kann, 
wenn fie ſchwanger iſt, nicht von ihrer Entbindung, 
und wenn über ihre Schwangerfchaft ein Zweifel 
entſteht, nicht vor Verlauf des-fechften Monarhes 
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zu einer ferneren Ehe fehreiten.” Wenn aber nad) 
den Umftänden, odernach dem Zeugniffe der Sach— 
verfhändigen eine Schwangerfchaft nicht wahrfcheins 
lich ift, fo Eann nach Ablauf Dreyer Monache von 
der Landeöftelle die Difpenfation ertheilt werden. 
Die Uebertretung dieſes Geſetzes zieht zwar nicht 
Dielingültigkeit der Ehe nach) ſich; allein die Frau 
verliert Die ihr von Dem vorigen Manne durch Eher 
paeten, Erbvertrag, legten Willen, oder. dutch das 
Uebereinfommen bey der Trennung , äugewendeten- 
Dortheile; der Mann aber, mit dem fie Die zwente 
Ehe ſchließt, verliert Das ihm außer. dieſem Falle 
Durch den d. 14 zufommende Recht, die Ehe für 
ungültig erklären zu laffen, und beyde Ehegatten 
find mit einer den Umſtänden angemeffenen Strafe 
zu belegen. Wird in einer folchen Ehe ein Kind 
geboren, und es ift wenigftens zweifelhaft, ob es 
nieht von dem vorigen Manne gejeugt worden fey, 
fo ift vemfelben ein Curator zur ee feiner 
echte zu beftellen. 
$. 70. 

Menn fich bey einer Trennung der Ehe Streitigs 
feiten äußern, welche fich auf einen weiter gefchloffes 
nen Bertrag, auf die Abfonderung Des Vermögens, 
auf den Unterhalt der Kinder, oderauf andere Fors 
derungen und Öegenforderungen beziehen, fo foll 
der Perfonalrichter allezeit vorläufig einen Berfuch 
machen, dieſe Streitigkeiten durch Vergleich beyaus 
legen, Sind aber Die Parteyen zu einem Bergleis 
che nicht zu bewegen, fo hat er die aufein ordent” 
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liches DBerfahren anzumeifen , worüber nach Vor— 

ſchrift der Geſetze zn entfcheiden, inzwiſchen aber der 

Ehegattinn und den Kindern der auſtä indige Unter⸗ 

halt anzumeſſen iſt. 
Wien den 13. April. 1808. 


Bemerkungen. 


a) zu $. 2 und 3. 

Die Erklärung des Joſephiniſchen Geſetzes, 
daß ein Eheverfprechen weder eine Verbindlichkeit 
zur künftigen Ehre nach fich ziehen, noch fonft eine 
rechtliche Wirkung haben ſoll ($. 1.) beruht aufder 
allgemein: anerkannten Wahrheit, daß die Ehe, 
wenn fie eine dauerhafte beglückende Berbindung 
feyn foll, aus wahrer, wechfelfeitiger Neigung mit 
vollkommen freyem Willen, folglih ohne allen un; 
mittelbaren oder mittelbaren Zwang geſchloſſen 
werden müſſe. Daraus zog man den richtigen, nun 
in das Geſetz aufgenommenen Schluß, daß auch die 
Bedingung einer Conventional⸗Strafe, die im 
Grunde ein Zwangsmittel zur Schließung der Ehe 
feyn würde, wirkungslos fey. Schwerer ift die 
Frage, ob der Rücktritt den ſchuldloſen Theil nicht 
wenigfiens berechtige, den Erſatz des Schadens 
oder entgangenen Bortheils zu fordern, indem Dies 
fe Forderung eigentlich nicht aus dem Eheverlobs 
niffe, fondern aus der getäufchren Erwartung, fomit 
aus der Theorie vom Gchabenerfaße, beafeitet 
wird. Den Borcheil, welchen ver fehuldlofe 
Theil durch Schließung der zugefagten Ehe erlangt 
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haben wide, kann man nicht in Anfchlag bringen, 
‚weil das Geſetz die Zufage, mithin auch die dar⸗ 
auf geftügte Erwartung für wirkungslos erklärt, 
Der Maßſtab aber, was für andere vortheilhafte 
Ausfichten Durch das DBerfprechen vereitelt worden 
ſeyn, ift zu unficher und zu großen Streitigfeiten 
ausgefet. Zuverfichtlicher läßt ſich Der wirkliche 
Schaden befiimmen.. Man Eann auch). nicht bes 
haupfen, daß der Schaden dem eigesen Berfehulsen " 
des Theile, welcher auf das unverbindliche Vers 
fprechen der Ehe vertrauet hat, beyzumefjen fey. _ 
Denn Then fünnen in den meiften Fällen nicht ohne 
alle Boranftalten, ohne einen vorläufigen Aufwand, 
oder wohl auch ohne Aufopferungen des bisherigen. 
Erwerbs, wozu man ſich ohne das Eheverfprehen 
nicht entfchloffen hätte, eingegangen werben. Dar⸗ 
um beſchränket das Geſetz ven Erſatz zwar auf 
den wirklichen Schaden , doch nicht auf den bloßen. 
Erfag der baren Auslagen. *) Die Entfhädigung 
kann der Theil fordern, von deffen Seite Feine ges 
gründete Urfache zum Nückteitte entftanden ift, oh» 
ne Unterſchied, ob der Rücktritt durch Verſchulden 





*) Ich erinnere mich an einen Foll, mo dem Proviſor 
einer Apotheke gegen eine Kpothekerss Witwe, die 
ihn zu wiederhohlten Mahlen zu ehelichen verſprach, 
und feine Stelle zu verlaffen aufforderte, nad) ihrem 
ungegründeten Ruͤcktritte nebſt den Neifekoften eine an 
gemeffene Entfhädigung für den Seitpunet, durch 
welchen er wahrfcheinfich ohne Erwerb bleiben mußte, 
zuerkannt worden iſt. 
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des andern Theils, oder auch nur durch einen wideis 
gen Zufall, der ſich in deffen Perfon ereignet hat, 
und einen dernünftigen Grund zum Rücktritte gibt, 
(wie 3. DB. eine unverfchufdete, Abſcheu erregende 
Krankheit) herbeygeführt worden; nach Dem Grund⸗ 
ſatze, daß jedermann den Iufälligen Schaden, ver 
fich in deffen Perfon ereignet, übernehmen müſſe. 
Dagegen Eann aber auch derjenige Theil; dem ein 
foicher widriger, den andern Theil zum Rücktritt 
berechtigender, Zufall zugeftoßen ift, feinen Erſatz 
verlangen. Was für Urfachen aber gegründer zum 
Rücktritte ſeyn, wird der vernünftigen Beurtheis 
fung des Nichters überlaſſen. Einige derfelben gibe 
‚der folgende $. 10, an die Hand, | 
b) zu \. 5. 

Das Joſephiniſche Gejeg gibt Feine Beſtim⸗ 
mung über das Alter, in welchem eine Ehe gültig 
geſchloſſen werden kann. Es ſagt nur, daß alles, 
was die Einwilligung verhindert, auch die Guültig— 
keit des Eheverfrages verhindere ($. 26.), und 
dag Minderjährige zur Schließung eines Ehevers 
trages unfähig feyn, wenn fie ihres eheleiblichen 
Vaters oder in deffen Abgang des Großvaters vä— 
terlicher Seite Einwilligung darüber nicht einge 
hohlt haben. Das vorliegende Geſetz erfläret, Daß 
Mannsperfonen , Die Das achtzehnre, und Frauens⸗ 
‚perfonen , die das fechzehnte Jahr nicht zurück ges 
legt haben, außer Stand find, einen gültigen Ehes 
vertrag zu. errichten. Gie find alfo, ob fie gleich 
die Einwilligung fihres Vaters oder Bertreters har 
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ben würden, zur Schließung einer Ehe unfähig, 
Denn wenn man auch zugibt, daß Minderjährige 
doch wenigftens über ihre Neigung zu einer Perfon 
mit ſich ſelbſt zu Rathe gehen können, und ihre Un— 
fähigkeit, über die ſittlichen Eigenſchaften ihres 
künftigen Gatten und über das nöthige Einkommen 
ein reifes Urtheil zu fällen, durch die Einwilligung 
ihres Vertreters erſetzt werde, ſo kann man doch 
unmündigen oder der Unmündigkeit nahen Perfonen 
nicht einmahl eine gegründete, beharrliche Neigung 
äutrauen, und es ift ein empörender Anblick, daß 
fie eines der wichtigften Gefchäfte des Lebens mit 
ihrer, unter Öffentlicher Authorität ihnen abgefor⸗ 
derten, Einwilligung zu Stande bringen, Ueberdieß 
haben auch folhe frühzeitige Ehen in unferem Clio 
ma einen fehr nachtheiligen Einfluß auf die Geſund⸗ 
heit kaum noch veif gewordener Gatten. 
EN. 6. 

Der väterliche Großvater tritt nach Defterreis 
chiſchem Rechte im Abgange des Vaters in die vä⸗ 
terliche Gewalt nicht ein, er wird nur zum Vormunde 
oder es wird, wenn er hierzu nicht fähig ift, dem 
Minderjährigen ein anderer Bormund beftellt. Geis 
ne Einwilligung zur Ehe des Minderjährigen Eann 
alfo eben fo wenig, als jene eines -andern Bormuns 
des hinreichen; es wird zugleich Die Einwilligung 
der Gerichtsbehörde zur Gültigkeit ver Ehe in Dies 
fem Paragraph; gefordert. Weil jedoch der väterlis 
che Großvater in Ermanglung der nächſten Aeltern, 
feinen Enkeln den Unterhalt, und zu ihrer Vereh⸗ 
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ligung ein Heirachsgut oder eine Ausfteuer zu geben 
ſchuldig ift, fo war es billig, auch feine Einwilligung 
zur Ehe, felöft in dem Yalle, daß erdie Bormunds 
ſchaft nicht führte, —— 

a): 

Die Anführung diefer — ſoll nur den 
richterlichen Ausſpruch erleichtern, nicht andere wich⸗ 
tige Gründe, die Sg zur Ehe zu verſa⸗ 
gen, ausſchließen. 

e) 11. 

Weil das auf dieſen Gegenſtand ſich beziehen⸗ 
de Militär-Geſetz nach Verſchiedenheit der Diens 
fies » Eathegorien mannigfaltigen Beränderungen, 
Ausdehnungen oder Einſchränkungen unterworfen 
iſt, fo hat man es dem bleibenden Ehegefege nicht 
einverleibt , fondern als eine befondere Berordnung 
in den Provinzen Salzburg und Berchtesgaden Funds ⸗ 
gemacht, z 

f) $. 13. 

Nur der Irrthum in der P erfon des eünftis 
gen Ehegatten iſt ein trennendes Dinverniß, da 
3: D. zur Zeit Der Trauung eine andere Perfon 
verfchleyert untergefchoben,, oder dem Bevollmäch⸗ 
figten eine andere Perfon, als auf welche die bes 
fimmte Vollmacht faufete , angetraut wurde. Der 
Beyſatz im Zofephinifchen Geſetze, daß auch ein Irr⸗ 
thum in einer folden Eigenfchaft der Perfon, 
welche Die ganze Weſenheit der Perfon verändert ? 
und von der einen Seite ausdrücklich bedungen , von 
der andern Seite aber betrüglicher Weiſe vorgegeben 
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worden, die Gültigkeit Der Ehe verhindere, iſt, 
weil ſie keine practiſche Anwendung hatte, hier weg⸗ 
gelaſſen worden. 

DI. 14. 

Das Recht, die Gültigkeit der Ehe aus dem 
hier angeführten Grunde zu beſtreiten, verliert der 
Ehemann nah dem unten folgenden $. 69. (nicht 
66, wie ſich der Druckfehler einfhlih,) auch dann, 
wenn er eine, von ihrem Manne getrennte oder durch 
deffen Tod in den Wittwenftand verjegte, Frau vor 
dem dortbeſtimmten Zeitraune ehelicher. 

h) $. 19. 

Das Zofephinifche Geſetz fagt nur heit 
hungsweife, daß in Anſehen der, in ver katholiſchen 
Kirche mit dem Stande der Geiſtlichkeit und den 
abgelegten Ordensgelübden verbundenen, Unfähigkeit 
zur Ehe das bisher Beſtehende unabgeändert bleibe. 

i) 5. 22. 

Hier wurde nur der im Joſephiniſchen Ges 
feße vorkommende Ausdruck: daß ver Ehebruch ges 
richelich erwiefen feyn müffe, weggelaffen; weil 
zwar nicht Dermurhungen oder bloße Anzeigungen, 
wohl aber alle vollſtändige, obgleich nicht gericht 
lich geführten, Beweiſe (wie z. B. das Geſtändniß 
vor einer politiſchen Obrigkeit) Be fotlen. | 

k) $. zı nd 3 
Die Borfihriften diefer RE — grün⸗ 
den ſich in der allgemeinen Vorſicht, daß der Beweis 
einer gültig gefchloffnen Ehe künftig deſto ſicherer 
und leichter aufgefunden und hergeſtellt werben könne. 
IL, Band. 3— 
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I) $. 33. 

Daß nur die Naͤchſicht eines auflBeße- 
ven Hinderniffes mit Hoffnung eines Erfolgs nach⸗ 
geſucht werden Fönne, verſteht fih von felbft. Wels 
he Hinderniffe aber unauflösbar ſeyn, lehrt die 
Vernunft und Religion. 

m) d. 44 — 46. 

Weber die fihon im gemeinen geifilichen Nechs 
fe vorlommende Frage, ob die Ungültigkeit der 
Ehe von Amtswegen oder erft auf Anfuchen einer 
gefränften Partey zu unterſuchen ſey, gibt ber 
I. Theil des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
einzig in dem $. 32 den Auffchluß, daß eine aus 
Irrthum oder Furcht eingegangene Ehe bloß 
von dem in Irrthum oder Furcht verſetzten Theis 
fe, und felbft von dieſem nur in.fo lange, befiritten 
werden Fünne, als er nach entdecktem Irrthume 
oder vorlibergegangener Furcht feine Einwilligung 
nicht entweder ausdrücklich oder durch freywillig forts 
gefeßte eheliche Beywohnung erneuert hat. Hier 
aber geht der Geſetzgeber von dem allgemeinen Ges 
fihtepuncte aus, daß wegen eines ſogenannten 
Privat-Hinderniſſes, wodurd) nur das Recht 
Der Partey gekränkt wird, aud) nur von dieſer, 
hingegen eines fogenannten Dffenflichen Hin 
derniſſes wegen, weldes auf das allgemeine 
Wohl einflirft, und ein öffentlihes Auffehen ers 
weckt, von Amtswegen die Gültigkeit der Ehe ber 
firieten werden könne. Zur DeutlichEeit und Ders 
meidung der Streitigkeiten war es aber nothwen⸗ 
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dig, jenen abſtracten Unterſcheidungspunet in die 
einzelnen hier unterſchiedenen Fälle aufzulöſen. 
n) S. str. 

Den Zeitraum von drey Jahren, durch wel 
chen Ehegatten. bey einem Zweifel, ob das Unver⸗ 
mögen die .ehelihe Pflicht zu leiſten, zeitlich oder 
anhaltend. ſey, noh  zufammen zu wohnen berbuns 
den find, (allg. bürgerl, Geſetzb. d. 45.) riechen 
Sittlichkeit und Anſtand, aufein Jahr zu befchränfen. 

: | o)d. 57. 58. | 

Die Stage, ob ungeashtet der Weigerung 
eines Theiles die Scheidung ſtatt finden ſoll, iſt, 
weil fie nicht ſehr verwicelt feyn kann, noch auch 
weitfäufiger rechtlicher Erdrterungen bedarf, nicht 
vermittelſt eines ordentlichen Proceſſes, fondern 
nach Bernehmung der Pärteyen durch Amtliche Une 
terſuchung der vorliegenden Beweiſe, ohne Zeit und 
Koftenaufwand zu entfcheiden, wogegen alfo auch ' 
Eeine Uppellation , fondern der Recurs zu ergreifen 
iſt. Zum Behuf der Entſcheidung beſtimmt das Ges 
feß einige wichtige Gründe, ohne dadurch) andere 
er wichtige Urſachen auszuſchließen. 

p) 8. 62. 

Nach dem bürgerlichen Rechte kann überhaupt 
die Todes erklärung eines Menſchen von demjenigen y 
dem aus Dem Tode Nechte erwahfen, aus wichtis 
gen Urfachen angefucht werden; z. B. wenn je 
mand durch einen Die gewöhnliche Lebenszeit libers 
feigenden Zeitraum, oder menn er zwar durch 
einen Eürzeren Zeitraum vermißt, zugleich aber be⸗ 
JR2 


132 
| 


wiefen wird, daß er im Kriege fehwer verwundet 
worden, oder daß er fich auf einem Schiffe, da es 
ſcheiterte, oder in einer andern nahen Todesgefahr 
befand. Eben dieſes Necht, die Todeserklärung ars 
zuſuchen, mußte alfo auch auf den zuriick geblieber 
nen Ehegatten, um fich wieder verehlichen zu kön— 
nen, ausgedehnt werden; doch nur unrer folchen 
DBorfichten, welche den frengeren Grundfägen der 
Farholifchen Kirche über die Unauflösbarkeit der Ehe 
angemefjen find. 
q) 8. 65. 

Den ın dem Sofrphinifchen Geſetze (0. 115. 
118.) enthaltenen Urfachen, aus denen eine Ehe 
nice» Earholifcher Neligions » /Verwandten getrenner 
werden kann, werden nun auch Die gerechten Urſa—⸗ 
chen eines begangenen ſchweren DBerbrechend, der 
Geſundheit gefährlicher Nachftellungen, oder wies 
derhohlter ſchwerer Mißhandlungen beygefügt. 

| E.1. 93 Be NE 

Die Borfichten diefer Borfchriften forderte das 
Bedenken, ob das Sind, welches ineiner,, vor dem 
beftimmten Zeitraume mit einer gefrennfen ober 
verwittweren Frau gefchloffenen, Ehe geboren wird, 
nicht von dem borigen Ehemanne erzeugt worden 
fen. | 


III. 


Grundſaͤtze über die Haupteigenſchaften einer 
Einil.- Gerihtsordnung. 


Di Rechtsver waltung hat den Schuß oder bie 
Sicherheit der Rechte zum Zwecke. Für die öffent, 
lihe Sicherheit forge die Criminal⸗- oder Straf 
gefesgebung, für die Privat- Sicherheit aber Die 
Berwaltung der Civil» Quftig. Zum Öenuß der Pris 
vat» Sicherheit wird erfordert, daß die Rechte der 
Mitglieder der Geſellſchaft beftimme, und daß fie 
‘ ihnen , wenn fie felbe durch eigene Macht zu erhals 
ten nicht Vermögen, Durch Die Öffentliche richterli> 
che Gewalt verfchaffe werden. 


Am Stande der Unabhängigkeit (wovon ‚uns 
das Verhältniß felbftftändiger Staaten ein Bild vor⸗ 
halt) müßte und würde jeder fein (wahres oder 
vermeintes) Recht mit eigener Macht ducchfegen. 
Die Selbſthuülfe ift aber mit fo vielen, pas Recht 
unter dem Vorwande oder Scheine des Rechts zers 
ſtörenden, Folgen verbunden , daß das Recht nur erfi 
duch den Staatsverein, und ein dadurch gegrün⸗ 
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detes vechtliches Verfahren geltend gemacht werden 

kann. Dem Schwächeren fehlt eö an Kraft, fein 
Recht gegen den Stärferen zu behaupten. Den 

Mächtigeren verblenden Webermuch , Stolz, Eigen» 

mug und Vergrößerungsſucht, die rechtlichen Wis 

derfprüche des Gegners richtig zu würdigen; fie 

verleiten ihn , fein Recht Über die Örenzen aus zudeh⸗ 
nen, oder, ohne Verſuch der gelinderen, zureichenden 
Wege, ſogleich mit dem verheerendſten, obgleich 

unnothwendigen, Zwangsmittel den Anfang zu mas- 
chen. Erſt durch die vereinigte Staatsgewalt kann 
und ſoll jedem, ohne Unterſchied des Ranges und der 
Macht, feine Rechts⸗Sphätbe geſichert, abet 
eben daher zugleich Sorge getragen werden, daß er 
fie weder in Anfehung des Gegenſtandes, den er in 
Anfpruch nimmt, noch auch in Anfehung der Mits 

tel, die er zur Dehauptung anzuwenden verfucht, 
die rechtlichen Grenzen überfchreite, Zu dieſem Zwecke 
iftnochwendig, daß das angefprochene Recht von 
einem rechtserfabenen, unpartenifhen Nichter ge 

prüft, und nah einer rechtlichen, für alle Mits 

glieder gleich geltenden, Norm zugetheilt werde. Eine 
folhe Norm des rechtlichen Verfahrens nennt man 

die bürgerlihe Gerichtsordnung. 


Der Dürger bedarf den richterlichen Beyſtand 
vorzüglich dann, wenn ihm ſein Recht von andern 
ſtreitig gemacht, oder von dem Verpflichteten 
nicht Folge geleiſtet wird. Er bedarf ihn aber auch 
in andern, aufer Streit liegenden Fallen, - 
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‘wo er auchfein unzweifelhaftee Hecht (aus verfchies 
. denen phyſiſchen oder rechtlichen Urſachen) fich 

nicht felbft verſchaffen kann, fondern es erft von der 
Öffentlichen Macht erwarten muß. So wird einem 
Pflegbefohlenen der Vertreter vom Richter beftelle. 
So kann der Erbe die Berlaffenfehaft, womit die 
Rechte anderer Perfonen, der Gläudiger, oder Les 
gatare verflochten find, nicht eigenmächtig in Beſitz 
nehmen, und der Gläubiger muß fein Hnpothekars 
Recht bey der Dbrigfeit, deren Authorität bie 
Hnpothefen, Bücher anvertraut find, anfuchen: Das 
her zerfällt das rechtliche Verfahren in das (durch die 
Droceß» Drdnung beftimmte) Berfahren in 
Streitfaden und außer Streitſachen. 


Die Vorſchrift, welche ein wieifer und gerechter 
Geſetzgeber über Das Rechtsverfahren ertheilt, Fann 
eben fo wenig, als irgend ein anderes Geſetz, Die 
Geburt einer regelloſen Willführ und Laune feyn; 
fie muß auf vernünftigen Gründen, auf Örundfägen 
beruhen, die aus dem Zivecke und der Natur des Ver⸗ 
fahrens und der Berfaffung des Staats, für welchen 
ſie gegeben wird, abgezogen find. Ach verfuche hier, 
diefen Prinzipien nachzuforfchen, fo wie ih an 
einem andern Orte dieſer Zeitſchrift die Eigenfchaften 
eines bürgerlichen *) und eines Criminal» Öejeg- 
buches **) zu entwickeln bemüht war. 


) I. B. © go — 71. 
u) I, B. ©, 71:8 99% IL ©, 1 — 15. 
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Procefje gehören zu ben nothwendigen Uebeln, bie 
ein weifer Geſetzgeber fo viel möglich, zu vermin⸗ 
dern ſucht. Gie entjweyen und erbittern Die Ges 
mücher der Bürger, oft der nächften Familien— 
glieder, fie verzögern, dem einen und dem andern 
Theile die Erlangung , oder den fiheren Genuß des 
Rechtes; fie verurfachen den Parteyen beträchtliche 
Koften, und vermehren den Aufwand des Staats, 
Die näher liegenden Mittel , den Proceffen vorzubeus 
gen, find vorzüglich: a) eine vollftändige , deutliche 
und beſtimmte Civil⸗Geſetzgebung; b) Vergleichsge⸗ 
richte, welche die Parteyen noch vor Einleitung eines 
förmlichen Proceſſes zu vereinigen und auszugleichen 
bemüht find ; zugleich aber auch eine gute Proceß» 
ordnung, Die Den - muthwillig Streitenden die 
Hoffnung benimmt, zu ihren Vortheile und auf 
Koſten des Gegners den Ausgang des angefponnenen 
Rechtsſtreites zu verzögern. | 


Die erite Forderung an eine bürgerliche Gerichts⸗ 
Drdnung ift die Gerechtigkeiſtt des Berfahrens, 
welche darin beftehr , daß der Partey dasjenige Recht 
dugetheilt werde, welches ihre gebührt, und fie 
von dem Nichter zu erhalten verlangt. In wie 
weit das Degehren (dem, Gegenflande nach) rechts 
lich gegründet fey, muß aus den, die Rechte Der 
Bürger befiimmenden, bürgerlichen Gefegen und 
den beiwiefenen Tharfachen, welche unter das Ger 
fes zu fübfumiren find , entfchieden werden. Darum 
wird Der Richter angewieſen, nach den Beweiſen 
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und Gefegen zu erkennen, Jede Heberfchreitung der 
rechtlichen Gränzlinie iſt ein Eingriff in die angrens 
jende Nechts-Sphäre der Mitbürger. Der Richter 
darf aber auch der Parken nicht mehr zu erkennen, als 
fie, obfchon ihr Recht ſich weiter erfirecfte, wirk⸗ 
lich verlanget hat. Denn der Eivil,-Nichter ift nicht 
(gleich dem Strafgerichte) ein ämtlicher Beſchützer 
der öffentlichen Sicherheit, er ift zur Schirmung 
der Privat», Nechte, worauf Der Berechtigte nah 
feinem Belieben Berzicht thun Fann, beflimme, und 
kann alfo nur dur) Das Anfuchen dee Partey in 
Thätigkeit gefegt werden, Ein ohne oder über Das 
Begehren, angemaßter Ausſpruch des Richters ift 
ein Eingriff in die rechtliche Freyheit des Berechtig— 
ten, ben verſchiedene Gründe bewegen können, fein 
Recht entweder gar nicht, oder Doch nicht in dem 
ganzen Umfange zu verfolgen, er ift aber auch eine 
Berlesung der rechtlichen Weigerung des Berpflih- 
teten, das juleiften, was ihm der Berechtigte für 
immer oder Doch in der gegenwärtigen Verhandlung 
zu feiften nachgefehen bat. Der gemeine Spruch: 
wo fein Kläger ift, ift auch fein Richter, muß das 
her nicht bloß auf die Einleitung, fondern auf den 
ganzen Gang des Eivil-Berfahrens bezogen werden- 


Eine zweyte Eigenſchaft iſt die Deffentlich» 
keit des gerichtlichen Verfahrens zur möglichen 
Vertheidigung der Rechte. Kein Geſuch, keine Bors 
ſtellung einer Partey, keine Verfügung des Richters, 
wodurch Die Rechte anderer gefährdert werden kön-⸗ 
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nen, Darf ihnen unbefannt bleiben. Auch der recht, 
fchaffenfte Mann Fann, ohne die Gründe feines Geg— 
ners zu Fennen, den grundlofeften Anfpruch für 
gegründet halten, und ein gewandter Nabufift kann 
durch den blendenden Schein einfeitiger Angaben 
dem Nichter ein Urtheil abnöthigen; das jede Wis 
Derlegung und jebe Ueberzeugung von dem Gegens 
theile auszufchließen fcheint, und im runde doch 


widerrechtlich ift. Ueber empirifche, auf Thatfachen 


und Erfahrungen geftüste, Gegenſtände Fann mur 
aus vollftändigen Ungaben und allfeitigen Anfichten 
ein ficheres Urrheil aefällt werden. Der Grundfat 
der möglichen Bertheidigung der Nechte ift nicht 
nur bey dem DBerfahren in Streitfachen, wo beyde 
Parteyen gleiches Gehör finden müffen, er iſt durch— 
gehende auch bey dem Verfahren außer Streitfa- 
chen zu beobachten. So ift 3. DB. dem beftellten 
Bormunde die rechtliche Entſchuldigung von der 
Bormundfchaft frey zu laſſen. So muß die Eins, 
fihe der Dffentlichen Bücher , da bey widerrechtlis 
chen Kinverleibungen die Nechte anderer Gefahr 
faufen, jeden offen fichen. So find bey Abhand» 
fungen der Berlaffenfchaften Die unbekannten Erben 
und Gläubiger vorzuladen, u, d. gl. 


Drittens. Eine zwar nicht wefentliche, aber mit 
dem Zwecke fehr enge verbundene Beflimmung des 
vechtlichen Berfahrense macht die Schnelligkeit 


aus. Die Partey, welche zum Befis und Genuß, | 


und zwar zum ungeſtörten Befis und Genuß, ein 
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Recht hat, forbert eben darum auch mit Recht, 
daß ihr felber unverzüglich verfchaffee werde. Die 
gefeglichen Zinfen, welche ihr vom dem Zeitpuncte 
des Berfahrens an zu erkannt werden , find in den 
meijten Fällen fein hinreichender Erſatz des vorent⸗ 
haltenen Öegenftandes. Und wenn die Dartey fi 
auch wirklich ſchon im Befige des ſtreitigen Rechts bes 
finder, fo Fann ihre doch des Credits wegen fehr daran 
liegen, daß der Beſitz nicht länger fireitig und weis 
felhaft feheine. Die Schnelligkeit ift zugleich ein Mit⸗ 
tel, die Nechtöftreitigkeiten zu vermindern , weil die 
Hoffnung, den Proceß in die Länge zu ziehen, und dem 
Gegner Den ſtreitigen Gegenſtand vorzuenthalten, 
viele muthwillige Streitigkeiten ergeuget. Te wichs 
tiger das Antereffe der Parten ift, je mehr Gefahr 
auf den Verzug haftet, defto fehneller muß auc) das 
Verfahren feyn. Nur verſteht ſich von felbft, das 
die Schnelligkeit der wefentlichen Eigenfchaft der 
Gerechtigkeit, michin dem nothwendigen Zeitraume 
zur überlegten Verhandlung und Entfcheidung , nicht 
Abbruch thun dürfe. In dieſem Erforderniffe grün, 
Det fich die Strenge der Friſtbeſtimmungen, und 
die Urfache, warum gewiffe Streitigkeiten 3. B. 
über den Unterhalt, über Wohnungsauffündigung, 
oder in Mereantil s und Wechfelfachen fchneller aus» 
getragen werden müſſen. 


Viertens. Das rechtliche Derfahren fol auch nicht 
Eoftfpieligfeyn Dem Wunfche, daß Die ge 
richtlichen Verhandlungen unentgeltlich feyn, ſteht 
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bie gerechte oder durch billige Petrachtung entgegen, 
daß Diejenigen, welche, außer dem allgemeinen, 
einen befondern Schug und Aufwand des Staats 
genießen , Denfelben auch insbefondere tragen follen, 


und daß ohne dieſe Laft die Prozeß» Sucht noch 


mehr über Hand nehmen würde. Allein außer 
dem Erfage bes Aufwandes follen die Gerichrsein, 
künfte zu Feiner Finanz » Duelle dienen. Es ift nicht 
immer möglich, den Erſatz ber Koften nur dem 
Schuldigen, nah Maß feines mwiderrechlichen 
und muthwilligen Streites, aufjulegen. Beträchts 
liche Gerichts koſten verfchlingen oft ganz den Ges 
genftand des Streites , fie ſcheuchen den gekränk—⸗ 
fen , unbemittelten Bürger zurück, den gerechten 
Denftand der öffentlichen Machtanzufprechen, und 
nähren den Hebermuch des Reichen, Die Rechte 
der minder vermögenden Bürger ohne Widerſtand 
zu verlegen. Darauf ift bey Beflimmung der Ge⸗ 
richtstaren, bey Mäßigung der Forderungen der 
Unwalde, und bey den DBorfihriften über die Si— 
cherftellung und den Erſatz Ber Gerichtsfoften * 
dacht zu nehmen. 


In ges Anöftet Berbindung mit den angeführ: 
ten Eiaenfchaften einer guten Gerichtsordnung fie 
hen zwey andere Unftalten , nähmlich: 
Fünftens, die gute DBefesung der Gericht, 
ſtühle, und 
Sehftens, ihre Unterocdnung unfer zufam- 
mengefeiste Gerichrshöfe. 
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Die Beftellung erfahrner und unparteyifcher 
Richter ift fir die Rechtspflege von folcher Wich— 
tigfeit, def dadurch der Mangel eines bürgerlichen 
Geſetzbuches und einer bürgerliden Gerichtsord- 
nung beynahe ganz erfegt, ohne Diefelbe aber auch 
bey den beften Borfhriften über das Recht und 
das Rechtsverfahren die Gerechtigkeit nicht verwal- 
tet werden kann. Die erften, uncultivirten Völ⸗ 
fer hatten Feine, oder doch nur wenige gefehriebene 
Gefege , fie verehrten Die durch das ungefünftelte 
Mechtsgefühl eingegebenen Urtheile unparteyifcher 
Richter als Ausfprüdhe der auf Erden thronenden 
göttlichen Gerehtigteit. Ein unverſtändiger Rich— 
ter weiß fih in den Ginn und Die Anordnung 
der beften Gefege nicht zu finden: der parteyifch® 
verfteht Die Kunft, fie nach feinem Ziele zu 
Drehen. 


Nothwendige Bedingungen die Nichterftühle 
mit fähigen , unparteyifchen, Die reine Juſtiz vers 
waltenden, Männern zu befegen, find: a) Bow 
ſchriften über das Alter, den untadelhaften, ſitt— 
lichen Character , Die erlernte Theorie und er» 
worbene Praris , firenge mündliche Prüfung, Pro- 
befchriften und Concurſe derjenigen, welche fi 
um ein Richteramt bewerben; b) Selbſtſtändigkeit 
des Richters, oder Unabhängigkeit in feinen ein- 
zelnen Entfheidungen von jedem höheren Einfluffe, 
wodurch der Nichter in den Stand geſetzt wird, 
nach feiner Meberzeugung, nach feinem Gewiſſen zu 
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urtheilen. Diefe Schugwehre der bürgerlichen Frey; 
heit und Gicherheif der Nechte ginge verloren , 
wenn ‘der Deherrfcher die Richter, ohne auf ihr 
Urcheil zu hören, zu bloßen Werkzeugen feiner ver 
geffofen Willführ, oder zu bloßen Vollſtreckern 
feiner Machtfprüche mißbrauchte, wenn der Vor— 
fteher eines Gerichtshofes, ohne an Die Zahl der 
Stimmen gebunden zu feyn, eigenmächtige Ent 
fheidungen abjufaffen berechtiger würde, wenn 
Verhandlungen noch vor ihrer Entſcheidung von 
dem oberen Richter abgefordert, und unmittelbar 
von demſelben entſchieden, oder die Entſcheidungen 
dem untern Richter vorgeſchrieben würden, oder 
wenn der Richter, weil er ſeine Selbſtſtändigkeit 
zu behaupten ſucht, von dem Obern, ohne Um ° 
"terfuchung und Urtheil, feines Amtes entfeßt wers 
den könnte; c) Unabhängigkeit des Nichters von 
dem Einfluffe der einen Partey zum Nachtheile 
der andern, es fey durch Macht und Anfehen, oder 
durch Beftechungen aller Art, wodurch er fich zum 
Werkzeuge der. Ungerechtigkeit Fönnte mißbrauchen 
laffen. Strafgefege gegen den Mißbrauch der rich* 
terlichen Amtsgewalt oder gegen. jede Gefchenfan- 
nahme in Amtefachen find ein unzuverläffiges Mir 
tel, theils weil in vielen Fällen ſich ſchwer ent- 
fcheiden laßt, ob ein widerrechtliches Urtheil aus 
boͤſem Vorſatze, aus Eigennug und Nebenabſicht, 
oder aus Unwiſſenheit, Uebereilung, unbvollſtändi—⸗ 
ger Anſicht, oder aus paradoren Principien ge 
fälfe worden ſeyn, theils, weil die Entdeckung der 
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Beſtechung durch das geheime Einverftändnig der 
Partey und des Nichters fehr erfchwert wird, vors 
züglich aber, weil e& Arten. von Beftechungen gibt, 
wovon ein Richter, welcher nicht fehr auf feiner. 
Duch ift, kaum felbft ſich Rechenſchaft zu geben 
vermag. Nähere oder entferntere DBerbindungen 
mit einer Partey, DBorliebe oder Abneigung, 
DBorurtheile für. oder gegen den Stand, zu wels 
chem fie gehört, einfeitige Borftellungen und Emr 
pfehlungen haben oft einen, von dem Richter felbft 
nicht geahnderen, Einfluß auf das von ihm gefällte 
Urtheil. Ein vorzügliches Mittel, der die Unab» 
hängigfeit des Richters vernichtenden Begünſtigung 
einer Partey vor der andern vorzubeugen, ift die 
ſchon oben geforderte Publieität des Verfah⸗ 
vens. Die Berbindlichkeit des Nichters, das Ges 
fuch eines Theiles dem Gegentheile um feine Aeus 
ßerung, und den Varteyen die Gründe feines Vers 


fahrens mitzutheilen, bewahrt ihn vor Irrthum 


und Webereilung, und muß ihn, wenn er nicht als 
les Schamgefühl erfticft hat, von parteyifchen wis 
derrechtlichen Verfügungen zurückhalten. Eine ans 
dere zu eben dem Zwecke nicht minder nüßliche, 
Anftalt find Die collegialifhen Berath⸗ 
hlagungen. An einer Berfammlung kommt 
nicht nur Die größere Einficht mehrerer Mitglieder 
den übrigen zu ſtatten, fondern ed wird auch das 
. Privat» Intereffe einzelner Stimmführer durch Die 
rechtlichen Öefinnungen der fie beobachtenden (con⸗ 
trolirenden) Mirglieber, vorzüglich aber durch das 
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gemeinfhaftliche Intereſſe des ganzen Eoflegiums 
im Zaume gehalten. Denn ein Gerichtshof Fann 
nur Durch ſtrenge UnparteylichFeit und Gerechtigkeit 
fein öffentliches Anſehen und feine Eriftenz be 
haupten. Es ift alfo ein gemeinfhaftlihes In⸗ 
tereſſe aller einzelnen Stimmführer, die allgemeir 
ne Ueberzeugung von der genauen Erfüllung dieſer 
wefentlihen Pflicht, und Die öffentliche Uchtung 
UNTRESHRIRDENE zu erhalten. 


Allein nicht überall Eönnen die gerichtlichen Ges 
fchäfte, wenigftens nicht alle gerichtlichen Gefchäfte 
können eollegialifch verhandelt werden. Der einjefne 
Dichter wird durch Die Publicität oder gegenfeitige 
Eritif der Parteyen vor Webereilungen und Fehl, 


tritten nicht immer ficher geftelle, er fuche und 


findet dfter Gelegenheit, fie zu umgehen, er Fann 


durch PrivarAbfichten geleitete, wohl auch mie 


frecher Stirne ſich über felbe hinweg feßen. Auch 


Eleinere, ohne Beobachtung (Controle) fich überlaſ⸗ 
ferne, Verſammlungen fchliegen, folche Abweichungen - 


von der Gerechtigkeit nicht aus. Daher die Nothr 
wendigfeit einee Unterordnung der Gerichte, 


welche die Partey in den Stand fest, durch Bar 


rufung auf einen höheren Richter die Macht des 
erften außer Wirkſamkeit zu fegen, und bie legte 
Entſcheidung einem andern unbefangenen Gerichte 
zu überlaffen. Die Publicität des Derfahrens 
und Die zugeflandere Berufung auf einen höheren 
Gerichtshof ift vorzüglich gegen Die Privarı Bill 


— 


148 


kühr der einzelnen unteren Richter, die colle- 
gtalifhe Berfaffung aber gegen die Privat Wille 
kühr der oberen gerichtet, deren Entſcheidung Fei- 
ner höheren Beurtheilung unterliegt. ' 


Alle Gerichte in einem Staate ftehen unter 
dem Landeefürften, dem Die urfprüngliche und 
oberfte Öerichtsbarfeit andertrauet iſt. An den Al? 
teven Fleineren Staaten erkannten die Beherrſcher 
unmittelbar felbft über Necht und Unrecht. Seit 
Jahrhunderten müſſen fie beynahe alle ihre Kräfte 
den Öffentlichen politifchen Gefchäften wiomen, Die 
Auftize Sachen fordern eine eigene, lange Borbes 
veitung, Durch fiete Uebung erworbene Gewandt⸗ 
beit, und eine forgfältige Ueberlegung aller einzelnen , 
auf die Entſcheidung einflieffenden, Thatſachen. 
Ueberall find fie auch zu einer ſolchen Menge ans 
gewachfen, Daß der Landesfürſt, um auch nur jes 
ne, die zur legten Entfcheidung gelangen, mit 
veifer Ueberlegung zu beurtheilen, nicht hinreichen 
würde, Ueberall mußten e8 die Beherrſcher ans 
gemeſſener finden, Die Gerechtigkeit Durch eigene 
unfere und obere Gerichte nach einer borgezeichnes 
ten Gerichtsordnung in ihrem Mahmen verwalten 
zu laffen. Dadurch wird aber das Recht, oder 
vielmehr die Pflicht des Herrſchers, über die ordent⸗ 
liche Verwaltung der Gerechtigkeit, vie obgleich 
nicht den einzigen, ‚ doch den vorzüglichiten Zweck 
des Staats ausmacht, mit väterliher Sorgfalt 
zu wachen. Zu dem Ende find dem Landesfürſten 
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vermittelft der oberauffehenden höheren Gerichte 
periodifche Ausweiſe über den ordentlichen oder von 
der Ordnung abweichenden Gang der Rechtspflege 
von Amtswegen vorzulegen. Es werden aber 
auch von ibm die einzelnen Befchwerden einzelner 
Private Über verweigerte, verzögerte oder verletz⸗ 
te Gerechtigfeit angenommen, der Drdnung ge 
mäß unterfuche, und an den Schuldfragenden mil 
angemeſſener Strenge geahndet; dagegen alle, Der 
Würde der ordentlihen Gerichtöhöfe und einer 
gleihförmigen Rechtspflege, worauf alle Bürger 
Hfeichen Anfpruch haben, widerftreitende, Geſuche 
um außerordentliche Rechtshülfe oder Machtſprüche 
ſtandhaft zurückgewieſen. 


Die bürgerliche Gerichtsordnung muß nebſt 
den hier angeführten Eigenſchaften als ein Zweig 
der bürgerlichen Rechtsgeſetzgebung zugleich jene 
Eigenſchaften haben, Die man der Materie und 
Form nach von ber letztern überhaupt zu fordern 
berechtiget iſt. Da ich aber dieſe an einem ans 
dern Orte erörtert habe, fo fihränfte ich mich auf 
Diejenigen Beſtimmungen ein, welche der bürger, 
lichen Gerichtsordnung ausſchließend zukommen, 
oder doch in Anwendung auf ſelbe eine andere Mos 
Dification erhalten. Ob die angedeuteten Grund» 
beftimmungen, unbefchabet der Deutlichkeit, nicht 
mehr vereinfachet werben könnten, darüber will ic) 
nicht ſtreiten. Ob fie vollſtändig ſeyn, kann fich 
erſt aus der Anwendung auf die einzelnen Theile 
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einer Öerichtsordnung zeigen, Die ich mir auf eis 
nen andern Zeitpunet vorbehalte,. Inzwiſchen muß 
ich nur bemerken, daß mehrere, hier vielleicht ver⸗ 
mißte, Beſtimmungen entweder noch problematiſch, 
oder ſehr zufällig, oder erſt aus den, hier zum Grun⸗ 
de gelegten, Principien abzuleiten ſeyn. 


2 
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IV, - 
Civil-Rechtsfall. 


A beſaß in der Hauprftadt * ein Haus, welches 
von dem Haufe feinee Nachbars B durch einen 
fhmalen Weg getrennt, aber zugleih mit Demfels 
ben vermittelft eines Schwiebbogens , deffen Fuß 
aufder Örundfefte des Nachbars A ruhte, verbuns 


den war. Diefer. Schwiebbogen diente drey Ca— 


binetten von dem, drey Stockwerk hohen, Haufe des 
Nachbars B zur Grundftüge. Daher entflanden 
zwifchen den beyden Nachbarn, als A einen ganz 
neuen Bau feines Haufes vornehmen wollte, mehs 
rere Streitpunete, wovon ich hier nur einen, als 
den vorzüglichſten aushebe. | 


A trat als Kläger auf, und erklärte, daß 
er den Bogenfuß in feinee Mauer nicht zu dulden, 
um fo minder alfo defjen wiederhohlte Einlaffung in 
feine neu aufjuführende Mauer zu geftatten fihuls 


big fey, Der Gegner habe ſich zwar geäußert, 
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daß ihm dieſes Recht aus einem vedlichen Ye recht⸗ 
mäßigen, durch mehr dann zwey und dreyßig 
Jahre fortgeſetzten, ſomit verjährten Beſitze 


zukomme. Kläger gebe auch zu, daß ſo lang er ſein 


Haus beſitzt, das iſt: ſeit vierzig Jahren, der Ges 
Elagte fich in redlichem, vechtmäßigen und ununs 
terbrochenem Beſitze des Bogens befinde *); als 
lein es komme bier einzig auf den Umſtand an, 
05 die Dienfibarkeit in Dem Grundbuche (Bors 


) Es gereicht dem Nechtöfreunde zur Ehre, daß er Um⸗ 
ftände , die feiner Partey bekannt waren, aber im 
PWiverfprehungsfalle wahrſcheinlich eine weitlaͤufige 
und koſtſpielige Beweisführung verurfacht haben wuͤr— 
den, offenherzig eingeftand. Ein Advocat, der alle 
yon feinem Gegner vorgegebenen, auch unentfcheiden. 
den, einleuihtenden, oder doch feiner Partey befann- 
ten Umftände widerfpricht, bewährt feinen Unverftand, 
worauf es in der Sache anfomme , oder feinen Hang 
zur Chicane, ober feine unredlihe Gewinnſucht. Als 
fein cin Richter, der ſich Dadurch irre führen ließe, deu 
Lohn des Adnorsten nach) der Bogenzahl zu beftim- 
men, gliche einem Recenſenten, der den Werth eines 
Buches nah dem Umfange und nicht nach dem innes 
ven Gehalte beftimmte, Unnüßges Widerfprechen , uns 
nöthige Beweiſe, Wiederhohlungen und Weitläufigs 
Feiten aller Urt verdienen Feine Belohnung „ fondern 
Beſtrafung, der unedlen Abficht und des verurfachten 
Verluſtes der Zeit wegen, die der Nichter auf die 
Durdhlefung verwenden muß. Sch fage, auf die 
Durchleſung: denn, daß ein denkender Referent ein 
ſolches Gewäfh in Auszug bringen, und damit auch 
die Rathsverſammlung ermüden merde, follte man 
wohl nicht erwarten, J 
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mere » oder Hypotheken » Buche) vorgemerkt fen. 
Das Grundbuhs » Patent vom ı. Gept. 1765 
derordne in den Paragraphen ı und 3 die Bor, 
merfung aller, fowohl der alten auf einem Grunde 
bereits haftenden, ald auch der neuen, erſt nach 
dem Patente aufzulegenden Laften, mit dem Anhange, 
daß außer den niemand. ein ficheres Eigenthum oder 
einen ficheren Befis eines Rechts auf den Grund, 
folglich, wie ed in dem $. 11 ausdrücklich ges 
fagt wird, auch nicht ein Recht der Dienftbarkeit 
haben, oder überfommen foll. Durch Das Patent 
fen jeder Beſitz, jede Ermwerbung eines dinglichen 
Rechtes, dafern e8 in dem Örundbuche nicht vor» 
gemerke ift, fowohl in Nückficht der vergangenen 
Zeit, als ver Zukunft für aufgehoben, und uns 
wirkfam erklärt. Ohne Bormerkung fey jeder De 
ſitz eines dinglichen Rechtes nur ein unficherer, 
nur ein precärer Befis. Ohne Bormerkung Ein 
ne nicht einmahl durch jene Nechtstitel, welche 
ſchon nach) dem Naturrechte beflünden, wie z. ®. 
Durch Eontracte oder Teste Willenserklärungen,, um 
fo minder alfo durch einen fubfidiarifchen,, erſt von 
den bürgerlichen Geſetzen eingeführten, Nechtstitel, 
vergleichen die Verjährung iſt, ein Dingliches Recht 
erworben werden. | 


Zugegeben, Daß ver Gegner fon ſeit dem 
Jahre 1754 in dem Befise des in des Klägers 
Mauer eingelaffenen Bogens fich befinde, fo fen 
Doch der Beſitz und die Berjährung durch: Das nach» 
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gefolgte Patent vom Jahre 1765 unterbrochen 
worden; fie könnte alfo höchftens erfi von dem ler 
teren Zeitpunete an berechnet, und bis zur Zeit 
Des gegenwärtigen Rechtsſtreites noch nicht als 
vollendet ‚betrachtet werden. | 


Fläger lege mehrere gleichförmige Urtheile 
bey, welche Das angefprochene Recht der Dienſt⸗ 
barkeit ſtets aberkannten, fobafd es in dem Grund» 
buche nicht eingetragen war. Ja in einigen der 
benliegenden Rechtsfälle fey Die Dienfibarkeit ſchon 
vor dem Patente verjährt geweſen, und doch aus 
Mangel der Vormerkung für ungültig erklärt 

worden. | 


\ 


$ 


Da nun der Gegner felbft nicht behaupten 
werde, daß fein vorgebliches Necht der Dienftbars 
feit dem Grundbuche einverleibt ſey, fo könne er 
auch auf diefem echte nicht beftehen, fondern 
müffe fich gefallen laffen, daß der Bogen abgebro- 
chen, und Eein neuer in des Klägers Mauer ein 
gelaſſen werde. | 


Der Geklagte nahm in feiner Einrede aus dem 
eigenen Geſtändniſſe des Klägers fir richtig an, dag 
der auf des Gegners Mauer ruhende Bogen einen 
Theil feines (des Geklagten) Haufes ausmache, fer- 
ner, daß er fish in einem vedlichen, rechtmäßig, und 
länger als Durch zwey und dreyßig Aahre forte 
gefesten Beſitze des Bogens befinde, folglich alle 


* 
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Erforderniſſe der Verjährung eintreffen, wenn nur 
das Grundbuchs/-Patent nicht im Wege ſtehe. Daß 
aber diefes der DBerjährung und Frwerbung des 
Rechtes der Dienfibarfeit, vermöge deffen der Geg— 
ner den Bogen auf feiner Mauer ruhen laffen mliß 
fe (servitus oneris ferendi), nicht widerſtrei— 
fe, werde durch folgende Demerfungen außer Zweir 
fel gefeßt. Die fogenannten Gewährbriefe, (DT. 
die Urkunden über die vorgenommene Einverleibung 
in das Grundbuch) geben nicht, fordern wie fhon 
Die älteren practifchen Schriftſteller und Die täg— 
liche Praris lehrten, fie beweiſen nur das ſchon 
vorher erworbene Eigenthum. Oft werde eim ers 
fauftes Gut noch vor Ausfertigung des Gewähr 
briefes wieder weiter veräußert. Sobald ein for 
eher neuer Käufer den Kauf⸗Contract und die Aufz 
fandung (d. i. die Einwilligung des Verkäufers 
in die Einverleibung) vorlege, erkenne ihn das 
Grundbuch als Eigenthümer des rundes, und 
nehme auf den Nahmen des vorigen Befigers Feine 
Pfändung oder andere Belaftung an. Das Grunds 
buch habe nur die Sicherheit des Verkehrs zum Ges 
genftande, und nehme nur Diejenigen in Schuß, 
welche fih mie dem in dem Grundbuche einverleibs 
ten Eigenthümer in ein Verkehr einlaffen, und in 
Vertrauen auf das Grundbuch ihre Sicherheit auf 
dem Orundftücfe fuchen wollen. Außer dem aber 
räume es einem vechtmäßigen Erwerber, auch noch 
vor der Einverleibung,, alle in der Natur , oder 
in den älteren Geſetzen gegründeren Nechte des Eir 
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genthums ein. Dieß werde von Dem berühmten 
Nechtögelehrten Boet (in feinem Commentar; Tit. 
de aquir. rer, dom.) mit Nückficht auf die ge— 
richtlichen DBormerkungen aus dem Zwecke derfel: 
ben , die Gläubiger ficher zu ſtellen, trefflich bes 
leuchtet, und es kläre fih auch aus dem 22. \. 
des Grundbuch » Datents deutlich auf. 


„Obſchon, fagt diefer Paragraph: Die gefeh 
mäßigen Pfandſchaften bey den ver Bor 
merkung unterliegenden Mealitäten zum Nach— 
theil ver vorgemerften Poſten eines Vor— 
vechts fich nicht zu erfreuen haben, fo follen denſelben 
jedoch nach allen Vorgemerkten Poſten ſowohl bey 
den Grundſtücken, als in Anfebung des Übrigen 
DBermögens des Schuldners ihre rechtliche Kraft 
noch ferner verbleiben.’ Aus diefer Stelle ergeben 
fih drey wichtige Folgen: a) daß Das Patent nur 
für Die, eine Bormerkung fuchenden, Gläubiger 
forge, und daher alle Dinglihe Nechte und Erwer⸗ 
bungsärfen , in fo weit fie der Sicherheit jener 
Gläubiger nicht zu nahe treten ; in voller Rechts— 
fraft erhalte; b) da das Örundbuchs ‚ Patent, 
05 es gleich im $. 1 allgemein ausfagt: daß 
niemand anders als mittelft des Bor 
merkbuches ein auf der Gabe haf 
tendes Borrehr erlangen möge, ben 
noch die gefeglichen oder flillfchweigenden Pfand» 
(haften gelten laßt, fo Eönne nach felben , unge 
achtet der allgemeinen Regel, daß niemand 
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bag FEigenthum, oder: dem ficheren 
Defis als mittelft des Bormerkbu— 
ches erhalten folf, auch das Kigenchum 
auf andere Urt ald durch DBormerfung erworben 
werden, fobald nahmlich bey der Ermerbung dee 
Eigenthums, der Dfandfchaften, oder anderer 
Dinglichen Nechte Fein Nahe beil der Gläu— 
biger unterlaufe. Diejes beftättige c) der 3. 9. 
Des Patents , wo der Anordnung, daß man auf 
ein liegendes Gut ein haftendes Vorrecht oder 
Pfaͤndſchaft ohne Vormerkung nicht erhalten foll, 
der Grund in den Worten: Zu des vorge 
merften Ölaubigers vollſtändiger Gi _ 
cherheit, beygerückt wird. Auf Diefen Fall müſ— 
fe demnach Die allgemeine abgefaßte Vorſchrift 
eingeſchränket werden. 


Aus dieſen Vorderſätzen ergebe ſich die richtige 
Schlußfolge, daß man noch heut zu Tage das Ei— 
genthum einer Realität binnen der in Oeſterreich üb⸗ 
lichen Verjährungszeit von zwey und dreyßig Jah— 
ven verjähren, und das dem verjährenden Beſitzer 
die Finverleibung in das Grundbuch nicht verfagt 
werden Eünne. Das Grundbuche- Patent habe Die 
Berjährung nirgends aufgehoben, fie liege, in fo 
fern fein Nachtheil der vorgemerften Gläubiger 
eintritt, außerhalb deſſen Wirfungskreifes, und es 
ftreite vielmehr für fie der Grund Des Patents, 
nähmlich die Sicherheit des — und Ber 
kehres. 
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Mas vom Eigenthumsrechte gilt, müſſe hier 
auch vom Rechte der Dienfibarfeit gelten. Das 
verjährte Recht der Dienftbarkeit, ſobald es auss 
gewiefen ift, muß auf Berlangen des Berjährenden 
dem Grundbuche einverleibt werden, damit er 
es nicht nur wider den ‚gegenwärtigen, fondern 
auch wider jeden EFünftigen Befiger Bes dienſtba⸗ 
ven Grundes geltend machen könne. An Nic, 
fiht desjenigen Befisers, gegen welchen vie 
Dienfibarkeit ununterbrochen vollendet worden, 
bedürfe der Berjährende Feiner Vormerkung. Go 
wenig ein Öläubiger die Schuldurfunde, um den 
Schuldner Daraus zu Delangen, erſt müffe Vor» 
merfen laffen, eben fo wenig fey es Pflihr, Den 
Deriährungstitel der Dienfibarfeit zur Einverleis 
bung zu bringen, um bie Dienftbarfeit wider je 
nen, gegen den fie verjähret worden, zu bes 
haupten. Die Eintragung in das Grundbuch 
müffe man nur zu dem Ende verlangen, Damit 
man wider jeden Dritten von dem Rechte Ges 
brauch machen Fünne. Gleichwie man aber eis 
ner durch Vertrag zugeftandenen Dienfibarkeit 
unter Dem Vorwande, daß fie aus Mangel det 
Vormerkung nur eine precäre fen, die Einver, 
feibung nicht verfagen dürfe, eben fo mäöſſe 
man auch eine verjährte, obgleich noch niche 
vorgemerkte, Dienſtbarkeit in das Grundbuch auf⸗ 
nehmen. 


Vergeblich behaupte der Gegner, daß das Grund⸗ 
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buche + Datent die Berjahrung ber Dienſtbarkeit un⸗ 
terbrochen habe. Denn das Patent ſchütze nur di 
frühee Vorgemerkten, nur jene, welche das Rech 


eines Dritten nicht wiſſen können, und daher, wie 


das Patent ſagt, auf das Grundbuch trauen 
und bauen; keineswegs aber ſchütze es den Ei— 
genthümer des Grundes, dem das durch den lang— 
wierigen, ununterbrochenen Beſitz verjährte Recht 
des Beſitzers des herrſchenden Grundes bekannt ſeyn 
muß. Das Geſetz nehme überhaupt den Trug oder 
die Unredlichkeit nie in Schutz. 


Endlich könne auch auf die beygebrachten frü— 
heren Entſcheidungen ähnlicher Rechtsfälle kein Be— 
dacht genommen werden, theils weil wahrſchein— 
lich in jenen Fällen die Veriährung nicht fo eins 
leuchtend war, als in dem gegenwärtigen alle, 
theilö , weil dort ſchon ein neuer Dritter Eigen⸗ 
thiimer , dem die unvorgemerkte Dienfibarfeie zur 
Zeit der Eewerbung noch nicht bekannt feyn konnte, 
eingetreten war, überhaupt aber, weil gleichfürs 
mige Entfcheidungen, wo die Umſtände, ungeachtet 
der fcheinbarften Aehnlichkeit, oft Doch fehr verſcue⸗ 
den ſind, keine Geſetzeskraft haben. 


Der Geklagte ſchloß daher mit der Bitte, den 
Kläger abzuweiſen, und zu erkennen, daß er die 
verjährte Dienſtbarkeit fortzufegen, und zu dem 
Ende einen Theil feiner Mauer, welcher die Laft 
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bes Bogens zu fragen fähig it, fichen zu laſſen, 
oder in Den alten Stand herzuftellen fehulvig fey. 


An den folgenden Schriften (der Replik und 
Duplik) wurde von feiner Seite ein neuer wichtis 
ger Grund bengefest. 


An dem Urtheile erfter Inſtanz ward nach dem 
Begehren des Klägers dem Geklagten das Necht 
der Dienftbarkeit, den Bogen in das neu zu er 
bauende, Haus einzulaffen , aberkannt. 


Seit dem Grundbuchs,Patente, ſagte der er⸗ 
ſte Richter in ſeinen Entſcheidungsgründen können 
dingliche Rechte, worunter die im Streite fie 
hende Dienſtbarkeit gehört, mit Rechtswirkung nicht 
anders erlangt, oder die erlangten nicht. anders 
fortgefest werden, als durch grundbüchliche Vor⸗ 
merfung. Daher hätte auc) diefe, nun flreitige, 
Servitut, ob fie gleich im Jahre 1765 ſchon er— 
feffen gemwefen,, um fie in Hinkunfe mit Rechts, 
wirkung zu erhalten, zur grundbüchlichen Bors 
merkung gebracht werben müffen. Da aber dieſes 
nicht gefchehen ift, und alfo der Üeflagte Eein 
Real⸗Recht erlangt hat, fo folge von felbft, daß 
ber Kläger ven Bogenfuß von dem Haufe: des Ges 
Elagten in feine new zu errichtende Mauer einzulaf, 
fen , richt verbunden ſey. Unrichtig iſt es daher, 
daß die mittelft Verjährung erworbenen Rechte 
durch fpätere Geſetze niche beſchränket werden Fünz 
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nen, Denn die Verjährung iſt durch die büngerlis 
hen Gefetze eingeführt worden, welche nach. Ver— 
fchiedenheit der Zeitumftände verändert werden müſ— 
fen, In diefer Rückſicht bat auch Das angeführte 
Grundbuchs, Patent bey den der Vormerkung fi, 
higen Gütern die gefeglichen Hypothecar⸗Rechte, 
Dafern fie in gehöriger Zeit nicht ausdrücklich vor> 
gemerfet würden, aufgehoben, und zur Begünftigung 
der damit verfehenen Perfonen bloß verordnet, daß 
fie nach allen vorgemerkten Gläubigern aus dem 
Gerundſtücke, in fo fern es zureicht, befriediget 
werden follen. Es iſt alfo, fährt der erfte Nichter 
fort, Eein Zweifel, daß auch die durch Berjahrung 
erworbenen dinglichen Mechte, mithin auch die 
Dienftbarkeiten, wenn folche nicht vorgemerker wor» 
den, durch das Patent für Fraftlos erklärt werden 
fonnten, und für Eraftlos erklärt worden find. Die 
von dem Geklagten verfuchte Erklärung des Grund⸗ 
buch» Patents, das nähmlich daffelbe blos zur Si» 
cherheit der vorgemerften Gläubiger und zur Be⸗ 
förderung des Verkehrs, nicht aber für die Fälle, 
100 es ſich um Nechtsverhältniffe zwifhen Nachbarn 
handele, eingeführt worden ſey, iſt viel zu will 
kührlich, und dem Ginne des Geſetzes keineswegs 
entfprechend. Die Abficht des Parents war, und 
Fonnte Feine andere feyn, als Dafür zu forgen, Daß 
alle auf eine Realität zu erwerbenden Dinglichen 
Rechte zu dem Ende vorgemerkt würden, damit 
der Erwerber eines folchen dinglichen Nechtes Si 
cherheit habe; woraus ſich Die Folge ergibt, Daß 


> 
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der Kläger zu der unvorgemerkten Dienfkbarkeit nicht 
verpflichtet fg. 

Das Uppellations » Gericht hat das erfte Ur- 
theif abgeändert, und dem Geklagten aus nachftes 
henden Gründen das Servitut-Recht gegen den Klä⸗ 
ger zuerkannt. 


Der Grund, aus welchem erkannt werben muß—⸗ 
te, daß der Kläger die Dienſtbarkeit dem Öeflagten 
noch ferner zu leiſten ſchuldig fen, liegt in der rechts 
lichen Unterfheidung zwifhen Erwerbungs- 
titel und Erwerbungsart, und in der 
Anwendung diefes Unterſchieds auf das Grundbuchs⸗ 
Patent! vom 1, September 1765. Unftreitig er⸗ 
klärt das Patent, daß Feiner das Eigenthum oder den 
ſichern Beſitz anders als mittelft Bormerkbuches, fers 
ner Daß Feiner anders ein aufder Sache ſelbſt haften» 
des Vorrecht erlangen (d. ı u. 3), und daß alle 
einem Gute bereits anklebenden, oder Fünftig beyr 
gelegt werdenwollenden Eigenfchaften und Befchwer, 
den, mithin auch die Servituten, in das Bormerk 
buch ordentlich eingetragen werben folten d. 11. Wors 
aus ſich allerdings die richtige Folge ergibt, daß zur 
Erwerbungsarteines dinglichen Nechtes, wenn 
es als eine Eigenſchaft auf der Sache felbft haften, 
wenn es auch gegen einen dritten Beſitzer gefichert , 
und mit voller Wirkſamkeit mirtelft einer dingli— 
hen Klage wider jeden Beſitzer ausgeübt werden 
die Vormerkung Rene fey. Deſſen un⸗ 
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geachtet ‚aber haben auch nach erlaffenem Grund, 
buche » Parente mannigfaltige Erwerbungs- 
Titel Statt, wotaus wider den Eigenthümer 
einer Realität die Vormerkung eben erſt angefuche 
werden kann, wo es daher widerſprechend wäre, 
die Vormerkung ſchon vorausfegen zu wollen. Dieß 
zeige fih bey allen dinglichen Rechten. Wenn Ye 
mand über das Ei genthum einer Mealitär eis 
nen Bertrag abgefchloffen hat, fo Eann er aus Die, 
fem Titel darauf dringen, daß er an die Gemähr 
gebracht werde. Der gefeglihe Erbe, dem das 
Gefeg den Titel gewährt, fordert mit: Recht auf 
das liegende Erbgut vergewährt zu werden. Das 


Patent verwilliget $. 5 jenen, Die eine flillfehmeir 


gende Hypothek genießen, diefelbe in die öffent, 
fihen Bücher eintragen zu laffen, und unſtreitig 
Eann jener, dem Durch was immer für einen vechts 
mäßigen Titel eine Serbitut zugefichert worden, 
ebenfalls auf die Eintragung derfelben dringen, Ues 
berhaupe muß vermöge $. 304 der bürgerlichen 
Gerichts ordnung jedem, melden der Eigenthümer 


auf fein liegendes Gut ein Dingliches Recht einzur 


räumen ſchuldig iſt, zu deſſen Einverleibung der 
richterliche Beyftand geleiftee werden. 


Der Tractat de jur.incorp. welcher noch felbft 
ſchon im dritten Tit. den Grundbüchern eing befjere 
Einrichtung gab, zählt im fechzenren Titel auch Dig 
Berjährung von zwey und dreyßig Fahren unter Die 
Erwerbungsurfachen der Dienfibarkeiten, und dieß ift 
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ein ſpäteres Geſetz, * ih durch das Grund⸗ 


buchs Patent, welches hiervon kein Erwähnung macht 


aufgehoben worden. Nur ging durch das Grund— 
buche s Patent, vermöge deſſen eigentlicher Beſtim⸗ 
mung in inſicht auf Realitäten, welche der Vor— 


merkung unterliegen, Die wichtige Veränderung vor, 


daß die Berjährung,, welche vormahls, fo wie Die 
ſtillſchweigende Hypothek, wie die Erbfolge, wie 
der Verkauf einer Nealität, verbunden mit Der 
wirklichen > Cuatlirlichen) Lebergabe, ein Erwers 
bungs- Titel und eine Erwerbungsart gugfeich war, 
num ebenfalls aufbörte, eine Erwerbungsart zu 
fegn, und nur noch ein gefeßlicher Erwerbungs» 
Titel blieb, woraus ein perfünliches Hecht erwächft, 
Kraft deffen der Eigenthümer, gegen welchen die ' 
Berjährung ununterbrochen vollendet worden if, 
wie auch deffen Erbe, zur Erfüllung der , demvers ⸗ 

jährten Rechte zufagenden „ Verbindlichkeit angehals 
ten und aud) Die Bormerkung des berjährfen Rech⸗ 


tes angeluche werden kann. Gobald Die Einver⸗ 


leibung gefchehen iſt, erwächſt daraus ein Bingli 
ches Recht, welches auch wider jeden Elinftigen 
‚Befiser geltend gemacht werden kann. 


Sa Anwendung auf. den vorliegenden Fall, 
wird von dem Kläger Augegeben, daß, fo lang er 
das Hans hefigt, d. i. ſeit vierzig Jahren, der Ge⸗ 
Flagte fih im redlichen, rechtnäßigen und ununs 
terbrochenen Beſitze des nun im Streite flehenden 
Bogens' befinde, Dadurch hat der Geklagte den 

III. Band. — 
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Berjährungstitel und das perſönliche Recht ges 
gen den Kläger erlangt , die Fortfegung der Dienfts 
barkeit, fo wie auch Die Einverleibung derfelben in 
das Grundbuch zu verlangen, um hieraus ein Ding» 
liches, wider jeden: Flinftigen Beſitzer des dienſtba— 
ven rundes wirkfames, Recht zu erwerben, 


Der oberfie Gerichtshof hat Das Urtheil des 
Apellations ⸗Gerichtes beſtättiget. 


"Die Grundſötze, worauf das Urtheil des Ap⸗ 
pellations » Gerichtes ſich ſtützet, werben auch in 
dem Weftgalizifchen Öefegbuche, welches dem künf⸗ 
figen allgemeinen “bürgerlichen Geſetzbuche zum 
Grunde gelegt worden ift], aufgeftellt. „Eindings- 
liches Recht heiße es Dort, auf unbeweg 
lihe Sachen Eann nur durch Eintra— 
gung in. die gewöhnliden Vormerk— 
bücher des Drtes, wo pie Dienfibare 
Sache liegt, erlangt werden. $. 343. 
11, Thl.) Der Titel zu einer Serbvitut 
ift entweder auf einem DBertrage oder 
auf einer legtwilligen Verordnung, 
oder auf einem bey Theilung gemein 
fbaftliben Orundfiüde erfolgten 
Rechtsſpruche, oder endlich auf Drew 


Gigjährig ruhigem Beſitze gegründet. 
Daraus aber entſteht nur ein perſön—— 


liches Necht, Kraft deffen man bie 
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Eintragung in die Öffentlihen Bücher 
oder nah Umftänden Der. Uebergabe 
ver Sade fordern Eann. Auch gilt dies 
fes Hecht nur gegen Diejenigen, Die 
ihre Einwilligung dazu gegeben has 
ben, aber nicht. gegen einen Dritten 
(d. 344. II. Thl.) Dienfibarfeiten und 
andere auf fremden Doden ausgeiibs 
te befondere Rechte werden, "wie das 
Eigenthumsreht, binnen drey Jahren 
und ſechs Wohen erfeffen Man rec» 
net die Zeit von dem Tage, an wel- 
em der Berechtigte in öffentlichen 
Büchern ordentfih vorgemerfet wors 
den ift. ($. 608. UL. Th.) So lange der 
Berechtigte nicht vorgemerkt ift, fiebe 
ihm nur Der Eörperliche, aber kein 
rechtlicher Beſitz zu. Erſt nach dreygig 
Jahren kann ein ſolcher redlicher Ins 
haber, auch ohne einen rechtmäßigen 
Titel darzuthun, Die Bormerkung fors 
derm ($. 609, III. Thl.) 


Anhang. 


J. Literatur. 


— —— — 


Allgemeines Criminal⸗Recht fuͤr die Preußi⸗ 
ſchen Staaten. I. Theil. Criminal⸗Ord⸗ 
nung. Berlin 1806. — 


Ds Publications » Patent gibt beynahe die 
nähmfichen Urſachen der Erſcheinung dieſes neuen 
Eriminal» Nechtes an, welche auch bey uns bie 
Kundmachung eines neuen Geſetzbuches Über Ber 
brechen und ſchwere Polizey⸗Uebertretungen noth⸗ 
wendig machten. Der Preußiſche Geſetzgeber hat 
nöthig befunden, die in den Geſetzſammlungen zer⸗ 
fireuten, Verordnungen vebibiren, eine neue Erimis 
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nals Drdnung entwerfen, und dabey auf Die ber, 
änderte Berfaffung Die gehörige Nückfiche nehmen 
zu laffen. Eine gleiche Nevifion wird mit den alle 
gemeinen Gtrafgefegen , welche bisher dem allges 
meinen Landrechte einverleibe waren, vorgenommen, 
Diefe und die Criminal» Dednung find Eünftig als 
ein Ganzes, unter dem Titel: Allgemeines | 
Criminal⸗Recht für die Preußiſchen 
Staaten anjufehen, wovon Die vorliegende 
Criminals Drdnung den erften, die nachfolgenden 
Strafgefege aber den zweyten Theil ausmachen 
ſollen. 


Der Inhalt erhellet aus folgender Ueberſicht. 
Einleitung d. 1— 12. 
Erſter Titel. Bon Criminal⸗-Gerichten. 


Erſter Abſchnitt. Von der Eriminals 
Gerichtsbarkeit d. 13 — 33. Zweyter Abe 
fihniee. Bon Beſetzung der Criminal⸗-Gerichte/ 
und den allgemeinen Pflichten der Criminal: Ger 
richtöperfonen d. 34 — 75. Dritter Abs 
Schnitte. Don dem Criminal = Gerichteftande 
9. 77 = 98. Vierter Abfhnitt. Don Der 
Aufficht über die Criminal» Gerichte $. 99 — 105. 


Zweyter Titel, Bon Der Unterfuchung: 
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Erſter Abſchnitt. Don Deranlaffung 
und Eröffnung der Unterfuhung $. 103 — 162, 
Zweyter Abſchnitt. Don Feftftellung. des 
Ihatbeftandes 9. 133. — 201. Dritter Abs 
ſchnitt. Don Eröffnung der Unterfuchung gegen 
den AUngefchuldigten und von feiner Berhaftung 
$. 202 — 259. Vierter Abſchnitt. Bon der 
DBernehmung des Angefchuldigten . 260 — 299. 
Fünfter Abfehniee Vom Verfahren des Nic) 
ters bey Yufnehmung des Beweifes $, 300 — 360» 
Sehfter Abſchnitt. Bon den Wirkungen der 
Deweife und Bermuthungen in peinlihen Sachen. 
$. 361 — 414. Giebenter Abſchnitt. 
Dom Schluſſe der Unterfuhung d. 415 — 432 


Dritter Titel. Bon der Bertheidigung 
des Angefchuldigten d. 433 — 468. 


DBierter Titel. Bon dem Erfenntniffe. 


Erfter Abſchnitt. Bon der Abfafjung 
des Erfenntniffes 0. 469 — 507. Zweyter 


Abſchnitt. Don der Beflättigung und Publica, 


tion des Erfenntniffes d. 508 — 516, 


Fünfter Titel. Don dem Nechtsmittel _ 


bee weiteren Bercheidigung 6. 517 — 533. 


Sehfter Titel, Don der Vollſtreckung 
des Erkenntniſſes d. 534 — 576. 
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Siebenter Titel, Bon dem Contumas 
 cial s Berfahren gegen Flüchtige oder abwenfende 
Verbrecher bs 577 - 587. 


Achter Ditel. Von der ——— Abo⸗ | 
fition und Verjährung in Criminal » Sachen 
d. 588 — 603. 


Neunter Titel. Don den Koſten in Cri— 
minal⸗Sachen $, 604 — 638. 


Schon dieſe Ueberſicht und noch mehr der 
wirkliche Inhalt zeigen deutlich, daß die Preußi⸗ 
ſche Criminal⸗Ordnung in ſehr vielen Porſchriften 
mit der Oeſterreichiſchen überein komme. Dieß fließt 
wohl auch aus ver Natur des Gegenſtandes, aus 
der Aehnlichkeit dee Staats» und Negierungsverfafs 
fung, und aus der gegründeten Dermuthung, daß 
man bey Berbefferung Der Preußifchen Criminal 
Drdnung auch die befannteren Criminal ⸗Ord⸗ 
nungen anderer Länder vor Augen gehabt has 
be. Mach der Hauptbeftimmung der gegenwärtigen 
Zeitſchrift hebe ich hier nur einige vorzügliche Abs 
weichungen von der Defterreichifchen Criminal s Drbs 
nung aus: Mehrere derfelben verdienen zur forte 
fchreitenden Berbefferung unferer einheimifchen Ges 
fesgebung alle Aufmerkſamkeit; in andern fcheine 
mir noch immer unfere Criminal » Berfaffung den 
Dorzug zu behaupten, Ben meinen eigenen Bemerz 
kungen werde ich zugleich auf diejenigen Rückſicht 
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nehmen, welche fih fchon mein verehrungswürbiger 
Freund, Herr Ober» Tribunal-Rarh Klein®), nach, 
feiner befannten Freymüthigkeit über die Preußis 
ſche Criminal, —J erlaubt hat. 

Obſchon in Preußen die Feſtſtellung des That⸗ 
beſtandes, ſo wie die ganze Berwalturg der Chris 
minals®erihrsbarfeit, eigenen Unter» und 
Dbergerichten anvertraut ift, fo muß doch bey Ent, 
fegenheit des Criminal » Gerihts von dem Orte 
Des begangenen Berbrechens oder in Berbinderungss 
füllen, das Eivil, Gerihr der Feftftellung 
des Thatbeſtandes ohne Zeitverluſt fih unterziehen 
d. 21. (An dem Defterreigifchen Geſetzbuche wird 
eine ſolche Stelivertretung der politiſchen Orts obrig⸗ 
keit aufgetragen H. 236. Denn außer dem, Daß 
vee Gegenſtand an fih vielmehr zur Polizey, als 
jur Verwaltung der Civil » Gerichtsbarkeit gehört, 
fo muß auch den politifehen Obrigfeiten, welchen 
die Öerichtöbarfeit über Polizey — Uebertretungen 
eingeräumt iſt, mehr Kenntniß und Uebung in Er⸗ 
hebung des Thatbeſtandes zugetrauet werden, als 
dem Civil s Gerichte.) Wenn ein mit der Criminal— 
Verichtsbarfeit nicht verfehener Civil» Nichter der 
foͤrmlichen Unterfuhung in einer Criminal» Sache 
ih angemaßt, oder wenn in erſter Inſtanz ein 
Gericht, welchem die Befugnig, über Criminal,Sas 
chen zu ſprechen, nicht zuſteht, erkannt hat, fo ift 


*) Annalen ber Geſetzgeb. 24. B. IL, Abth. 
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bie Uaterſuchung oder das Erfenntniß jederzeit 


nichtig d. 21, 2a. (Die Defterreichifche Criminal ⸗ 
Ord nung fege die billige Einfhränfung ben, daß das. 


Obergericht beurtheilen Fönne, wie weit etwa Daß, 
was davon ſchon in Erfüllung gekommen ift, eine 
Wirkung haben möge $. 225.) Bon den Gefäng⸗ 


niffen wird nur Überhaupt gefagt, daß fie ficher 


"und der Geſundheit unfhadlih feyn follen und 
daß die Inhaber der PatrimonialGerichte nach 
Ablauf von jwey Jahren -für eigene 
Sichere Vefängniffe oder für eine Verbindung zu 
KHreisgefüngniſſen oder einen Vertrag mit einer 
benachbarten Aurisdtetion  beforgt feyn müſſen 
d. 25. ( In der Defterreichifchen Criminal» Did» 
nung wird die Beſchaffenheit der Öefängniffe fehr 
ousführlich beſtimmt; die Inhaber der Datrimg, 
nial Gerichte find vorlängſt angehalten worden, 
vie Gefängniſſe in diefen Zuſtand herzuftellen, und 
die Kreisamter müſſen -über die Erhaltung deſſel⸗ 
ben wachen. $. 307 — 334, u. $. 356.) Hart 


iſt die Borfchrift, daß noch während der Unter⸗ 


ſuchung keinem Criminal-Öefangenen ohne Unters 


ſchied des Standes geftattet werden fol, fich ſelbſt 


au verpflegen, und das jeder zu einer nüglichen 
Beſchäftigung mit Striden, Nähen, Spinnen oder 


‚andern im Gefängniffe zuläffigen Arbeiten angehals 


ten werden fol Nachahmungs würdig dagegen ift 
die Vorſicht, den Öefangenen, fo. oft es thunlich 
iſt, Den Genuß der friſchen Luft zu verſtatten 


** 


28 — 30. Zu einem vollſtändig beſetzten / 
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Criminal-Gerichte gehört ein Richter und 
ein beeideter Protofolls Führer 9. 34. Eine fols 
che DBereinfahung wird durch Die Betrachtung, 
daß der Protofoll » Führer von dem Richter abhänr 
‚get, und daß die Unterfuchung die Grundlage des Er⸗ 
Fenntniffes ausmacht, fehr bevenflich, Lobenswerth 
aber ift Die ausdrückliche Geftattung, daß der Ans 
gefchuldigte feine gegründeten Einwendungen gegen 
die Ungerechtigkeit des Nichters entweder bey dem 
Berhöre zu Protokoll geben, oder dem Obergerich” 
fe fchriftlich anzeigen Eünne, Wenn ein und dass 
‚felbe Verbrechen von Milirärs und Eivil» Perfonen 
gemeinfhaftlich verübt worden, fo ſoll die Unterſu⸗ 
chung don einem aus Militär » und Eivil- Gerichts» 
perfonen zufammengefesten Gerichte geführt, dann 
das Erkenntniß zuerft über die Militärs Perfonen 
von dem Militir> Gerichte, und nachher über die 
Eivil» Perfonen von dem Criminal s Gerichte abge 
faflet werden . 79. Das Gericht, weiches eis 
nen DBerbrecher zur gefänglichen Haft bringt, iſt 
befugt, auch die weitere Unterfachung gegen den, 
felben zu führen. Verlangt jedoch das Gericht des 
Orts, wo das Berbrechen begangen worden, oder 
dasjenige Gericht, deffen perfünlicher Gerichtsbar— 
feie der Thäter unterworfen ıft, die Auslieferung 
deöfelben, fo darf der Nichter, welcher ihn zur 
Haft gejogen hat, die Auslieferung nicht vers 
fagen. Auch fteht dem Verhaftsgerichte frey, den 
Thäter dem Gerichte des Dres, wo das Vecbre— 
chen begangen worden, auszuliefern, wenn anders 
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das letztere bon dem erſteren nicht über ſechs Meis 
len entferne iſt d. 86 — 92. (Die Gründe, aus 
denen bey und das Criminal » Derfahren mit der 
eines Verbrechens befchuldigten Perſon ausfihlies 
fend demjenigen Criminal » Öerichte aufgetragen 
worden in deſſem Bezirke Diefelbe angetroffen wird, 
habe ich fhon an einem andern Orte *) angeführt.) 
Ueber die fihmwierige Frage, ob und unter welchen 
- Bedingungen ein fremder Berbrecher, deſſen Aus— 
lieferung von einem auswärtigen Gerichte verlangt 
wird, auszuliefern fey, erhält man nur den Aufs 
ſchluß, daß, in fo fern darüber Feine befondern- 
Verträge beftehen, die Auchorifation des Deparz 
tements der auswärtigen Angelegenheiten einges 
hohlet, und in vem Falle, daß der Ausländer das 
Berbrechen im Auslande verübt hat, anf die Auss 
lieferung angetragen werden müſſe $. 96. Wenn, 
pie untern Öerichte die zue Oberaufſicht vor⸗ | 
gefehriebenen Tabellen über die anhängigen Unter, 
ſuchungen zur beflimmten Zeit nicht einfenden, fo 
follen diejenigen Berichte, welche Damit über acht 
Tage zögern, ſofort unerinnert in Strafe genom, 
men werden $. 101. Daß ein von unverläffigen 
Perſonen herrührendes Gerücht, oder ein Gerücht, 
deffen Entftehungsgrund nicht erforfcht werden 
kann, gar Feine Rückſicht zur Unterfuchung verdiene, 
$. 109, läßt fih wohl nicht behaupten, In 
unferer Criminal = Ordnung wird das Criminal 


*) II, DB, diefer Zeitſchrift. ©. 116. 
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Gericht verpflichtet, diejenigen, durch welche der 
Ruf an batfelbe gelangt, zu Rede zu ftellen, dem 
Rufe von Mund zu Mund nachzugehen, und, fo 
viel möglich, fi) von dem Grunde oder Ungrunde 
desfelben zu überjeugen 6. 227. Hat ber Rich» 
ter gegründeten Verdacht, daß jemand wider befr 
feres Wiſſen eine falfche Anzeige gemacht habe’ 
und derfelbe beharret dabey, ungeachtet ihm. bie 
Strafe eins folchen Verbrechens bekannt gemacht 
worden iſt, fo muß ge Caution leiſten, widrigen- 
falls aber bey wichtigen Verbrechen bis zur Des 
fcheinigung der Wahrheit ver Unzelge ‚oder bis zum 
Ausgange der Sache verhaftet werden 6. 115 
Bey. folhen Perfonen, die fich felbft ale Berbre, 
cher angeben , ift der Richter verbunden, mit vor, 
züglicher Sorafalt auf den Gemürhszuftand der- 
felben Acht zu geben, und das Nefultar feine Bo 
obachfungen zu den Acten zu vermerfen 6, 122. 


Sehr lehrreich find die Vorſchriften über die 
Feſtſtellung des Thatbeftandes übers 
haupt, und vorzüglich bey körperlichen Verletzun⸗ 
oen und der erfolsten Tödtung. Zu einer volle 
ftändigen Obduction fordert der $. 164 die Er 
Öffnung des Kopfs, der Bruft und Unterfeibs, und 
die Beſichtigung und Eröffnung der vorzüglichſten 
Eingeweide,, und anderer Theile des Körpers, der 
ren Berlesung von erheblichem Einfluffe feyn Eann : 
wenn gleich in irgend einem Theile des Körpers die 
Kennzeichen der Kewaltfamen Todesarf von den 
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Sachverftändigen mit Zuverläſſigkeit entdeckt ‚wor 
den 6. 164, 165. Die Kunfiverfländigen müſſen 
befonders folgende drey Tragen ganz beſtimmt bes 
antworten, oder die Grunde, aus welchen es nit 
gefchehen kann, angeben: 1) 05 die Verlegung 
fo befchaffen fey, daß fie unbedingt, und unfer 
allen Umſtänden in dem Alter des Verletzten für 
fih allein den Tod zur Folge haben müſſe; 2) ob 
die Verletzung in dem Alter des Verletzten nach 
deffen individueller Befchaffenheit für fich allein den 
Tod zur Folge haben müſſe; 3) ob fie in dem Alter 
Des Verlegen entweder aus dem Mangel eines zur 
Heilung erforderlichen Umflandes (accidens) oder 
durch Zutritt einer äußern Schädlichkeit den Tod zur 
Folge gehabt habe $. 169. Wenn die Obdurenten 
fich nicht gefrauen, ein beflimmtes, fachverftändiges 
Urtheil abzugeben, oder wenn fie unfer einander in 
biefem Urtheile nicht übereinflimmen, oder wenn 
fi in dem erſtatteten Obductions Berichte folche 
Dunfelheiten oder MWiderfprüche finden, welche fie 
auf eine befriedigente Weife zu heben nicht vermö— 
gen, und wodurch bey den Nichtern ein gegründe⸗ 
ter Zweifel gegen Die Nichtigkeit des abgegebenen 
Gutachtens entfteht, fo muß der Nichter dem col- 
legio medico der Provinz beftimmte Fragen zur 
Deantwortung vorlegen, und demfelben zugleich zur 
voliftändigen Ueberfiht der Sache die Unterſu⸗ 
hungs » Aeten mittheilen d. 175, 17. Der 
Werth eines entwendeten Guts foll, wenn es bera 
bengefchafft werden kann, und Der Werth auf bie 
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Beftimmung der Strafe Einfluß hat, duch Sach⸗ 
verſtändige ausgemittelt, außer dem aber ſoll von 
dem Beſchädigten der gemeine Werth, den das 
Gut zur Zeit der That hatte, eidlich angegeben 
werden d. 181 — 182. Der eidlichen Beſtär— 
kung bedarf es jedoch nicht, wenn gegen deſſen 
Glaubwürdigkeit Fein Zweifel obwaltet, der Ber 
brecher der That geftändig ift, und aegen die Ans 
gabe des Werths Feine Einwendung hat $ 184. 
In Rücfihe der Berhaftnebmung bemerfe 
ich nachftehende Verordnungen: In der Regel wer— 


den Diebe, Betrüger und ähnliche Verbrecher je⸗ 


derzeit, andere aber nur verhaftet, wenn die zu 
erwartende Strafe einjährige Sinſperrung über 
freigt ‚oder eine gegründete Beſorgniß obwaltet, 
Daß der Befihuldigte feine Freyheit zur Flucht, oder 
zur Erſchwerung der Unterfuchung mißbrauchen 
werde $. 208, 209. Eine annehmliche Caution 
befrenet vom Verhaft, wenn die bevorftehende 
Sirafe wahrfiheinlich eine Drenjährige Gefangen⸗ 
ſchaft nicht erreiche $. 210, zır. Die Laution 
wird verwirkt , Sobald der angefchuldigte durch 
feine Entfernung die fernere Unterfuchung, oder 
Boilziehung der Strafe verhindert $ 227. Ben 
Unvermögenden Eann der Richter nach vernüftigem 
Ermeſſen ein eivliches Angelobniß an die Stelle ver 


Geld» Kaution treten laſſen $. 235. Auf Requis 


fition eines ins oder ausländifchen Gerichtes muß 
der Nichter ohne Prüfung der Gründe die Berhafs 
tung verfügen 9, 212. Wenn Gefahr auf den 


“ 
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Berzug haftet, fo können auf Anſuchen des An— 
jeigers gegen annehmbare Kaution Steckbriefe ev, 
lafjen werben ; er haftet aber für Den Ausgang, 
wenn feine DBefchuldigung als unwahr dargethan 
oder nicht dergeftalt aufgeklärt wird, daß ber Der 

fhuldigte, wenn er anmefend gemwefen wäre, zur 
Haft hätte gebracht werden förnen $. 241. 


Fremde Gerichte, welche einen Verbrecher 
Durch Die Diesfeitigen Staaten führen wollen, müfs 
fen Dazu von der Kriegs- und Domainen - Kams 
mer der Provinz mit einem fhriftlichen Paſſe ver 
fehen ſeyn. Außer dem müffen die Transporti- 
‚ renden ſammt bem Öefangenen in Derhaft genom⸗ 
men, und der Borfall dem Departement der außs 
wärtigen Angelegenheiten angezeigt werden, $. 244. 
245. Die öffentliche Erklärung, daß nicht nur 
alle fremde öffentliche Geſchäftsträger, fondern 
ſelbſt elle in Staatsangelegenheiten abgefertiste 
Eouriere, ſowohl eigene , als befreundeter Mächte, 
nur nach dorausgegangener Öenehmigung des Des 
partements der auswärtigen Angelegenheiten verhafs 
tet werden follen, $. 255. ift, wie fehon der Ober⸗ 
Tribunals-Rath Klein bemerker hat, bedenklich, 
fie Fann auf der einen Geite die Neifenden Übers 
müchig machen, und auf der andern gefährliche 
Dulksaufläufe veranlaſſen. Gleich bey der erſten 
Bernehmung muß der Defchuldigte, wenn er 
ſchreiben Eann, angehalten werden, efivas zu 
fhreiben, damit man feine Handfehrift kennen 
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lerne $. 261. Taubſtumme, welche man ſchrift⸗ 
fich nicht vernehmen Fann, müſſen Durch Zeichen 
vermittelſt vereideter Gachverfiändigen vernommen 
werden d. 268. Dem Beſchuldigten iſt beym 
Verhbre die Benennung beyzulegen, DIE ihm nach 
feinem Stande gebührt: $. 271.» Der Nichter 
muß auf alle diejenigen TIhatfachen eine vorzügliche 
Aufmerkſamkeit richten, aus welchen auf die Ab- 
fiiht des Thärers gefchloffen werden kann $. 276. 
Fine Züchtigung mit Streichen oder Saften kann 
wider einen Defchuldigten nur dann verhängt wer: 
ben, wenn er durch freche Lügen, gänzliches Schwer 
gen, oder Verftodtes Läugnen fich ver 
Strafe zu entziehen ſucht d. 292. (Das Legtere 
ift ſehr bedenklich, weil man, fo lange Fein volls 
ftändiger Beweis vorhanden ift, das beharrliche 
Läugnen des Schufdlofen für ein verſtocktes Läug— 
nen des DBerbrehers halten kann; ift aber ein 
vollftändiger Beweis vorhanden, ſo bedarf man 
des Geſtändniſſes nicht). | 


Dey Aufnahme dee Deweife wird feige: 
fest, Daß ein Zeuge, dem die Beantwortung eis 
ner ihm gefteilten Frage nachtheilig feyn würde, 
ben Grund feiner Weigerung anzeigen, und der 
Richter ven Vorfall dem Obergerichte zur Entſchei⸗ 
dung vorlegen fol $. 313 — 314. Die Zeugen 
find vorläufig zu vernehmen, ob und wie nahe fie 
mie dem Ungefchuldigten, oder mit dem Angeber, 
wenn biefer einjerhebfiches Antereffe bey der Sache 
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hat, verwandt ober verſchwägert find; ob fie 
bey dem Ausgange der Unterfuchung einige In⸗ 
tereſſe und Nutzen zu hoffen, oder Schaden davon 
zu befürchten haben; oder ob ſich jemand ange 
maßt habe, fte unterrichten oder verleiten zu wol⸗ 
fen, was und ‚wie fie ausfagen füllen. $. 319. 
(Die erfteren zwey Fragen werden. in vielen Fallen, 
befonders fo Tange die Beſchuldigung noch nicht ges 
gründet, oder ruchbar geworden ift, wohl erfi bey dee 
Nortfegung oder beym Schluffe des Zeugenverhörs 
zu ftellen fenn). Antwortet ein Zeuge bey einem 
Umſtande, daß er ihm nicht wiſſe, oder vergeſſen 
habe, fo muß der Nichter beym Berdachte einer 
bloß vorgeſchützten Unwiffenheit den Zeugen an ſei⸗ 
nen zu leiftenden Eid erinnern, und ihm zu Gemürke 
führen, daß er nicht bloß durch Verfälſchung, 
fondern auch durch Berfchmeigung der Wahrheit 
fi) des Meineides fhuldig machen würde $. 322. 
Der Nichte muß wachen, daß die: Zeugen nur 
über eigentliche, durch ihre Sinnen wahrgenommes 
nen Ihatfachen ausfagen, und nicht etwa Die Darts 
aus von ihnen gezogenen Schlüffe mit nem Factum 
verwechfeln d. 324, und eben fo, daß Sadıver- 
fländige dasjenige, was ihnen die Negeln ihre 
Kunft oder Wiffenfhaft an die Hand geben, vor 
dem, was fie aus andern Umſtänden ſchließen, 
forgfältig abfondern $. 328. Befremdend iſt Die 
Ausnahme, daß Auden zur Ablegung eines eidfi- 
chen Zeugniffes nicht gezwungen werden Finnen, 
wenn die Strafe, welche ven Ungefchufdigren tief 

II, Band, M 
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fen kann, ein jechswüchentliches Gefängniß über⸗ 
fteiget $. 335% Auch Verbrecher find glaubwürs 
dDige Zeugen , wenn aus ihrem Derbrechen fein Mans 
gel moralifcher Grundfäge, welche auf Wahrheits⸗ 
liebe und Zuverläffigkeie Einfluß haben, hergeleitet 
werden kann d. 365. In dem Abjchnitte: von 
den Wirkungen der Beweiſe und Bew 
muthung.en in peinlichen Sachen ift die Regel, 
Daß zum Beweiſe des böfen Vorſatzes es hinrei⸗ 
chend fey, wenn dev Verbrecher eine geſetzwidrige 
That mit. DBemußtfeyn vorgenommen hat, wohl 
zu unbeftimmt. Denn geſetzt, daß jemand mit 
Bewußtſeyn, ungeachtet des Verboths, mit offes 
nem Lichte in einen Stall geht, und Dadurch einen 
Prand verurfacht, kann er deswegen eines böfen 
DBorfages der Brandſtiftung befchuldiger werden ? 
Obſchon Sahverfiändige das Gutachten abgeben, 
daß eine Urkunde von der Hand des Befchuldigten 
jenn könne, fo bewirkt doch dieß nur einen Ders 
‚dacht, deffen Stärfe von dem Zufammenhange mit 
den übrigen erwiefenen Umfiänden abhängt $. 385. 


Die Ausſage von mehreren verdächtigen Zeus 
gen, (dergleichen auch die Mirfhuldigen find. 
d., 356. ), kann, wenn fie gleich miteinander über—⸗ 
„einftimmen, für fich allein nie als voller Beweis - 
gegen den Angefihuldigten gelten d. 387. Auch 
mehrere in einem alle zufammentreffende Anzei— 
gen können nie als ein voller Beweis, fondern nur 
als ein hoher Grad von Wahrſcheinlichkeit betrach— 
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tet werben d. 405, und diefer kann mir eine außer 
ordentliche, nach dem Ermeſſen des Richters zu 
beflimmende, Strafe nach fich ziehen, welche aber 
weder auf Todesftrafe, noch bis zur lebenswierts 
gen Gefängnißſtrafe ausgedehnt merden darf 
Ö0, 391, 407, 408. (Sch habe ſchon an einem 
anderen Drte*) bemerkt , daß durch das Zufammens 
treffen naher Anzeigungen ein eben fo befriedigen« 
der, rechtlicher Beweis hergeftellt werden könne, 
als durch Geſtändniß und Zeugenausſage, und daß 
ed inconfequent fey, dieſe Demweifesart für eine 
unvolftändige ju erklären, dennoch aber daraus 
auf eine, obgleich außerördentlihe, Strafe zu 
erkennen. Aus ähnlichen Gründen gibt daher auch 
der Derr Dberz Tribunals » Nach Klein **) darin dem 
Defterreihifchen Gefesbuhe den Vorzug, Daß es 
auch beym Zufammentreffen naher Andicien Das 
Erkenntniß auf ordentliche Strafe verftattet, aus 
gleich aber die richterliche Willkühr befchränfer, in 
dem es außer der Gewißheit des Thatbeſtandes wer 
nigſtens zwey dringende Anzeigungen, und zwar 
ſolche, welche das Gefeg ausdrücklich beſtimmt hat - 
zur Berurtheilung fordert d. 472. 


Um Schluffe der Unterſuchung muß der Rich— 
tee dem Beſchuldigten die wefentlichften Verhand⸗ 
lungen noch einmahl vorlefen, und, wenn es fich 

*) IL B. diefer Zeitfehrift: S. 62 f. 
*8) Annal. 24 B. ©: 46 
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wahrfcheinlih um eine größere als dreyjährige 
Strafe handelt, über alle erheblichen Umftände 
beſtimmte Fragen vorlegen, welche, wenn den Ber 
brecher eine zehnjährige, oder noch härtere Strafs 
arbeit, oder Todesftrafe erwartet, bon dem Anquis 
renten vorläufig entworfen, und im Concept zu 
den Acten gebracht werden müſſen. Die Untworz 
ten und Erinerungen find wörtlich in das Proto⸗ 
coll aufzunehmen $, 418. 433. (Im Grunde 
iſt dieſes Schlußverhdr das articulirte Verhör, wie 
es auch in der Auffchrift am Rande des 6. 423 
benennt wird, Bor diefem Verhöre wird der Bes 
fchufdigte nur fummarifh, nicht Über vorläufig 
entroorfene , alle Umftände erſchöpfende, Frageſtücke 
vernommen. Dach unferer Criminal » Drönung 
folgt ebenfalld auf das ſummariſche ein articulirtes 
Verhör, wo dem Befchuldigten die, aus dem ſum⸗ 
mariſchen und aus den übrigen Erforſchungen vor 
läufig entworfenen, Fragen zur Beantwortung vor, 
gelegt, Die durch Die gegebenen Antworten veran, 
laßten Tragen beygerückt, und die Fragen fowohl, 
als die Antworten dem Verhörten wiederhohlt zur 
Beftättigung oder Abänderung vorgelefen werden. 
Erft nach gefchloffenem articulirten Verhöre und ei- 
nee drenfägigen Bedenkzeit wird das Schlußvers _ 
hör vorgenommen, ob der Berhörte noch etwas zu 
feiner Vertheidigung anzuführen habe), 


An dem Titel: von der Vertheidigung 
des Angeſchuldigten, werden umſtändlich die 
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in dem Preußiſchen Staate beftehenden Dofenfionss 
Anftalten vorgetragen. Gie beftehen in Werentlis 
chen darin. Jeder Beſchuldigte kann noch vor 
gefälltem Urtheile einen eigenen Vertheidiger verlans 
gen, ja, wenn es ſich um eine wichtige Strafe 
handelt; und er nicht gleich durch ſein Geſtändniß 
und Beweis völlig überführt iſt, ſo kann er auf 
die Vertheidigung nicht Verzicht leiſten. Der Ber 
theidiger hat das Recht, dem Zeugenverhöre und 
dem artieulirten Verhöre des Unterfuchten beyzur 
wohren, vie vollftändigen Unterſuchungs⸗Acten zu 
durchlefen, mit dem Gefangenen fich zu unterreden, 
und nach den gefammelten Defehlen Die Bertheidis 
gungsfchrift zu überreichen. (In der Defterreichiz 
fchen Monarchie ift die Defenfions-Anftalt auch noch 
Durch das neuere Strafgefegbuch auf die Fälle des 
Recurſes gegen gas gefällte Urtheil befchränkt. Die 
Gründe, welche man daben vor Augen gehabt hat, 
find anderswo *) von mir angeführt worden, 


Uebrigens gebe ich gern zu, Daß man fehe 
gut gethan habe, die ausgedehnteren Defenfions- 
Anftalten in einem Staate beyzubehalten,, wo fie 
feit jeher üblich waren, wo nicht nur das unterſu⸗ 
chende, fondern wie man aus dem $. 471, fieht, 
felbft Das untere erkennende Gericht nur aus 
einen Nichter und dem untergeordneten Protocolls⸗ 


*) II, B. dieſer Zeitſchr. ©: 99. fı 
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Führer befteht, und wo fo manche andere Borfichs 
ten vermißt werden, die unfere vaterländifche Cri⸗ 
minal, Ordnung zum Schußge des Beſchuldigten an⸗ 
geordnet hat. 


Wenn das zur Erkenntniß beſtimmte Gericht 
nicht bloß aus einer Gerichtsperſon, ſondern aus 
einem Collegio beſtehet, ſo muß von einem andern 
Mitgliede, als dem, welches die Unterſuchung ges 
führe hat, das Erkenntniß abgefaßt werden $. 471. 
Außer verwickelten und wichtigeren Fällen, wo 
wahrfcheinlich eine größere als dreyjährige Gefäng» 
nißftrafe zu verhängen ift, hängt es von den Er⸗ 
mefjen bes Dirigenden ab, ob fchrifelich oder nur 
mündlich referive werden foll $, 480. An 
Fällen, die wahrfcheinlich wentgftens eine zehnjähs 
vige Strafe nad) fich ziehen, ift ein Correferen; 
zu befiellen d. 482. Die Mehrheit der Stim- 
men entſcheidet d. 502. Gind tiber Die Größe 
ver Strafe mehr als zwey Meinungen im Eoflegio 
vorhanden, fo iſt bey der Abſtimmung anzuneh- 
men, daß dasjenige Mitglied, welches für eine 
härtere Strafe ſtimmt, der Meinung desjenigen, 
welches die mächfte gelindere in. Anfcehlag bringt, 
beyirere $. 504. Gind die Meinungen gleich— 
geheilt, ob der Beſchuldigte für fehuldig, für ver— 
dächtig, over für unfchuldig zu erklären ſey, fo 
ift Die legtere Meinung vorzuziehen $. 506. Wenn 
eine Todesfirafe Statt finden foll, fo müffen über 
die Vollſtäadigkeit des Beweiſes zwey Deiteheile 
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des fprechenden Collegii einig fenn, fonft kann nur 
eine außerordentliche Strafe eintreten d. 395. 


In den beftimmten wichtigeren Fällen muß 
das Urtheil einem oberen Gerichte zur Beftättigung 
vorgelegt werden $. 508, 513. In wie fern die 
fes das Urtheil verfchärfen oder mildern könne, iſt 
nicht ausgedrücket. 


Gegen jedes nachtheifige Criminal» Urtheif 
ſteht dem Beſchuldigten noch eine weitere Bew 
tßeidigung offen, worüber von einem höheren 
Gerichte. erkannt wird 9. 517, 333. An dem 
Titel von der Vollſtreckung des Erkenntniffes fälle 
gegen Die fonft herborleuchtende Milde die Bor; 
fchrift auf, daß eine auf länger als auf ſechs Mos 
nathe verhängte Strafarbeit fogfeich nah der Bus 
blication des erften, obgleich noch nicht rechtskräf— 
fig gewordenen, Urtheils anjutrefen , und nur 
dann auf DBerlangen des VBerurtheilten bis zur 
rechtskräftigen Entſcheidung auszufegen fey, wenn 
ee nicht verhaftet, oder im Gefängniffe fich ſelbſt 
zu ernähren im Gtande ift 6. 557. 558, 


Das Eontymacial: Berfahren wird nur bey 
dem Verbrechen des Höchverrarhs, der Landess 
verrätherey der erften Eloffe, dem Privat, Duelle, 
dem betrügerifchen Bankerot, und bey folchen Ver⸗ 
brechen eingeleitet, deren ordentliche Strafe ganz 
oder zum Theile auch gegen Den Abweſenden voll 
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ſtreckt werden kann, wie Verluſt der Standes, 
rechte, der Würden, der bürgerlichen Ehre oder 
Confiscation . 577. Die Wirkung des Ausblei⸗ 
bens, ungeachtet der Vorladung, iſt nur, daß der 
Vorgeladene ſeiner etwaigen Einwendungen gegen 
Zeugen und Urkunden, wie auch aller ſich nicht es 
wa von felbjt ergebenden Bertheidigungsgründe 
verluftig gebe, und nach) Ausmittelung der angefchuls 
digten Derbrechen auf die gefeglihe Strafe erkannt 
werden ſoll d.580, Dem Abwefenden wird ein Bers 
theiviger von. Amtswegen beftellt, - welcher nach 
Beſchaffenheit der Umftände auf Bervollffändigung 
der Unterſuchung, oder Aufnahme der zur DBertheis 
digung des Beſchuldigten  vorgefchlagenen Beweis- 
mittel zu dringen; und eine Bertheidigungsfehrift 
zu überreichen hat d. 581. Das Recht der Bes 
guadigung und Abolition bleibt dem 
Staatsoberhaupte vorbehalten $. 590. Dabey 
aber wird, bermuthlich weil man es aus allgemeis 
nen Nechtögrundfägen als befannt vorausfegte, nicht 
bemerket, daß dadurch dem Bejchädigten das Nechr, 
feine Privats Öenugthuung im ordentlichen Nechtss 
wege zu ſuchen, nicht. benommen werde, Findet 
der Richter Umſtände, welche die Abolition oder 
Degnadigung bedenklich machen , und von welchen 
zu vermuthen ift, Daß fie"der höchften Behörde uns 
befannt geblieben find, jo muß er hierüber mit 
Deylegung der Acten an das Eriminalz Departes 
ment des Juſtiz ⸗Miniſterii Bericht eritatten 
$- 594 
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Die Berjährung hat in ber Negel binnen 
zwanzig Jahren, bey Verbrechen aber, deren or» 
dentliche Strafe fechsmonarhlichen Kerker, oder 
eine gelinde Züchtigung nicht überſteigt, binnen 
fünf Jahren, endlich bey folhen Verbrechen, die 
nur auf Begehren Der Dazu berechtigten Perfonen 
zu beftrafen find, binnen einem Jahre von der Zeit 
der wiffentlich unterlaffenen Anzeige Statt, In den 
Bedingungen zur DBerjährung iſt Die Preußifche 
Criminal: Drdnung minder fireng, als das Defters 


reichifche Strafgefeg, und man Fann fagen, Daß 


ihre Nachſicht auf Koſten ver gemeinen Sicherheit 
zu weit gehe. Die Verjährung, ob fie gleich auf 
Gründe der Billigfeit und Klugheit geſtützet wird, 


führt Doch ungezweifele wichtige Nachtheile mit fich, 


Die Hoffnung, aus einem Verbrechen die Früchte un⸗ 
gefiraft zu genießen, reitzt zu Berbrechen, und 
die Straflofigfeitseines bekannten Verbrechers gibf 
ein fehr gefährlihes Beyſpiel. Darum fest das 
Defterreihifche Eriminals» Geſetz zug Bedingung 
der Berjährung , daß der Verbrecher Feinen Nugen 
mebr in Händen babe, und, in fo weit es Die. Rar 
tur des Verbrechens zugibt, nach feinen Kräften 
Wiedererftattung geleiftee, auch fih nicht aus dem 
Staate gepflüchtet habe d. 208. Der Neig zu Ber 
brechen, deren die häufigften aus Gewinnſucht bes 
gangen werden, kann nicht fehr mächtig feyn, wenn 
man borfiebt, daß man, um Ötraflofigkeit ers 
warten zu Eönnen, erſt den Borcheil aus dem Ber’ 
brechen wieder fahren laſſen müſſe, und die Hoffs 
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nung, inner dem Staatögebtethe unentdeckt und 
unverhaftet zu bleiben , ift bey guten Polizens und 
EriminalsAnftalten ſehr unwahrſcheinlich. An der 
Preugifchen Criminal» Ordnung aber wird die Nach, 
fihe dee Strafe weder auf die eine, noch die an 
dere dieſer Bedingungen beſchränket $. 597 — 603. 


Bon dem Erfage der Criminal, Koften 
wird felbft derjenige Angefchuldigte, welcher für 
unfchuldig erkläre worden ift, nicht frey gefprochen, 
wenn er Durch ein unbefonnenes oder unretliches 


Betragen gegrlindete Beranfaffung zur Unterfuhung 


gegeben hat $, 609. Die YXeltern haften für die 
Koften der Unterfuhung ihrer Kinder, wenn fie 
die unerlaubten Handlungen derfelben veranlaffen, 
bilfigen, oder nicht verhüchen, oder wenn fie den 
Unterricht, die Erziehung, oder die Aufficht über 
dieſe Kinder vernachläffiaet haben $. 615. Wenn 
Das Bermögen eined Verbrechers nicht hinreichk, 
fo gebühre dem Befchädigten in jedem Falle der 
Borzug vor den Unterfuchungsfoften, fie mögen 
in Gebühren oder Auslagen beſtehen $. 637, 
Uebrigens machte der, aus dem gemeinen Rechte 
in der Preußifchen Criminal⸗Ordnung beybeialtene, 
dreyfache Criminal, Gerichtsftand der Geburt, des 
Wohnfiges und des Verbrechens mehrere Beltims 
mungen in Hinficht auf den Erfag der Ablieferungs⸗ 
koſten nothwendig d. 629, 633. Bey Ausliefer 
rungen an auswärtige Gerichte muß ſich der-Rich» 
ter in Rückſicht der Koftenerffattung nach den Be⸗ 
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fiimmungen der mit auswärtigen‘ Staaten ber 
fiehenden DBerträge nah dem Gerichtsgebrauche 


und nad ven — der gemeinen Rechte 
achten 9. 634. | 


Annalen der Geſetzgebung und Rechtsgelehr⸗ 
famkeit in den BPreußifchen Staaten. 
Bon Ernſt Ferdinand Klein, koͤnigl. 
Preußiſchen geheimen Ober: Zribunals> 
Rath, Mitglied der Gefeg- Commiß 
fton. 25. Band. Berlin. na08i) 

Der Anhalt des gegenwärtigen Pandes einer 
unferer ſchätzbarſten juridifchen Zeitſchriften iſt fols 


gender, 


1) Don dem Unterfchiede zwifchen Gewohn⸗ 
heitsreche und Obſervanz. 2) Ueber Die Berbreis 
tung der nöthigen Geſetzkenntniſſe unter Dem gros 
Gen Haufen dusch Kalender und ähnliche Bolföfchrifs 
ten. 3) Ueber die Eintragung der Grundgerech⸗ 
tigfeiten (Servifuten) in das Hypotheken⸗Buch. 
4) Bon dem Werthe des gefunden Menfchenver, 
ſtandes im Gegenſatze der Philofophie bey der jur 
riftifchen Praxis. 5) Nachtrag zu der Abhandlung 
über die gefegliche und richterliche Begünftigung des 
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Bauernſtandes. 6) Verordnung wegen Zuſam— 
menziehung bäuerlicher Grundſtücke oder Derwand- 
lung derſelben in Vorwerksland, mit Bezug auf 
die $. 6 und 7. bes Edicts vom 9. October 1807, 
und den erleichterten Beſitz und den freyen Ges 
brauch des Grundeigenthums betreffend. Für die 
Provinzen Oftpreußen, Lithauen und Wiftpreußen 
7( Aufhebung der Erbunterchänigkeit auf den Ehurs 
märkifchen Domainen. 3) Weftphälifche Verord⸗ 
nung wegen Ubfchaffung der Leibeigenfchaft, nebft 
Demerkung des Herausgebers. 9) Die Künfte 
und Handwerke an die Gefesgebung, nebft Bemer⸗ 
Fungen des Herausgebers. 10) Ueber die Mittel 
in jeder Megierungsform, felbft in der uneinges 
fchränkteften Monarchie, die Nechte der Unterthas 
nen gegen die Mißbräuche der Staatsverwaltung, 
ohne Schwächung der zur Regierung erforderlichen 
Energie, zufchligen, mit befonderer Anwendung auf 
den Preußiſchen Staatt. 11) Ueber die Gelindig— 
keit ben der. Vollſtreckung der richterlihen Hülfe. 
12) Ueber die Verfchiedenheit der Form des Frans, 
zöfifcehen Civil Coder und des Preußifchen allge 
meinen Landrechtö, wie auch über die Berfchiedens 
heit des Gefichtspunets, welcher bey diefen Geſetz- 
büchern zum Grunde fiegt. 13) Ueber die bey dem 
gewöhnlichen Verkehr vorkommenden Unterfchiebe 
der Franzöfifchen und Preußifchen Geſetzgebung. 
14). Ueber den Nutzen und Nachtheil der Fami- 
lien⸗Fideicommiſſe. 


2189 


An Ne. 1 unterfcheinet der Verfaſſer zwi⸗ 
(hen Gebrauh, Vbfervanz und Gewohnheitsrecht. 
Gebrauch if eine übereinftimmende Handlungs⸗ 
weiſe. Er ift ein rehtliher Gebrauch, wenn 
dabey (vermöge einer ſtillſchweigenden Einwilligung) 
das Anerkenntniß eines Rechts oder einer Verbind, 
fichkeit zum Grunde liegt. Ein folder rechtlicher 
Gebrauch heißt, wenn daraus die ſtillſchweigende 
Einwilligung einee Geſellſchaft geſchloſſen 
wird, Obfervanz Dur wenn bie ftillfihweis 
gende Einwillung zweifelhaft ift, muß berjenige, 
welcher dadurch ein Necht erworben zu haben be> 
hauptet, die Erforderniffe der Berjährung bemeis 
fen können. Allgemeine Rechtsregeln, es mo, 
gen allgemeine oder ſtatutariſche Geſetze ſeyn, Fon, 
nen nur durch die ausdrückliche oder Killfehweis 
gende Einwilligung der gefengebenden Macht be 
flimme werden. Am Iesteren Falle heißen fie 
vehtlihe Gewohnheiten Die Gewohn⸗ 
heitsrechte,, wie Der Verfaſſer arlindlich behaupter, 
follen überall durch ausdrückliche Geſetze verbannet 
werden, Sie verdanken ihren Ürfprung den Repu, 
bliken, wo der ſtillſchweigende Volkswille aller; 
dings zum Geſetze werden kann. Schon bier wal 
tet aber das Bedenken ob, Daß ein in gehdriger 
Form abgefaßter Volksbeſchluß mangle. Noch ber 
denklicher aber ift die Gache in einer monardifchen 
Verfaſſung. Denn gewöhnlich können doch nur Die 
Quftizs Behörden den ganzen Zufammenhang der 
Geſetze wiſſen, und Über Deren Befolgung wachen. 
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Der Landesherr ſelbſt hingegen hat zu wenig Ge, 


legenheit, fich mit der befonderen Aufmerffamfeit 


über die Nechtsverwaltung zu befaffen, um annehs 
men zu Fünuen „ daß er von der einförmigen Ber 
folgung eines gewiſſen, rechtlichen Grundfages 
Nachricht erhalten und fie genehmiger har. 


Nr. 2. Die Methode, den Unſtudirten ju— 
eiftifche Kenntniffe mitzucheilen, iſt weit fehwerer, 
als man ſich gewöhnlich vorftellt, Der Rath, daß 
man nur das, was der gemeine Mann in den ges 
wöhnlichen Borfällen ju wiffen braucht, ausheben, 
und alles Scientifiſche, fo nur für ven Nechtögelehrs 
ten gehört , Davon abfondern müſſe, iſt Teichter ge 
geben, als ohne Vereitlung des Zweckes befoigt- 
Denn es laßt fih niche nur die Grenzlinie zwifchen 
dem, was der gemeine Mann zu wiſſen braucht, 
und dem, was ihm überflüffig iſt, ſchwer beſtim— 
men, fondern er kann auch ohne gewiſſe alle 
gemeine Örundfäge durchaus nicht berathen wer» 
den. Man muß fich aber auf die Kunft verftehen, 
ihm felbe vorzüglich durch erläuternde Beyſpiele 
deutlich, und Durch Erregung feiner Gefühle, 
fühlbar zu machen. Die, wie der Berfaffer fagt, 
würde am Beten Dadurch gefchehen, Daß ınan Die 
Grundſätze des Rechts mie Sägen der Moral ver 
bände, ohne jedoch das bloß Sittliche mie dem 
Rechtlichen zu vermechfeln. Der Berfaffer hat in 


dem Kalender für den Bürger und Landmann auf 


das Jahr 1808 einen Verſuch gemacht, den er 
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in den nächften zwey Jahren fortfegen, und im 
Ganzen auf einen Raum von fünfzehn Blättern volls 
enden wird, Die hier ausgehobenen Proben machen 
diefen Verſuch hauptſächlich für diejenigen, Die eine 
ähnliche Arbeit in Anwendung auf unſere vater⸗ 
ländiſche Geſetzgebung zu unternehmen vlnaſchen⸗ 
felr —— 


Nr. 4. Das Sprichwort: Ein Quintchen 
Mutterwitz iſt mehr werth, als ein Zentner Schuls 
witz, hat auch in der Rechtsgelehrtheit, ob ſie 
gleich einen großen Vorrath erlernter, poſitiver 
Kenntniſſe voraus ſetzt, eine Anwendung. Durch 
den Unterricht gewöhnt, immer nach allgemeinen 
Regeln zu forſchen, und von dieſen zu Den fpecie, 
lern Vorſchriften herab zu fleigen, läuft man ben 
einer feifen, mehr mit dem Gedächtniß als ver 
nunftiger Deurcheilung aufgefaßten Theorie, ohne 

ein ausgebildetes Rechtsgefühl, Gefahr, eine 
Rechtsregel oft da anzuwenden, wo ſie zwar nad 
dem Wortverftande, aber nicht nach der. vernlinf- 
tigen und gerechten Abſicht des Geſetzgebers hinge— 
hört. Sie verleitet den Pedanten, Die finnreichere 
Unfiht Der richtigeren und zweckmäßigeren vor 
zugiehen, und wenn ſich mit dieſem Hange zum 
Sinnreichen ein fchlechter Geſchmack verbindet, ſo 
nimmt die Liebe zum Abentheuerlichen überhand- 
Die vorzüglihften Mittel von dieſen Abwegen zu 
bewahren, find: eine frühe Anleitung, die Öefege 
mit philofophifchem Geifte zu findiren; das Bes 
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fireben , die allgemeinen Örundfäge aus dem eige⸗ 
nen Rechtsgefühle abzuleiten, ober Doch Damit zu 
vergleichen; ein beftänviger Rückblick auf Die wirk— 
liche Welt ; der Umgang mit verfländigen Gefchäfte- 
männern , und bie collegialifchen Berathfihlagungen. 


Nr. 10. An einer uneingefchränften Monarchie 
fann und wird felbft ſchon der Geiſt der Nation 
vielen Uebeln Grenzen ſetzen. Bey einer Nation, 
wo ein reiner AJuftiz» Eifer die Nechtögelehrten bes 
lebe , theile fich derfelbe fchon in dem frühen Un, 
ferrichte den künftigen Staatsbeamten mit, und 
die Achtung gegen die Rechte Anderer wird bald 
allgemein verbreitet. Dann werden aber auch Mäns 
ner bon einer gleichen Denkungsart fih den Bey, 
fall und die Achtung ihrer Mitgenoffen und Bor 
gefegten erwerben; und fie haben Hoffnung zu den 
höheren Stufen zu gelangen, wo man einen be 
trächtlichen Einfluß auf bie Staatsverwaltung 
und auf die Denfungsare des Fürſten gewinnt. 
Darum muß der Monarch beforge ſeyn, gevechte 
und gute Gefinnungen allgemeiner zu. machen, und 
insbefondere bey feinen Beamten einen folchen Eifer 
für die Öerechtigfeie und das allgemeine Wohl zu 
gründen, daß fie, wenn er etwas Dagegen bors 
zufehren Gefahr liefe, deshalb geziemende Bot» 
flellungen zu machen geneigt feyn, Wer ſich durch 
Gewinnſucht, Menſchenfurcht und andere Schwä⸗ 
chen hinreißen läßt, der würde auch, wie de! 
Verfaſſer fehr richtig bemerkt, Eein Bedenken tra 
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Gen, aus Furcht oder - Gefälligkeit gegen einen 
Vorgeſetzten oder Mitbeamten, deffen Einflug am 
Hofe er fürchtet, gegen das wahre Intereſſe feines 
Monarchen auf die Seite eines ſolchen Günſtlings 
ju treten, In der erſten Yusgade des Preußifchen 
Gefenbuches vom Aahre 1791 war ausvrüdlich 
feſtgeſezt, daß Machtſprüche oder ſolche Berfüguns 
gen, welche in ſtreitigen Fällen ohne vechrliches Er- 
kenntniß errlieilet worden: find, weder Nechte noch 
Verbindlichkeiten bewirken. An der neueren Augs 
gabe, unter dem Titel des allgemeinen Landrechts , 
iſt aber viefe Stelle aus der Betrachtung, deß fie 
vielmehr in das Öffentliche, als indas Privat » Neche 
gehöre, weggeblieben. Indeſſen kann man auch von 
einem  unumfchränften Monarchen mit Grund er 
warten, daß er gegen die, mit Feftigfeit und Son, 
fequenz beflimmte, Form Achtung tragen werde, 
weil ſelbſt den defpotifchen Regierungen nur eben 
diefe Achtung noch eine gewiffe Haltung zu geben 
vermag. Den nothmwendigen, wichtigen Verände— 
vungen iſt es zuträglich, den Math der Stände , doch 
‚ohne Geftattung einer Verzögerung, einzuhohlen 
Vorzüglich muß-dem Mißdrauche der Amtögewal; 
durch Beflimmung der Grenzen, ſtrenge Verantwort/ 
lichkeit und unnachſichtliche Ahndung begegnet werden. 
Den Bedrückten muß ein geſetzlicher Weg zur Vor⸗ 
ſtellung ihrer Beſchwerden offen ſtehen. Gegen Be; 
ſchwerden, die außer dieſem Wege angebracht wers 
den, hat der Monarch Urfache , mißtrauifch zu ſeyn 
und er wird, ſo lange die von ihm beſtellten Mad 
1, Band; N 
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haber fein und des Volfes Zutvauen verbienen , 
fih hüthen, ihre Wirffamkeit zu ftören, und ihren 
Mafregeln ohne, wichtige Gründe entgegen zu 
wirken, 


In Me. 11. wird gejeigt, daß Die in der 
Mreußifchen Gerichtsordnung beftimmten Grade der 
Erecution (welche größten Theils mit jenen unferer 
vaterländiſchen Gerichtsordnung übereinfommen) der 
Gerechtigkeit und Billigkeit gemäß find, u 


Nr. 12. An Den Motives du projet de 
loix concernant le code Napoleon fommt 
folgendes Urtheil vor. ‚Der einzige Verſuch, 
den man in neueren Zeiten gemacht hat, um einen 
Civil- Eoder zu verfertigen, ift der von Friedrich 
König von Preußen , und obgleich diefer Verſuch 
nicht den gehörigen Erfolg gehabt hat, fo macht 
er doch feinem Andenken Ehre, Er glaubte ohne 
Zweifel, außer Stande zufeyn, einen Direeren Ans 
heil an diefem Werke zu nehmen, und befand fich 
übrigens auch wohl nicht in ſolchen Umftänden, 
Daß er ohne Nachtheil die alten Gefege und. Ger 
bräuche feines Landes hätte ändern können. Das 
Geſetzbuch, welchem er feinen Nahmen gegeben hat 
ift eine Zufanımenftoppelung von der Art, mie fie 
Juſtinian verordnet hatte, und obgleich die Ord— 
nung der Materien viel methodifcher ift, fo ift es 
doch Feineswegs ein Mufter eines einfachen ‘Plans , 
welcher in dem Verhältniffe ausgearbeitet wäre, 
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Daß er von der Maffe der Bürger begriffen werden 
Fönnte, um ſich deffen mit Nutzen zu bedienen. Er 
jest vielmehr eine tiefe Kenntniß fowohl der alten 
Landesrechte, als des Romiſchen Rechtes voraus. 
Daher kongte Die gerichtliche Laufbahn in diefem 


Lande nur den Rechtögelehrten eröffnet werden *). 


Der Herr Ober-Tribunals-Rath Klein rechts 
fertige hier Das Preußiſche Landrecht gegen Die ger 
machten Vorwürfe. Er vergleicht infonderheit das 
Familien Necht, wie es in dem Preußifchen und 
Framzößiſchen Gefegbuche abgehandelt wird, und 
Schließe mit dem Urtheile, daß, wenn die eine oder 
Die andere oder bende Öefeßgebungen fehlerhaft wäs 
ven, diefer Fehler ben der Preußifchen in einer zu 
ängftlichen und bey der Franzöſiſchen in einer zu 
geringen Sorgfalt und Venauigfeit beſtehen würde, 


Die übrigen Auffäge find theils poficifchen 
Inhalts, theils haben fie nur für den Preußiſchen 
Staat ein unmittelbares Intereſſe. 





— 


*) Dieſe Außerung ſcheint mir vielmehr auf den alten Co- 
dex Fridericianus, als auf bas allgemeine Lanbrecht 
fuͤr die Preußifchen Staaten, fih zu bezieben. Daß man 
von Der Oeſterreichiſchen Civil-Gefetzgebuug und insbes 
fonvere von dem I. Theile des allgemeinen bürgerligen 

Geſehzbuches, und von dem bürgerlichen GSejenburhe fuͤr 
Weſtgallizien, von denen der erfte doch ſchon im Jahre 
1785, das zweyte ſchon im Fahre 1787 bekannt ge nacht 

= worden iſt, Feine Kenatniß genommen habe, erhellet 
aus der obigen Aeußerung ſehr deutlich. 
N2 
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Archiv des Criminal: Rechts. Herausnegeben 
von Klein, Kleinfchrod und Konopaf. 


7. B. Il. St. Halle 1808. 

Pr. 1. über den Beweis durch Zeugen 
in peinlichen Sachen von Kleinfchrod, ift eine Forts 
feßung von Bd. 6 St. 3. Me. 2. In früheren 
Stinfen hat der Derfaffer die Theorie Der andern 
Peweisarten vorgetragen. Er ſtützet feine Theorie 
theils auf die Carolina und das Nömifche Recht, 
cheils auf Vernunftgründe. Defter beruft er ſich 
auch auf die beſſern Schriftſteller des peinlichen 
Rechtes, oder wiederlegt ihre Meinungen. 


Nr. 2. vom Regierungsrathe Weber zu Langen⸗ 
burg im Hohenlohiſchen, enthält eine nähere Entwis 
cfelung feiner (in den Jahrgängen 1804 und 1805 
der allgemeinen Juſtiz⸗ und Polizey⸗Fama niederge, 
legten) Anſichten: über die Zurech nung der 
Berbreben und den oberfien Örunds 
ſatz und Maßſtab peinlider Strafen. 
In der Anſicht des erſten Gegenſtandes kommt der 
Verfaſſer mie der bekannten Feuerbachiſchen 
Theorie überein. In der zweyten Anſicht aber be— 
kennt er ſich zu dem vorlängſt aufgeſtellten, und neus 
erdings von Kant wieder adoptirten Principe der 
imidifhen Wiedervergeltung. Der Haupt⸗ 
beweis dieſes Prineips und deſſen nähere Veſtim— 
mung laſſen ſich aus folgender Stelle abnehmen, 
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Jeder, fagt der Berfaffer, hat im Staate feine eis 
genthümliche Nechts » Sphäre, vie aber nur in ſofern 
als eine beftimmre Sphäre für ihn beiteht und gilt, 
in fofern andere freye Weſen neben ihm ihre gleich» 
falls beſtimmte Nechts- Sphäre haben, und darin uns 
geftört handeln. Der Berleger fremder Rechte, d. i. 
der Verbrecher, tritt nun, als folcher, aus der ihm 
angewiefenen Sphäre heraus; aber der wechfelfeirig 
bedingte Staat ſoll doch fortbeftehen, es follen vie 
für jeden vorgeftecften Grenzen von jedem eingehals 
ten, es fol das Öleichgewicht. der Rechte behanptet 
- werden. Sonach muß der Nechtöverleger um eben fo 
viel, als er in fremde Sphären eingreift, wieder in 
feiner eigenen, vermdge eines vechrlichen Gegenſto— 
Bes, angegriffen, oder e8 muß ihm von feinem Rechte 
eben fo viel wieder abgezogen werden, als er ſich 
von dem fremden Rechte zugeeignet hat. Der Ges 
genreis muß bier dem Anreitze, die Reaction ber He" 
tion,das Gegenübel dem Uebel genau anpaflend ſeyn⸗ 
fobald nur der Staats» Organismus in lebendiger 
Bewegung befteht.!‘ | 


„Die wechfelfeitige Garantie der Freyheit aller 
Bat im Bergehungsfalle die Strafe, und die Gleich— 
heit dieſer Freyheit Die gleiche, dem Vergehen ans 
paſſende, Strafe zur abfoluten Folge. Jeder Ders 
brecher tritt folchergeftale aus Dem Rechts zuſtande⸗ 
oder aus der ihm durch ſolchen garantirten bürgers 
lichen Eriftenz, fo lange heraus, als er verbricht, 
und fein Verbrechen durch Die Strafe noch nicht 
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abgeblßt hat; er ift fo lange nicht mehr Glied, 
fondern ein Feind des Staats, und dieſer ergreift 
‚Dann gegen ihn fen er Io ehVIO U NEE vers 
mittelft der Strafe | 


„Durch die Strafe als Wiedervergeltung wird 
fo fein Unrecht auf ihn felbft zurückgewälzt, und 
das verrückte Gleichgewicht der Nechte- wieder her» 
geftelle. Es wird ihm fo felbft mit dem nähmlichen 
Maße gemeffen , womit er andern gemeffen hat; 


ed wird ihm Vergoften nach dem abſoluten Princi⸗ 


pe der, Gleichheit. Und folchergeftalt wird denn 
‚Ducch das Princip- der Wiedervergeltung von der 
Grdhebeftimmung der Strafen die Willkühr mög— 


lichſt aus geſchloſſen, und ein, fefter Mapfiab für 


feldige gegeben. Sin norhwendiger Folge, unmittels 
ba: hervorgehend aus dem Organismus des. Staats, 
erifft denn das Verbrechen jedes Mahl feine ihm 
gleiche Strafe, und muß es fo.gewiß treffen, als 
gewiß fein Grund, der Staat ſelbſt, in wahrer 
Mealirät befteht. Auf dieſe Weiſe bezieht ſich Die 
Strafe Direct auf ein ſchon gefchehenes Verbrechen, 
es wird in der That geſtraft, weil verbrochen wors 
den, aber Feineöwegs aus und nach moralifchen Ge⸗ 
fichrepuneten, fondern vermöge des abfoluten Rechts⸗ 
geboths. Nach juridiſcher Beurrbeilusg, d. h. in zu— 
ſammengehaltener Unterſuchung der äußern rechts⸗ 
widrigen That mit. feiner inneren. ſinnlichen Trieb⸗ 
feder als erfernbaren Caufalität, und von einem 
äußern unpartenifchen Gerichtshofe nur, wird ‚Die 
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Wiedervergeltungsſtrafe erkannt und vollzogen, und 
kunn, wenn gleich zunächft Die bollbrachte That 
treffend, dennoch) zugleich auch Flnftigen Verbrechen 
enfgegen wirken Durch pſychologiſche Abſchreckung.“ 


„Die Wiedervergeltung fol nad juridi— 
fcher Beurtheilung gefchehen; es darf alfo bier‘ 
auch nicht das nudum factum allein beurcheilt 
und befiraft, es muß auch deffen Caufalitär, nähm— 
lich die zum Grunde liegende finnliche: Triebfeder , 
in Rechnung gebracht werden; bean font würde 
der Menfch allerdings nicht ald Menſch und freyes 
Weſen, fondern als Mafıhine behandelt, Dieß 
vorausgefage, wird alfo die Wiedervergeltung 
nicht nach dem rohen Buchftaben genommen , fo daß 
auf jeden Todfehlag wieder Tod, auf Diebftahl 
wieder die nähmliche Eigenchumsentziehung u. ſ. w- 
ohne Unterfchied folgen müßte; fondern da auf Die 
Illegalität der Triebfedern immer zugleich Nückfiche 
genommen wird, fo Fommen hier die Örundfäße 
von Zurehnung und derer Grade nicht weniger zur 
Anwendung. Die Gleichheit der Strafe nad) dem 
Wiedervergeltungsrechte hängt daher gleichfalls von 
den dren allgemeinen Bedingungen juridifcher Zur 
rechnung (der rechtswidrigen That, der frenen Cau⸗ 
falität und dem Bewußtſeyn des entgegenſtehenden 
Rechts oder Geſetzes) ab, und druckt ferner, rich— 
tig verſtanden, und bioß mit voller Beſtimmtheit 
nach einer abfoluten Formel nicht mehr aus, als 
der bekannte anderweire Orundfag, daß nahm: 


209 


fich die Strafe im Geiſte des wabrehen * 
ſolle.“ Be! 
* — 

— „Eben fo wirft die Wiedervergeltungsſtrafe 
zugleich abſchreckend gegen künftige Berbrechen, und 
das um ſo ſicherer, je deutlicher die einem Verbre⸗ 
chen nach dieſem Prineip beſtimmte Strafe voraus— 
geſehen werden kann. Nach dieſem untergeordneten 
Geſichtspuncte laſſen ſich daher die Feuerbachiſchen 
Grundſätze von pſychologiſcher Verhinderung der 
Verbrechen auch mit dem Wiedervergeltungs » Prinz 
eipe vereinbaren. 4 Ba 


Pr, 3. über die Diebshehleren als ein 
befonderes Berbrechen. Das gemeine Sprichmwurt x 
Der Hehler if fhlimmer als ner Steh, 
Ier „übertreibt zwar, wie der Berfaffer bemerfer, 
in gewiffen Fällen die Sache, aber nit immer, Der 
Dieb kann fhrafbarer feyn, weil er die Sache a 
raubt, oder durch einen gefeglih ausge: 
jeihneten Diebſtahl dem Eigenthümer entzö— 
gen hat. Die beſondere Strafbarkeit des Diebes 
kann bey der u des Hehlers nur Dann in Der 
trachtung fommen, wenn diefer wiffentlich an einer 
ſolchen Art dee Diebſtahls Theil genommen 
bat. Die Diebshebler find aber überhaupt -ftrafbar 
ver, als die Diebe, wenn fie das Berhehlen des 
Berbrechers und des Derbrechens zum Gewerbe 
machen, und insbefondere, wenn fie ein anderes 
Gewerbe (wie 3. B. eines Krämers oder Trödlers) 
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dazu mißbrauchen. Sie ſind erklärte Feinde der 

Sicherheit des Eigenthums, fie erzeugen und näh— 
ven ben Hang zum Diebftahl durch die Hoffnung, 
felben unentdeckt und mit Mugen zu bemerfftelligen. 
Die Diebe werden auch leichter ergriffen, als. die 
Derhehler , weil fich der Beſitz geftohlener Sarben 
euch ohne Diebshehleren denken läßt. Der Berfaffer 
Schlägt daher vor, Die Hehlerey nicht für eine bios 
Ge Theilnehmung am Diebftahfe, fondern als ein 
befonderes Verbrechen zu erklären , und dabey 
Die verſchiedenen Arten nad dem Grade der Schäd⸗ 
lichkeit: zu unterſcheiden. Die eigentlichen Diebs—⸗ 
hehler follen mit dem Verluſte ihres Cordentlichen) 
Cewerbes und mit Tebenswieriger Gefangenſchaft 
beftraft werdenz; doch könnte man dem Diebshehler, 
nachdem er einige Zeit im Zuchrhaufe zugebrache 
hätte, an pie Sicherheitsanftalt abliefern,, aus 
welcher er nur nach hinfänglicher Sicherfteilung des 
Staatd , mit! Öenehmigung der höchften Criminal⸗ 
— —— —— werden dürfte. 


(Außer der zu hoch angetragenen, aber durch 
den Beyſatz wieder ſehr gemäßigten, Strafe ſtim— 
men die Vorſchriften unſeres Geſetzbuches 0. 24, 
166, 175, 193, 194, 455, größten Theils mie 
den Wünſchen des Berfaffers überein). 


Nr. 4. wird gezeigte, daß durch die vor 
läufige Freyſprechung von einem Verbrechen nicht 
auch die anf ein’ ſolches Verbrechen erndee Ehe⸗ 
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ſcheidungsklage, ober der Antrag auf die Ehefchei, 
dungsftrafe begründet oder aufgehoben werde. 


% * 
— 


Annalen der Geſetzgebung Napoleons. Her— 
ausgegeben von F. Laſſaulx. L B. I, Heft. 
Koblenz 1808. 

De J. Artikel: Gefesgebung, ent 
halt 1.) die Eaiferlihen Statuten vom 1. März 
1808, in Derreff der Einführung eines neuen 
Erbadels in Frankreich und der Stiftung von 
Majoraten. 2) Zwey Decrere über die relie 
gidfe und bürgerliche Berfaffung der 
Huden in Frankreich. 3.) Einrichtung von Aus 
dDitoren bey den Appel» Höfen feit dem 26. März 
1808. Deren find bey jedem Appel» Hofe wenigftens 
4 oder höchftens 6. Gie müfjen von ihrem ei⸗ 
genen Vermögen oder von einer, von ihren Ael- 
teen äugeficherten, Penfion ein jährliches, Einfomr 
men von wenigfiend 3000 Franken haben. Gie 
werden zu allen , zur Anftruetion gerichtlicher Hand» 
Iungen gehörigen, Geſchäften (wie 3. B. zur Abs 
hörung der Zeugen), und wenn fie das Alter von 
30 Sahren zurücgelegt haben, aushülfsweife 
auch zu Nichrerftellen bey Eivils oder Eriminals 
Gerichtshöfen verwendet, beziehen nur ein Vier— 
theildes Gehalts der Richter des Appels Hofes, und 
haben vie Hoffnung, in wirkliche Nichterftellen ein, 
zurücken, da ein Drittheil der erledigen für Diefe 
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Auditoren beſtimmt iſt. Ueber die. Einrückung enk 
fcheidet aber nicht als Dienftalter, fondern die bes 
währte Geſchicklichkeit. 4) Gerichtliche Drs 
ganiſation im Königreiche Weſtphalen. Kommt 
größten Theils mit jener in Frankreich. überein. 
H. Einige Bemerkungen über die Franzöſiſche 
PWroceb:-Drdnung zur Berichtigung der Res 
cenfion: Code de procedure civil, in dem Des 
cembersDefte Der, allgemeinen CiteratursZeitung von 
Halte. 1, Merkwürdige Civil- und Criminal⸗ 
Procefie, 


Civil-Rechtsfall. Der franzdfifche Ges 
nzral Faultrier Faufte in Aegypten eine Sclavinn 
Marie David, die von Öriechifchen Aeltern geboren, 
auf Der Flucht mit demfelben gefangen, und an Ars 
meniſche Kaufleute verkauft worden war. Auf ſei⸗ 
ner Rückreiſe nach Mes fehrieb der General an feis 
ne Familie, daß er vor ungefähr einem Jahre eis 
ne Georgerinn geheirachet habe, welche er ihr näch— 
tens vorstellen werde. Bey feiner Ankunft in Mes 
wurbe fie als feine Öattin von der Familie aners 
Fannt , und als folche in den gewöhnlichen Öefell- 
ichaften fowohl von den General, als deffen Vater 
aufgeführt. Bey dem Ausbruche des Krieges zwis 
fchen Frankreich und Defterreih wurde Faultrier zu 
der großen Armee berufen, wo er am 9. Nowemb. 
1805 zu Nördlingen in den Armen feines Bru⸗ 
Ders und Adjutanten Benjamin Faultrier ftarb. 
Diefer packte alle Papiere und Effeeten des Ber 
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ftorbenen zufammen , und überſchickte fie ohne Ber, - 
jeichniß an Die Mutter Yauferiers. Die Familie be 
hauptete, daß fich Fein Heirarhd » Aet unter den Par 
pieren oder Effecten vorgefünden habe, und machte der 
Marie David die Nechte einer Ehegattinn frreitig : 
1.) weil fie Feine Urkunde der Berehlichurg vorlegen , 
und 2!)die Perfönen , vor welchen die Ehe gefchlof 
fen worden, nicht angeben Fünne; 3.) der Beweis 
müſſe ihr um fo Teichter fallen, da man in Aegyps 
gen die Ehen fehr feyerlich ſchließe, und die Neus 
vermählten während drey Tage unter einem Theons 
himmel durch die Straßen führe; 4.) legte die 
Familie vier Zeugniffe von Perfonen vor, welche 
in Aegypten häufigen Umgang mit General Faufs 
trier, und Doch Feine Wiffenfhaft von feiner Vers 
ehelichung hatten. Insbeſondere bezeugte der Groß» 
Marfchall des Pallaftes, Düroe er habe ven Ge 
neral Faultrier bey feiner Ruckkehr aus Aegypten 
in Lyon getroffen, und ihn gefragt, ob er fich noch 
nicht zu verheirathen gedachte, worauf diefer ihm 
erwiedert habe, er molle noch einige Zeit warten , 
er habe fich eine Selavinn aus Yegypten mitgebracht,’ 


Marie David erwiederte: 1.) fie. könne Die 
Bermählungsurfunde nicht vorlegen, weil felbe ihr 
Mann immer in der Brieftaſche mie ſich geführt. 
Hätte man, mie ed Pflicht geweſen, an dem 
Sterborte ihres Mannes ein Kobentarium Über 
feine Schriften errichtet, ſo würde man Diefe Urs 
funde angeführt finden. Der General habe felbe 





205 


ben ber Ruͤckkehr ſogleich feiner. Familie zur Eins 
ficht vorgelegt. 22) Die Ehe fen zu Gize, in Ge, 
genwart des Pag» Commandanten, eines Obriften 
und eines Artillerie» Capitäns abgefchloffen wors 
den. Die Nahmen diefer ihr unbekannten Perſonen 
habe fie in der ihe vamahls unbekannten Franzöſiſchen 
Sprache nicht in dem Gedächtniß erhalten können. 
3.) In Aegypten hielten weder die Mahomeraner 
noch die Chriften Nesifter über Die abgefchloffenen 
Ehen. Der General habe über die feinige, um der 
Familie einen Beweis vorzulegen, die Urkunde ers 
"richten Taffen. Die Ceremonie mit dem Thronhimmel 
fey nur bey reichen Mufelmännern gewöhnlich , und 
werde andern Religionsgenoſſen gar nicht geſtat⸗ 
tet, 4.) Es fen fehr unwahrſcheinlich, daß die aufs 
geführten Zeugen von der Ehe nichts wiſſen; auf 
alle Falle machten fie, weil eine Heirath Eeine 
Dienftfahe ift, Eeinen Beweis. Dem Groß⸗Marſchall 
habe der General feine Heirath vermuthlich aus ber 
fonderen Urfachen nicht entdecken wollen. 


"Das Urtheil vom 23. Junius 1807 verord⸗ 
nete: 1.) Marie David habe fpäteftens in Jahres» 
frift einen Act der Dffenkundigkeit beyzubringen , 
daß die Bekenner dev Griechiſchen oder Urmenifchen 

Religion, welche fih zu Gize bey Cahira verheirar 
then, nach ven Landesgefegen und Gebräuchen ihre 
Ehe weder durch deren Eintragung in öffentliche 
Regiſter, noch auf eine andere, für die Narionals 

Bewohner vorgefehriebene, Urt bewähren; worauf 
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ferner erkannt werben foll, was Nechtens iſt. 2) 
Die Familie Faultrier wird verurtheilet, der Dame 
Marie David jährlich bis zu dem Endurtheile und 
von dem Tage des Abiterbens des Generals an, 
unter dem Titel einer alimentarifihen Penfion Die 
Summe von 1500 Franfen zu zahlen, 


Um 23. Februar d, Jahrs hat das Apellas 
tione»&ericht von Meg das Urtheil erfter Anitanz 
beftätiger. Der Berfaffer der Annalen verfpricht 
zu feiner Zeit den Ausgang des Proceffes mitzu⸗ 
theilen. Un 


Sriminal» Fall. Johann Jakob Ponteries 
Eécot, in der Gegend von DBergerac auf feinem 
Landqute, zeichnete fich durch die Strenge feiner: 
Geundſätze und Neinheit feiner Sitten aus, wel, 
che er mie feiner Gattinn durch eine forgfältige Er⸗ 
ziehung noch auf feine fieben Kinder fortzupflanzen 
bemüht war. Eine der jüngeren Töchter, Cäcilia, 
machte mit dem jungen Hilar Dehap Bekanntfchaft, 
und unterhielt mit ihm einen geheimen Briefwechs 
fel, der aber von dem Vater entdecft, und der 
Tochter, fo wie aller fernerer Umgang mit Dehap, 
firenge unterfagt wurde. Cäcilia fegte aber mit 
Unterflügung der Berwandten des Dehap Die Bes 
kanntſchaft in geheim fort, und fchien die Einſam— 
keit zu ſuchen, da fie fid) Abend aus dem Fami— 
lienzirkel immer auf ihre Stube begab, Die an 
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die Verſammlungsſtube anftieg, und ein Fenſter in 
den Garten, das andere gegen Die Landftraße hatte, 
Als eines Abends nach dem Nachteſſen die Marter 
aus Cäciliens Stube Leinwäſche hohlen wollte , fand 
fie gegen Die Gewohnheit die Thüre verfchloffen, wels 
ce auch nur nad) langer Ögerung geöffnet wurde, 
Beym Eintritt bemerkt die Mutter an den Borhän⸗ 
gen des Bettes eine Bewegung, fie nähert ſich, 
und erblickt den Kopf eines Mannes, Auf den Aus⸗ 
ruf ihres Schreckens eilt der Vater hinzu, Dehap 
fpringt aus dem Bette und ergreift eine, aufelnem 
andern nahen Dette gelegene, Piſtole. Allein det 
Vater ſtürzt auf ihn, faße ihn bey der Gurgel, 
und Dehap finft zu feinen. Füßen. Während Die 
Familie mit der befinnungslofen Tochter befhäf> 
tiget war, und der Vater feinem Sohne den Auf⸗ 
trag gab, den Friedensrichter herbey zu hohlen, ber 
merkte er an Dehap, den er für todt gehalten hatte, 
eonvulfivifche Bewegungen, Tieß ihn auf ein Bett 
bringen, dort, vermuchlich ein größeres Webel zu 
verhüthen, mit einer Bertdecfe feft binden, und von 
einem alten Diener beobachten. Erft am Morgen 
kam der Friedensrichter,, um die Befchaffenheic der 
That zu erheben, mit dem Wuñdarzte herben. “De 
hap wurde zu feinen Berwandten gebracht, wo er, 
ohne Daß er mehr ein Wort hervorbringen Eonnte, 
ungeachtet aller verfuchten Heilmittel, am zwey⸗ 
. ten Tage nah der That verfchied. 
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Nah Eröffnung des Leichnahms erfennten vier 
Wundärzt einflimmig, daß Die Durd einen 
ftarfen und anhaltenden Drudf am 
Halfe verurfachte Unterbrechung des 
Athems die Hrfahe des Todes gewe— 
fen fen, daß Anbinden auf das Bert 
aber zu dem Tode durchaus nichts bey‘ 
gefragen habe, 


Die Verwandten des Getödteten überreichen 
eine Unflage, worin fie dem Thäter zwey Berbre- 
chen, einen Mord mie Borbedacht, und einen 
Fingeiff in die perfönlide Freyheit jur 
Laſt legten. Sie bemühten fich zu zeigen, daß De 
hap nicht auf der Stube Eäciliend , fondern im Gar» 
ten, wo ihn’ der, von einer verabredeten Zufamz 
menkunft mit der Tochter unterrichtete, Vater mit 
feinem Sohne aufgelauert habe, gemorder, un? 
dann erſt auf die Stube Cäciliens gebraht werden 
ſey. Allein viefes Dorgeben ward Durch alle Um» 
ftände und die Ausfagen der Zeugen widerlegt- 
Die Hauptfrage war, ob Dehap außer dem Falle 
einer vehtmäßigen Nochwehre und mit 
Vorbe dacht getdoret worden ſey *). | 








*) Auch das Franzöfifhe Criminal-⸗ Geſetz unterſcheidet 
drey Abſtufungen der Toͤdtung: homicide, welcher 
aus rechtmaͤßiger Nothwehr oder bloßer Unvorſichtigkeit 
begangen wird, und Feiner peinlichen Strafe unterliegt, 
homicide volontaire oder meurtre, und homicide 
avec premeditation, Der letztere wird mit dom Tode _ 

beſtraft. 
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Der Tod ded Dehap, Fagten die Vertheibiger 
bes Angeklagten, war die Folge eines Druds am 
Halſe, dieſer Druck aber die unwillführliche Hand» 
lungs eines entehrten Beters bey dem Unblicke des 
Berführers feiner Tochter, ein Act der Verzweif—⸗ 

fung, eine Bewegung, an der Vernunft und Wil 
fen Eeinen Theil hatten. Wollte man aber die Aufs 
mwallung des Zorrtes als eine freywillige Handlung 
anfehen, fo müffe man doch geftehen, daß Ponterie 
fi) in dem Falle einer rechtmäßigen: Nothwehre bes 
fand, Er traf Dehap mir einer Piſtole, es blieg 
ihm Eeine Wahl, er mußte feinen Feind niederjtürs 
den, oder mit feinem eigenen Leben die Verwe— 
genheit bezahlen, Die Schande feiner Tochter ges 
fehen zu haben. | | 


Minder wichtig war der zweyte Unklagepuner, 
weil Ponterie in dem Augendlicfe, als er fich des 
Dihap durch deffen Binden im Bette verficherte, 
dent Friedensrichter die. Anzeige machen ließ. 


Nach achttägigen Debarten ward am 31. Hug. 
1807 durch einſtingaiges Urtheil ver Geſchwornen 
der Vater und Sohn von der Anklage freygeſpro⸗ 
Shen, der Vater Ponterie jedoch ſchuldig erklärt, 
fich außer dem Falle einer rechtmäßigen Nothwehre 
Erceffe und Gewaltthätigkeiten gegen 
Dehap erlaubt zu haben, und daher zu einer eins 
jährigen Gefängnißſtrafe, einer Geldbuße von 1000 
Franken, einer Entſchädigung von 25,000 Franken, 

III. Band, 
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welche dem Hoſpital zu Bergerae überlaſſen ward, 
und in die Proceß-Koſten verurcheilt, 


r 


- 


IV, Entſcheidungen ſteeitiger Fragen über 
die Öefengebung Napoleons. 


Ueber das Urtheil eines Criminal» Gerichts, 
welches vie Entſchuldigung eines Diebes, daß er 
den Einbruch in einer Trunkenheit verübet habe, 
als unerwiefen verwarf, und ben Thäter zu einer 
jehnjährigen Kettenſtrafe verurtheifte, wurde von 
den Caffations » Hofe nebſt Berwerfing des Caſ⸗ 
fations » Geſuches des Verurtheilten zugleich Die 
Entſcheidung erlaſſen: Ungefehen, daß der peinliche 
Gerichtshof die von Franz Ehigini vorgeſchützte 
Entfehuldiaung mit der Trunkenheit nur aus Dem 
Peweggrunde verworfen hat, weil diefer Umftand 
nicht erwiefen fen; daß es aus Diefem Beweggruns 
de erhellet, daß man die wirklich erwiefene Trum 
£enheit als Entſchuldigung angenommen haben würs 
de; daß die Trunfenheit als eine freywillige und 
firaffällige Handlung doch keinem Falle eine 
Enefchulvigung abgeben kann, welde die Moral 
und das Geſetz als zuläffig erfünnen Eönnten, mißr 
billige das Eaffationd » Gericht dieſen Bew eg- 
grund. ERS 


vB 


; * 
Archio für die Geſetzgebung und Reſorm 
des juriſtiſchen —— von Nicol. 
Thad. Bonner. 1 B. 1 Heft Landshut 
1808, 


» B _. ‘ | k a % f Ren 
An- einem Zeitalter, wo der Umſturz Der 


Deutſchen Staats verfaſſung und die gänzliche Um⸗ 
ſtaltung aller politiſchen Verhältniſſe im ehemahlis 
gen Germanien für die Rechtsgelehrſamkeit eine 
neue Epoche gründet, wo zur Aufhebung des precären 
und verwirrten Rechtszuſtandes und zur glücklichen 
Bereinigung der Rechtswiſſenſchaft mit der Philos 
fophie und den Staatswiffenfchaften fo große Schrits 
te geſchehen, in einem joichen Zeitalter ſchien dem 


Berfaffer (der fich ſchon durch feine vorigen Schrif⸗ 


ten als einen helldenkenden theoretiſchen und prae⸗ 
tiſchen Rechtsgelehrten allgemein bekannt gemacht 


hat) eine Zeitſchrift, welche die Verbeſſerung 


der Geſetze, und des hiervon untrennbaren juris 
diſchen Studiums zu ihrem einzigen Ziele 
madt, weiche jwar zunächſt die Staaten ver Rhei⸗ 
nifchen Confoderation berückſichtigen, aber dennoch 
alles Gute auch vom fernen Auslande auf den va 
terländifchen Boden zu pflanzen ſtrebt, welche die 
vielen Fortjchritte, Die im Einzelnen gemacht wers 
den, in ein ganzes bereiniger, ein Dringenges Des 
dürfniß zu ſeyn. Diefe Zeitſchrift ſoll enthalten s 
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I, Abhandlungen über Gegenftände, welche in die 
Gereßgebung oder in die Neform des juriftifchen 
Studiums einfchlagen. MH. Geſetzentwürfe. I, 
Critik der Geſetze oder Gefegbücher. VI, Eritifche 
Unzeigen der wichtigeren, hier einfchlagenden, Schrifs 
‚ten. V. Anzeige von demjenigen. was in verſchie— 
denen Staaten im Fache der Gefesgebung verbef- 
fert wird. VL, Am Schluffe eines jeden Jahres 
foll, eine Ueberficht der, in Berbefferung ber Geſetze 
oder des juriftifchen Studiums gemachten, Fort 
ſchritte geliefert werden. Der nähmliche Geift von 
Freymüthigkeit, das nähmliche Streben na 
Wahrheit, die nahmlihe Defhbeidenheit im 
Tadel, und die nähmfiche Achtung fremden 
Berdienftes, wovon feine übrigen Werke bes 
lebe find, follen auch in dieſer Zeitfchrift herrſchen. | 
Vom Januar 1808 am erfiheint Diefe Zeitfchrift 
in Deften von 10 bis 12 Dogen, deren drey eis 
nen Band ausmachen. Die Hefte werden zwar 
zwanglos, Doch wenigftens alle DBierteljahre ii 
erfcheinen. 


1. Bon den Deränderungen, welde 
der Umfturz der deutſchen Gtaatöper 
faffung an den vormahligen Parricw 
Iar-Staatsrebten einzelner Reichs— 
fande im gegenwärtigen Zuftand ihe 
ver Souveränität hevorbringt. 
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Der Berfaffer behauptet den Satz, daß die 
Rheinifche Confdverations » Acte alles verfchlinge , 
was man den Particular» Staatsreshten zufchreis 
ben wollte; fie allein enchalte das Ganze öf—⸗ 
fentlihe Recht aller einzelnen im Bunde fichenden 
Staaten, und es wäre jeder Regierung fehr ges 
fährlih , wenn fie neben ihm noch ein befondeo 
res Gtaatsrecht ihres Lands anerkennen wollte, 
(Es läßt ſich vorherfehen, daß dieſe Behauptung mehe 
vere egenfihriften , und wenigftens nähere Der 
ffimmungen Des aufgeftellten Sages herbeyführen 
werde). | 


II. Rettung des Civil »Nehts ge 
gen die Borliebe für die Strafgeſetz— 
gebung. 

Der Berfaffer häft die Neform des Privat, 
Rechtes für ein weitdringenderes Bedürf— 
niß, als die Reformen des Criminal» Rechts, zu⸗ 
gleich aber auch für eine viel [hmwerere Aus 
gabe, als die Abfaffung eines Criminal > Cover. 
Er gibt. zu, daß in einem Gtaate, der aus dem 
Zuftande der roheiten Barbaren fich nicht geboben 
hat, der Straf,» Cover vorausgehen müffe, weil 
‚ohne allgemeine Sicherheit jede Beredlung unmdaz 
lich ift, und unter rohen, ungebildeten Mens 
ſchen die allgemeine Sicherheit nur in der Zucht, 
ruthe ihren Öaranten finde. Uber in dem Augen, 
blicke, wo, und in dem Grade, wie Cultur im 


214 


Staate die Oberhand gewinnt, fleige das Antereffe 
der bürgerlichen Geſetze vor den peinfichen. Ein 
Staat, ſagt der Verfaſſer, kann ſehr gut ohne 
Verbrechen beſtehen. Aber ohne Rechtsge— 
ſchäfte kann man ſich einen blühenden Staat gar 
nicht denfenf, und mit jedem Tage, wie die Cultur 
des Ackerbaues, der Gewerbe, des Handels fleigf, 
ſteigt auch Der Verkehr unter den Staatsbürgern / 
fteigt die Zahl ver Nechtögefchäfte in das Unendlis 
ebe, und mit ihm wächſt das Bedürfniß einer um» 
faffenden vollendeten bürgerlichen Geſetzgebung. — 
In die Sphäre des Privat -Nechts fielen unwill, 
kührlich und fäglih alle Staatsbürger ohne Ausr 
nohme, und jeder Sraarsbürger bedürfe einer gu⸗ 
sen Geſetzgebung für das bürgerlihe Rechtsverhält- 
niß in dem Grade m ehr, wie er mehr gebilder ift, 
wie Iebhafter der Gewerbemann, mie ausgebreiter 
ser der Kaufmann fein Geſchäft betreibt. Die Sub— 
jecte des Sriminals Rechte dagegen feyn im allge 
meinen: DBagabunden, Müfiggänger, rohe Mens 
ſchen und DBöfewichter. Und nun ſey aljo die rar 
ge, ob der Auswurf der Menfchheit oder ob der 
edfe, ruhige, gebildere, induſtriöſe Bürger den näch, 
ſten Anſpruch auf die Vorſorge des Geſetzgebers, 
habe. — Endlich ſeyn Blößen der Criminal» Ges 
ſetzgebung dem Staate unſchädlich, aber Blößen 
der Civil» Geſetzgebung dem Staate und-den Uns 
terthanen gefährlich. Denn jenen fünne von dem 
Megenten, dem gewöhnlich die Criminal, Merheile 
vorzulegen find, theils durch Begnadigung , theil® 


l 
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durch beſondere Borfihriften, ohne in die Mechte 

eines Dritten einzugreifen , nachgeholfen werden. 
Aber Machtſprüche in eigentlichen Auftiz: Sachen, 
Berfiigungen des Negenten gegen die Gefege zum 
Nachtheile eines dabey intereſſirten Unterthans feyn 
Eingriffe in wohl erworbene Rechte, und der Wil⸗ 
le des Regenten ſey den Unterthanen nur in ſo 


weit Norm für ihre Privat -Geſchäfte, als ihnen 


der Wille des — verkündet wurde. 


So rühmlich der Eifer des Verfaſſers ift, die 
Geſetzgeber, welche fich gröäten Theile nur mit 
Eriminals Oefegbüchern zu befhäftigen feheinen, 
auf das Bedürfniß eines einheimifchen , vollftändis 
gen, bürgerlichen Gefeßbuches aufmerffam zu mas 
chen , foließen fih doch die Gründe, aus denen er 
überhaupt dem Teßteren vor dem erfieren Den 
Vorrang in der Bearbeitung einräumt, mit nicht 
minder wichtigen Gegengründen bekämpfen. Ob 
aber‘ in einem gegebenen Staate mit Der 
Haupt : Neform der bürgerlichen oder der Strafge— 
feßgebung zu beginnen fey , hängt wohl hauptſäch⸗ 
lich von der: Borfrage ab, auf welcher Stufe der 
Bollfommenheit oder Unvollfommenheic Die eine 
oder Die andere fich Definde. 


Einfeuchtender find die Urfachen, welche die 
Abfaffung eines Civil» Coder mehr, als die Abfafr 


ſung eines Straf » Coder, erſchweren; nähmlich Der 
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ungleich größere Umfang *) die ungleich größere 
Mannigfaltigkeit der Gegenſtände, die Verwicklung 
und forgfältige Bergleichung der rechtlichen mit polis 
tifchen und Beonomifchen Öegenftänden, der rechtlichen 
und der politifchen Unfichten , und die feltenen Mufter 
guter vollendeter Borarbeiten. Dagegen find die Mas 
terialien zu einem Straf +, vorzüglich zu einem Erimis 
nal» Eoder bereits ſo bearbeite, daß es nur eines 
Furzen Zeitraums zur Berfaffung eines vollftändis 
gen, dem Staate angemeffenen, peinlichen Gefehr 
buches bedarf, und von diefer Seite, wie der Ders 
faffer am Ende ſelbſt gefteht , empfiehlt die Reform 
des. Sriminals Rechts fich vor jener des Civil 
Rechts. (Möchten doch Die Fürſten Deutſchlands niche 
ſange mehr mie Abfchaffung der; unfer Zeitalter 
entehrenden, Carolina zögern; möchten fie zur Gis 
cherheit aller benachbarten Staaten und zur Ausrot, 
tung oder Beſchränkung der Verbrecher in Beſtim—⸗ 
mung der Derbrechen und in der Proportion Der 
Strafen übereinfommen, fremden Verbrechern aus 
Fleinlichen Abſichten nicht einen ficheren Zufluchtss 
ort geftatten, fondern fie beftrafem, oder zur Aus⸗ 
jieferung derſelben wechfelfeitig bereit feyn, zus 





— ñ N — 


) Der Verfaſſer führt hier dag Oeſterreichiſche Strafge⸗ 
ſetz zum Beyſpiele an. Es zählt nur 21 Verbrechen auf, 
und iſt, ob es gleich die ſchweren Polizey-Uebertretun— 
gen in ſich faßt, vollſtaͤndig, in kleinem Formate mit 
ſehr großen Lettern und ſehr breiten Raͤnden auf 306 
Oetav-Seiten abgedruckt. 
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gleich aber auch dieſen Vorwand nicht dazu mißs 
brauchen , bloße Auswanderer in ihr Gebieth zuriick 
zu erhalten! Defterreich biethet ſchon ſeit längerer 
Zeit dazu die Hand. Es beftraft den Verfälicher _ 
öffentlicher Credits Papiere oder der Münze auf 
gleiche Urt, er möge ins oder ausländiſche 
verfälfhe haben 9. 92. $. 102. I. Th des 
Strafgef. Es bierher fih an, den fremden Ver⸗ 
brecher dem Staare, wo er ein Verbrechen begans 
gen hat, auszuliefern; es zieht ihn, wenn die 
Uebernehmung verweigert wird, felbft zur Strafe 
d. 33» 34., ebend., und eben jest erhalten unfere 
Gerichte dazu noch eine ern ‚ nachdrückliche 
Anweiſung). 


III. Geiſt der engen rise 
ſchen Strafgeſetzgebung. 


Dieſes Stück habe ich, um hier die Ueberſicht 
nicht lange zu unterbrechen, am Ende der Inhalts⸗ 
anzeige dieſes Heftes, ganz eingerückt, und mit 
Anmerkungen begleitet. 


IV. Defterreihifhes Gefesbud 
über Berbregen. | 


Hier rückt der Derfaffer daffelbe wörtlich ein, 
und ſchickt folgende Enrfchuldigung voraus: „So 
wenig auch dieſes Archiv dazu beftimme ift, ganze 
Gefesbücher zu liefern, fo wichtig find Doch die 
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Gründe, welche mich beftimmen, bey dem Defter, 
veiihifchifchen Straf» Coder wenigftens zum Theil 
eine Ausnahme zu machen. Eines Theils iſt ee 
als Product im Geſetzgebungsfache viel zu merk 
wirdig, ald daß er nicht eine allgemeinere Bekannt 
machung deſſelben vor einem größeren Publicum 
außer dem Defterreichifchen Staate verdiente, wel⸗ 
he niemahls im Auszuge geſchehen Fann; andern 
Theils dient er zum helleften Beweiſe desjenigen, 
was ich im ber zwenten Abhandlung fagte; denn 
wenn ich hier auf, höchftens vier Druckbogen ein - 
bollendetes Gefes über Verbrechen und Strafen, 
über die Hälfte des ganzen Straf» Cover: liefere, 
ein Geſetz, veffen Werth der Philofoph anerfen, 
nen muß, und Deffen Bollendung feine Braucbars 
keit in einer großen Monarchie fchon Durch mehrere 
Jahre gewährt; wenn ich ein Geſetzbuch für einen 
aus” verfchiedenen Völkern von der verſchiedenſten 
Euftur zuſammengeſetzten Staat darftelle: fo kann 
jeder Vernünftige leicht entſcheiden, ob ich über 
die Wichtigkeit eines Criminal-Codex richtig ges 
urtheilt habe, wenigſtens bedarf es nur eines geſun, 
den Auges, um die Wahrheit ohne Brille zu ers 
kennen.“ Der Berfaffer verfpricht, durch Anmers 
Fungen die Lefer auf jene Beflimmungen in Einzelnen 
befonders aufmerkfam zu machen, welche an dieſem 
Straf,» oder entweder durch vorzügliche Zweck⸗ 
mäßigfeit ſich auszeichnen, eder einer Verbeſſerung 
bedürfen , er trenne jedoch diefe Unmerfungen dom 


# 
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Texte, da einige * als kleine Abandlungen zu 
betrachten feyn. 


V. Frankreichs neue Gefetzgebung: 
Code Napoléon, ode de comerce, 
codede-proce durecivil, 


Fo ’ 

Dev Berfaffer befchränfe fich bier auf eine Furze 
Betrachtung über: den Code Napoleon, indem er 
(nach einer kurzen Erwähnung der Vorzüge Defs 
- felben, daß er in der Volksſprache verfaßt ift, eis 
nen mäßigen Umfang bat, und bey jenem Gegen» 
ftande die Beſtimmungen zuſammen ſtellt) vie Abs 
änderungen andeutet, wodurd ſich der Code Na- 
poleon von dem. unter der confularifcher Negies 
rung verfaßten Code civil des Francais un, 
terfcheidet. 1) ſind an die Stelle des inzwiſchen 
abgefchafften Republieanifchen Calenders die Daten 
des: Gregorianifchen eingetragen; 2.) anftatt der 
Ausdrücke: erfter Conful, Öouvernement, 
Nepublif, Nation, die Ausdrüfe: Kaifer, 
Reich, Staat u. d. g. geſetzt; 3) in dem 
Artik. 17.9. 3. iſt die Stelle, Daß man die Eis 
genfhaft eines Franzofen durch. den Eintritt in 
eine "Corporation , welche die Geburtsvorzüge ers 
fordert, : verliere , weggeſtrichen; 4.) die Errichr 
tung von Fideiesmiffen mit befonderer, Eaiferlicher 
. Bewilligung geftattet; und 5.) ift in Anfehung 
der Derfonen, welche von der Üebernahme einer 
Vormundſchaft frey find, bey dem Art, 427.9. 1. 
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anf bie Eonftitutiond, Aete von 18. May iso⸗ 
verwieſen worden. 


VI. Der Familienrath, ein Mei, 
ſterſtück im Code Napoleon, 


Er befteht aus dem SFriedensrichter ald Borfigens 
den , und ſechs nächften (jur Bormundfchaft fähigen) 
Derwandten oder Verſchwägerten; erfterer hat mur 
eine berathende, aber bey gleich getheilten Meinuns 
gen eine entfcheidende Stimme. Der Wirfungsfreis 
des Familienraths äußert fih: a) wenn ein Ber, 
wandter für blödſinnig, oder b) für einen Berfihwens 
der erklärt werden foll, c) bey Ehefcheidungen wegen 
provifgrifcher Berforgung der Kinder und vorzüglich 
J) bey DBormundfchaften, wo er die Stelle einer 
vormundfchaftlihen Behörde vertritt. Er ernennt 
den Bormund und fegt in ab, er beſtimmt den Un⸗ 
terhaftsberrag für den Minderjährigen, und ohne 
feine Einwilligung kann Fein wichtiges Gefchäft 
von dem Vormunde vorgenommen werden. — An 
Den erfieren zwey Fällen und mehreren andern, die 
ein gemeinfchaftliches Antereffe der Familie betvef, 
fen, find auch bey uns theils nach der ſchon beſte⸗ 
henden, theils in dem Entwurfe des bürgerlichen 
Geſetzbuchs enthaltenen Vorſchriften die nächſten 
Verwandten einzuvernehmen. Die Frage wäre, ob 
wohl ein ſolcher Rath in Vormundſchaftsſachen die 
‘ Stelle des Gerichts vertreten könne, befonderg 
wenn, man erwägt, daß das Intereſſe der nächſten 
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Angehörigen mit jenem des Pupillen fehr oft in 
Colliſion kommt, oder daß die erfteren fehr häufig 
für das Anterefie des Pupiflen fid) nur wenig bes 
- Fümmern. Einen fehr bedenflihen Umftand, den 
ich ſchon anderswo bemerkt habe ) hebt der Berfaffer 
insbefondere aus. Mach Franzöſiſchen Geſetzen legt 
der Bormund erft bey Endigung feiner Der 
waltung Rechnung, und den Gefahren der Zwi— 
fehenzeit ift bloß dadurch vorgebeugt, daß der Fami— 
fienrath den Bormund anhalten kann, zu gewiffen 
‚Zeiten, welche jedoch nur einmahl im Jahre feyn 
können, dem Nebenvormund den Zufland feiner Vers 
waltung vorzulegen , und felbft hiervon ift noch der 
Vater und die Mutter ausgenommen. Wen fallt 
hier nicht der bekannte Ausſpruch bey: Melius est, 
rem pupilli intactam servare, quam post 
vulneratamcausam remedium quaerere. 


VII, Ueber Erlangung der Bolljäh, 
rigfeit nah Dem gemeinen und Dem 
Sranzdfifhen Civil⸗Rechte. 


Der aus dem Römiſchen Rechte angenommene 
- Zeitraum von zurlckgelegten 25 Jahren überfteigt, 
nach) des Berfaffers Meinung, die eigentlichen Bil». 
dungsjahre zum tüchtigen Gliede einer bürgerlichen 
Geſellſchaft um viele Jahre Bey dem weiblichen 


*) I Be dieſer Zeitfhrlft, ©, 262, 


\ 
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Geſchlechte ſey es ein Widerforuch, Daß man eine 
Frau dor 13 Kahren nach dem Winke der Natur der 
Kindererziehung fammt den Hausweſen vorzuftehen 
als tüchtig erkläre, und doch erft nach biefem 
Zeitraum für fähig erkennt, ihr Bermögen zu ver, 
walren. Unbedingten Benfall verdiene demnach, Daß 
der Code Napoleon die Boiljährigfeit für bey 
de Gefchlechter auf das Alter non vollen 21 Jahren 
feſtſetzt. Andeffen bleibe noch immer die Erfahrung 
‚übrig, daß Minderjährige noch vor dem 2ı. Jahre 
ihrem Vermögen vorftehen Fünnen. Aus Beranlafr 
fung des Nömifchen Nechrshabefih dasiNeche ver 
Negenten gebildet, die Großjährigkeit ( venia 
aetatis) zu ertheilen, wodurch aber, weil diefe 
Beurtheilung fein Geſchäft für den Negenten, und 
als ein Privilegium mit großem Zeit, und Koftens 
aufwand verbunden ift, Die Lücfe nur unvollfoms 


men ausgefüllt werde. Weit richtiger habe das 


Fran zöſiſche Geſetzbuch diefen Gegenftand unter dem 
Nahmen dr Emaneipation aufgefaßt. Diefe 
tritt ein: 1) als gefegliche Folge einer Heirath, 
2) durch die Erklärung des Vaters, und in deſſen 
Ermanglung der Mutter, wenn das Kind fünfzehn 
Jahre, und 3) bey Waifen durch die Erflärung 
des Familiensraths, wenn fie das achtjehnte Jahr 
zurück gelegt haben. Doc) erhalten die Emaneipirs 


ten eigentlich nur die Bermaltung, über die 


Erhaltung des Stammdermdgens wahr 
ein von dem Jamilienrathe beftellter Curator. Es 
it, wie der Verfaſſer richtig bemerkt, ſehr vortheil 


14 
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haft, daß ein junger Menſch eher in der Verwal—⸗ 
tung des Vermögens geübt werde, als man ihm 
dieſe unbeſchränkt überläßt. (An Oeſterreich erlaugt 
man die Volljährigkeit mit znurückgelegten 24 Jahr 
ven. Die Nachficht des Alters wird von den Ge— 
vihtsbehdrden nah Einvernehmen des Cu— 
rators und Der Berwandten verlichen. Nach Dem 
Weſtgaliziſchen Öefegbuche und dem Entwurfe des 
bürgerlichen Geſetzbuches Fann einem Pflegbefohle” 
nen „ der das zwanjigfte, Jahr vollender bat, die 
Dbervormundfchaft den reinen Ueberfluß feiner Eins _ 
fünfte zur eigenen freyen Verwaltung überlaffen).- 


VIII Ueber die Mittel, Proceffen 
vorzubeugen, in DBergleihung des 
Code Napoleon mit dem Prevßis 
ſchen Laudrechte. 


Die hier angegebenen Mittel find: 1) voll— 
ftändige , deutliche und für die Bürger faßliche Ges 
feße; 2) eine Fürzere Berjährungszeit; 3) fehrifte 
liche Auffäge über Verträge. In Rückſicht der letz⸗ 
teren zwey Mittel wird das Franzdfifche und Dreus 
ßiſche PrivanNecht mit einander verglichen. (Auch 
in dem Weftgalizifchen und für alle Defterreichifche 
deutſche Erbländer entworfenen bürgerlichen Geſetze 
wird theils im allgemeinen, theils für beſondere 
Rechtsgegenſtände eine kürzere, als die bisher üb— 
liche Verjährungszeit beſtimmt. In Anſehung des 
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dritten Punctes habe ich meine Meinung an einem 
andern Orte geäußert. *) 


Unpartegifche Beantwortung der 
Frage: Hart das Römiſch-Juſtiniani— 
ſche Rebtim Code Napeleon fubfi- 
dDiäre Kraft? Principiis obsta, sero me- 
dicina paratur, 


Herr Schönau **) behauptet, der Code ei- 
vil laffe in Fällen, über vie er nicht entfchieden 
fat, dem Nömifchen Nechte die Kraft einer fu bs 
fidiartfchen, jedoch nicht ‚unbedingt verbinden, 
den, gefchriebenen Bernunft, und beruft fich auf eine 
Grelle in den Discuffionen und Reden über das 
Sranzöfifhe Geſetzbuch, welche in ver Ueberfegung 
fo lauter: das Römiſche Recht wird nicht 
das Anfehen eines Franzöſiſchen Gr 
feßes, ed wird das Anſehen haben, 
welhes vie Bernunft über alle Völ— 
£er behauptee.”*), 





*) 128. Siefer Zeit ſchrift. S. 208. * 


*) Erläuterung der Civil-Geſetzgebungen Napoleons 
und Juſtinians aus fämmtlichen‘ Quellen und nad 
ihrem Subfidiaritäts « Vernältniffe in Vergleichung 
mit dem Preufifhen Landrecht. 1. Heft. Gießen und 
MWeklar 1808. 8. 


) Code civil, contenant la serie des Lois, 
qui le composent , aveo leurs motifs., III, 39. 


— 
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Here Gönner bemerkt zuerfi den von Deren 
Schomann und feinen Anhängern benusten Dops 
pelfinn Des Wortes: Gubfidiars Berhälts 
niß. Hülfskenntniſſe Csubsidia), welche 
das Studium, Die Kenntniſſe Der Quellen und 
ihren Gebrauch erleichtern , werden gar oft mit 
Hülfsauellen (jura in subsidium re- 
cepta) verwechfelt. Die Keuntniß der Livil⸗ 
Geſetze anderer Nationen, ſagt er, nimmt allemahl 
unter den Hülfswiſſenſchaften eines Ned;tsgelehrs 
ten vom höheren Range einen bedeutenden Platz 
ein. Uber in dieſem Ginne hat fein Geſetzbuch eis 
ner Marion oder eines Alters irgend einen Borzug: 
die Arbeiten der Geſetz⸗Commiſſion in Petersburg 
und Berlin, die mofaifchen Gefese, Die Geſetze der 
Griechen und Nömer, die gloſſirten oder ungloffirs 
ten juftintanifchen Novellen, die Zwälftafelgefege, 
wie Auftinians Dandecten, die Werke der Nechts- 
gelehrten jedes Zeitalters, Eagers Privat s Ent: 
wurf einer Procegordnung oder Quiſtorps Entwurf 
eines Criminal» Coder, wie die Preußifche Gerichts» 
ordnung oder das Defterreichifche Strafgefesbud, 
alle find als Subfidien für den denfenden Rechts» 
gelehrten gleich wichtig. Er bediene fih ihrer nicht 
als verbindender Geſetze, fondern um bald das 
Vernunftgemäße daran zu erkennen, bald die Ex⸗ 
pofition eines Principes und fein confequentes Durch⸗ 
führen Durch einzelne Säge oder Nechtsmaterien 
genauer einzufehen, bald um neue Uufichten über 
befondere Rechtsinftiture zu gewinnen, bald durch 

IL, Band, | P 
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Bergleichung die Mängel oder Vorzüuge der baters 
ländiſchen Geſetze zu endecken. Aber unter diefen 
Subſidien hat Feines Anſpruch auf einen äußeren 
Vorzug, fie erfcheinen alle nur als Meinungen, 


deren Werth von den Gründen abhängt, worauf 


fie ruhen, und nur die innere Güte entfcheider über 
ihr Anſehen. Was man in diefem Sinne der Sub⸗ 
fidiarität bey den Römern antrifft, wird als Hülfs— 


mittel benügt, nicht, weil es Römiſch, fondern, weil 


«6 gut, weil es vernünftig iſt.“ 


Zur Widerlegung vr Schömanniſchen dar 


hauptung genüget wohl fihon die deutliche Ver⸗ 


ordnung dom 30. Ventos 12. &. (17. März 
1804 *). „Von dem Tage an zu vechnen, da 
Die Gefege verbinden, haben vie römifchen Ges 
fege die Drdonanzen, die allgemeinen und befons 
deren) Landesgewohnheiten, die Statuten und Bers 
prönungen in den Materien, welche den Gegenfland 
Diejer Gefege ausmachen, Eeine verbindliche Kraft.“ 


Sch hebe nur noch zwey Stellen aus, worin der- 
Berfaffer lebhaft den Nachtheil fchildere‘, welcher 


aus der Beybehaltung des Römiſchen Rechts, als 
einer ſubſidiariſchen Quelle für die einheimiſche 


Geſetzgebung und Juſtiz ⸗Verwaltung entſtehen 


*) Acompter du jour, ou ceslois sont executoires, 


les lois romaines, les ordonnonances ete.cessent 


d’avoir force de loi dans les matieres, qui sont 
lPobjet de diste lois, composant le present Code: 
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müffe. Sie ſtimmen ganz mit der Meinung übers 
ein, die ich anderswo *) geäußert habe, „Bey eis 
ner Grundreform der Civil» Öefekgebung , faat der 
Berfaffer , iff die ſchwierigſte Aufgabe für den Ge— 
feßgeber, was er vom Alten beybehalten fo. Ich 
behaupte, daß ein Geſetzbuch in dem Grade ſchlech⸗ 
ter iſt, wie es mehr auf andere oder ältere Geſetz⸗ 
bücher zurückweiſet, und wie feine innere Nechtss 
gefhichte dadurch) weitläufiger und nothwendiger 
wird. An und fire fich ift diefes Hinweifen auf ans 
dere Duellen allemahl eine Unvollfommenheit , das 
Geſetzbuch verzichtet hiermit felbft auf feine Eins 
fachheit, und die Nation wird mit Geſetzbüchern 
üderladen; aber fein Nachtheil ift deſto größer, 
weil der Geſetzgeber feine Gewalt in die Hände der 
Nechtsgelehrten lege, von welchen die Nation erſt 
das große Werk erwarten muß, Daß Die verſchie— 
denen Geſetzbücher und Quellen des Civil-Rechts 
zu einem Ganzen verarbeitet werben. Das Studium 
der Üefege artet dann in fade Schulgelehrtheit aus, 
welche die Nechtsfenntniß zum Monopol einer ges 
lehrten Zunft erhebt , Die Gejege aus der Reihe 
der Öemeingliter reißt, und den wohlchätigen Geiſt 
‚der Geſetze erſtickt.“ | 
„Bill aber der Gefengeber die Duelle, wel 

che er jeinem Volke in einem neuen Geſetzbuche er⸗ 
öffnete, in ihr urfprünglichen Reinheit erhafren, 
fo muß er vorzüglich die Rechtsgelehrten in firengs 





*) 1. B. diefer Zeitſchtift. S. 35 ff 
ip 
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Zucht nehmen, und ihnen alle elegenkeit, 
die Quelle zu trüben, forgfältig abfchneiden. Läßt 
ihnen die Regierung den Zügel, fo. verderben fie 
über kurz oder fang die beiten Geſetze; oder fie 
Bringen es durch Künftelenen dahin, daß an Die 
Stelle des Geſetzes Willkühr tritt, und der Mans 
gel zweckmäßiger Gefege durch ein ſolches Flick 
werk auf eine ſchädliche Weife eine geraume Zeit 
hindurch verborgen wird, wie wir an Carl V. 
peinlichem Geſetzbuche erfahren haben. Sie find es, 
weiche mit ihrer Öelchrfamfeit über das Geſetz 
herrichen wollen , und deren Herrſchaft der Geſetz— 
geber nur durch nachdrückliche Berordnungen flürs 
zen kann.“ 


„Ich erkenne, fahrt der Verfaſſer fort, den 
Werth des Röomiſch-Juſtinianiſchen Geſetzbuches 
ala claffifhe Sammlung von Materialien zur Ges 
feßgebung ; ich bin. überzeugt, daß es neben ans 
dern Claſſikern dieſen Werth, wie ein Cicero, Lis 
vius, Horatius u. a. m. noch nach Zahrtaufenden 
behaupten werde, aber ich bin eben fo fehr überz 
zeugt, daß es als Geſetzbuch überhaupt, und ins⸗ 
befondere für Deutfihland, tief unter aller Critik 
ſteht, eine Behauptung, welche die Beyſtimmung 
vieler großer Männer für ih hat, und welche in 
jedem Unparteyifchen einen DBertheidiger findet, Der 
feine unverhältnigmäßige Corpulenz, feinen Man- 
gel an allem Syſteme, an Flar vorgefragenen, und 
auf die untergeordneten Säße durchgeführten Prin, 
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eipien, bie bey jeder Lehre im ganjen Corpus 
juris zerſtreut find, und die man erſt, wie Jaſon 
feine Kinder zufammen fuchen muß, und vie Bers 
fhiedenheit der Sprache, ver Gtaarsverfaffung, 
der Religion, der Sitten, u. dgl. erwägt. Wäre 
es da nicht ein großes Unglück für eine Nation, 
wenn fie ben einem neuen Gefegbuche noch die ganze 
Laft des Nömifch- Auftinianifchen Rechtes, und 
mit demfelben die große Beſchwerde fernerhin tras 
gen follte, welche von jeder Bereinigung verſchie— 
dener Gefesbücher untrennbar iſt, und die Privars 
Rechtswiffenfhaft in Deurfchland zu einem fehe 
gelehrt verworrenen Gute der Nechrsgelehrren auf 
Koften der Nation verbilder har.’ 


X, Bon der rückwirkenden Krafr 
eines neuen Geſetzes auf vorherge— 
gangene Handlungen. 


Der Berfaffer erklärt und prüft zuerft die ges 
wöhnlichen Meinungen der Nechtsgelehrren über 
diefen Gegenſtand, und gibt dann in legislativer Hinz 
fiht denjenigen Borfchriften feinen Beyfall, welche 
hierüber theils in dem Publications » Patente , theils 
in der Einleitung des Be Landrechts aufges 

ſtellt werden. 


Al, Unter welden Bedingungen 
fönnten alle befiebenden Familien— 
Fideicommiſſe aufgehoben werden? 
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Das Nefultat der Meinung des Berfaffers be, 
fteht in Folgendem: „Das ſtrenge Recht fcheine 
mie zu fordern, Daß das Geſammteigenthum der 
Familie unter die vorhandenen Stämme bertheile, 
jedoch dem gegenwärtigen Befiger nebft dem febend, 
längigen ausſchließenden Fortgenuffe, für feine 
Nachkommenſchaft ein beſonderer Antheil als Prä- 
cipuum überlaſſen werde. Ein Beyſpiel ſoll es auf, 
klären. Eine Fideicommiß-Maſſe beſteht im Werthe 
von 80000 fl,, die jetzt lebende Familie bildet 
drey Hauptflämme, und in. einem verfelben find 
zwey unfergeorbnete Linien. Hat der Beſitzer eine 
rechtmäßige Deöcendenz, fo werden vier Theile 
gemacht, wovon zwey Theile mit 40000 fl. dem 
jegigen Beſitzer für ſich und feine legitimen Mach’ 
Fommen, und jedem der beyden Hauptſtämme 
20000 fl. zufallen, welche in einem Stamme un, 
ter die benden Linien für jede mit 10000 fl, ver, 
theilet werden,’ | 


„Auch der Fall, welcher bey folchen Fidei⸗ 
commiffen häufig vorfommt, muß berührt werden, 
der Fall nähmlich, daß einem Yamilienglieve ohne 
Succeffions » Necht eine febenslängige Rente (Rente 
viagere) aus den Frlichten des Fideicommiſſes zus 
kommt. Hier müßte entweder ein Capital, das fo 
viele Zinfen abwirft, zur Sicherheit ausgeſetzt, 
oder nach Den über Leibrenten angenommenen Der 
rechnungen Die Abfindung eines folhen Nentier mit 
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einem verhältnißmä ‚Gigen Spital nach “feinen, Le⸗ 
bensjahren beſtimmt werden, a) 4. | 


„Endlich für die bloß ſubſtituirten Fideicom⸗ 
miß⸗Nachfolger Fünnte man, wie fie näher oder 
ferner an der Hoffnung zum Anfalle fteben, ven 
jehnten, zwanzigften oder Drenfigften Theil ver 
Subſtanz beftimmen. 


XH. Miscellen. 


Der Code de procedure civil, welcher 
nah Herrn Gönners Meinung offenbar mißlungen 
hat, ift im Königreiche Stalien nicht eingeführe, 
vielmehr dort feit 1805 eine eigene Commiffion 
niedergefeßt, um für Atalien einen eigenen Pros. 
ceß-Coder zu entwerfen. Auch in Holland wird an 
einem neuen Proceß,Coder und peinfichen Gefes- 
buche gearbeitet. 


% 
%* *. 


Geiſt der neueſten Oeſterreichiſchen Strafge⸗ 
ſetzgebung; aus dem Archive für die Ge— 
ſetzgebung und Reform des juriſtiſchen Stu— 
diums don Nie. Thad. Gönner, 1,8. 1, Heft 
Landshut 1308, 


Nr 


Here Hofrath Gönner hat in Diefem Stücke 


a) Der 8, 68. D. ad legem falcibiam dürfte aber | 
wohl nicht zum Mufter angenommen werden. 
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feines Archivs iiber das Defterreichifhe Strafgefes, 
bis auf einige werige Stellen, worin feine Meis 
nung abweichet, ſehr rühmlich geurtheilt; noch 
mehr, er hat daffelbe, als ein merkwürdiges Pros 
Duck der Öefeßgebung, wie er fagt, feinem Archib 
vollſtändig einverleibt, und zugleich verfprochen, 
daß er durch nachträgliche Anmerkungen die Lefer 
auf iene Beftimmungen aufmerffam machen werde, 
welche in diefem Straf,Coder entweder dureh bors 
züglihe Zweckmäßigkeit ſich auszeichnen, oder eis 
ner Derbefferung bedürfen, Der Herausgeber uns 
ferer, mic Recht ſehr gefhästen vaterländifchen 
Plätter rückte denfelben in dem Ne. 45 u. 46 das Ur— 
sheil des Herrn Hofrarhs Gönner ein, und fordertezus 
gleich den Herrn Vize-Präſidenten von Sonnenfels, 
(als DBerfaffer von dem Entwurfe des Strafges 
fees über ſchwere Polizey » Hebertretungen) und. 
mich (als Referenten des Entwurfs von dem Strafs 
gefege über DBerbrechen) auf, nähere Auffchlüffe 
über jene Stellen zu geben, welche Herr Gönner 
einer Criti unterzogen hat. Mit DBergnügen theilte 
ih dem Herausgeber der vaterländifchen Blätter 
meine Bemerkungen mit, Nachdem ich aber bereits 
dem I. Band meiner Zeitfchrift die bis dorthin bes 
kannt gewordenen Necenfionen unfers Gefegbuches 
eingefibalter habe, fo erachte ich, auch Die gegens 
wärtige Necenfion fammt meinen nachfolgenden 
Anmerkungen bier nachfragen zu müffen. 


Bis zum Jahre 1804 hatte die Defterreichis 
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fhe Monarchie über Verbrechen nur das Zofephis 
nifche Geſetzbuch zur Norm. Ungeachtet mancher 
Vorzüge dieſes Geſetzbuches, melches ſich durch 
gunzliche Abſchaffung der Todesftrafe und durch 
Aufhebung der Tortur auszeichnete, hafte es den⸗ 
noch weſentliche Fehler, welche cheils indem Cha⸗ 
rakter dieſes raſchen Monarchen, theils in feiner 
Zeit ihren Grund fanden, und ſchon viele Erläu⸗ 
ferungen, Zufäße und Abänderungen in einzelnen 
Berordnungen veranlaßt hatten, welde eine 
Sammlung nothwendig zu machen ſchienen.“ 


„Dieſes bewog die jegige Negierung, zur Ab⸗ 
faffung eines neuen Straf Coder zu fehreiten, und 
Franz I. verkündete durch ein Patent vom 3. Sep» 
tember 1803 fein „Geſetzbuch über DBerbrechen 
und fchwere Volizen » Hebertretungen‘’ defjen vers 
bindlihe Kraft in allen veutfchen Erbländern mit 
dem 1. Januar 1804 eintrat.“ 


Schon bey feiner Entſtehung herrſchte jene 
Bedvachrlichfeie und jenes edle Streben, das Urs 
theil unparteyifcher Stimmen über den Entwurf zu 
vernehmen, welche zwar in der Mebertreibung zur 
Aengſtlichkeit und Erfchlaffung führen, welche aber 
innerhalb der gebührenden Schranken die erfte Bes 
Dingung eines bollfommenen Öefegbuches ausmachen. 


Zuerft wurde ein Entwurf verfaßt, und ben, 
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in den verſchiedenen Provinzen eigens aufgeftellten, 
Commiffionen zur Prüfung mirgecheile: in Weftgals 
lizien, wo ein Straf⸗Codex augenblickliches Bedürf— 
niß war, erhielt der Entwurf fogleich eine proviforifch 
verbindliche Kraft. Auf Diefem zwenfachen Wege zog 
man Theorie und Erfahrung zu Math, und nach—⸗ 
dem man die Erinnerung der Sachverſtändigen 
benugt hatte, erhielt der verbefferte Sonn die 
Sanction als Beſesbuch ⸗ 


= 
„Daß es den ganzen Umfang der Verbre— 
chen und fchweren Polizey-Vergehen mit Einfchluß 
des Derfahrens in einem Werke erfchöpft; daß 
es gleich auf einmahl ein vollendetes Ganzes 


Darftellt, ift ein großer Vorzug, worin die jeßige 


Defterreichifche Negierung nicht nur auch einen var 
fhen Joſeph II., fondern fogar die neuefte Preus 
ßiſche Geſetzgebung übertrift, indem fih Die Preur 
ßiſche Negierung 1805 entfchloß, einftweilen den 


eriten Theil des allgemeinen Criminal⸗Rechts, und 


Darin — ganz abweichend von allen übrigen, welche 
gewöhnlich mit den Beſtimmungen über Berbrechen 
und Strafen anfangen — die Criminal» Gerichts 
ordnung heraus zu geben,’ 


„Womit will man auch das Fragmentiven ober 
Sticken im Sache der Legisfation rechtfertigen ? 
Wer bürgt für die Harmonie des Ganzen, wenn 
ftücfweife gearbeitet, wenn heute über Strafe der 
Verbrechen und etwa nach einem Jahre über Das 
Berfahren in Straffachen das Geſetz erfcheint ? 
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Was wlrde"man zu einem Geſetz⸗Reformator ſa⸗ 
gen, der einen Proceß⸗-Coder zu entwerfen hätte, 
und im erften Jahre den ordentlichen Proceß, for 
dann in den folgenden Jahren die fummarifchen 
Proceſſe bejtimmen wollte; und gilt denn etwa 
nur dem Griminaliften, mas man feinem andern 
Geſetzgeber erlaubt, und was die Vernunft laut 
verwirft? Die Stückarbeit im Geſetzgebungsfache 
beurkundet allemahl eine Schwäche, welche tief 
unter der Würde einer kraftvollen Regierung ſteht. 
Hat die Regierung Energie, miſcht ſich in die große 
National-Sache, in die Geſetzgebung, Fein wi⸗ 
driger respectus humanus, vertraut ſie die 
Geſetzgebung einer gut organiſirten Comiſſion, 
verſteht ſie die ſchwere Kunſt, auch die Geſetz—⸗ 
Commiſſton unter eine Controle und fo entferne 
vom Throne zu ſtellen, daß es der Wahrheit ges 
lingen Eann , zum Throne den Weg zu finden, 
Dann ift es der Negierung fehr leichte, in jedem 
Zweige der Geſetzgebung allemahl mit einem vols 
tendeten Ganzen hervor zu treten (/7 


„Kürze und Deutlichkeit, Beftimmts 
freit ohne Schulform find große Äußere Vorzüge 
Diefes Gefegbuchs. Die ganze Lehre von Criminal» 
Berbrechen und deren Beftrafung, welhe im all 
gemeinen Preußiſchen Landrechte 1577 Paragras 
phe ausfüller, ift hier meifterhaft in 210 Paragras 
phen abgehandelt, und in Hinficht der Sprache und 
Präcifion darf man den Defterreichifchen Straf; Coder ' 
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neben bem allgemeinen Preußifchen Landrecht als 
Mufter aufftellen. Noch größer find aber * in⸗ 
neren Vorzüge. * | 


„Ganz originel iſt die Trennung eigentlicher Eris 
minal» Berbrechen von ſchweren Polizey » Webertre 
{ungen, welche mit einer feltenen Confequenz for 
wohl in Unfehung der Strafen als der Berfahrungss 
art in diefem Gefegbuch durchgeführt ift. Nur ders 
jenige Oefeggeber, welcher Diefe Örenzlinie ber 
obachter, Eann vie Klippen vermeiden, an welchen 
Bisher alle Entwürfe eines Strafs Eoder ſcheiter⸗ 
ten oder ſich die widerrechtlichften Eingriffe in die 
heiligften Menfchenrechte erlaubten,’ 


„Auf der einen Seite ift es die er ſt Forderung 
aneinen vollEommenen Criminal s Coder (wenn 
ec mehr leiften foll, als eine beffere Drdnung , eine 
deurlichere Bezeichnung und zweckmäßigere Gtras 
fen, als die Carolina mit den nach ihrem Vorbilde ges 
fchriebenen Lehr, oder Handbüchern des peinlichen 
Rechtes enthielt,) daß er die Örenzendes Cri, 
minellen richtig abftecfe , welche biöher von Als 
fen ohne Ausnahme auf eine eben fo unbegreiflicye 
als gemeinſchädliche Art überfchritten wurden. In 
wen ſträubt fich niche Natur und Bernunft, wenn 
er Anjurien, fleifchliche Vergehen, Gottesläſte⸗ 
rung, Zauberey, u, dgl. mit dem Hochverrarhe 
und Mord in eine Claſſe von Vergehen geftellt, in 
einem Straf-Codex verpönt, an ein Verfahren 
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gebunden ſieht? Wie-foll Die Proportion zwis 
fhen Bergehen und Strafen hergefiellt werden, 
wenn der Wildfhüge, der mit einem Jagogewehre 
ein Wild angeichoffen oder erlegt hat, ſchon bey 
dem erften Falle mit ein» bis zwenjähriger Zucht» 
hausftrafe belegt wird ; mie foll der Dieb, ver Räu— 
ber beitraft werden, Der nicht bloß der Luft oder 
Unterhaltung eines Nimrods Eintrag thut, fondern 
Das Bermdgen der Bürger gefährder? Wer vermag 
vor dem Tribunale der Vernunft es zu retten, daß 
eine angeſeſſene oder im Staactsdienſte angeſtellte 
Perſon in dem nähmlichen Falle mit einer Geloſtrafe 
von 50 bis 100 fl, ih gleihfam loskaufen darf, 
während eine nicht angejeffene Perfon dafür ein bis 
zwey Fahre im Zuchthaufe büßen foll + begehen nicht 
beyde ein gleiches Vergehen? Und gewiß ift es 
nicht gleichgültig , zu welcher Sphäre ein Bergehen 
gezogen wird, befonders bey jenen, Die nur zu eis 
nem temporären Öefängniffe oder zu einer Züchtis 
gung ſich qualificiren, bey denen folglich der Bür— 


ger nach) eritandener Gtrafzeit dev bürgerlichen Ges 


fellfjchaft wieder zurück gegeben wird, und derfels 


ben doch wohl nur als ein rechrliches und nügliches 


Glied zurückgegeben werden kann. Der gemeine 
Menfchenfinn fpricht bier eine große, aber von dies 
fen verkannte Wahrheit aus , und der Geſetzgeber 
muß Diefem großen Winfe folgen, denn fonft feße 
er fih mit der Dffentlihen Meinung und den in 
Ihe verborgenen Wahrheiten in einen IRiderfpruch, 
den Fein Geſetz befiegen Eann. Ein Püraer wird 


— 
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nach geendigtem Polizey » Arrefte von feinen Mits 
bürgern ihn ihre Mitte an feinem alten Plage uns 
bevenflich aufgenommen , aber gegen den Criminals 
Verbrecher ſträubt fich das Gefühl dee Bürgekehre, 
der Menſch duldet ihn, fo gewiß ihn der Bürger flieht.’ 


„Nur die ſcharfe Trennung der Criminal» Bers 
brechen von den Polizey » Bergehen kann die Menſch— 
heit in ihre untergrabewe Würde wieder einfegen: 
nur Diefe Trennung hebt das Criminelle auf die ihm 
eigene fürchterlihe Höhe, und üffner der Geſetzge— 
bung den Weg, ‚worauf fie mit ihrer Strafgemwalt 
jene unerlaubten Handlungen erreichen Eann, welche - 
ihrer Natur nah , zwar nicht criminell, dennoch 
aber ſtrafwürdig find: Nur dieſe Trennung reißt 
den Gefesgeber aus der bisherigen fatalen Alter 
native, entweder manche unerlaubte Handlungen 
ſtraflos zu laffen, weil er erfennt, daß fie nichts 
Eriminelles an fich tragen, oder fich an det Menjch- 
heit zu vergreifen, weil er einfiehet, Daß fie nicht 
ftraffos bleiben Eönnen, er alfo — im Mangel 
eines andern Straf,» Cover — für fie nur in dem 
Criminal» Öefes einen Plag zu finden glaubt.“ 


„Doch iftdiefe Ausfcheidung nicht bloß dem Cri⸗ 
minal» Rechte nothwendig, fondern auch) dem Staate 
für Handhabung der dffentlihen Drds 
nung im großen Felde der Polizey» Gewalt 
wichtig. Man denkt fih, ohne einen polizenliz 
chen Strafs Eoder, unter ber Polizey Immer etwas 
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Locales, etwas Vorübergehendes , und bon Zeiten, 
Orten oder Umftänden Abhängiges; es Eommt fat 
auf die Thätigkeit eines Polizey-Commiſſärs al⸗ 
lein an, ob er von einen leicht vermeidlihen Uns 
glückfalle Notiz nehmen , ob und wie er den Nachs 
läßigen flrafen, und andere gegen ähnliche Nach⸗ 
läffigEeiten aufmerffam machen will. Darum nimmt 
auch die Nation an fehweren Polizey» Bergehen fo 
wenig Uncheil, und es ift cin atltäaliches Phäno⸗ 
men , daß man über einen Diebftahl von 50 fl, 
eine weitläufige Unterfahung mit einem dreyfach 
größeren Koftenaufiwande beginnt, oder über einen 
gechoffenen Hafen nach allen Formen der Generals 
und Special » Unterfuhung zu Werke gehet, währ 
rend man bey einem Baumeiſter, deſſen fchlecht er⸗ 
baufes Gerüfte bey dem Kinfturze einige Menfchen 
tödtet, oder bey einem Nauchfangkehrer , deffen - 
Nachläffigkeit eine ganze Stadt der Feuersgefahr 
ausſetzt, entweder gar nicht unterſucht, oder jede 
-Fahle Ausrede annimmt, allemahl aber der Polizeys 
Gewalt durch den Mangel beftimmter Strafgeiee 
und eines beftimmten DBerfahrens in der Unterfus 
bung die hohe Achtung entzieher, welche allein die 
öffentliche Drdnung aufrecht hält.“ 


„Setze man noch Die wefentliche Verſchiedenheit 

in der Unterfuchungsform und inden Strafen bins 
zu, welche Criminal-Verbrecher von den Polizeys 
Vergehen auszeichnen muß, um den Werth ganz 
au Eennen, welchen dieſe Trennung dem Defterreichis 
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fhen Straf » Eoder verfchafft. Alle Polizey— 
Strafen müllen auf Schonung der bürgerlichen 
Ehre berechnet feyn, ben vielen Subjecten können 
fie in einer wahren Züchtigung beftehen ‚ und auf 
eine Beſſerung abzielen: Atteſte müffen kurz ſeyn, 
und eher durch andere Mittel, als durch die Dauer 
geſchärfet werden, auch Geloſtrafen können in Pos 
fijen » Bergeben Statt finden. — Bey Erimis 
nals Strafen ift diefes ganz anders. Eben fo 
verhält es fih mit dem Verfahren; denn bey Cri— 
minal » Fällen muß wegen ihrem großen Einfluß 
auf das Ganze und wegen ihren wichtigen Folgen 
für ein compromittirtes Individium der ‚höchfte 
Grad von BedächtlichFeit und Genauigkeit herrſchen, 
fogar das bloße Geſtändniß eines begangenen Bers 
brechens reicht zur Verurtheilung in einem Crimis 
nal» Falle nicht hin, aber-in Polizeys Bergehen 
liefert es eine hinreichende Probe.’ 


„Indeſſen ift neben eine Trennung der 
Sriminals Berbrechen von Polizey⸗Vergehen doch 
"zugleich ihre Bereinigung in Ubfaffung- 
eines Strafr Coder ſchon deßhalb nothwen⸗ 
Dig, weil fonft in Polizeyr Bergehen entweder eis 
ne ſchreckliche Willkühr bey der Beſtrafung Statt 
finden , oder der Mangel einer Strafbeſtimmung 
mit einer Straflofiafeit verwechſelt, und hierdurch 
die Zügellofigkeie ſchrecklich begünſtiget würde.“ 
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„Es verflindet einen eben fo hohen als wohl 


thätigen Geift, daß die Deiterreichifehe Strafges 


feßgebung beyde Arten unerlaubter Handlungen in 


einem umfaffenden Straf» Coder behandelt, dabey 


aber fie nach ihrem wefentlichen Unterfchiede trennt, 
und fowohl in Beſtimmung der Strafen, als in 
Zeichnung des Verfahrens mit einer feltenen Eon 
fequenz dieſem Unterſchiede bey der ganzen Aus füh—⸗ 
rung treu bleibt.“ 


„Sr befiehet denn der Oeſterreichiſche Straf⸗ 


Coder aus zwey Theilen: der erſte handelt von". 


Berbrechen, der zweyte von ſchweren Pos 
lizey Uebertretungen, jeder Theil hat 
zwey Abſchnitte; der erſte beſtimmt die Merkmahle 
jeder ſtrafbaren Handlung und ihre Beſtrafung, der 
zweyte zeichnet das Verfahren ab.“ 


„ur Criminah-Verbrechen nimmt man das 


euhmvolle Streben, die Sphäre des Criminellen 


richtiger abzuſtecken, mit Vergnügen wahr; die 
Magie kennt er nicht, er überläßt Die gemeinen 
fleiſchlichen Vergehen, fetoft den Ehebruch , ohne 
Digamie, den größten Theil der Injurien, ſogar 
Diebftähle unter 25 fl. der Polizey » Behörde, 
Das frenlich noch Manches zu wünfchen übrig blieb, 
kann nicht gelaugnet werden; Bottesläſterer, 
wenn es nicht fanatiſche Aufruhrprebiger ſind, * 
denen der Anlaß ihres Aufruhrs, er fen politiſch 
oder religiös, allemahl gleichgültig iſt, gehöre nches 
IIL. Zann , D 
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in ein Narrenhaus, als in das Zuchthaus, — 
a) Berführung zum Abfall von der 
hrifflihen Neligion, Sodomie u. del. 
qualificiren-fih gewiß mehr zur Polizey. b) ns 
zwifchen müffen wir mit Dank jeden Schritt aufs 
nehmen, welcher zur Abſteckung richtiger Örenzen 
des Criminal, Gebiechs geſchiehet, und auch von 
diefer Seite muß man erfennen, daß ein folcher 
Geiſt in Oeſterreichs Strafgefegen wehet.“ 


„Als Criminal⸗Strafen kennt das Ge 
ſetzbuch nur Tod oder Kerker; jede Geldſtrafe, ſogar 
die Confiscation des Vermögens, iſt nahmentlich 
ausgefihloffen, Die Todesſtrafe, welche Joſeph UI. 
ganz abgefchaft hatte, ift aus wichtigen Gründen 
wieder eingeführt worden, doch auf jene Berbrechen 
beichränft, wo die Vernunft die Bernichtung des 
Miſſethäters fordert; nahmentlich bey dem Hodıs 
verrathe, der Verfälſchung der ald Münze geltenden 
Öffentiichen Eredits » Dapiere (Banco, Noten, nicht 
aber Staatsfhulöbriefe) bey dem Morde, mit Yuss 
nahme des Kindermordes und ber Tödtung in einem 
Zweykampfe, endlich bey der Brandſtiftung, doch 


nur unter ſehr beſchränkten Voraus ſetzungen. Die 


Todesſtrafe wird mit dem Strange vollzogen, an⸗ 
dere Todesarten, Schwerdt, Rad, Feuer, womit 
uns tie Carolina fo reichlich ausſtattete, find dem, 
Geſetzbuche fremd. Eelbft daß die Hoch gerich 
te, die man in Deutſchland recht auf die Dauer 
von Steinen mafjiv erbaut, und womit man Lands 
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ſtraßen und anmuthige Gegenden fehänder, in 


Defterreich hinwegfallen, ift ein Sieg der Humani— 


tät, denn es muß nach 1 Til. $. 450 bey jedem 


Falle ein Strafgerüſt erbaut, und nach der Erecu: 
tion noch am nähmlichen Abend —————— 
werden.“ 

„Bon Kerkerſtrafen gibt ed in Unfehung 
der Innern Strenge drey Grade, deren jeder durch 
Außere Mittel, nahmentlich durch Anhalten zu öffent— 
lichen Arbeiten, durch Ausftellung auf die Schand» 


bühne, durch Züchtigung. mit Stocks oder Ruchens 


ſtreichen, Durch Saften ‚und ben Ausländern durch 


Landesverweifung nad) ausgeftandener Strafe ges 
fhärft werden Fanı, Mit der Kerkerſtrafe iſt je 
Desmahl die Unbaltung zu einer Arbeit verbunden , 
welche die Einrichtung dee Straforts mit fih bringe: 
Nah der Dauer wird fie entweder auf Lebenszeit 


des Berbrechers oder auf einen beftimmten Zeitraum 


verfügt, in welchem Falle die kürzeſte Dauer ſechs 
Monathe, die längite Dauer zwanzig Jahre beträgt; 


Ben jeder Gattung von Berbrechen beftimme das 
: * nur den Raum von der kürzeſten bis zur 


ängſten Steafkir, innerhalb deffen die Dauer nach 


| = jedes mahligen Schwere des Verbrechens vom 


⸗ 


Richter abgemeſſen werden fol, So lobenswerth 
dieſe Beſtimmungsart iſt, ſo muß man dennoch be⸗ 
klagen, daß gewöhnlich der Raum zu groß iſt, denn 


häufig beſtehet er in fünf Jahren, und es fäilt in 


Die Begriffe, dag ben einem jo großen Zeitraume 
ae 


— 
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ver richterlichen Willkühr ein zu weites Feld eins 
geräumt wurde, C) Die inneren Verſchärfungen 
biechen dem Richter ein Mictel dar, die Grrafjeit 
abzufürgen, bey deren zu langen Dauer der Staat 
gewöhnlich doppelt verlieh, 

„Der Criminal-Proc eß iſt rein inquiſi— 
toriſch, und hat vom accufatorifehen , nicht einmahg 
in dem Bffentlichen Anfläger, womit in andern 
Geſetzgebungen fehr oft ein unnützes Spiel getrie⸗ 
ben wird, gar nichts an ſich. Er theilt ſich in die 
Generals und Special s Unterfuchung, welche bier 


den Nahmen ordentliher Unterfuhungs » Pros. 


ce trägt. Das Amt des Inquirenten ift vom Amte 


des Decernenten und des Urtheilers nicht getrennt ; 
doch iſt Die Abfaffung eines jeden Criminal» Urs 


Teils einem nach. Collegial» Verfaffung befesten 
Cerichte übertragen, in welchem die Stimmenmehtr 
heit entfcheidet, und der Vorſttzende das Entſchei⸗ 
dungsrecht hat, wenn die Stimmen gleich getheilt 
ſind. Die Tortur iſt ſtillſchweigend abge— 
ſchafft, d) und das Verfahren darauf berechnet, 
die erſten Eindrücke des Verbrechers zu benützen, 
um von ihm ein offenes Geſtändniß der Wahrheit 


zu erhalten. ) Sehr human ſind die Verordnun⸗ 


—— 


+) Die Guͤte dieſer Borſchriften hat der Werfaffer der för 
nigl. Bayr. Verordnung uͤber Abſchaffung der Tortur 
vom 7. Sul, 1808 anerkannt, indem er daraus die SS. 


287, 289 291 292, 293, 300, 353, 355, 303, 
364, 369, ia die gedachte Verordnung aufnahm, 
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gen über Belchaffenheit der Gefängniſſe, und über 
die Belsandlung eines Bürgers während der Inter, 
ſuchung, fie beitreben fih, dem DBerhafteren fein ' 
Loos gegen feine vorige Lage erträglich zu machen, 
doch ift die Beſtimmung, den hülflsofen Berhifs 
teten auf Gerichtsfoften mit Waffer und Brot, 
und täglih einer warmen Speife (ob van 
Fleiſch, iſt nicht gefagt.) zu verpflegen, fehr hart. 
e) Daß die Defenfion durch einen befonderen 
Rechtsbeyſtand nicht zugelaffen wird, verdient Feis 
nen Beyfall, und der $. 337 dafür angegebene 
Grund, daß die Vertheidigung der Schuldloſigkeit 
fhon von Amtswegen in der Pflihrdes Criminal⸗ 
Gerichts mitbegriffen ift, iſt keines wegs befriedigend, 
f) Die Idee einer höheren Criminal⸗Be— 
hörde liegtzwar indem Öefeshuche, aber fie ift bey 
weiten nicht mit der Conſequenz durchgeführt, welche 
die Wichtigkeit der Criminal» Sachen erfordert, g) 


Anmerkungen. 


a) Die Borſchrift, welche Recenſen, vorſchlägt 
war wirklich in dem vor dem neuen Strafgeſetze 
beſtandenen Joſephiniſchen Strafgeſetze *) enthals 


*) I. Th. $. 61. „Wer die Vernunft auf den Grad ver: 
laͤugnet, um den Allmaͤchtigen in oͤffentlichen Oertern, 
oder in Gegenwart anderer Menſchen, durch Reden, 
Schriften oder Handlungen freventlich zu läftern, ift als 
ein Wahnmibiger zu behandeln, und im Tollbaus 
fe in fo lange gefaͤnglich anzuhalten, bis man feiner 
Beſſerung vergewiſſert iſt.“ Au \ 
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ten aber fie mißglückte aus fehr begreiflichen Urs 
fachen in der Anwendung. Die Gottesläfterung 
(wenn fie nicht Folge eines wirklichen, durch Sach⸗ 
verfländige bewährten, zum Irrenhauſe geeigneten 
Wahnſinnes ift), entfpringt gewöhnlich aus einer 
rohen, fehr vernachläffigten Erziehung, aus irri— 
gen Neligions- Begriffen , oder böfer Gewohnheit, 
oder ift Ausbruch eines höchit unangenehmen Affec⸗ 
ted.. Soll die vorgefehlagene Strafe zur Beff« 
rung Dieren, was bermag Der Arzt zur Heilung 
eines folchen Gemüths zuſtandes beyzutragen ? Golls 
te aber Abhaltung durch das Ehrgefühl der 
Zweck feyn, fo muß man bedenken, daß. foldhe 
Menſchen gewöhnlich wenig Gefühl von ‚Ehre har 
ben, oder in dem affectvollen Zuftande für bie Re— 
gungen Deffelben-nicht empfänglich find. Wäre dieß 
aber wirflih der Fall, foll fie. dann nicht eben for 
wohl und noch mehr die Androhung der eriminels 
len Beſtrafung zurikfbalten? Die Erfahrung lehrtes 
Daß zur Zeit des Kofephinifchen Öefeges mehrere, 
die anderer. Derbrechen wegen in. der Unterfuchung 
oder Strafe waren, fich gefliffentlich einer Got⸗ 
tesläfterung ſchuldig machten, in der Hoffnung, 
wie fie geſtanden, in dem Serenhaufe eine beffere 
Verpflegung oder eine leichtere Gelegenheit zur Ent⸗ 
weichung zu erlangen. Die angetragene Behandlung 
wäre allenfalls für jene zweckmäßig, bie. einen 
Stolz darin ſuchen, fih über das, was allen ver, 
nönftigen Menfchen ehrwürdig und heilig iſt, in 
inen Aeußerungen hinweg zu fegen. Aber dieſer 
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Stolz kündiget fich Außerft felten durch grobe Lär 
fierungen an; und follte die Schande ver Criminals 
Strafe nicht eben fo wahrfheinlich den Uebermuth 
zu beugen vermögen, als die Schande, in ein 
Tollhaus eingeſchloſſen zu werden ? Glaubt man 
aber, daß wirklich jeder Gottesläſterer Bers 
nunftfhwä de verrathe, fo wäre es wohl Die 
gefährlichfte Eur» Art, ihn mit Wahnfinnigen 
einzufchließen. Zweckmäßiger ift ein einfamer Ker⸗ 
fer, wo er don dem Seelforger einen , feinem Zur 
ftande angemejjenen, Unterricht erhält. Noch muß 
ich beyfegen, Daß durch die Abänderung der Straf- 
art, zufolge der Criminal » Tabellen, die Zahl der 
Gottesläfterer nicht nur nicht vermehrt worden, 
fondern dag Diefes Derbrechen bey uns überhaupt 
eine höchſt feltne Erfcheinung fey. 


b) An Rückſicht dieſes Punctes beziehe ich 
mich auf dasjenige, was ich im J. Bande dieſer 
Zeitſchrift S. 149 — 152 hierüber geſagt habe. 


c) Das neue Geſetz hat bereits eine dieſem 
Wunſche angemeifene Berbefferung des Sofephinir 
fchen vorgenommen, indem es zur kürzeſten 
- Dauer der Kerkerſtrafe nicht, wie dieſes, ein bis fünf 
Jahre, fondern ſechs Monathe bis zu einem Jahre 
beftimmt. Für Verbrechen von einem höheren 
Grade der Strafdarfeit wird zwar, als eine zweyte 
Stufeder Dauer, der Zeitraum von einem bis fünf 
Jahre dem gerechten Ermeſſen Des Nichters in Aus⸗ 


248 


meffung der Strafe vorbehalten; allein dem in 
Eriminals wie in Civil» Proceffion fehr erfahrnen 
Herrn Mecenfenten ift es wohl nicht unbefannt, 
daß folche Verbrechen von größerer Strafbarfeit 
mie mannigfaltigen, erſchwerenden Umftänden begleis 
tet feyn können, und es baher bedenklich fey, Die 
von dem Nichter nicht zu Überfchreitende Dauer auf 
einen Fürzeren Zeitraum von zwey, drey oder bier 
Jahren zu beſchränken. Der Gefahr, daß der Rich— 
ter die ihm eingeräaumte Mache mißbrauche , und 
ben Schuldigern zu fireng behandle, wird durch Die 
Verwilligung Des Neeurfes an ben oberen Gerichts, 
hof vorgebeugt. 


b) Wenn der Necenfent erinnert, Daß Die 
Tortur nur ftillfchweigend abgefhafft fen, 
fo kann es nur die Bedeutung haben, Daß Das 
Wort in dem Gefege gar nicht mehr vorfomme. 
Förmlich abgefchafft wurde die Folter fhon von der 
gerechten Fürſtinn Maria Therefia zu einer Zeit, 
da Die zwerfwidrige und graufame Art, das Ger 
ffändnig zu erpreffen, in dem Codice Theresia- 
no noch beftand. Die Sache felbft, rähmlich jede. 
gewaltjame Erpreffung des Geſtändniſſes, ift auch 
in dem jüngſten Gtrafgefege auedriicklich verbo⸗ 
then. „Niemahls, ſagt der $. 368 1, Th., darf 
eine Borfpiegising faljcher Anzeigungen oder erdich⸗ 
teter Beweismittel, eine DBerheißung gefinderer 
Strafe oder der Degnadiauna,roh i rgend eine 
Bedrohung, oder was immer für eine Thätige 


— ⸗ 
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keit gegen den Beſchuldigten gebraucht werden.“ Auf 


gleiche Art lautet der auf des Verhör über ſchwe⸗ 
re — ſich beziehende d. 343. 
II. ae 


e) Au billigen Beurtheilung Diefer aus dem 
$. 313 ausgehobenen Stelle muß felbe mit dem 
vorausgehenden $.. 312 in Berbindung geſetzt 
werden. Dort heiße es: „So lange der DBerhafs 
tete fich in der Unterfuchung befindet, ift ihm ers 


laubt, fich die Koft aus eigenen Vermögen zu ver, 
ſchaffen. Er kann auch von andern Perfonen Hülfe 


erhalten, oder durch Arbeiten einiges Geld verdie, 
nen, und es zu feinem beffern Unterhalte verwens _ 
den.“ $, 313: „Mangelt es dem Berhafteten an 
den im borigen-Paragrophe erwähnten Zuflüffen, 
fo ift das Criminal⸗Gericht ihn mit Waſſer und 
Brot und täglich einee warmen Gpeife zu vers 
pflegen ſchuldig.“ Ein Menſch, der gar Fein Ders 
mögen befist, der weder von Angehörigen, noch 


andern Perfonen Unterfiügung zu erwarten hat, 


und nicht arbeiten will, oder zur Arbeit unfähig iſt, 
(und nur bey einem folchen treffen alle erwähnten 
Bedingungen ein) wiirde in einem Staate, wo man 
das Berteln nicht als ein üffentliches einträgliches 
Gewerbe dulder, wohl fehwerlich außer dem Ver⸗ 
hafte eine ſolche Berpflegung erhalten, ale ihm 
nach Borfchrift des angeführten Geſetzes im Bern 
hafte von der Obrigkeit verfihaffe werden muß. 
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f) Wenn unfere Criminal Ordnung zum 
Schus des Schuldlofen wirklich nichts anders vor, 
gekehrt hätte, als die allgemeine unbeffimmte Bor 
fohrift, daß der Nichter von Amtöwegen auf Die 
Schuldlofigkeie des Unterfuchten Bedacht nehmen 
foll, fo würde fie allerdings Diefen Vorwurf vers 
dienen. So aber wird der Richter beynahe Schritt 
vor Schritt angewiefen, mas er unter genauer 
Auffiche ver Defiger und des Dbergerichts ju dem 
Ende zu thun habe. Sch müßte einen großen Theil 
unferer Criminal» Ordnung abfchreiben, wenn ich 
auch) nur Die wichtigeren, auf die Schirmung des 
Schuldloſen gerichteten, Borfihriften ausheben 
wollte, und berufe mich daher nur auf eine ſchätzbare 
befondere Abhandlung des Herin Doctors und Pros - 
feſſors Marimilian Züger *), welcher die ſchon in 
der Xofephinifhen Criminal Ordnung enthaltenen 
(durch Die neue Eriminal, Ordnung aber noch vers 
mehrten) Borfhriften zufammengeftellt, und mit 
den Defenfions » Unftaften in andern Staaten in 
eritifche DBergleichung gezogen hat. Zudem wird 
auch ducch unfere Criminal »Drdnung dem Befchuls 
digten im Falle des Recurfes ein Vertheidiger 
bengegeben, Es erübrigte alſo nur noch die Frage, 
ob ihm in allen Fällen, ſelbſt wenn die Aeten von 
Amtswegen dem Obergerichte vorgelegt werben, 





Soll man den eines Verbrechen Beſchuldiaten in 
we Deiterreichifchen Erbitaaten eigene Vertheidiger 
gewähren ? Wien 1797. 
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ein Defenfor zu beftellen ſey. Diefe bey der Abs 
faſſung des neuen Strafgefeßbuches abermahl zur 
Sprache  gefommene Frage habe ich in meiner 
Zeirfcheift IL B. S. 100 u. f. fe zur Prüfung 
der Bemerfungen des Herrn Hofraths und Pro⸗ 
feffors G. U. Kleinſchrod über das Defterreichifche 
Strafgeſetz ausführlicher erörtert, und füge hier noch 
die Bemerkung bey, daß diefe Frage auch: von dem 
Heren Vice-Präſidenten von Gonnenfels in der 
jwenten Auflage feiner Abhandlung?! Ueber die 
Stimmenmehrheit S. 14 f. f. abgehandelt wird, 


8) Zur Eürzeren und leichteren Prüfung dies 
fer Einwendung wäre zu wünſchen, daß der Nerenfent 
auf die Lücken oder Mängel der Eonfequenz wer 
nigftens hingedeuter hatte Mir, ich geſtehe es, 
fälle es fehwer, felbe auch nur zu murhmaßen, und 
ver Beweis des Gegentheils, nahmlich einer Poll 
fländigen, confequenten Durchführung der erwähn⸗ 
ten Idee, würde offenbar zu weitläufig ausfallen 
müſſen. Die in der Beflimmung des Dbergerichts 
‚ Siegenden Hauptpflichten beftehen in der Ober⸗ 
auffiche über die Untergerichte, und in der Bes 
urtheilung der ibm vorzulegenden Criminal Ans 
gelegenheiten. Die Oberauffihe hat zum Gegen, 
ftande, daß nur fahige Richter beſtellet, ihre 
Zweifel und Anfragen beantworter,, ihre Amres 
pflichten genau nach Vorſchrift des Geſetzes erfül, 
fee, und die Befchuldigten in der Unterfitchung 
nicht willkEührlich und zu firenge behandelt 
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werden. Alle hierauf fich beziehende Vorſichten wer, 
den dem Dbergerichte in den $. $. 216, 223, 
225, 304, 345, 356, 357, 363, 418, 474 
491, 501, 543, 5499 — 557 eingefhärft, dar⸗ 
auf werden fie aber auch beſchränket. Denn jeder 
unmittelbare Einfluß des Dbergerichts in Die dem 
unteren Nichter anzuvertrauenden Unterfuchnngen 
und Aburtheilungen, alles Vor⸗ oder Durchgreifen 
während der Unterfuchung, und jede woillführliche 
Borjchrift wie der untere Nichter verfahren oder 
urcheilen foll, verkehrt Die Drdnung der Dinge, 
bringt Verwirrung ünd Stockung in die Geſchäfte, 
und vernichtet die zu einer unparteylichen Rechts— 
pflege ſchlechterdings nothwendige Selbſtſtändigkeit 
und Unabhängigkeit des Richters. Erſt nach vols 
Sendeter Ünrerfuchung und Beurtheilung des untern 
Michters tritt im Falle des Recurſes oder in Fäl— 
len, die von Amtswegen dem Dbergerichte vorzu⸗ 
legen find, das Urcheil des Dbergerichts ein, 
worüber Die vollſtändigen Vorſchriften in dem 
12 — 14, Hauptflüde des A, Theiles enthalten - 
find, 
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a —— Daniel Erhard, eönigl. Saͤch⸗ 
ſiſcher Oberhofgerichts- Aſſeſſor, ordent⸗ 
licher Profeſſor auf der Untveſſitaͤt zu 
£eipzig. Ueberfegungen von Napoleons 
code. civil, code de commerce und 
code de procedure civil. Deſſau und 
Leipzig 1808. | 


Diefe Ueberfegungen müſſen auch denjenigen, 
Die den Ur» Terc zu Verfichen fähig find, fehr wills 
fommen fern. Der Ueberfeger bat mehreren Gtels 
fen durch Zuſaͤtze, Runftwörter oder Synonimen 
mehr Deutlichkeit verſchafft, felbe aber, um dem 
Terte getreu zu bleiben, durch Klammern davon 
getrennt 5. er hat die Eitate der Parallelftellen, 
endlich der Ueberſetzung des bürgerlichen Sefegbuches, 
‚auch des Frangäfifchen Rechtsgelehrten Dard: Bers 
gleihung des Napoleonifden Gefeh, 
buches mit dem Romiſchen Nechte, und 
den älteren Franzöſiſchen Gefesgen 
und Gewohnheiten, hinzufügt. Diefe Nor 
ten hat des Heren Profeffors Erhard Freund, D. 
Demuth, den ich im vorigen Kahre perfünlich 
fhägen lernte, überfest und berichtiget. Die eigenen, 
ſchätzbaren Anmerkungen des Weberfegers enthalten 
Erklärungen ſchwererer Ausdrücke, kurze Erläute— 
rungen und Bemerkungen über einige Rechts-In— 
ſtitute. Herr Profeſſor Erhard hält ſich in der Bors 
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rede zur Ueberſetzung des bürgerlichen Geſetzbuches 
bevor, in einem Anhange zu gegenwärtiger Aus— 
gabe der Geſetzbücher des Franzdfifchen Reichs 
ausführliche, Betrachtungen nachzurragen, Denen 
gewiß alle, die deſſen gründliche und freymüthige 
Werke aelefen haben, mit Verlangen entgegen 
fehen. Die Erwartung wird noch mehr gereigt durch 
die der Ueberfeßung des Hanpdelsgefegbud es 
vorausgefhickte Einleitung über den Geift 
diefes Gefegbuches ‚welches theils das Handels⸗, 
Wechfel, und Seerecht, heile eine Falliten: und 
Handels» Gerichrsordnung enthält. Ar diefer fehr 
fhäsbaren Einleitung gibe der Berfaffer die Ders 
anlaffung, die altern Quellen und die hauptfächlich» 
ſten Neuerungen -diefes Coder an, und widerlegt 
die Zweifel, welche über defen Unvollſtändigkeit in 

Rückſicht einiger Darin nicht entſchiedener Gegen— 
ſtände auffallen Eönnten. An Hinficht auf die Ders 
anlaffung fagten ſchon Die Redner in ihrem Bortrage: 
„Noch find Ordnungund Häuslichkeit, Die 
ſe Quellen alles Glücks für ein Handelshaus, nicht 
allgemein, am wenigſten in großen Städten, herr, 
fchend ; noch dient der übermäßige Aufwand 
auf Magazineund Kramläden , auf Zimmerver— 
jierungen, aufdie Perfon des Kaufmanns felbft, 
nur zu vielen Kaufleuten als Aushängeſchild, und 
vertritt bey ihnen die Stelle jener firengen Wa dir 
famE£eit, jener befcheidenen Rechtlichkeit, je 
ner underbrüchlichen Treue, die aus jedem Käu⸗ 
fer einen Kunden, und aus jedem Hunden einen Freund 


255 


zu machen.pflegte. Wir haben Beyfpiele von Hans 
delsleuten ohne Bücher, von Büchern ohne Ges 
nauigkeit und Zuſammenhang, und leider zu oft 
von Handelsbüchern, in welchen die ſcheinbare Ord⸗ 
nung Eines Zahres der wirkliche Betrug einer eins 
jigen Woche war. Durch betrüglich gefertigte Hand» 
ſchriften wußte man den Gläubigern ſeine Unred⸗ 
lichkeit zu verbergen, oder feine Bosheit dem Ara 
me der Gerechtigkeit zu entziehen. Wir fahen ven 
DanferotezumDereiberungsmittel er 
hoben, Weiber fhufen fih Reihrhümer. 
zum Ruin der Gläubiger des Mannes, hoben, im 
Einverftändniffe mit. diefem, die Gütergemeinfchafe 
mit ihm auf, um. einer einzigen Perſon im voraus 
die Mittef zu fihern, fih im Genuffe eines verbres 
cheriſchen Lurus zu erhalten, ber in derFolge duch das 
Elend mehrerer Familien bezahlt ward. Die öf— 
fentlibe Meinung war und ift noch jetzt zu mache 
fihtig gegen ein folches Betragen.“ 


u Ber waren’’ (heißt es anelner andern Stelle) 
die Männer, Die ſich im Handel einen großen Ruhm | 
‚erwarben , deren an Den äußerfien Enden der Erde 
geachtete Unterfchrift ihren Aufträgen plinctlichere 
Befolgung verfchafte, als fich oft die Regenten 
ganzer Staaten verfchaffen Eönnen? Privat, Min 
ner waren fie, deren Anfang gang gering war, die 
aber durch anhaltende Arbeitſamkeit durch eine glück⸗ 
liche Fafjungegabe, durch kluge Benutzung der Um— 
ſtände, durch tiefes Nachdenken über das Weſen 
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ihres Geſchäfts, vorzliglich aber durch eine fi 
treubleibende Beſcheidenheit und um 
erfhürterlihe Rechtſchaffenheit es das 
hin brachten, daß fie Das Zutrauen aller geſitte⸗ 


ten Vblker des Erdkreiſes genoffen ! Gott verhüche, 


daß man mir zutraue, als glaubte ich, dieſe ſchätz⸗ 
baren Männer wären ausgeftorben! — Allein, was 
find dann doch die häufigſten DBeyfpiele, die wir 
vor uns fehen? — Menfchen, die mit empds 
rvendem Leichtſinne in ihren Stand freten, 
die eine mit dem Gefühl des Beſſern ganz und er, 


einbare Habfuchr zu ihrem Gewerbe mitbrine 


gen, die Credit zu erlangen hoffen, indem fie unz 


ter dem Scheine einer eingebilderen Wohlhabenheit 


ihre wirkliche Vermögensloſigkeit verbergen, und 
jo ihre Laufbahn damit beginnen, daß fie fich 
felbjieuinivren, um fih in den Stand 


zu fegen, andere mit fi ins Elend zu 


ſtürzen.“ 


Merkwürdig iſt die Neuerung, daß ber 
Kaufmann alle feine Ausgaben, Einnahmen und 
übernommenen Verpflichtungen, feine Wischihaftss 
ausgaben, das Einbringen feiner Frau, Die ihm 
zugefallenen Eebſchaften, ja fogar alle von ihm ins 
Doffirte Effeeten in ein Journal eintragen muß, das 


zu feinen wefenrlichen Handelsbüchern gehört. Dies 


fe heilfame Verordnung macht, daß Der ganze Ver⸗ 
mögensftand des Kaufmanns, beionders auf den 
Fall, daß er fallirt, fogleich überſehen, und nichts 
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davon verhehlt werden Fann, weil nach Ark. 151. 
des dritten Buchs Die ordnungsmidrige Haltung 
der Bücher die Strafe des einfachen Bankerotts nach 
fih zieht. Auch läßt fich fo überfehen, ob der 
häusliche Aufwand des Kaufmannes 
feinem Bermbgenszuſtande angemefs 
fen gemwefen ſey. Die Anventur muß Eünfs 
tig alle Jahr aufgenommen, und, fo wie Das Jour⸗ 
nal, in ein befondered Buch eingetragen, auch ger 
rihrlih vifirt werden, fo daß alfo entftandene 
Verwirrung und bedeutender Derfall nicht fange 
unbemer£t bleiben Eönnen, 


- Der Unvollffändigfeit des Handelss 
gefegbuches wird nach des Verfaſſers Bemerkung 
zu Hülfe gekommen durch das Civil» Gefegbuch 
und Die bürgerliche Öerichtsordnung, durch mehre 
ve nebenbeyftehende Polizey » Verordnungen, noch 
beybehaltene ältere Danvelggefege und dur die 
. dem Michter zugeftandene Macht, die in dem Ges 
fege nicht entfihiedenen Fälle aus der Natur des 


Rechtsverhältniſſes, und des jedesmahl vorliegens . 


den Falles zu unterjcheiden. 
J 

Die eben erwähnten drey Geſetzbücher haben 
eine Menge von Commentaren, Erläuterungen, 
‚ Auszügen, Einleitungen u. ſ. w. ſowohl in Franfs 
reich als in Deutſchland herbengeführt. Ich führe 
nur einige, Die mir aus eigenem Gebrauche näher 
befaune find, hier an, Ä | | 

1, Band. Rn, R 
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Sommentar über das Geſetzbuch Napoleons, 
von Jacob v, Maleville, Präſidenten ves Cafjas 
tions» Hofes und einem der Derfaffer dieſes Ges 
feßbuches, überfegt mit practifchen Erläuterungen 
von Wilhelm Blanchard, Präfiventen des Eis 
vils Gerichts in Köln. Köln 18908, 


Handbuch des Franzöſiſchen Civil-Rechts von 
D. Earl Sal. Zahariä, Hofrath in Baden und 
Öffentlichen Rechtslehrer. Heidelberg 1808. - 


Mapoleons Gefegbuch nad) feinen Abweichun⸗ 
gen von Deutſchlands gemeinem Rechte, von D. 
? feiffer. —— 1808. 


Einleitung in das GSeſetzbuch Napoleons, 
Düſſeldorf 1808. 


Erörterungen über das gerichtliche Verfahren 
nach dem neuen Franzöſiſchen Rechte, von J. C. D. 
Salchow. Leipz. 1808. 


Frankreichs neue Wechſelordnung mit einer 
Einleitung und erläuternden Anmerkungen von D. 
Carl W. Fr, Orattenauer, Berl. 1808, 
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Sonnenfels : Ueber die Stimmenmehrheit 
bey Criminal⸗ Urtheilen. Zweyte ſorgfäl⸗ 
fig überſehene, durch zahlreiche Erdrterungen, 
wie auch durch Aufnahme und Beantwortung 
der erfchienenen Beurtheilungen und Einwürfe 
vermehrte Auflage. Wien 1808, 


Der verehrungsmürdige Herr Verfaffer hatte 
ſchon früh in feinen allgemeinen bekannten Schrifs 
ten den Much, verjährte Vorurtheile der Rechts— 
gefeßgebung und Durch Meberlieferung zu Dogmen 
erhobene Behauptungen der Rechtsſchule zu be 
fampfen. Er machte auf die höchſt bedenkliche Duls 
dung von Nehtsgewohnheiten aufmerffam, 
vermittelſt welcher Die Durch den ausdrücklich erklär— 
ten Willen des Gefeggebers noch beftebenden Ges 
ſetze, vermöge einer ſtillſchweigenden, Vermutheten 
oder vielmehr fingirten Einwilligung des Geſetzge— 
bers, aufgehoben werden ſollen. Er widerlegte aus 
den echten Quellen und Principien die Lehre von 
Aſylen, von drSteuerfreyheit des Cle— 


rus und dem fogenannten Frem dlingsrechte 


(droit d’aubaine ). Seinen freymüthigen und 
nachdrucks vollen Borftellungen verdanken wir Die 
Aufhebung der Folter, der Confisca 
tions» Strafe, und die Einfchränfung 


— 


e 
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Der Todesſtrafe. Miteben dem warmen Eifer 

und der Augendfraft vertheidigte diefer, in den 
ausgezeichneteften Staatsdienſten und der Vervoll⸗ 
kommnang der Staatswifienfchaft grau gewordene, 
Gelshrte ben der Berathſchlagung über das neue 
Criminal » Geſetz den Sag, Daß bey den That: 
fragen über Schuld oder Shuldlofig, 
keit und über die begleitende Umftände 
nicht Die Mehrheit, fondern nur EinhelligEfeit 
der Stimmen entfcheiden foll. Da diefer Sag ſchon 
damahls von den übrigen beratbichlagenden Mit 
gliedern, worunter ich mich ebenfalls befand, mit 
mehreren Gründen beftritten. wurde, fo brachte der 
DBerfaffer die Frage ihrer Wichtigkeit wegen. Durch 
eine im Sahre 1801 gedruckte Abhandlung vor Das 
Publicum, und darüber, wie er in, der Vorrede fagt, 
die Stimmen der würdigen Mänger zu fammeln, 
deren Schriften feit einiger Zeit fo vieles Licht for 
wohl über die Theorie der Criminals Gefege, als 
über die Sriminal» Nechtspflege'verbreitet haben. Die 
Aufforderung erreichte ihren Iwecf. Mehrere treffliche 
Gefhäftsmänner und berühmte Nechts - Philofos 
phen, wie ein Feuerbach, Klein und Kleinſchrod, 
haben theils in befonderen Abhandlungen, theils in 
rühmlich befannten Zeitfchriften ihre Meinung ges 
äußert. Der Berfaffer prüfredie, in der angeführs 
ten Schriften enthaltenen, Zweifel und Einwürfe, 
wie er in der Borrede zur zweyten Auflage vers 
fihert, mit der Unpartenlichfeit eines Dritten, 
Dem Die ganze Streirfiage fremd iſt. Aber weit entz 
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ferne, daß fie feine Ueberzeugung ſchwächten, fo 
bewogen fie ihn vielmehr noch einen Schritt weiter 
zu gehen, und nun zu behaupten, daß auch Über 
die Strafe nur nah Stimmeneinheit entfchies 
den, folglih, wenn die Meinungen über Die 
Gattung des Berbrechens verichieden find, auf 
dasjenige Berbrechen, welches das gemeinfchaftliche 
Merkmahl, Der ganzen Claſſe enthält, worin alfo 
auch alle Meinungen übereinkommen, abgeſprochen, 
‚und auf diejenige Strafe, welche. in ter allgemeis 
nn Meinung als Die geringere enthalten if, ers 
kannt werden foll. Indem nun der Verfaſſer in der 
vorliegenden Schrift feine Behauptung mit ſyſte⸗ 
marifcher Bündigkeit und der ihm eigenen Gabe 
der Deutlichfeit vorgetragen, indem er zugleich die 
Einwürfe nicht nur nicht geſchwächt, fondern oft 
noch ftärfer als feine Gegner herausgehoben und 
‚geprüft hat, fo feheinen vie Acten ganz gefchloffen, 
und zur Entfoheidung eines jeden fahverftändigen 
Leſers vollkommen reif zu ſeyn. Auch für Diejenis 
gen, welche mit dem Berfaffer in der Hauptſache 
nicht einig find, enthält die Schrift viele lehrreiche 
Mebenbetrachtungen über die Frage: ob in eis 
ner wohlgeordneten Rechtspflege zum Schuge der 
Schuldloſigkeit, Vertreter, nochwendig fenn; über 
die Wahrfcheinlichfeit und Gewißheit; über die 
Strafe der Gütereinziehung u. m. a. Noch vers 
dient die Urbanität des Derfaffers gegen feine Wis 
derfacher,, die man in literarifchen Streitigkeiten 
ſehr oft vermiſſet, als ein nachahmungswür⸗ 
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diges Vorbild empfohlen zu werden. Gie characte, 
tifire den gebildeten Mann, und verdient um fo 
mehr geſchätzt zu werden, wenn fie, wie hey dem 


Berfaffer , nur ein Abdruck einer vnberfä ilſchten 


Güte des Herzens iſt. 


6 


Handbuch der Literatur des Defterreidhi: 
ſchen Privat⸗Rechts, von Doctor Sofeph 
Kreutzer. Wien 1808, 


Diefes Werf, wodurch .eben Diefes Berfaffers 
ſchon vor einigen Jahren herausgegebener Ver⸗ 
ſuch einer Literar » Öefhichte des Defterreichifchen 


Privat » Rechts fehr verbeffert und vervollſtändiget 


worden ift, verdient als. ein ſchätzbarer Beytrag zu 
einer Fünftigen Literar » Gefchichte des Defterreichis 
fhen Rechts allen Beyfall. Die Hauptabtheilungen 
diefer Schrift find: 1. Bon den Gefesfammlungen. 
11. Bon den Schriftftelleen über das ältere Defters 
veichifche Net bis auf Sofeph I, II. Bon ven 
Schriftſtellern über das neuere Defterreihifche Recht. 
IV, Bon den Schriftftellern über den Geſchä ifts⸗Styl. 
Eine ausführlichere Recenſion, worin der Berfaffer 
zugleich auf DBerbefferungen aufmerffam gemacht 


wird, findet man in den neuen Annalen der Lite 


ratur des Defterreichifchen Kaiſerthums. II. Jahr⸗ 
gang. März 1808. 
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Nachrichten. — 


Seit der Zeit, als der Entwurf des bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches zur höchſten Schlußfaſſung vor— 
gelegt worden iſt, find die von den Länder» Coms 
miffionen eingefendeten Erinnerungen über den Ent; 
wurf einer neuen Defterreichifcehen Lehenordnung 
von dem Verfaſſer desſelben, dem Hofrathe von 
Fölſch, zum Bortrag bearbeitet worden , und das 
ganze Werk liegt nun zum Referate bereit. Auch 
die aus den meiften Provinzen eingelangten Sta 
tuten des Privat-Rechts wurden inzwifchen 
von dem Referenten der Hof⸗Commiſſion in Gefegs 
fachen geprüft, und werden, fobald die noch man: 
gelnden und betriebenen eingelangt find, zur Des 
vatbfcehlagung vorgetragen werden. Zur DBervolls 
ftändigung der neuen bürgerlihen Gerichts 
ordnung, deren erfter Theil, nähmlich Die 
Proceß- Ordnung , bereits vollffändig entworfen ift, 
find auch über den zweyten Theil, welcher die ges 
richtlichen Handlungen außer Streitfachen zum Ges 
genftande hat, zwey Entwürfe von Mitgliedern 
der Hof-Commiſſion jur Berathſchlagung vorgelegt 
worden. Außer dem befchäftigte fich Die Commifs 
fion theils mit den ihr unmittelbar vor Sr. Mar 
jeflät aufgerragenen Dearbeituugen, theils mit 
Beantwortung vieler Anfragen, welche Die Behör— 
den über mannigfaltige Gegenſtände der Nechrs, und 
politiſchen Geſetzgebung geftelle haben, Ich hebe 
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hier nur einige, das neue Strafgefeß *) betref⸗ 
fende, bemerfenswerchere Erläuterungen und Ber 
ordnungen auß, 


Perordnung vom ı2. Junius 1807, 


‚‚Neber die Anfrage der Faiferl. königl. Hof 
fommer, ob die Gewaltthätigkeiten, welche gegen 
Zollbeamte in Amtſachen verübt, und die Zufams 
menrottungen, welche zu dieſem Zwecke geſchloſſen 
yoerden, noch ferner nach dem Zollpatente vom 1. 
Jamar 1783, Oder nicht Vielmehr nach) Dem neuen 
Strafgefege behandelt werden follen, erfolgte über 
Einvernehmung der kaiſerl. Fönigl, Hofcommiſſion 
in Geſetzſachen die höchfte Erklärung dahin:“ 


„Aus dem Kundmachungspatente, und der 
Einfeirung zum neuen Strafgefeßbuche erhellet, daß 
jene Sandlungen, welche in demjelben als Berbres 
en erfläret werden, nicht mehr nach Altern Ger 
fegen, fondern nah Diejem neuern Gtrafgefeße zu 
behandeln jenen: * 


„Dieſes Strafgeſetzbuch erkläret in dem d. 70 
1. Theiles, daß die gegen Abgeordnete der Obrig⸗ 
keit in Amtsſachen mit gefährlicher Drohung, oder 
wirklicher gewaltſamen Handanlegung verübte Air 
derſetzlichkeit als das Verbrechen der Öffentlichen 





) S.. Vorerinnerung zu dieſem Bande. 
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Gewaltthätigkeie nah dem $. 71, und eben fo 
erklärt esindem $. 6ı, daß die Zufammenrottung 
inehrerer Perfonen, um der Obrigkeit oder ihren 
zur Ausführung oder Anordnungen befftimmten uns 
tern Dienern Widerftand zu deiften, ald das Ders 
brechen des Aufftandes nach den $. 3 63 bis 65 bes 
firafet werden * A 


„Es unterliegt aber keinem Zweifel, daß bie 
Zollbeamten Abgeordnete der Dbrigfeit in Anıtös 
fachen, und Daß fie zur Ausführung der obrigkeit— 
lichen Anordnungen beſtimmt ſeyen: daher fey Die 
gegen felbe in Amtsſachen mit gefährlicher Dro⸗ 
hung oder wirklicher gewaltfamer Handanlegung 
verübte Widerfeglichkeit als das Verbrechen der 
Öffentlichen Semwaltthätigfeit nach dem $, 71, und 
die Zufammenrottung mehrerer Perfonen, um dens 
felben in Ausführung der Anordnungen Widerftand 
zu feiften, als das Berbrechen des Aufftandes nach 
den 9.9. 63, 64 und 65 zu beſtrafen.“ 


Derordnung vom 25. Sunius 1808, 


„Ueber die Zuftändigkeit eines Criminal. 
gerichts zur Unterfuhung und Aburtheilung des 
Derbrehens der Störung der innerlishen Ruhe 
des Staates in Folge $. $. 57 und 58 des Ge 
fesbuches über Berbrechen, wird dem. Appellar 
tionsgerichte einer herabgelangten allerhöchſten Ent: 
ſchließung gemäß beveuter : 

III, Band. G 
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a) „Daß das Derbrechen der Stbrung der 
innerlichen Ruhe des Staates zwar nicht wie das 


Derbrechen des Hochverrachs nur don dem Crimi— 


nalgerichte Der Hauptſtadt der Provinz, fondern 
von jedem fonft competenten Criminafrichter des 
Dezirkes zu unterfuchen fen; da in wichtigern Fäl— 
len und aus guten Gründen Dem Dbergerichte nach) 


dem $.224 ohnedieß die Delegirung eines anderen ’ 


Gerichts überlaſſen iſt; dahingegen“ 


„b) if jedes Urtheilüber das benannte Bers 
breben der Störung der inzerlichen Ruhe, fo 
wie in den übrigen 9.433 bezeichneten Verbrechen 
vor der Hundmahung dem Dbergerichte, und 
von diefem dem oberften Gerichtshofe, wie in den 
Fällen des 9.442 vorzulegen, Auch hat’“, 


„e) das Eriminalgericht in einer folhen ans 
hängig gewordenen Unterfuhung, wie in den Fäl— 
fen des q. 305, die Anzeige an das Kreisamt zu 
machen.“ 


Frfäuter. vom 14. März 1808. 


„Ders. 22ı n. 2,1. Th. des Strafgeſetzes, 
weicher vorfchieibt, daß der einer Berfälfchung der 
öffentlichen Credits s Papiere Befchuldigte an das 
Sriminal = Gericht der Hauprftadt der Provinz, in 
welcher er angehalten worden, zum rechtlichen Ders 
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fahren zu Überliefeen fey, Tann nur von dem alle 
verftanden werden, wo gegen Semanden rechrlich® 
Anzeigungen vorfommen, daß er Bffentliche Ere* 
Bits » Papiere verfälſcht, oder die verfälfchten im 
Einverftändniffe mic dem Thäter, nicht aber, wenn 
Jemand fie außer Dem irrig oder allenfalls betrüg> 
licher Weiſe ausgegeben hat,’ 


„In EriminalZällen, welche dem DObergerichte 
vorzulegen find, kann der von dem unteren Richter 
ſchuldlos befundene Unterfuchte nicht fogleic) auf 
freyen Fuß gefeßt werden, weil nach dem $. 448 
1, Th. des Strafgefeges die Freylaffung er ſt nad 
kund gemahten Urtheile gejhehen Fann; 
in den erwähnten Criminal» Fällen aber muß das 
Urtheil des unferen Richters nach $. 433 noch 
Bor ver Bekanntmachung der Obergerichte vors 
gelegt, folglich deſſen Beflätigung abgemartet were 
den, (ebend.) 


Erläut. vom 18. Qulius 1808. 


„Ein Criminal-Urtheil, wodurch jemand des Bers 
brecbens ver zweyfachen Ehe fehuldig erklärt wisd, 
iſt von dem Criminal-Gexrichte ſowehl dem euften 
vechtmäßigen als Dem zweyten unrechtmäßig anges 
trauten Gatten des Berbrechers zum Schuß ihrer 
Rechte und zur Erfüllung ihrer Pflichten durch ihre, 
Derfonal » Gerichte, zugleich aber auch Der -politis 
ſchen Behörde/ in deren Bezirk bie unrechtmäßige 
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Trauung gefchehen iſt, zu dem Ende bekannt zu 
"machen, damit die Ungültigerklärung der zweyten 
Ehe von dem Geelforger in dem Trauungsbuche. 
angemerkee werde,’ Ä 


Ueberficht 


der | 
in den Jahren ı805 .und 1806 
in den Defterreichifchen Deutſchen Erbſtaaten 
geführten Eriminal- Unterfuchungen. 


Ueberſicht 
in dem Jahre 1805 in den Oeſterreichiſchen Deutſchen Erb, 
ftaaten geführten Criminal, Unterfuchungen, 
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Me b er ſicht 
in Sag Jahre 1806 in den Defterreichifchen Deutfchen Erb; 
landen geführten Criminal Unterfuchungen. 
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Seiner 
kaiſerlichen Hoheit 
dem 
durchlauchtigſten Prinzen 
und 


Herrn, Herrn 
Ludwig Joſeph, 
kaiſerlichen Prinzen und Erzherzoge von Oeſterreich, 
königlichen Prinzen von Ungarn und Böhmen ꝛc., 
Ritter des goldenen Vließes, kaiſerl königl. Feld, 
Marſchall⸗Lieutenant, Generals Grenz⸗Director, 
wirklichen Hofkriegsrathe, Inhaber eines 
Infanterie⸗Regiments ꝛc. 
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Eure Faiferliche Hoheit 


nahmen fchon bey dem Studium der 
Rechtswiſſenſchaft und Politik die Theorie 
der Geſetzgebung zu Ihrem Hauptau⸗ 
genmerke. Die, Eurer kaiſerlichen Ho: 
heit über die Croatiſchen, Slavoniſchen 
und Bannatiſchen Grenzländer anvertraute 


Leitung verfchaffte Ihnen die erwuͤnſchte 


Gelegenheit, von den erworbenen gruͤndli⸗ 


chen Kenntniſſen den fruchtbarſten Gebrauch 
zu machen. 


Unter Ihrer erlauchten Aufſicht wur— 
den die aͤlteren Vorſchriften und die darauf 
beruhende Verfaſſung einer neuen ſorgfaͤltigen 
Prüfung unterzogen, den veränderten Wers 


haͤltniſſen anpafjende WBorfchläge aus den 
verfchiedenen Bezirken abgefordert, und Maͤn— 
ner von bewährter Einfiht dahin abgefendet, 
um fih von der Zweckmaͤßigkeit und An— 
wendbarkeit derfelben aus eigener Erfahrung 
und durch Berathſchlagung mit den verwal- 
tenden Behörden zu überzsugen. 

Nur auf einer fo bedächtlih gewählten 
fiheren Grundfeſte Fonnte das im J. 1807 zur 
Wirkſamkeit gefommene denfwürdige Grund. 
geſetz für die Croatiſchen, Slavonifchen 
und Bannatifchen Grenzen errichtet werden, 
wodurch allen Einwohnern ihr Cigenthum 
und bürgerliher Zuſtand gegen jede Willkuͤhr 








gefhirmt, die Früchte ihres Fleißes und der 
Folgſamkeit ſicher geſtellt, und die häusliche 
Didnung und Ruhe Durch die den Sitten 
und dem Character angemeffenften Mafregeln 
gehandhabt werden, | 

Doch die Sorgfalt Euer Faiferlichen 
Hoheit fand fih dadurch noch nicht am Zie⸗ 
le. Ueberzeugt, daß auch die vortrefflichffen 
Gefege nur erſt durch genaue, gerechte und 
Billige Anwendung ihre wohlthätige Wirkung 
bervorbringen Fönnen, bereifeten Sie ſelbſt 
die Provinzen, verftatteten jedem Einwohner 
freyen Zutritt, unterfuchten jede Befchwerde 
mit warmen: Gefühle für Recht und Billig. 


keit, und fahren unausgefegt fort, fih von 
der Befolgung und Wirkfamkeit des Geſetzes 
zuverläßige Kenntniß zu verfchaffen. 

Mit gegründetem Vertrauen durfte ich 
daher Eurer Eaiferlichen Hoheit die 
ehrfurchtsvolle Bitte vorlegen, Ihren er- 
lauchten Nahmen meinem , der vaterländifchen 
Gefeßgebung gemwidmeten Werke, vorleßen zu 
dürfen. 


Eurer Eaiferlichen Hoheit 


\ 


Unterthänigfter , 
ver DBerfaffer. 





, 
— ⸗⸗ m in 


Vorerinnerung. 


x 


T der Dorerinnerung zum erften Bande des 
jährlichen Beytrags verfprach ich, die Lefer mit 
der Geſchichte und den Öründen, der Nechtss 
geſetze, welche wir Durd die gerechte und weife 
Sorgfalt unferes Landesfürften theils ſchon erhal⸗ 
ten haben, theils in einem kurzen Zeitraume noch 
erhalten follen, bekannt zu machen. Ach habe 
mein Berfprechen in Nückfiche des Criminal» Ger 
ſetzes „ des Wucher⸗-Patents, und was die Ger 
ſchichte und Grundeigenſchaften betrifft, ſelbſt in 
Beziehung auf das bürgerliche Geſetzbuch und die 
Civil⸗Proceß⸗Ordnung erfüllt, und erkläre Damit 
diefe Zeitfchrife für beendigt. Doch werde ich, fo 
weit es meine Amtsgefchäfte geftatten, und ohne 
mich zu einer periodifchen Schrift zu verbinden, 
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die künftigen Sammlungen der Rechtsgeſetze zu 
erläutern, und durch ausgewählte Nechtefälle oder 
Nechtöfragen zu beleuchten ſuchen. Öegenwärtig 
befchäftigte ih mich mit einem befonderen Commen⸗ 
tare über das, der Kundmachung nahe, bürgerli— 
che Geſetzbuch, durch welchen auch dieſes wichtige 
vaterländiſche Geſetz in einem eigenen Werke ſeine 
Begründung erhalten wird, und wovon ich in Die 


fem Bande eine Probe vorlege. 


Die in dem vorigen Bande verheiffene Her 
berfiht der abgeführten Proceffe zu liefern, war 
ich durch die Zeitumftände außer Stand gefegt. 
Aus eben dem Grunde Eonnte ich auch die Forts 
feßung von einigen, in den vorigen Bänden ange, 
zeigten Zeitfchriften bis jetzt noch nicht erhalten, 
Diefe Anzeige wird auch für. die Zukunft dadurch 
enebehrlih, weil die ſchätzbaren Defterreichifchen 
Annalen der Literatur und Kunſt, lauf der neuen 
Ankündigung derfelben, Fünftig auch auf ausländis 
(he GeiftessProducte Nückficht nehmen werden, 


Wien am 11. Dezember 1909, 
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Grundzuͤge einer Geſchichte der Oeſterreichi⸗ 
ſchen buͤrgerlichen Gerichtsordnung. 


Di öfterreichifche bürgerlihe Gerichtsordnung 
in Streitfachen, oder die, Proceß- Drdnung hatte 
in ihrem Urfprunges ihrer Ausbildung und Vol—⸗ 
lendung faft gleiches Schicffal mit dem bürgerlis 
chen Geſetzbuche. Da Defterreich, gfeich den übri> 
gen Staaten Deutfihlands und beynahe ganz Eus 
ropens, die römiſchen und canonifchen Geſetzſamm⸗ 
lungen (corpus juris romani, corpus juris 
canonici) in ihrem ganzen Umfange aufnahm ; 
fo oronete fih auch das Berfahren in bürgerlichen 
Nechtsftreitigkeiten nach den Borfchriften, die 
theils in der einen, theils in Der andern Samm⸗ 
fung enthalten waren. 


Allein die, der Römiſchen ganz unähnliche, 
Deutſche Gerichtsverfaſſung, und die übrigen ſehr 
abweichenden Rechtsverhältniſſe zwangen den Der 

1V. Dand. 


2 


herefchern bald einheimifhe Dorfchriften ab, 
wodurch allmählig erft einzelne Theile des Verfah— 
rens zweckmäßiger eingerichtet wurden, bis man 
fi in der glücklichen Lage fand, das fremde Joch 
ganz abzuſchütteln, und dem Staate eine vollftäns 
Dige, einheimifche Gerichtsordnung vorzufchreiben. 


Die ältefte, noch vorfindige öſterreich i— 


fhelandesordnumg (vom 12. oder 13. Jahr⸗ 


hundert) *) enthält in dem LVII. und LXIL 
Abſatze nur wenige allgemeine, auf das Rechts⸗ 
verfahren ſich beziehende, Vorſchriften: über die 
Pflicht, ſeinRecht vor Gericht auszutragen; über 
die Verbindlichkeit des Geklagten, vor Gericht zu 
erſcheinen, und über den Beweis durch Eid oder 
Zeugen, Erſt die, nach zwey Jahrhunderten ges 
folgte, Landesordnung für Mähren 





— 


*) Wir haben zwey, in einigen Stuͤcken abweichende, 
Ausgaben davon. Die erfte Fommt von dem bekann⸗ 
ten Ganzler zu Halle, Peter son Ludwig, ber fie 
von dem Neichshofrashs = Präfidenten, Grafen von 
Wurmbrand erhielt, fie Xeopold VIE, (1112—1194) 
zufchreibt, und dem VII. Tom. feiner Relig. Manusc. 
einruͤckte. Die zweyte ift von dem berühmten Frey— 
heren v. Senfenberg in den vis. div. de collect, 
leg. germ,, welcher fie von dem Reichshofraths⸗ 
Praͤſidenten, Ferdinand Grafen von Harrach, bes 
Fam, und ihren Urſprung auf das Jahr 1251 be— 
ſtimmt. Man findet! beyde neben einander abgedrudt 
in Syn. de Luca's Juſtiz- Goder, Wien 17934 
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(1535), bie ih, Mescek und Drdr 
nung für das Land unter der Euns (1% 
Gebr. 1557.) und Des Landrechts des Ery 
hberzogthums Defterreich unter der Enns, 
(28. Febr. 1557.) von Ferdinand I. verdienen 
als die erſten ſchwachen Grundriffe erwähnt zu 
werden *). Sie fcheinen aber über den Daraus ent 
ftandenen Gerichtsgebrauch fo fehr in Bergefs 
fenheit gerathen zu feyn, daß fie der Sammler der 
älteften Bjterreichifchen Geſetze **) nicht mehr zur 
Dand hatte, Un deren Stelle trat ein Privat» 
Werk eines berühmten Practikers , nähmlich 
Suttingers gefammelte Gerichtsgebräus 
che), welches bis zur Erſcheinung der Joſe—⸗ 





73 Ueber die Driginal-Musgaben der Älteren Gerichts⸗ 
ordnungen kann man nachſehen: Michael Denis 
Wiens Buchdruckergeſchichte. Wien 1782, ©, 399 
576. und 596. 

**) Sn dem Cod. Austriac, Tom. I, unter der Aufs- 
fhriftt Gerichts Proceßsund Drdnung 
des Landredhtes des Hochloblichen Erz: 
hberzogtbums Defterreih unter der 
Einns beißt es: ausgegangen 

**) Verneuerte observationes practicae, oder gewiſſe 

Gerichtsgebraͤuche, wie dieſe, ſonderlich bey dem 
landmarſchalliſchen Gerichte in Oeſterreich unter der 
Enas, mAh: genommen und gehalten werden; vor die⸗ 

* fern nach Ordnung des gemeinen Proceß zufammen ges 
tragen. and anjetzo nad) denen dieß Jahrs publicirten 
neuen Crecations- und Reviſionsordnungen corrigief 
und yerändert, auch fonft an vielen Drten vermehrt 


U 
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phinifhen Gerichtsordnung von Schülern der 
Rechte, Praris, von Advocaten und Gerichtsper- 
fonen als die fruchtbarfte Anleitung und als ein 
vielhältigeds Handbuh zum Nechteverfahren ger 
braucht wurde. Die Quellen, worauf es fih bes 
ruft, find vorzüglich: a) Das römifche und canos 
nifche Recht; b) vie oben erwähnte Gerichtsord- 
nung Ferdinands J.; c) die nachgetragenen Edicte, 
Meieripfe, Advocaten » Drdnungen, Revifions » und 
Erecutiond» DOrdnnngen; d) die Declaratorien der 
Gerichrehöfe; e) Entfcheidungen einzelner Fälle; 
f) das Unfehen der Ausleger des gemeinen Rechts; 
eires Gothofredus, Mascardus, enochius, 
Covaruvias, und der befannteren Practifer, eis 
nes Sail, Harprecht, Carpzov, S 
Rosbach u, a, m. 


Obſchon dem Werke mehrere fremdartige Ge 
genſtände (von Lehensſachen, geſetzlichen Zinfen » 
Gedenk- oder Hypotheken-Büchern; vom Anerbie— 
then der Schuld u. d. gl.) eingemengt ſind; ob⸗ 
ſchon ein natürlicher Ideengang, eine feſte Derbins 
Dung des Ganzen und der einzelnen Theile darin 
vermißt "wird, und obſchon man häufige Lücken. 
und eine gänzlihe Vernachläſſigung der äußeren 
Form wahrnimmt: fo kann man doch niche 





durch Soh. Bapt. Suttinger zum Thurmhof, der Rech⸗ 
ten Doctor, Rom. Kaif. Maj. Rath und N. Oeſt. 
Negimentscanzlern, in Nürnberg 1673 in 8. 


5 
verfennen , daß das Werk den künftigen Bearbeis 
tern einer Proceß» Drdnung zur erften Grundlage 
nüslich feyn Eonnte. Dieß bewährt die Inhalte, 
anzeige der darin abgehandelten, hier nach einer 
nafürlicheren Drdnung gereihten, ©egenflände. 
Don der Klage (observ. 2. 6. 7. 10.) und deren 
verfchiedenen Arten, als der Schuld» , Gewalts⸗, 
Aufforderungs », Schirmungs», und Meal» Silage 
(11-15. 31—36.); von Inſtruirung der Kla⸗ 
ge (22.), Cumulirung der Klaggegenſtände (17.)3 
Beränderung und Erequirung der Klage (16—13.); 
vonder Wiederklage (19.); Eontumacirung (23.) , 
und Edirung (27—30.); von der Citation, Lis 
tisconteftation und Den vorzüglichen oder endlichen 
Einreden (8. 37—40,); von Ancident » Streitigs 
keiten und der Intervenirung der Theilnehmer (41. 
42,); von Bergleichs » Commiffionen (47.,; von 
der Replik und Anzahl der Schriften (43. 48.); 
vom Beweis, Öegenbeweis und deren verfchiede, 
„nen Urten duch Urkunden, Zeugen, Ein, oder 
Uugenfhein (49 — 75. 143 — 146); von der 
Sonelufion und Eollationirung oder Anrotulirung 
(76 77.) ; vom Urtheile (1. 78—80); von der 
Appellation, deren Öegenftänden und Form (81 — 
99.); don der Reviſion (100. 101 — 149), 
Wiedereinfegung (102.), der Execution und deren 
verfihiedenen Öraden : der Pfändung , Schägung 
Einantwortung, Feilbierhung, Nahmhaftmachung 
der Güter und dem Perſonal-Arreſte (40. 45. 
103—133. 148,)5 von Cautionen, Proteftatior 
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nen, Terminen und Ferien (24. 26. 139.); von 
Abvocaten (20. 21), Expenſen, Taxen und Pins 
fällen (133 — 137. 141.); von außerordentlichen 
Derfahrungsarten in summario , possessorio, 
Injurien, Einftande», Proceßs und Crida⸗Hand⸗ 
fungen (3. 4. 5. 147. 150,) Die in eben dies 
fen Zeitraum fallenden, und die bis zum J. 1771 
nachgefolgten, dem cod, Austr, cum supple- 
ment, einberleibten, Drdnungen oder einzelnen, 
auf das rechtliche Berfahren fich beziehenden, Bors 
fehriften find größten Theils nur auf Abftellung 
eingefchlichener Mißbräuche gerichtet ; fie enthalten 
nur wenige Zufüße und noch feltenere Abänderunz 
gen. Dahin gehören die Gerichtsordnungen 
für das erzbiſchöfliche Conſiſtorium zu Wien /C, 
A. Tom, I. p. 430.), und ‚fir die Wienerifche 
Univerficae CT. IV. p. 234); die Appell 
tions⸗Ordnung (T. J. p. 85. T. IV. p. 
904.), Reviſions ⸗Ordnung (T. II.p. 247. 
T. III. p. 154. T. IV. p. 499.) Ad voea⸗ 
ten⸗Ordnungen T. J. p. 19. 35. 4r- 
IB. p. 231. 366. 494. 595. 622. 773. 
T, IV. p. 174. 252. 366. 322.- 623. 743° 
TV p. 71.) Erecutions » Drdnung 
(T. III p. 299-309. T. IV. p. 48. T. VL 
p: 1377.) Einzene Borfchriften über Edis 
rungen und Recognofceirungen (T.I.p. 
22.); über Erfirefungen T. HL p. 544. 
992» Neuerungen (T. IIl. p. 622. T. IV. 
p» 460), Schätzungen (T. Ill, p. 598, T 
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VI. p. 718.) Vormerkbuͤcher (Tv D 
748.) und EridasHandlungen (T. IV. p, 
853. T. VI. p. 1300.) 


Dom 3. 1771 bis zum J. 1781 kommt kei— 
ne erhebliche, die Gegenftände der Gerichtsordnung 
betreffende, . Borfcehrift vor, ale die am 15. Zus 
nius 1774 für die Gerichtshöfe in Oſt⸗-Galizien 
in lateinifcher Sprache Fundgemachte Gerichtsords 
nung, welche aber nur aus 7, kaum 6 Dectavs 
Blätter einnehmenden, Artikeln beftcht: 1) de 
advocatis, procuratoribus, eorumque ofli» 
cio; 2) de processu judiciali et scriptis in 
eo porrigendis; 3) de testibus; 4)de quae- 
stionibus incidentalibus ; 5) de dilationi- 
bus: 6) de expensis, damnis et executione 
sententiae; 7) de revisione. 


Indeſſen würde man aus dem äußeren Scheis 
ste, deß in einer langen Neihe von Fahren fo mes 
nige Verbeſſerungen der Civil Öefeßgebung getrofs 
fen worden find, einen irrigen Schluß zichen , daß 
durch den ganzen Zeitraum Eeine Sorgfalt für Die 
Bervollfommnung derfelden getragen worden fey. 
Die unvergeßliche Fürftinn M. Therefia harte, wie 
ih ſchon anderswo anführte*), bereits im J. 
1753 einen ausführlichen Pan zur Abfaffung ei— 


*) L. B. diefer Zeitſchriſt S. 19. 
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nes volftändigen Coder angeordnet, wodurch al, 
len Provinzen ein fiheres, gleihes Recht 
und eine gleihförmige rechtliche BVerfah— 
rungsart bejlimmt werden foll. 


Dem Gefeßbuche wurden drey Theile, a) über 
das Perfonenrecht, b) über das (Dingliche) Gas 
chenrecht, und c) über das Recht der Forderuns 
gen (das perfönfiche Sachenrecht), der vierte Theil 
aber der Gerichtsordnung zugedacht. Die 
ftäte Hoffnung, das Ganze zu vollenden, hemm— 
te die mittlerweilige Berbefferung einzelner Theile. 
Allein die nahmlichen Hinderniffe, welche ver 
Kundmachung des bürgerlichen Öefegbuches in den 
Meg traten, trafen auh die Gerichtsordnung. 
Im J. 1774 ward die Bearbeitung der. Ießteren 
dem Referenten, der ſich fehon durch mehrere Jah— 
re ohne große Fortſchritte damit beſchäftiget hats 
te, abgenommen, und dem Regierungsrathe (der 
mahligen Hofrathe) von Froidevo aufgetragen, eis 
nem Manne, der mit der gründlichſten Theorie 
und ausgehreitetiten Gefchäftskenntniß eine feſſel— 
freye Beurtheilung,, edle Freymüthigkeit, und eis 
ne feltene Gabe der klärſten Darftellung in fich 
vereinigfe, An wenigen Monathen war das Werk 
von ihm vollendet, bey der Compilations » Com» 
miffion vorgetragen, und durch Die höchfte Begnehs 
migung zum Drucke beftimmt. Plun vereinigten 
fih Mißgunft und Tadelfuche, der Fürftinn vorzu- 
ftellen, taß ein fo wichtiges, für alle Provinzen 
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geltendes Geſetz nur nach vielfältiger, bedächtli⸗ 
cher Prüfung mit Zuverficht Fund gemacht werden 
können. Die Folge war, daß der Druck eingeftellt, 
und das Werk vermuchlich mehreren geheimen 
Nathgebern um ihre Gutachten mitgecheilt wurde, 
Nach drey Rahren erhielten fogar vier berühmte 
Toscanifhe Rechts gelehrte, jeder einzeln, den ger 
heimen Auftrag, ihre Meinung darüber abzugeben, 
Mur Einer aus ihnen hatte über das, aus mehr 
ale 400 Seiten beftehende Werf 29, die Übrigen 
aber nur 6 bis ı2 Bemerkungen zur Erklärung 
oder Abänderung des Textes gemacht, und nur 
zwey Abäanderungen waren übereinflimmend vorge— 
fhlagen. Dennoch mußte eine eigene Commiſſion 
den Entwurf der Gerichtsordnung einer neuerlichen 
DBeurtheilung unterziehen, und erft von Joſeph IL. 
ift im &. 1781 die Kundmachung der, von dem 
Entwurfe nur wenig abweichenden, bürgerlichen 
Gerihtsordnung bejchloffen worden. 


Wer das Werk mic firenger UnparteylichEeit 
prüfet, wird Eeine der wefentlichen, inneren Ei— 
genfchaften eines zwecfmäßigen rechtlichen DBerfahr 
rens *) vermiffen. Aeußere Vorzüge diefer , nur 
aus 11% Detad » Bogen beftehenden, Gerichtsord; 
nung, find: Die natürlihe Drdnung , Beſtimmt— 
heit , Deutlichkeit und Präeifion. 


— nen 


*) Man vergleiche den 111. B. dieſer Zeitfchrift Ne, III. 
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Indeſſen entftanden über den Sinn einzelner 
Borfchriften, hauptſächlich aber Über mehrere Ges 
genftande, welche dieſe Gerichteordnung unberlihrt 
fieß, oder nicht vollftändig beſtimmt zu haben 
ſchien, allmählig viele Zweifel und Anfragen, 
die man, ob fie gleich oft nur von einzelnen Ge, 
richten, und fehr oft ohne hinlängfichen Grund 
erhoben worden waren, hauptſächlich aus zu ängfts 
licher Sorgfalt für durchgängige Öleichförmigfeit 
durch allgemeine Borfchriften beantwor; 
ten zu müſſen erachtete, und fo überftiegen die in 
Druck gelegten Erläuterungen, Ergänzungen und 
Deränderungen allmählig an Umfang den urs 
fprünglichen Text.“) Bon Leopold Il. ward das 





*) Da diefe nachgetragenen Verordnungen in der authenti- 
ſchen Gefesfammlung nur bis zum J. 1798 reihen und 
dort durch viele fremdartige Verordnungen unterbrochen 
werden, fo war es ein höchft nüglixhes Unternehmen, 
daß Herr v. Zimerlg, k. k. Rath und Neferent bey 
dem n,öft. Mercantil> und Wechfelgerichte, diefelben, 
infeinem Handbuch zur Gerichtsordnung, mit dem 
Texte von Abfag zu Abfag zufammen geftellt abdrus 
Een ließ. Die dritte vermehrte Auflage des I. Theils 
(Wien 1807) enthält die Verordnungen bis zum J. 
1807, der 11, Theil vom J. 1802 enthält in eben 
der Art die Coneurs-Ordnung und die Snftruction für 
die Juſtiz-Stellen. Die älteren und neueren Schriftflel= 
ler fiber die Defterreichifche Gerichtsordnung finder man 
in Cgde Luca's Juſtiz-Codex V. DB, unter dem 
Worte; Bibliothek, dann in des Hrn. Dre, Kreutz er 
Handbuh der Liter. Geſch. des Defterr. 
Privat-Rechts (Wien 1808, 1. u. IIl. Abth.) 


Ir 


‚ber eine Mevifion der Gerichtsordnung befchloffen , 
bey der man aber von dem Örundfage ausging, nur 
die erheblichen, nachgefommenen Berordnungen an 
den zufommlichen Orten der Gerichtsordnung eins 
zuſchalten, und nur die Dringend nothwendigen Abs 
änderungen in Vorſchlag zu bringen. Der hieraus 
entftandene Entwurf ift theils den inländifchen 
juridifchen Lehrkbrpern, theils den Gerichten um 
ihre Erinnerungen mitgerheilt, und dann einer 
neueren Derathfchlagung Der Öefes ⸗Commiſſion 
unterzogen worden. Diefe  erneuerte Gerichtsords 
nung wurde im J. 1797 in Weft » Galizien eins 
geführee , und im J. 1807 auf Di Öalizien aus 
gedehnt, Mehrere VBerbefferungen erachtefe man 
erft nach Vollendung des allgemeinen blirgerlichen 
Gefegbuches, mit welchem das rechtliche Verfahren 
in Einklang fiehen muß, durch eine neue, allge 
meine Gerichtsordnung vornehmen zu kön— 
nen. Die neue Proceß-Drdsung ift auch vom Herrn 
von Aichen (Nitter des Fin. Ungarifchen St. Ste 
phans- Ordens, N. Deit. Landrehts » Bice-Präfts 
Denten und Prafes des N. Oeſt. Merkantilr und 
Wechfelgerichts) bereits bearbeitet. Moch mangelt 
aber die Drdnung des vichterlichen Verfahrens 
außer Streitſachen, welche den zweyten 
Theil der vollſtändigen Gerichtsordnung aus— 
machen foll. 
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Ueber Vergleiche. 


E⸗ iſt eine ſchon in den natürlichen Rechtsgrund— 
ſätzen, vorzüglich aber in der Moral, gegründete 
Wahrheit, daß man in Berfolgung feines Rechts 
die gelinderen Mittel vor den härteren wählen foll. 
Die Defolgung diefer Vorſchrift Eonnte aber erft 
duch die Verfaſſung ordentliher Staaten realis 
firt werden *). Im Staate kann der Bürger fein 
Recht nur durch die richterliche Hülfe fuchen. In— 
dem er fein Begehren mit Gründen unterftügen, 
und jene feines Gegners widerlegen muß; fo Fann 
er fich überzeugen, ob feine Forderung über allen 
Zweifel erhoben , ob fie nicht zu weit ausgedehnt, 
oder niche doch wenigfiens einer billigen Mäßi— 
gung zu unterziehen fey, und felbft fein behaupte, 
tes Recht wird ihm nur inner den gefeglichen 
Schranken jugetheilt. 


Allein auch geordnete Rechtöftreitigkeiten füh— 
vennoch immer nadhtheilige und unangenehme Folgen 


— 


*) ©, dieſer Zeitſchrift 111. B. um St. 
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mit ſich. Daher waren ſchon die älteften Geſetzgeber 
kaum noch aufblühender Staaten darauf bedacht , 
den Proceffen durch gelindere Mittel, hauptſächlich 
durch Bergleiche der Parteyen über das fkreir 
tige Recht, vorzubeugen. 


Schon in den Zwöülftafelgefegen der Römer, 
worin der Kläger berechtiget wird, feinen Gegner 
gleich auf der Stelle vor Gericht zu führen, heißt 
es doch: Endo (in) via rem, uti paicunt, 
(paciscuntur) orato (agito, vel ita ratum 
esto). Ni ita paicunt, causam conscito , 
(cognoscito) cum perurand ambo praesen- 
tes. Erſt nah Sahrhunderten bekam dieſes Mits 
tel, Procefje gänzlich zu verhindern , oder fie doch 
vor dem Spruche zu unterdrücken, durch daS Bers 
fahren der Nechtsgelehrten, Durch das üble Bes 
nehmen der Nichter, und Durch einzelne DBerords 
nungen jene Ausbildung und Form, in welcher es 
in der Juftinianifchen Öefesfammlung (Tit. 
de transaect,) erſcheint. Die Pflicht der chriſtli— 
chen Sanftmuth verſchaffte den Vergleichen auch 
die Aufnahme in die geiſthichen Gerichte und 
in die Sammlung des Kirchenrecht? *), und mit 
beyden Gefegbüchern wurde dieſes Rechts-Inſtitut 
auf deutſchen Boden verpflanzt. 


— ç — — — 


*) Jos, Pehem praelect. in jus eceles, P,II.S.3. A. 1. C. 1. 
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Doh jene älteren Geſetze über Die Vergleiche 
Fonnten zur Verminderung dev Rechtsſtreitigkeiten 
nur wenig beytragen. Denn fie befchränften ſich 
auf die Peftimmung , welche Perfonen fih vers 
gleichen Fünnen , über welche Gegenſtände und mit 
weicher Wirkung. Die Öerichte blieben ganz uns 
thätig dabey, und warteten ruhig ab, 06 die Pars 
teyen aus eigenem Antriebe, ohne alle nähere Ders 
anlaffung , fich zu vergleichen geneigt feyn. Dielen 
billig denfenden Parteyen war diejes Mittel, Strei» 
tigkeiten zu befeitigen,, faft ganz unbekannt; ans 
dere fiheuten fih, den erften Antrag zu machen, 
und hierdurch etwa ein Mißtrauen in die Gerechtig— 
feie ihrer Sache vermuchen ‚gu laffen ; wieder ans 
dere waren zu flolz, ihrem Öegner zur Ausgleichung 
enfgegen zu gehen, und eigennügige Vertreter hit 
theten ſich wohl, die reichhaltigen Dusllen ihrer Ein, 
Fünfte felbft zu verftopfen, 


Nur erfk die neueren Öefeßgeber waren bedacht, 
die Bergleiche zu einem Hffentlichen Anftitute, 
zu erheben. Friedrich der Große in feiner, die 
Berbefferung des Juſtiz-Weſens betreffenden, Tas 
Dinet8 » Drdre vom 14. April 1780 fagte: „ESs ift 
wider die Natur der Sache, daß Die Parteyen mit 
‚ihren Klagen und Befhwerden von dem Richter 
„nicht felbit gehört werden, fondern ihre Nothdurft 
„durch gebungene Advocaten vorftellen follen. Dies 
„ſen Advocaten ift ſehr daran gelegen, daß die Pros 
„eeſſe vervielfältiget und in Die Länge gejogen wer⸗ 





15 
„den; denn davon dependirt ihr Verdienſt und ihe 
ganzes Wohl. Es ift alfo mein ernſtlicher Wille, 
„daß der Richter Fünftig die Parteyen mit ihrer 
„Klage und Verantwortung felbft hören; ihre Er, 
„zählungen und mitzubringende Beweisthiimer ges 
„gen einander halten, und fo den wahren Zufams 
„menhang der Sache, welche zu dem Rechtsſtreite 
‚Anlaß gegeben, eruiren, biernach aber denfelben 
„den Rechten und der Billigkeit gemnäße Borfchlär 
‚ge zum Bergleich machen foll. Sch halte 
„mich verfichert, daß Schon dadurch, daß die Par⸗ 
‚‚teyen von der eigentlichen Lage der Sache unters 
„richtet werden, die allermebreften Proceffe ſich Durch 
„Vergleich werden heben laffen.’’ *) 


Nach dem Geifte diefer Cabinets-Ordre wurde 
die Proceß » Drdnung bearbeitet, und am 26, 
April 1781 Eund gemacht. Der vornehmfte Zweck 
derſelben war, den Richter in den Stand zu ſetzen, 
die Wahrheit ſelbſt aufzufinden, dagegen aber auch 
die Parteyen gegen alle willkührliche Behandlung 
ſicher zu ſtellen. In dieſer Abſicht ſchaffte man die 
Advocaten ab, und machte es dem Richter zur 
Pflicht, die Parteyen, ſo oft er es nöthig fände, 
perſ oͤnlich zu vernehmen, die Vorlegung der Be⸗ 
weiſe von ihnen zit verlangen, und wofern er Dies 





*) Sammlung von Urkunden und Veten-Stüden zur Ges 
fchichte der neneften Preußifhen Geſetzgebung. Kiel, | 
1794. 
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felben unzulänglich fände, anderen mit Grund ver: 
mutheten Mitteln zue Erforfhung der Wahrheit 
nachzugehen, und davon Gebrauch zu machen, An 
die Stelle der Advocaton traten einiger Mas 
Gen die Affiitenz » Närhe, deren Haupepflichten 
darin beftehen: a) den Richter in Erforfchung der 
Wahrheit zu unterfiügen; b) die Parteyen gegen 
alles eigenmächtige und vefpotifche Verfahren des 
richterlichen Amtes zu fhügen, und c) nad) hins 
länglich entwickelter Thatfache die daraus entfprin» 
genden Rechte der ihnen befonders zugemwiefenen 
Partey (gleich dem vormahligen Advocaten) her: 
äuleiten und zu vertheidigen. Hierdurch fowohl, 
ald durch die unbefchränfbare Freyheit der Par 
teyen, Nechtögelehrte in ihren gerichtlichen Ange, 
legenbeiten zu Rathe zu ziehen, und felbe ald Be, 
vollmächtigte zu befteilen, gefhah es, daß, wie 
uns auch bewährte Männer verfichern *), die Ad» 
bocaten in dem preußijhen Staate nur dem Nahs 
men nach abgejchafft worden find, 


In Hinfiht auf den Vergleich ward ins, 
befondere angeordnet, daß derfelbe fhon während 
der Inſtruirung Des Proceffes verfuhr, 
nach inftruirtem Procefje der Verſuch nochmahls 
wiederhohlt, und, wenn er abermahl fehl ſchlägt, die 





*) Rahmdor über die Drganifation verfchiebener 
Stande. Hannover 1801. 1. B. 2. K. 
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Streitfahe dem Gerichte zum Spruche vorgelegt 
werben fol. Sin der neuen Yusgabe der allgemeis 
nen Preußifchen Procef » Didrung vom 3, 1795 
1. Th. 11. T. wird das DBergleichsverfahren volls 
ftäudiger ausgeführt. Die Gerichtsperſon foll 
nähmlich Bey: der Vergleichshandlung den Parreyen 
die Lage der Sache, in fo weit fie entwi— 
ckelt ift, vortragen, auf Die Geſetze, nach wels 
ben der Streit zu entſcheiden feyn dürfte, bins 
weifen, und allenfalls von Umtswegen Borfchläs 
ge machen, wie die Streitfache durch ein billiges 
UHebereinfommen bengelege werden fünnte. insbes 
fondere ey dee Kläger, wenn der Geklagte nur 
Durch das Beſorgniß der fchnellen Erecution von 
dem Eingeftändniffe der Verbindlichkeit zurück ger 
halten wird, zu billigen Friften over Theil 
zahlungen gegen annehmbare Sicherftellung zu 
bewegen. Wenn ein aus mehreren Puncten beftehender 
Proeeß auch nicht vollfiändig verglichen werden Fann, 
fo foll man fich wenigftens die Ausgleihung jener 
Pancte, welche einer w eitläufigeren und 
£oftfpieligeren Erdreerung bedürfen, möglichſt 
angelegen ſeyn laſſen. Bevollmächtigte der Pacteyen 
ſind mit beſonderen Vollmachten zum Vergleiche zu 
verſehen? Die Vergleichshandlung iſt ordentlich zu 
protocolliren, wirkt aber ohne Einwilligung bey— 
der Partehen Feine Hemmung der Friſten, die 
Zur ordentlichen weiteren Berhandlung der Streits 
jache bejtimme find. Wird ver Vergleich abgeichlof 
fen, fo hat er gleihe Wirkung mit einem rechts⸗ 
IV. a D 
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Fräftigen Urtheile. Ein muthwillig ausgefchlagener 
Vergleich hat die Beurtheilung zum Erſatze je 
ner Koſten, die durch die ferneren Berhandluns 
gen entftehen, zur Folge, 


Faſt von gleicher Urt, doch ausführlicher, iſt der 
Vorſchlag über die Sühnehandlungen in des Herrn 
Prof. Ch, Ull. Detlev von Eggers Entwurf 
einer allgemeinen Proceß » und Ge 
richtsordn Bi (Zürich 1799.) I. Th 6 T. 
v Il. Th. 16. T 


Größeres Auffeben erregte die in Dänemarf 
im %- 1795 getroffene Einrichtung der Ver 
gleichs-Kommiſſionen, von welcher ich, weil 
fie mir noch vielen unferer Nechtsgelehrten und Ges 
fchäftsmänner "nicht genau bekannt zu feyn fiheint, 
hier einen Furzen Auszug liefere. *) Die Einrich⸗ 
tung in Dänemark weicht von dem oben Erwähn⸗ 
ten welentlich darin ab, daß die Behandlung der 
Bergleiche nicht dem Anftruenten oder Richter libers 
laſſen ift, fontern eigenen, Dazu beflimmten, 


*) Eine vollftändigere Kenntniß erhält man in folgenden 
zwey Schriften: Memoire sur lorgine et Porganisation 
des comites conciliateurs en Danemarc par A. B. Rothes 
conseiller de justice et membre du comite conciliateur de 
Copenhague, a Copenhague 1803. Beytraͤge zur Kennt⸗ 
niß der DVergleigscinrihtungen in Dänemark, von 
eben bemfelben, 1804. 
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Vergleichs— Somiffären. Die Eigenfchafs 
ten derſelben ſollen ſeyn: genaue Kenntniß der 
Landesgeſetze; erprobte Rechtſchaffenheit und No— 
ralität; unermüdeter Eifer; tiefe Kenntniß des 
menſchlichen Herzens; Scharfſinn, den Rechtsſtreit 
und deſſen Folgen zu durchſchauen, und ein, der 
Beſtimmung angemeſſenes, würdiges Benehmen. 
In der Hauptſtadt Kopenhagen beſtehet die Toms 
miffion I) aus einem Vorſteher, der aus ven 
Ggrichtsbeyfisern gewählt wird, 2) aus einer Mis 
giftrats » PDerfon und 3) einem von dem 32 Nea 
präfentanten der Stadt; in andern Stäoren und 
auf dem Lande find zwey oder auch nur ein Coms 
miffär zur DBergleichshandfung beſtimmt. Gegen—⸗ 
ſtände der Vergleichskommiſſion find überhaupt: 
a) alle Civil, Streitigfeiten; insbefondere auch b) 
Pfändungen und Arreſte, fobald fie der Gläubiger 
zu feiner Gicherftellung vorgenommen hat; c) Aus 
genſcheine z DB über die Derrücfung der Örenzen; 
d) Berbal, und Neal - Anjurien; e) Eheftreitigs 
feiten; F) Streitfaben der frommen Inſtitute; 
g) des Clerus; und h) auch der Militär-Peeſonen 
unter fi) oder mit Civil, Perfonen , in fo fern 
ſich nicht den Militär Dienft berreffen- Ausgenems 
men Dagegen werden: a) alle Criminal » Fälle; 
b) Siscal » Angelegenheiten; c) Wechſelſachen; 
9) Injurien gegen öffentliche Beamte; und e) 
bereits entſchiedene, der Appellation unterliegen: 
de, Proceſſe. 

| DB7 


/ 
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Im Wefentlichen ift das Verfahren folgendes. 
Das, von dem DBerechtigren in der Kegel ſchrift— 
Sich zu ſtellende, Anbringen muß in Kürze das 
Factum und das daraus abgeleitete Begehren mit 
den nöchigen Urkunden und Behelfen enthalten. 
Das Anbringen wird dem Geklagten befannt ges 
wacht, und beyden Theilen eine kur ze Friſt zur 
Ericheinung geſetzt. Jeder Theil muß, außer eis 
nem unvermeidlichen gefeßmäßigen Berbinderungss 
falle, (der Abwefenheit, einer Krankheit, öffent 
licher oder häuslicher dringender Gefchäfte) pers 
fdnlich erfheinen, Ueber die Öefegmäßigkeit des 
Hinderniffes hat nicht die Commiſſion, weil ihr 
überhaupt Feine Gerichtsbarkeit zufteht, fondern 
Der ordenntliche Richt er zu erkennen. In fol 
chen Hinderungsfällen muß wenigftens ein, mit 
frener Vollmacht fie) zu vergleichen verfehener, 
Machthaber fih fielen, fonft ift es eben fo vie, 
als wenn der Borforderung nicht Folge geleifter 
worden wäre. Mebit den Mängeln, die jeden von 
dem Amte eines Machthabers ausfchließen, werden 
hier insbefondere aus geſchloſſen: Die Advocaten, 
Proeuratoren, ihre Gehül fen und die or— 
denthichen Richter. Eine Partey, die weder 
ſelbſt, noch vermittelſt eines geſetzmäßigen Macht— 
habers erſcheint, wird in der Folge von dem or 
dentlichen Richter, ob fie gleich den Proceß bes 
hauptet, in die Eutſchädigung für den Zeit 
verluſt, welcher dem Gegentheile durch Die Vorfor— 
derung zur Commiffion derurfacht worden, in Die 
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Koſten bes Verfahrens bey der Commiffion, 
dann in Die Koften des erfolgten Proceffes und 
zur Strafe der muthmillig ffreitenden 
) arten enverurtheilt. Diefe Berurtheifung trifft, 
wenn beyde Parteyen nicht erfiheinen, diejenige, 
die kein gefeglihes Hindernig Der unterlaffenen 
Stellung darthun kann. Eine wiederhohlte Vor⸗ 
rufung, zu erſcheinen, findet ohne ausdrückliches 
Berlangen einer Partey nicht Stat, und es läuft 
ganz gegen den Geift der Einrichtung, die Parz 
teyen zu einem DBergleihe zwingen zu wollen. 


Wenn Die Parteyen fich geftellt, ihr Neden 
vorgebracht haben, und daraus hervorgeht, Daß 
das Begehren des Klägers auf einer Thatfache bes 
xuhe, die duch Zeugfchaften erhoben wer⸗ 
den muß, fo verweiſet die Commiffion den Bes 
weisführer an den ordentfihen Richter der 
die Zeugen verhört, und ihre Ausſagen dem Zeus 
genführer übergibt, Die er Der Commiſſion vorles 
gen muß. Wenn der Geklagte ſich auf einen 
Beweis durch Zeugen beruft, fo wird, um den 
Vergleich nicht zu verzögern, bey der Commiffion 
Fein Bedacht darauf genommen; es bleibe ihm 
nur vorbehalten, Eeinen Vergleich einzugehen , und 
das ordentliche gerihtliche Berfahren 
zu wählen, wo er von feinem Beweife Gebrauch 
machen Fan. Die Commiffion eröffnet den Pars 
teyen die vorliegenden Beweismittel und die 
Gefege, von denen die Entfcheidung abhängt; 
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fie erffärt ihnen, wie die Streitfahe vor dem or, 
dentlichen Richter nach Necht und Billigkeit wahr, 
ſcheinlich entſchieden werben ‚würde, und 
fchlägt ihnen einen Vergleich vor, ber 
zwar nicht mit Nednerkünften, aber mit Gründen , 
die aus der Stärfe oder Schwäche der vorliegen, 
den Deweife, aus dem wahren Intereſſe bender 
Parteyen , ihrer Liebe zur Eintracht und Billig, 
keit, und aus ben nachtheiligen Folgen einer län— 
geren Streitführung hergehohlt worden, zu unters 
ſtützen ift, 


Nehmen die Parteyen ven Vorſchlag an, fo 
iſt der Vergleich mit voller Klarheit und Beſtimmt⸗ 
heit, damir ohne ferneren Streit die Erecution 
geführt werden könne, dem Protocolle einzuverfeis 


ben, und in authentifcher Form (mozu die Mur | 


fter vorgezeichnet werden) auszufertigen. Der ges 
fchloffene Vergleich wirft, gleich einem rechrefräfs 
tigen Hrtheife, die Erecution. Zu dem Ende find 
infonderheit bey Schuldzahlungen die etwaigen Fris 
ften mit der allfälligen Verwirkungs-Clauſel, und 
bey perfänlichen Leiftungen von Arbeiten, oder dem 
MWiderrufe einer Anjurie die Conventional⸗Strafe, 
wenn fie nicht pünctlich erfolgen, feſt zu ſetzen, 
und wenn die Erfüllung eines Vergleichs von der 
Ablegung eines Eives abhängen ſoll, fo ift deſſen 
Aufnahme dem ordentlihen Richter zu übers 
laffen. Noch foll die Commiffion aufmerkfam feyn, 
daß ein Verſchuldeter nicht einige Gläubiger durch 
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bereitrwillige Unerfennung dee Schuld vor anderen, 
die er in einen weitläufigen Rechtsſtreit verwickeln 
will, zu begünftigen fuhe, In den beyden Fäl— 
len, daß entweder die Parteyen auf Borladung der 
Commiſſion nicht erfcheinen, folglich ſtillſchweigend 
einem DBergleiche entfa gen, odee ausdrücklich den 
Berogleichevorfchlag der Commiffion verwerfen, ift 
die Streitfache , durch Beſcheid auf das der Com⸗ 
miffion überreichte Anbringen, an den ordentlichen 
Nichter zu weifen , der dDiefelbe in dem ordentli— 
chen Berfahren nach dem Nechte zu entfcheiven bat. 
Ohne Beyfegung eines folhen Defcheides (wodurch 
der Michter fich überzeugt, Daß dir Kläger die 
Bergleihs:Commiffionnicht übergangen habe,) darf 
unter Strafe der Nullität Feine Kia 
ge angenommen werden. (Daß die Par— 
tenen auch andere Bergleichsvorfchläge, als Die ih» 
nen bon der Commiffion gemacht werden, in Uns 
regung bringen, und darüber ſich vereinigen kön— 
ten, wird zwar ausdrücklich nicht gefagt, aber | 
es liegt unwiderfprechlich in der Natur und Beſtim⸗ 
mung der Einrichtung.) 


Damit die Streitfache durch den Vergleichs— 
verfuch Eeinen fangen Auffchub leide, fo muß 
derfelbe in Städten binnen 8 und auf dem 
Lande binnen 14 Tagen von Zeit der Vor—⸗ 
ladung beendiget feyn. Diefe Kegel hat nur 
die Ausnahme, wenn der Vorgeladene abmwefend 
und erſt durch feine Angehörigen von der Vorla— 
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dung zu benachrichtigen, oder wenn mit dem bon 
dem Kläger aufgeführten Zeugen noch vorerft das 
Verhör von dem ordentlichen Nichter oben er, 
wähnter Maßen abzuwarten ift. 


Um das Qufrauen der Parfenen in Der Ders 
gleihshandfurg zu gewinnen, wird verordnet, 
daß über die Eingejtändriffe und Aeußerungen der 
Parteyen ein flrenoes Stillfhweigen zu be 
obachten „ Feine Abſchrift davon zu verabfols 
gen, noch ber mindefte wirffame Gebrauch das 
von in dem ordentlihen Derfahren zu 
geftatten fen. | ! 


Bon allen Vergleichsverhandlungen muß am 
Ende jeden Jahres ein Derzeihnig dem Landes, 
fürften vorgelegt werden. Die Bergleihungen be, 
währen, das in Kopenhagen im &. 1798 bie 
Zahl der bengelegren Streitigfeiten auf 2016, im 
J. 1799. auf 2264, im 9%. 1800 auf 2635 
und im %. 1801 auf 24915 Dagegen Der nicht 
bengelegten im erften auf 135, im zweyten auf 
138 , im dritfen auf 125, im bierten auf 136 
fih belaufen, und vie Proceffe feit Einführung 
der Vergleichsanſtalt beynahe um zwey Drittcheir 
le ſich vermindert haben. 


Die in der Civil, Gerichtsordnung des Frans 
zöfifhen Reihe L Th. II. B. 1. T. angeord⸗ 
nete Gütepflegung kommt in einigen Stü— 
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cken mie der Dänifchen überein, weicht aber in 
mehreren Stücken davon ab. Auch zufolge der er⸗ 
ftern foll über Streitſachen, die den Gegenſtand 
eines Vergleichs ausmachen Fünnen, feine Kla— 
gedondem ordentlichen Richter ange 
nommen werden, dafern nicht vorher Der 
Geklagte zur Pflegung der Güte vor dem Fries 
Densrichter vorgeladen worden iſt, oder Die 
Parteyen fih freywillig deßhalb vor ihm geftellt 
haben (Art. 48). Davon find aber viele Rechts— 
gegenftände fowohl in dem 49., als auch in dem 
320. 345. 565..570. 718. 839. 859. 871⸗ 
und 883. Artifel ausgenommen. Der Beklagte 
wird zum gütlichen Verhöre von feinem (nach Ber 
ſchiedenheit des  Grreitgegenftandes competenten) 
Friedensrichter vorgeladen CArt. 50). An Der 
Borladung muß wenigftend eine dreytägige Feiſt 
verſtattet (Art. 51), und in derſelben der Gegen— 
ſtand kürzlich angegeben ſeyn (Art. 52). Die 
Parteyen erſcheinen in Perfon, nur im Verhin— 
Derungsfälle durch einen Bevollmächtigten Ark.53.) 
Wenn die Parteyen erfchienen find, fteht dem Klä— 
ger frey, fein Geſuch deutlicher zu erklären, ja 
fogar feine Forderung zu erhöhen Auch 
der Geklagte Eann Die Geſuche anbringen, die er 
für nöchig erachtet. Das darüber aufgenommene 
Protocol enthält die Bedingungen des Vergleiche, 
oder die Erklärung, daß die Parteyen fich nicht 
haben vergleichen Fönnen. Die in das Protocoil 
eingetragene Uebereinkunft hat nur die Kraft einer 
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Privat» Berfhreibung (Ark. 54). Wenn 
eine Partey der andern den Eid anträgt, nimmt 
ihr dee Friedensrichter folchen ab, oder bes 
merkt die Verweigerung, denſelben zu leiſten 
(Art. 55). Wenn eine Partey nicht erfcheint, fo 
wird ihr eine Geldbuße von 10 Franken aufs 
erlegt (Art. 56), Die Vorladung zum gürlichen 
Berhöre unferbricht die Berjährung, und macht, 
daß die Derzugszinfen zu laufen anfangen, jeboch 
nur dann, wenn die Klage binnen Monarhsfrift, 
vom Tage des Ausbleibens der Partey oder ver 
vergeblich verfuchten Güte an, eingereicht wird 
(Art. 57). Das Ausbleiben einer Partey wird im 
Gerichtsbuche und auf dem Driginal oder der Abs 
fchrife der Ladung angemerft (Art. 38). | 


Mit der Aufnahme der Franzöſiſchen Gerichts: 
ordnung in mehreren Ländern verbreiten fich dort. 
auf die Bergleihshandlungen durch Friedensrich— 
ter. England hat ſchon feit langer Zeit feine 
Friedens richter, und Nußland in feinen 
fogenannten Billigkeitögerichten eine ähnliche Anſtalt. 


In dem Entwurfe zu einer neuen 
Gerihtsordnung für die Chur-Sächfi— 
fhen Lande (Dresden 1803) hatte man beym 
Dergleihsverfahren (10. Tit.), wie es foheint, 
hauptſächlich die Preußiſche Proceß-Ordnung vor 
Augen. Einige wichtigere Abweichungen find dieſe. 
Der ordentliche Richter verfuche den Vergleich nach 
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der dem Öeklagten zugeftellten Replik. Die 
Partenen Fönnen allein oder mit ihren Advoca— 
ten erfcheinen, und während ver Bergleichevers 
handlung mit felden in geheim berathfchlagen, Der 
Richter foll nach Umſtänden beyde Parteyen zus 
gleich oder abgefondert über die Vergleichsvorſchlä— 
ge vernehmen, und nur, wenn es erhebliche Urfaz 
chen oder beyde Parteyen verlargen, die Bars 
gleihehandlung prorogiven, oder im DBerfolge des 
Proceſſes erneuern. Den höheren Auftiz- Collegien 
wird es zur Pflicht gemacht, bey Einfangung der 
Proceß-⸗Aeten aufmerkfam zu fenn, wie Die Rich⸗ 
fer und Advocaten in Beförderung eines Bergleis 
ches ſich benommen haben, und den Mangel ver 
Geſchicklichkeit, des Fleißes, oder guten Willens 
firenge zu ahnden. ”) | 


An Defterreich war es fihon vor Jahr— 
hunderten üblich , daß man in dunkeln, zweifels 
haften, oder zroifchen nahen Verwandten obmwalr 
tenden Streitigkeiten nach erflatterer Replik Coms 
miffionen zur Ausgleichung der Parteyen anorones 
7) Ian Warſchau erhielten im vorigen Jahre bie 

Sriedensrichter, welche die größte Anzahl der Proceffe 
verglichen hatten, ein Ehrenzeichen. Die Medaille 
ftellt auf der einen Seite das Bild des Königs von 
Sachſen und Herzogs von Warfchau, auf der andern 
den Altar Der Eintracht vor, Über welchem zmey in . 


einander gefchloffene Hände erſcheinen, mir der Yufe 
schrift: Felix componendis litibus. 
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te. *) Unfere dermahlige Gerichtdorbnung (dom J. 
1781 ſammt den nachgefolgten einzelnen Verord⸗ 
nungen) faßt ſich in Rückſicht der Vergleiche 
im Allgemeinen ſehr kurz. „Jedem Theile ſteht 
„frey,während des Proceſſes einen Ver— 
„g le ich gerichtlich oder außergerichtlich vor zu— 
„ſchlagen, doch ſoll ver Proceß dadurch, ohne eine 
„von der Gegenpartey ſelbſt vorläufig beygebrachte 
„ſchriftliche Erklärung, nie mahls im Minde— 
„ſten gehemmt werden. Dem (unteren) Richter 
„ſteht zwar frey, bey vorhandenem gründlichen 
„Anlaſſe, auch ohne Unfuchen der Parteyen, fich zur 
‚Stiftung eines gürlichen Bergleiches mic Anftand 
und Befcheidenheit zu verwenden (und die Ders 
‚„‚gleihssPuncte den Parteyen an die Hand zu ge 
ben), jedoch foll derfelbe nicht in Die Parteyen 
„durch ungeflümes Zureden zum Dergleiche drin» 
‚gen, viel weniger aber fein richterliches Anfehen 
„einmengen. Wenn ein Theil den Vergleich mind» 
„lich oder fchriftlich ausfchlägr, foll er ohne weiters 
‚die Unterbandlungen abbrechen, urd überhaupt 
„darob ſeyn, daß hierdurch (ohne Einwilligung 
„beyder Parteyen) Eeine gerichtliche Handlung ges 
„hemmt werde. Dem AppellationssGerichte ift aus 
„ßer dem Falle, daß beyde Parteyen es verlangen, 
„die Stiftung eines Vergleichs zu veranlaffen nicht 


*) Stuttimger: Verneuerke observ, practie, Nuͤrnberg 
1656, observ, XLVII. 
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„geſtattet.“ (9.268.269. Verord. vom 14. Junius 
und 23. September 1784. Gerichtsordaung für 
Galizien vom J. 1796. Hauptſt. vom Vergleiche.) 


DenBerggericht en Gerichten über Berg— 
werksſtreitigkeiten) wird insbeſondere aufgetragen, 
„daß die Parteyen bey den zum Verſuche der Güte 
„beſtimmten Tagſatzungen felbft erſcheinen. Soll⸗ 
„te aber ein Sachwalter erſcheinen, fo iſt über die 
„vorgekommenen Vergleichsvorſchläge Die Erſtre— 
„ckung der Tagſatzung, ohne Einverſtändniß beyder 
„Parteyen, nur einmahl zuzulaſſen, der Sachwalter 
„aber zu verhalten, eine ſchriftliche unbeſchränkte 
„Vollmacht zur Eingehung eines Vergleiches mit 
ru bringen, widrigen Falls ſoll, wenn auch bey 
„dieſer Tagſatzung kein Vergleich zu Stand käme, 
„einem weiteren Verſuche der Güte in der Streitfa- 
„Ge nichtmehr Statt gegeben werden,’ (Berord. 
vom 1. November 1781, 6. 20,) 


Wichtiger find zwey andere, in unferem Staate be, 
frehende Öffentliche, Anordnungen über die Bergleiche:: 


Erftens Nechtöftreitigkeiten awifchen Gturs- 
untertbanen unter fib müſſen zuerft bey dem 
Wirthſchaftsamte (dem odentlicher Weiſe nicht vie 
rechtlichen , fondern die politiſch = Deonomifchen 
Angelegenheiten anvertraut find ) und zwar, 
wenn Die flreitenden Theile unter verſchiedenen 
Grundherren ftchen, vor jenem, dem Der Ge— 
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Geklagte unterliegt, zu dem Ende angebracht wer— 
den, Damit felbes auf eine vorfichtige, Kluge und 
beſcheidene Arc den Streit zu vergleihen fude 
Zu diefem Vergleiche werden weder Advocaten 
zugelaffen, noch ſchriftliche Aufſätze ange— 
nommen, ſondern die mündlichen Verhandlungen, 
in Beyſeyn zweyer Zeugen für jeden Theil, dem 

Protocolle einverleibt, und den Parteyen, ohne 
von denſelben eine Taxe fordern oder annehmen 
zu dürfen, Abſchriften mitgetheilt. Die geſchloſſe— 
nen Vergleiche geben, gleich den gerichtlichen, das 
Recht der Execution. Die (unteren) Richter haben 
die Pflicht, die, ohne einen ſolchen Vergleichsverſuch, 
voreilig überreichten Klagen zurück zu weiſen, und 
zu wachen, daß diejenigen, welchen eine Unacht— 
famfeit zu Schuld liegt, zur Berantworfung und 


Strafe gezogen werden. Das Obergericht ift aber 


nicht berechtiget, wegen Hintanfegung Des Ber 


gleichöverfuches, wenn die Streitfache ordentlich, 
verhandelt, und von dem Gerichte entfhieden wors - 


den ift, die Verhandlung und das Urtheil für 
null und nichtig zu erklären. (Berordnung vom 23. 
Junius 1788, 29. Junius 1792, und, 20. No: 
vember 1795. Hof > Kanzley » Deere für Bali, 
jien von 17. November 1808.) 


Eine zweyte üffentliche DBergleichsanftalt be— i 


fieht in den Borftädten der Stadt Wien 
in Dinfiht aufminder beträchtlich en Streit 
gegenftände. Schon in dem Circulare vom 1. No⸗ 


* 
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vember 1791, über die Einführung der neuen 
Polizey » Berfaffung in Wien, ward feftgefest, 
daß die Polizeys Bezirks: Directoren Eleinere Vor— 
fälle, die zwar zu Klagen und Entfcheidungen ges 
fangen , aber auf der Stelle abgethan werden - 
Eönnen, (3. B. Schmähhändel, geringere Schlä— 
gereyen ohne. Berwundung) fchlichten follen. So— 
bald es jedoch auf Zur oder Aberfennung eines Nechts 
ankommt, fo fol er den Parteyen, zur Vermei⸗ 
dung eines ordentlichen Nechtsfireites , feine Ders 
mittlung anbiethen, das Geſchäft freymillig vor 
ihm zu behandeln, felbes auszugleichen oder 
allenfalls als Schiedsrichter zwifchen ihnen den 
Ausſpruch zu faflen , ohne den Parteyen gegen 
ihren Willen den Weg zu ihrem ordentlichen Ges 
richtsſtande zu benehmen. Ueber die Behandlung 
foll ein genaues Protocoll geführte , den Parteyen 
(vorzüglich zur Eintreibung der verglichenen Frifts 
jahlungen) ein Protocofls » Auszug ertheilt, alles 
aber ohne Tare, oder fonft eine Entrichtung ber 
handelt werden. Durch das Circulare vom 26. 
Hornung 1792 wurden aber folgende wichtigere 
Abänderungen gefroffen: ıtens feyn Diefen Amtes 
verwaltungen Sid il,NRätbe und Actuare vom Mas 
giftrare beyzuziehen ; ztens vor felben alle wider 
unadelige Einwohner zu führende Rechtsſtreitig— 
feiten, Deren Gegenftand den Werth von 25 
Gulden nicht überſteigt, oder Die Zins-oder Ausz 
jiehungsfachen,,. oder bloße Berbal » Injurien bes 
tveffen, mündlich anzubringen, und, dafern fie - 
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nicht verglichen werden können, die Berhands 
lung darüber aufzunehmen, und die Urtheile zu 
ſchöpfen; ztens tiber dieſe aber, fo wie über die 
gejchloffenen Bergleiche, die Execution entweder bey 
eben diefer Amrsverwaltung oder bey dem Magiz 
ftrate anzufuchen. In der hiernach zugleich ertheils 
ten Anftruetion wird der Amtsverwaltung die 
Maht eingeräumt, Die Zeugen, auf weldhe die 
Partenen fih berufen, vorzufordern, und ihre eids 
lichen Ausſagen in Das Protocoll aufzunehmen; vors 
züglich aber wird derfelben eingeſchärft, fich alle Mir 
he zu geben, daß dergleichen Streitigkeiten, in fo 
fern es ohne DBerlegung des, einem oder ‚dem 
andern Theile zuftehenden , offenbaren Rechts 
und ohne Mißbrauch des richterlichen Anfehens 
geichehen Eann, in Güte verglichen werden 
Endlich in dem Cicculare vom 25. Jäner 1793, 
wird jwar den Parteyen geftatter, ihre Streitigs 
Feiten, wenn fie fich Darüber zu vergleichen ge” 
neigt find, dem Polizey-Bezirks = Director vors 
jurragen, und fih von ihm beratben zu laffen ; 
dofern aber der Nechtsftreit ordentlich vor dem Be> 
dirfsgerichte ausgefragen werden foll, fo find Die 
ohnehin ſehr befhäftigten Bezirks , Directoren. von 
der Pflicht, dabey gegenwärtig zu feyn, enthoben. 


Aus den von Diefen Gerihtsverwaltungen 
dem oberften Gerichtshofe jährlich eingefendeteen 
Tabellen zeige fih, daß in den fegteren fünf Jah⸗ 
ven, vom J. 1804 bis zum GSchluffe des J. 1808 
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aus 14,329 anhängig gemachten Proceffen 10,034, 
folglich mehr als zwey Drittheile derfelben verglis 
Hen, und aus den abgeführten nur 14 zur Appel 
fation, und aus diefen nur 6 zur Nevifion be 
fördert worden find: 


Aus dem, was bis jeßt über die, fowohl von 
den älteren ale neueren Geſetzgebern in verfchiedenen 
Staaten zum Behufe der Bergleiche getroffenen, 
Unftalten gefagt worden iſt, ergibt fich zunächſt, 
worin diefe Gefesgeber überein Eommen, und wors 
über ihre Meinung getheilt fen. Alle a) zeigen 
ein thäriges Beftreben, daß die Rechts ſtreitigkeiten 
durh DBergleihe vermindert, und in ihrer 
Geburt erſtickt werben. Alle wollen jedoch b), daß 
es von den Parteyen freywillig, ohne einen 
Zwang, auf ihre wahren und Vermeinten Nechte 
ganz oder zum Theil Verzicht zu leiften, gejches 
hen fol. Sie wollen daher auch c), Daß dabey 
alle Berzögerung Be ordentlichen Nechtös 
verfahrens, und noch mehr d) aller parteyifcbe 
Einfluß auf die bevorfiehenderehtlihe Ent⸗ 
ſcheidung vermieden werde, | 


Ohne mich dermahlen in eine entfcheidende 
Yeußerung meiner Meinung, welcher aus Den hier 
vorgelegten verſchiedenen Beranftaltungen und 
DBorfchriften der Vorzug gebühre, einzulaffen , ber 
gnüge ih mid) nahftehende Fragen und Bemers 
fungen meinen Lefern zur Prüfung vorzulegen. 

IV, Band. C 
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Erftens. Soll man alle Eivil:-Srreitigfeiten (mit 
Ausnahme einiger, weniger, nach dem DBenfpiele 


der Dänifchen und Franzdfifchen Öefeggebung) einem - 


Bergleihdperfuhe unterwerfen, dergeſtalt, 
daß ohne denfelben Eeine Klage von dem Eis 
vilsÖerichte angenommen werden Darf? Gegen eis 
ne ſolche Vorſchrift dringen ſich mehrere Bedenklich- 
feiten auf. Einmahl legt fie den Parteyen, unge» 
achtet der feyerlichſten Zuſicherung einer "bollfoms 
menen Frenheit im Abfchließung eines Vergleichs, 
Doch immer eine Art von mittelbarem Zwan— 
ge an, ſich zu einem Bergleiche zu bequemen. Da 
man ſchon einmahl vor einem Bergleihs » Com: 
miffar auf öffentliche Anordnung erſchei— 
nen muß, fo beforat man, im alle ver Bermweiges 
rung , den Vergleichs vorſchlag anzunehmen, nicht 
ohne Grund, als ein harter, unbilligee und flarrs 
finniger Mann betrachtet zu werden. Wenn nun 
aber eine Partey (mas bey gerechten und deutlich 
abgefaßten Gefegen häufig der Fall iſt) das Recht 
und zugleich die Dilliafeit offenbar für fich har, 
wie Fann man ihr zumuthen, daß fie Durch Ders 
gieih von ihrem, mit der Billigkeit- zufammens 
treffenden, Rechte nachlaffen fol? Die Beftim 
mung der Berhandlung Fann in einem folchen als 
Ie nur feyn , entweder den rechts unkündigen 
DBerpflichreten von feinem Unrechte zu belehs 
ren, oder feinen Starrfinn durch Androhung 
des Erſatzes der Proceß-⸗Koſten zu beugen, oder 
ihm billige Friſt en zur Erfüllung feiner Pflicht zu 





35 
verfchaffen. Dieß kann aber auch theils im orbents 
fichen Wege des Verfahrens, theils, wie ich: unten 
bemerke, in gewiffen Fällen ausnahmemweife 
durch Vergleichs » Commitfäre bewirkt werden, 
ohne daß es nöthig ift, alle Rechtsforderungen 
dem allgemeinen Zwange zu unterwerfen, daß fie 
erft vor einem DBergleihs » Eommiffär angebracht 
werden müffen. An zweifelhaften, verwis 
ckelten Nechtsftreitigkeiten füllt es Männern von 
firenger Gerechtigkeit und Nechtfchoffenheit ebenfalls 
fehr ſchwer, ſich in einen Vergleich einzulaffen. Sie 
wollen nichts, als was ihnen nach dem Nechte gebühr 
ret; Feiner will von dem andern einen Nachlaß des 


Nechts, der den zweydeutigen Schein eins Ge⸗ 


ſchenkes mit ſich führt, und fie ſcheuen bey ihren 
guten Vermögens umſtänden Die Koſten des Proceffes 
nicht. Sie wollen alfo, daß der Streitgegenſtand von 


Richtern, die das Öffentliche Zutrauen von Einfiche 


und Uinpartenlichfeie für fih haben, genau unter⸗ 
ſucht und beurtheilet werde. Nur erſt, wenn die— 
ſe den Streit ſo dunkel und verwickelt finden, daß 
man durch eine ſcharf durchgreifende Entſcheidung 
Gefahr liefe, einem oder dem andern Theile Un— 
recht zu thun, oder ihn doch unbillig zu behans 
deln, find fie geneigt, den Streit nach Recht und 
Billigkeit auszugleichen, 


Undererfeits kann ich nicht in Abrede ſtellen, 
daß, wenn die Öffentliche Berwaltung in Nückfiche 
> der Ausgleichungen, fih ganz nur leidend ven 
| & 2 


y 
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hält, und felbft die Einleitung oder Anregung ei— 
ner Deylegung einzig dem AUnfuchen und Eins, 
verftändniffe der Parteyen überläßt, Bergleiche , 
fo heilfam fie auch oft wären, bob nur 
äußerſt felten zu Stande kommen würden: Bielen 
rehtsunfundigen Parteyen ift diefes gelins 
dere Mittel, NRechtsftreitigkeiten zu befeitigen , 
faum dem Nahmen nach befannt, oder fie fehen 
richt voraus , daß die Proceß » Koften wahrjcheins 
lich den Werth des Gegenſtandes verfchlingen wers 
den. Andere fcheuen fich, unaufgefordert den er” 
ften Antrag zu machen, um dadurch nicht etwa 
ein Miftrauen in ihre gereshte Sache zu erfennen 


zu geben. Wieder andere find zu fol, um ihrem 


Gegner zuerft die Hand zum Vergleiche zu bierhen. 


Sollte nach diefen kurzen Betrachtungen nicht 
ein Mirtelweg zrwifchen den beyden Extremen, dem 
allgemeinen 3 wange, alle Rechrsftreitig- 
feiten erft dem Derfuche einer Ausgleihung unter 
jiehen zu müffen, und dem.allgemeinen ru 
higen Zumwarten der Behörden, ob die Par: 


tenen ohne alle Aufforderung eine Ausgleichung 


verlangen, aufgefunden werden Ednnen ? Die Defter> 
reichifche Staatöverwaltnng hat ihn wenigftens 
zum Theil ſchon vorgezeichnet. 1.) Die Gtreitig- 
keiten auf den flachen Lande wären überhaupt, 
weil die Parteyen gewöhnlih in dem Rechte 
wenig erfahren find, und die Koften des 
Proceffes haufig nen Werth des Streirgegenftan- 
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des aufwiegen, erſt zum Verſuche der gütli⸗ 
chen Benlegung zu bringen. 2.) Aus dem letzte⸗ 
ren Örunde, und damit die Bürger nicht durch 
das Deforgniß der den Gegenſtand überwiegenden 
Proceß⸗Koſten abgehalten werden, minder berrächt- 
lihe Forderungen geltend zu machen, follen aud) 
in den Städten (wie oben von den Vorſtädten 
Wiens bemerkt worden ift) nebft den ordentfichen, zus 
gleich Eleinere Öerichte beftchen, wo unbet rächt⸗ 
liche Forderungen (unter einem beſtimmten Werthe) 
angebracht, und in Güte ausgeglichen, oder, 
nach vergeblihem Verſuche, in Kürze und mit ges 
ringen Koften entfchieden merden follen. 3.) In 
dem ordentlihen gerichtlichen Berfaßs 
ven, dem noch Fein VBergleichsverfuch voraus ge" 
gangen ift, Fünnte, wenn dad Verfahren ein 
mündliches ift, dem Richter zur Pflicht ges 
macht werden , Die Parteyen, fobald die Streits 
fache (wie gewöhnlich ſchon nach der Einrede) hins 
- Sängliih aufgeklärt ift, an den Verſuch einer güts 
lichen Beylegung zu erinnern, und diefelbe, wenn 
die Parteyen einverflanden find, gehörig vorzus 
nehmen. In dem ſchriftlichen Berfahren las 
ge dem Geklagten 05 , mit Erflattung der Eins 
rede fich zu erklären, ob er zu einer Vergleichs- 
handlung geneigt jfey oder nicht, und allenfalls in 
welcher Art, Darüber hätte der Kläger noch vor 
oder in Erftattung der Neplikfih zu äußern, 
und der Michter, wenn beyde Theile fich zu vers 
gleichen bereit find, den Verſuch der Güte einzus 
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feiten. 4) An außerordentlichen, zu einem Ber 
aleiche insbefondere geeioneten,, Fällen (3. B. eins 
geflagter Koften wegen unehelicher Schwängerung, 
in Eheftreirigfeiten, in Proceffen, die zwiſchen 
nahen Angehörigen vorfallen , oder Die fehr Dun 
fel, verwickelt und zweifelhaft find, oder wo das 
Hecht und die Dilligkeit fih zu durchkreuzen ſchei— 
nen) wäre es Pflicht des Richters, eine 
Ausgleichung, obſchon die Parteyen anfänglich nicht 
dazu geneigt fcheinen, von Amtswegen, boch ohne 
Derzögerung des ordentlichen Berfahrens, zu vers 
ſuchen. Würde diefe Pflicht von dem unteren Rich» 
ter verabjäumet, fo käme es dem Dbergerichte zu, 
vor der höheren Entfiheidung das Vergleichsver— 
fahren dem unteren Richter aufzufragen, odernad) 
Defhaffenheit der Umſtände unmittelbar ſelbſt eins 
zuleiten. 


Nach dieſer Erörterung laßt ſich auch eine 

zweyte Frage, nähmlich: ob die Sühne vor oder 
erſt in dem gerichtlichen Verfahren zu verſuchen 
ſey, leicht beantworten. In den eben unter 1.) 
und 2.) angeführten Streitfällen, die großen Theils 
aus bloßer Rechtsunerfahrenheit ber Pars 
teyen entfliehen, geringfügig find, und kei— 
ner tieferen Nachforſchung bedürfen, ift 
es ohne Abbruch des Nechts möglich, und zur Bes 
feitigung beträchtlicher Koften auch nothwendig, 
den Streit nach einer, kurzen hinlänglichen Erör⸗ 
tecung beyzulegen oder zu entfcheiden, und Die 
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Marteyen nicht erft Durch den bebächtlicheren, Eofts 
fpieligen Weg des fürmlichen Berfahrens zum Zier 
Te zu bringen. Den übrigen Fällen dagegen fcheint 
diefer vafche Bang nicht angemejfen zu feyn- 


Uus dem nähmlichen Grunde Fann man drit⸗ 
ten sin den erwähnten zwey Fällen die Beylegung 
folhen Männern anvertrauen, die, ohne ein ors 
dDentliches Nichteramt zu befleiden, doch hinrei— 
chende theorerifche und practiſche Rechtskenntniſſe 
zur Beylegung einfacher Nechtsfachen befigen- Ans 
dere Eigenfchaften: die Gabe, Zutrauen in feine 
Rechtſchaffenheit und Billigkeie zu erwerben, Die 
Fähigkeit, eine Sache Deutlich aus einander zu 
ſetzen, Kenntniß des Drtes, der Sitten, ver des 
Dürfniffe und anderer Berhäleniffe der Einmohner, 
die Kunft durch eine angemeffene Beredſamkeit die 
Gemüther zu föblichen Abüchten zu leiten, und die 
Gewandrheit führen in folhen-Dergleichsunterhands 
fungen fiherer und fechneller zum: Ziele, als tiefe 
und ängftliche Grübeleyen. Der öffentlichen Bers 
waltung dürfte es auch nicht ſchwer fallen, ohne 
neuen Aufwand folhe Männer zur Schlichtung der 
Ver gleiche aufzufinden, und eben fo wenig dürfte 
es einem großen Bedenken unterliegen, ihnen, wenn 
Die Parteyen unter der Bedingung eines abzule⸗ 
genden Eides oder einer fummarifchen Abhdrung 
von aufgeführten Zeugen, einen beftimmten Ders 
gleich abſchließen wollen, die Aufnahme folcher 
Beweiſe zu überlaffen. Wichtige, fehwerere, ver 
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wickeltere Fälle dagegen, die in wenigen Stunden 
oder Tagen kaum in das Klare gefest, viel wer 
niger von allen Seiten richtig beurtheilt werden 
Fönnen, müffen , ſelbſt im DBergleichsmege, um 
fich nicht der Gefahr einer oberflächlichen , widers 
rechrfihen und zu neuen DBefchwerden führenden 
Beylegung auszufegen, der tieferen Einficht des 
ordenthlichenRichteramtes vorbehalten blei— 
ben. Dem Einwurfe, daß der Richter, welcher 
gewöhnlich ſchon bey Schlichtung eines Vergleichs 
ſeine Meinung für die eine oder die andere Parthey 
zu erkennen gibt, Das Zutrauen einer unp arteys 
lichen, rechtlichen Entſcheidung verliere, 
wird zwar ſchon ein vorfichtiger Richter dadurch be— 
gegnen, daß er ſich in die Vorſchläge der Bergleichs, 
Puncte nicht eindringt, ſondern nur die von den 
Parteyen ſelbſt in Antrag gebrachten Vorſchläge 
wechſelſeitig mittheilt. Außerdem koͤnnte man, zur 
Entfernung alles Scheines einer Parteylichkeit, 
anordnen, daß jenes Mitglied eines Gerichtshofes 
welches einen DBergleich fruchtlos verſucht hat, den 
Bortrag Über den Nechtöftreie einem andern Mits 
gliede abtreten, und allenfalls bey der Umſtim— 
mung des Stimmrechtes fih gänzlich enthalten foll, 


Dbige Unterfcheidung der Rechtsfälle kommt 
auch bey der vierten Frage zur Anwendung‘, ob 
den Parteyen Advocaten zur Vergleichshand— 
fung zuzulaffen feyen. In einfachen und unwich— 
tigen Rechtshändeln haben die Parteyen zur Aus 
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gleichung den Beyftand eines Bertreters nicht noth⸗ 
wendig. Hier Fann und foll der Vergleichs ‚ Com> 
miſſär beyde Parteyen auf ihre Nechte und auf bie 
Behelfe over Gründe, womit diefelben zu unterftüs 
gen find, aufmerffam machen. Und es entſteht 
vielmehr Das gegründete Deforgniß, daß überklus 
ge Rechtsgelehrte durch ihre Spißfindigkeiten den 
ſchlichten Menfchenverftand und eine klare einfache 
Sache in Berwirrung bringen , oder eigennüügige 
Mechtsverdreher die Parteyen vom Wege der güts 
fichen Deyfegung ableiten, und zu E£oftfpieligen 
Rechtsverfahren zu bewegen fuchen würden. Allein 
die Beſchränkung der Freyheit feheint zu weit zu 
gehen, wenn man in wichtigeren Nechtsfällen 
ordentlicher Weife dem wohlhabenden Bürger, den 
oft dringendere Vorfälle von der perfünlichen Bor» 
ftellung feines Nechtes vor Gericht abhalten, dem 
es an der nöthigen Einficht und Beurtheilung, o b 
und in welcher Art er ſich vergleichen 
foll, an der Faffungskeaft, oder an der Gabe 
fi mitzutheilen gebricht, verwehren will, mittelft 
eines Rechtsfreundes zu erſcheinen, oder denfelben 
bey dem Bergleichs,Acte zur Hand zu haben, Dbr 
ſchon man nicht widerfprechen kann, Daß in gemifs 
fen Fällen, wo der Richter unmittelbar von den 
Parteyen felbft eine nähere Aufflärung der Um» 
fände nöthig hat, oder wenn ein Verdacht ob» 
waltet, daß ein gewinnfüchtiger, ftarrfinniger oder 
leidenfchaftlicher Bertreter durch Aufreigung, Vor⸗ 
ſpieglungen oder andere niedrige Kunſtgriffe die Par- 
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ten irre zu führen, und von der Beylegung ber 
Rechtsſache abzubringen verfuche, der Richter bes 
rechtiget ſeyn müſſe, die Parteyen zur perfönlichen 
Erſcheinung vorzuladen. 


Noch muß ich eine allgemeine Beobachtung 
nachhohlen. Wie alle einzelne Geſetze und Anftals 
ten nur in dem ganzen Zufammenlange, und in 
Dergleichung mit den Berhältniffen des Staates 
überhaupt, für den fie beftimmet find, genau ges 
prüft, und ohne unbefcheidene Lobeserhebung oder. 
gewagten Tadel, gründlich beurcheile, und mit 
wahrem Mugen auf andere Staaten angewendet 
werden können; fo verhält es fih auch mie den in 
der neueften Zeit fo wiederhohlt gepriefenen öf— 
fentlichen Bergleihsanftalten. Nach den mehr oder 
minder ausgebildeten Rechts⸗ und Billigkeits gefüh⸗ 
le der Einwohner, ihrem friedfertigen oder ſtreit— 
ſüchtigen Gemüths-Character, dem ausgebreitete— 
ren Verkehre und dem Grade ihrer Wohlhabenheit, 
nach der Beſchaffenheit der bürgerlichen Geſetze, ob 
fie deutlich, beſtimmt, vollftändig und allgemein 
bekannt gemacht find oder nicht; nach dem Werthe 
der Gerichtsordnung, ob fie ein weitläufiges, ver: 
zögerndes, Eoftfpieliges, Die Erecution hemmendes 
Verfahren geftarter oder nicht geſtattet; nad) der Ein» 
ſicht, Geſchicklichkeit, dem Fifer und der Nechtfchaffene 
heit der Nichter und NRechtsvertreter u. f. w. find 
eigene, von den Öerichten abgefonderte, Vergleichs» 
anflalten in dem einen Staate ein allgemeineres 
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und dringenderes Bedürfniß, als indem anderen, 
und die in einem Staate faft allgemein herrfchende 
Pereitwilligfeit, fihd vor allem Einfluffe des Rich» 
feramtes mit Uufopferung eines Theils feiner Uns 
ſprüche zu vergleichen, iſt nicht immer ein beneis 
denswerthber Vorzug eines Staates ; fie kann viels 
mehr den Verdacht einer fehr unvollfommenen Aus 
ſtiz -Geſetzgebung und DBerfofjung erwecfen, von 
Der man fich gern mit einem Theile feines Vermö⸗ 
gens loszukaufen ſucht. 


Die oben erwähnte Verſchiedenheit der Ver— 
hältniffe fordert aber auch verſchiedene innere Eins 
richtungen in den Bergleichsanftalten. Daher har 
ben alle oben angeführte Öefege und Privas, Schrif 
ten über die Vergleiche ihre Eigenheiten; fie ent 
halten aber auch gemeinfchaftliche Vorſchriften und 
MWinfe, die mit Nugen auf andere Länder ange, 
wendet werden Fünnen. 


Unfere Defterreichifche Geſetz⸗ Commiſſion hat 
ben Ubfoffung einer neuen Gexichtsordnung die 
DBergleichsanftalten neuerdings zur Berathſchlagung 
gebracht, aber noch nichts hierüber bejchloffen, 
Meine hier nun hingeroorfenen Gedanken können 
wenigfiens als einLeitfaden zur ordentlichen, ftren- 

geren Prüfung dieſes wichtigen Öegenftandes nütz⸗ 
lich ſeyn. '% 
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III. 


Ueber die Beſtrafung der Verbrechen, wel— 
che im Auslande begangen werden, mit 
Ruͤckſicht auf das Oeſterreichiſche Straf—⸗ 
geſetzbuch. Vom Profeſſor Egger *). 


DB. der emfigen Reviſion der Grundſätze Des 
Sriminal» Nechtee , welche in den neueren Zeiten 
angeftellee wurde, unferwarf man unter andern 
auch diefe Frage einer forgfältigeren Unterfuhung, 
ob in einem Staate diejenigen, welde fih im Aus— 


Sande eines Derbrechens fchuldig gemacht haben, 


im Falle der Betretung überhaupt beftrafet., und 
nad) welchen Geſetzen fie beſtraft werden Fünnen. 


Man fuhte diefe Frage nicht fomwohl nach den po, - 


*) Diefer Aufſag wurde, mit Yusnahme einiger Beräns 


derungen und Zufäge, am 4. November 1807 in der 
gewöhnlichen Verfammlung der Miener » Univerſitaͤt 
zus Feyer des Anfanges des Schuljahres gelefen. 


e 
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ſitiven Geſetzen wirklicher Staaten, fondern viel 
mehr zuvörderſt nach den Prineipien des natürs 
lihen Staatsredhtes und nach) der Staats, Politif, 
mithin zum Behufe der Gefesgebung felbft, zu 
beantworten, und wendete die Nefultate entweder 
zur Critik, oder jur Nechtfertigung , oder auch) 
wohl zur Ergänzung der pofitiven Borfchriften , 
kurz zur Philofophie über pofitives Necht, an. *). 
Die älteren Criminal » Öefege berührten nähmlich 
diefen Oegenftand nur fehr kurz, *) erſt die neues 
ingen an, fi) über denſelben umftändlicher 
zu erklären, ***) und geben eben dadurch DBerans 
laſſung, die Öerechrigkeit und Klugheit ihrer Be— 
R Sieh z. B. Rupolph; de poena delictorum extra terri. 
torium admissorum. Erlang. 1790. Klei nfhrod: ſy⸗ 
ftematifche Entwidlung der Grundbegriffe und Grunds 
mahrheiten des peinlichen Rechts, IL Th, 1. Auflage: 
Feuerbach: Lehrbuch desgemeinen, in Deutfchland 
geltenden peinlichen Rechts ; ; Deffelben: Critik des 
Kleinſchrod'ſchen Entwurfs zu einem peinlichen Gefeg- 
bude 11. Th. 1804. 

*) Manfehe 5. B. die peinliche Gerichtsordnung m. 
Theref. Art. IV. $ 8; das allgemeine Geſetz über 
Derbrehen Sof. 11. $. 12. 1. Th. u. $. 5. I.TH. 

**) Das allgemeine Geſetzbuch für die Preußiſchen 
Staaten 111. 8. 11. Th, 20. Tits 1. Abſchnitt; 
Entwurf eines peinlihen Geſetzbuches für Die ag 
Pfalz-Bairiſchen Staaten von Klein ſchrod, 
Abtheilung, Strafgeſetzbuch für Weft: Galizien “R 
Hauptſtuͤck; Entwurf eines peinlichen Geſetzbuches fuͤr 
Schleßwig und Hollſtein vomFreyherrn von E ggers. 
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ftimmungen zu beftreiten und zu vertheidigen. Uns 
ter die ausführlicheren Geſetzbücher über diefen Punet 
gehöre Das Defterreihifhe vom J. 18903, und 
manche feiner Verfüqungen Eönnen in Nücfficht auf 
Gerechtigfeit und Klugheit problematifch erfcheis 
nen; Daher wird auf dasſelbe in der gegenwärti— 
gen Abhandlung insbefondere Nückficht genommen. 


Der Haupfgrund der Derfihiedenheit in den 
Meinungen über die vorliegende Frage liegt ohne 
Zweifel darin, ob man fich in dem philoſophiſchen 
Ceriminal Rechte zu dem Syſteme der abfoluten oder 
der relativen Strafgerechtigfeit befennet , das 
heißt, ob man die Rechtmäßigkeit der Strafe bloß 
darin, daß fie verdient ift, oder im ihrer Zweck 
mäßtgfeit fuche. *) Ohne Schwierigkeit ift die Be— 
antworfung zwar nad dem erfien Syiteme auch 
nicht **); allein nach dem zweyten wird es ganz 
neuerlich vom Herren Piofeffor Gönner für ſchlecht⸗ 
hin unerflärbar angegeben, wie ein, außer dem 
Lande begangenes , Berbrechen anzufehen fen. **”) 
Ach halte es Daher für nothwendig, vorläufig zu 
erklären, daß ich das letztere Syſtem gegenwärs 





*) Zahariär Anfangsgrüunde des philofophifhen 
Criminal⸗Rechts. Leipzig 1805 9.23, 

**) Eben da $.28. | 

**x) Archiv für die Geſetzgebung u. few. Zweyter Band 
Landshut 1809. 
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tig noch für das richtige halte, und es nach dem- 
felben für ganz wohl erflärbar anfehe, wie es in 
einem Staate bey auswärts begangenen Verbre— 
chen zu halten ſey, dabey aber zugleich der ver 
fprocenen Gönnerfchen Revifion der Grund, 
fäge des peinlichen Rechtes begierig entgegen fehe. 
Mir ift daher jene Strafe gerecht, welche im Staate 
Unterihanen zur Abhaltung von Verbrechen in 
einem Geſetze angedrohet, und nach demſelben zur 
gefügt wird. ”) ‚ 


J. 


Sind von dem Oberhaupte eines 
Staates auswärts vorgefallene Ber 
brechen überhaupt im Snlande zu 
firafen? 


Dieß ift der erfte Theil der Frage, welcher 
in feiner Allgemeinheit dem zuftrafenden Gubjeere 
nad) auf Ins und Ausländer, nach dem Objeete 
ſowohl auf Verbrechen, die dem flrafenden Staa— 
te zunächſt ſchädlich, als auch auf folche, die ihm 
unmittelbar gleichgültig find, und der Norm nad) 
auf Gerechtigkeit und Klugheit gerichter iſt. 


*) Meim natuͤrliches öffentliches inch 1, 3, Wien 
1809, ©, 144 fi 
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I. 


Was fürs erfte die Verbrechen der In län— 
der betrifft, welche fie im Auslande begehen, wos 
durch fie aber unmittelbar ihren eigenen Staat 
im Ganzen, wie durch Hochverrath gegen denfelben, 
oder in einem einzelnen Theile, wie durch Mord 
eines ihrer Mitbürger, verlegen, fo unterliegt ihre 
Peftrafung nach ihrer Nücffehr in das Baterland 
feiner erheblichen Schwierigkeit. Denn eine bloß zeit, 
liche Ortsveränderung der Gubjecte und Objecte der 
bürgerlichen Dberherrfehaft, macht an fich weder 
das Recht noch vie Pflicht eines Staatsoberhaup» 
tes in Rückſicht auf diefelben erlöfchen, fondern bes 
ſchränket bloß, um der Nechte jenes Souverains wils 
len, in deſſen Gebierh fie fih befinden, ihre Auss 
Übung. *) Mac der gegenwärtigen Borausfesung 
ift aber der Verbrecher dem Strafrechte, welches 
gegen ihn ausgeübt werden foll, unterworfen; und 


der Strafende ift berechtiget und verpfiichter, das 


Dbject der Beleidigung zu ſchützen. Es ift zwar rich 
tig, daß folche Verbrecher auch an dem Orte ihres 
zeitlichen Aufenthaltes beftraft werden können *); 
allein dadurch wird das Strafreht ihres Souve— 
rains ebenfalls nicht aufgehoben. Denn es ift uns 
gewiß, ob fie im Auslande wir £kich, und ob fie 


Mein natürliches Öffentliches Rehtl.B.©, 121. f9. 
2 Eben da l, B. Or 9 O. 
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in Beziehung auf das unabhängige Recht und die 
Pflicht ihres Beherrſchers gehdrigbeftraft werden, 
ob alſo niche die volle oder doch theilweife Beftrafung 
nach ihrer Rückkehr noch nothwendig fen, Damit 
dem Nechte und der Pflicht ihres Staatsoberhaup- 
tes genug gechan werde. Nimmt man aber an, Daß 
der Anländer durch ein Berbrechen im Auslande 
unmittelbar nur Rechte eines Fremden (des ganzen 
Staates, oder einzelner) verlege, fo läugnete Feus 
erbach*) früher das Strafrecht des eigenen Re— 
genten des Verbrechers, weil alle Strafgewalt eis 
nes Beherrſchers duch ihren Grund und Zweck auf 
den Schuß derjenigen Nechte beichränft fey, wos 
für er ſich verbürget hat, welches in Rückſicht auf 
Rechte der Fremden im Auslande der Fall nicht fen; 
weil eben deßwegen ein Uncerthan, obfchon er durch 
den Mebertritt ins Ausland überhaupt von der 
Strafgewalt feines Vaterlandes nicht frey wird, 
dennoch in Beziehung auf Verbrechen an 
Fremden als fein Subject derfelben erfcheine ; 
weil endlich ein folcher Unterthan Ducch die, vers 
mittelft feines auswärts begangenen Verbrechens 
etwa auch für feinen Staat bewiefene Öefährlich- 
keit bey feiner Rückkehr der Eünftigen Sicherheit 
wegen zwar der Polizey-Gewalt Desfelben heims 


— — 


*) Lehrbuch des peinlichen Rechts 1. Aufſage $.4i—44, 
und Gritif des Kleinſchrod'ſchen Entwurfs zu einem 
peinlichen Geſetzbuche II. Th. S. 4 —- 8. 

IV. Band. 
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falle, die aber durchaus nicht nit der Straf» Aw 
ſtiz - Gewalt vermenget werden müſſe. Diefe Grüns 
de würden vollfommen überzeugend ſeyn, wenn an 
Fremden im YUuslande verübte Verbrechen nicht zus 
gleich nah dem Verhältniſſe ihrer Größe ein wich, 
tiges Recht desjenigen Staates mehr ober weni» 
ger verlegten oder doch gefährdeten, deſſen eigent 
liche Unterthanen die DBerbrecher find, nähmlich 
das Recht auf Unterlaffung alles deffen, was den 
friedlichen Berkehr mie andern Staaten ftdren kann. 
Wie ſehe Aber dieſer Verkehr duch Berbrechen 
der Unfrigen im Auslande, wenn fie zunächft auch 
nur gegen Fremde gerichtet find, gefiört, oder 
doch bedrohet werden fünne , fällt von felbft in die 
Augen. Man kann daher nicht füglih fagen, daß 
durch Beftrafung folher Verbrecher nach ihrer Rück⸗ 
kehr der Grund und Zweck der Strafgewalt ihres 
Souverains überfchritten werde, weil fieimmeg, zum 
Schutze eines Rechtes gefchieht,' wofür letzterer uns 
gezweifele Bürge ift; man kann ferner nicht bes 
haupten, daß die Strafe jemanden in fo fern trefs 
fe, in wie fern er fein Subject derjenigen Straf 
gewalt ift, welche ſich gegen ihn äußert, indem ew- 
fie wegen einer Beleidigung eines Nechres feines 
Staates empfinde; es gefchieht endlich durch Die 
Beſtrafung auch) Feine Berwechfelung der Poligey mit 
der Juſtiz-Gewalt, weil die Strafe hauptfächlich 
nicht als Bordeugungsmittel für die Zukunft, foa, 
dern um der allgemeinen Abhaltung willen er— 
folget. 
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An diefer Nückfiht räumte ſelbſt Feuer—⸗ 
bach ſchon früher, jedoch nur in völkerrechtlicher - 
Rückſicht, fomit nur auf Verlangen des 
"beleidigten Staateß*), ganz neuerlich aber 
überhaupt, jedoch nur in Beziehung aufdie Geſetz— 
gebung**), indem vorliegenden Yalle ein Straf⸗ 
recht ein. Allein es erhellet aus den Geſagten, daß 
allerdings fchon ein ſtaatsrechtlicher Örund 
vorhanden fey, zu flrafen, weil von Dem, im 
Auslande an Fremden verbreshenden, Unterrhane 
zugfeich. ein Recht feines Staates verlegt wird, 
fomit, wie yeuerbach gegenwärtig zugibt, der des 
herrſcher desfelben ein eigenes rechtliches Inter⸗ 
effe bat, folche Beleidigungen als Verbrechen wis 
der ſich felbit zu berrachten. Und von der Ge⸗ 
feßgebung iſt ja eigentlich hier die Frage, ob 
fie nahmlich ein eigenes Necht habe, folche Verbrechen 
zu beftrafen. Hiermit fcheint das Recht der Staaten 
überhaupt entfihieden zu feyn, Verbrechen der Shs 
rigen im Auslande nach der Rückkehr derfelben zu 
beftrafen , und das Defterreihifche Geſetzbuch *"*) 
diefe Beftrafung ohne Einfchränfung rechtlich. zu 
verordnen. Uber eine ſolche Vorſchrift ift zugleich 
der Staateflugheit angemeffen. Denn es wird durch 
diefelbe auf der einen Geite Die Hoffnung der Straf⸗ 


— — 


) Critik des Kleinſchrod'ſchen Entwurfs ©. 7. | 
**) Lchrbuc des peinlichen Rechts IV, Auflage F. 40. 
ser, g. 30. 
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loſigkeit möglichft ausgefchloffen , und auf der an» 
dern werden Die Mebenftaaten durch das Intereſſe, 
welches man für die Sicherheit ihrer Nechte zeigt, 
zu einem gleichen Verfahren gegen uns eingeladen. 


Darf aber na3 Oberhaupt eines Staates: auch 
an Fremden, wenn fie fih auf feinem Gebierhe 
betreten laffen, folche Verbrechen ahnden, deren 
fie fih im Auslande ſchuldig gemacht haben ? Wenn 
man vorausfeßt, daß Fremde Durch ihre Verbrechen 
unmittelbar ein Necht eines andern Staa 
tes, 3. D. durch Anjpinnung eines Hochverraths, 
gegen denfelben, ftören, fo ftehet der Anwendung 
des eigenen Strafrechtes diefes Staates bloß die- 
ſes rechtliche Bedenken entgegen, Daß es fih um 
Beftrafung folher Perfonen handele, welche zur 
Zeit , als fie verbrachen, zu dem Strafenden nicht 
in dem DBerhältniffe der Unterthänigkeit fanden. *) 
Daß fie fih durch ihren Eintritt auf fein Staats— 
gebierh, was Nechtöverlegungen betrifft, in ges 
dachtes Verhältniß fegen **), ſcheinet ein Straf, 
recht über fie nur in Rückſicht Eünftiger Ber: 
gehungen zu begründen, wicht auch in Beziehung 
auf ſchon vergangene, Allein was iſt der Örund des 


*) Vergl. oben den Eingang, 
**8) Meinngtuͤrliches öffentliches Recht J. B. ©. 299 fo, 
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allgemein zugeftandenen Strafrechtes in Rückſicht 
Fünftiger Bergehungen Der Fremden? Die Lehrer 
des Staatsrechtes antworteninsgemein: weil es eine 
Bedingung der Einlaffung ift, welche in den Straf> 
gefegen des Landes rechtmäfig gefeget, und durch 
den Eintritt eines Fremden ftillfehweigend einges 
gangen wird. *) Warum-follte nun diefe Bedinz 
gung nicht auch auf vergangene Beleidigungen 
des Staates , in welchen der Fremde fich begibt, 
Durch die Öejeßgebung rechtlich erweitert , nnd von 
ihm durch den fregwilligen Eintritt in denſelben auf 
ven Fall der Betretung als ſtillſchweigend einges 
gangen betrachtet zmichin der wirklich Eingerretene 
nicht auch für die Bergangenheit nach dem Befanns 
ten: volenti non fit injuria, mit Recht als 
verantwortlich angefehen werden können? Darum, 
fagt man, weil es Fein außerdürgerliches GStrafs 
veche gibt , fondern alle vehtlihe Strafe nur aus 
einem Öffentlichen Üefege ergehen kann, welchen: 
*) Eben da a. a. O. Die Ableitung des Strafrechtes eie 
nes Regenten in dem vorliegenden Falle, fo wie in dem 
zweyten der vorigen Nummer, aus der Idee eines Voͤl— 
Pervereing zur Erhaltung eines rechtlichen Zuſtandes, 
wäre freylich anziehender, als die von mir beybehaltee 
ne gewöhnliche; nur Schade, daß diefer Verein nicht 
eriftirt, und felbft die rechtliche Nothwendigkeit des» 
felben zum mindeften noch nicht Über allen gegruͤnde— 
ten Zmeifel hinaus gefeßet ift, und daher auch auf 
denfelben Peine juridifge Behauptung fiir den ges 
genmärtigen Zuftand der Dinge gebauet werden Bann, 
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der Sträfling unterthan iſt. Allein der Grund, 
aus welbem heut zu Tage bon den meiften ein 
außerbürgerliches Strafrecht geläugnet wird, liegt 
nicht in der. abfoluren Unverträglichkeit desfelben 
mit dem Mechtsgefege der Vernunft, fondern dar» 
in, weil außerhalb des Staates die Bedinguns 
gen fehlen, unter welchen allein die DBernunft eis 
gentliche Strafe billigen Fann *"): Diefe find aber . 
in Dem gegenwärtigen alle, da eine öffentliche 
Macht firafen will, vorhanden. Es foll ferner au) 
bier nur eine folche Strafe zugefügt werden, wel» 
che aus einem dffentlichen Geſetze ergehet; ob aber 
Diefes Öefeg dasjenige ſeyn könne, welches der 
Staat, der die Strafe zufüget, erlaffen hat, wird 
fpäter unterfurhet werden***). Der Behauptung 
eines eigenen Ötrafrechts für einen Negenten in 
Rückſicht folher Verbrechen der Fremden außerhalb 
feines Staates, welche unmittelbar bloß fremde 
Rechte bedrohen oder verlegen, wie z. B. Dieb: 
ſtähle, Mord u. ſ. w.an Auswärtigen, ſteht außer 
Der, bey dem vorigen Falle berückſichtigten, noch 
eine andere juridifche Schwierigkeit im Wege, nahm» 
lich der Mangel de 8 Erforderniffes zur Strafbarfeit 
eines GSubjectes in einen beftimmten bürgerlichen 





*NRFeuerbach: a. aD. 

*) Bon Beiller: natuͤrliches Privat-Recht 24 
Auflage $ 184 

N Man fehe untern Nr, 11. 
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Gefellfhaft aus eigenem Nechte, daß fein Berges 
hen ihm felbft (hädlich oder gefährlich feyn muß, 
und daß den Forderungen der Polizey-Gewalt in 
Beziehung auf ein folches Subject durch Auslie 
ferung, oder im ſchlimmſten Falle durch Landesvers 
. weifung Öenüge geleiftet werden kann Dazu kommt 
noch die Betrachtung, daß jeder Staat mit feinen 
eigenen Berbrechern genug zu thun babe, und es 
Daher unklug ſey, fich auch noch mit fremden zu 
beladen, und ſich Dadurch) Die Laft an Arbeiten und 
Auslagen zu. vergrößern, wohl auch in häufige und 
unangenehme Qurisdictions- Streitigkeiten mit frem⸗ 
den Staaten zu verwickeln *) Allein es laßt fi 
bey dem Zufammenhange der verfchiedenen Staaten 
unfer fi), ſtreng genommen, nicht einmahl bes 
haupten, daß Berbrechen der Fremden im Auslans 
de, wenn fie auch unmittelbar nur fremde Objecte 
beireffen, für die Sicherheit unferer Rechte ganze 
lich gleichgültig fenn, daß wie alfo gänzlich Eein 
eigenes vechtlihes Anterefie haben Eönnen, auf die 
Verhüthung derfelben Durch den Gebrauch unferer 
Strafgewalt hin zu wirken, wenn nur dabey die 
Rechte des fremden Staates und feiner Unterchauen 
ungekränkt bleiben ; befonders da zugegeben werz 
den muß, daß jeder Regent, ohne Einfchränfung 
auf die Borfälle auf feinem Gebiethe, eben fo 
wohl die Seinigen vor entfernten Gefahren zu: 


*) Eritif des aAleinſchrod'ſchen Entwurfs) ©. 8—ı2 


56 


fhügen berechtiget und verpflichtet fey, als vor 
naben Bedrohungen und unmittelbaren Beleidigun- 
gen. Es fälle ferner auf, daß durch die Ausliefe— 
rung, wenn die Hebernähme verweigert wird, und 
Durch die Landesverweiſung, da fie an fich unwirk⸗ 
fam feyn oder vereitelt werden Fann, das erwähnte 
rechrliche Antereffe nicht vollEommen befriediget wers 
de. Diefes Intereſſe Fann auch leicht wichtiger fenn, 
als der Aufwand an Arbeit und Koften auf die Ber 
firafung fremder Verbrecher, und als vie Furcht 
vor Streitigkeiten über die Gerichrbsarbeit, welche 
beyde noch überdieß Durch bie Auslieferung , die 
eher angebothen werden kann, als man zur 


Peftrafung des Ausländers ſchreitet, theils vers 


mindert , theild ganz verhüchee werden. Das 
Recht des fremden Beherrfhers wird dadurch 
gebührend gefchonet , daß unfere Strafgemwalt 
ruhet, fo lang fich der Verbrecher auf dem 
Gebiethe des erfteren aufhält, und daß die Aus— 
lieferung angebothen wird. Wenn endlih in unfes 
ren Geſetzen zugleich voraus die Yusübung unferer 
Strafgewalt für den Fall der Betretung auf unſe— 
vem Gebiethe und der nicht erfolgten Uebernahme 
burch den eigenen Richter angefündiget, und Das 
durch zur Dedingung der Einlaffung in unferen 
Staat gemacht wird, fo ift auch nicht abzufehen, 
wie der Derbrecher , welcher gleichwohl unfer Ter> 


ritorinm betritt, und daſelbſt zur Strafe gejogen 


wird, über Unrecht, welches ihm mwiderführe, follte 
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Flagen können. Es iſt mir Daher ein eigenes Strafrecht 
des Staates wegen Verbrechen der Fremden, wels 
che fie im Auslande begangen haben, in feinem der 
in der gegenwärtigen Nummer berückichtigen Fäl— 
le zweifelhaft. *) Eben deßwegen halte ich es auch 
fiir vollfommen zuläffig, den Nath der Staates 
klugheit zu befolgen, daß der Geſetzgeber von Die> 
fem feinem Rechte in der Negel nicht unterlaffen 
foll, Gebrauch zu machen, da er nicht ficher dar» 
auf zählen kann, daß feine Nachbarn ihr Straf- 
recht gegen Berbrechen ihrer Unterthanen, beſon⸗ 
ders wenn fie zunächft niche fie ſelbſt, fondern 
ihn betreffen, auszuüben unter allen Umftänden die 
Macht oder auch ven Willen haben werden, da er 
oft gerade bey jenen Verbrechen am wenigften daws 
auf reinen kann, welche feinen Staat mit dem 
größten Nachrheile, ja ſelbſt mit dem Untergange be- 
drohen, Diefer Unficht zu Folge erfiheinet mir die weis 
tere Vorſchrift unferes Strafgefegbuches **) eben fo 
Elug als gerecht, daß man fich der Fremden, welche 
im Auslande Berbrechen begangen haben, zwar je 
desmahl bey uns bemächtigen, ader fie nur dann 
erſt ftcafen foll, wenn die Uebernahme derfelben 
vom Auslande verweigert wird. Unfer Geſetzgeber 


— 


Man vergleiche v. Zeiller 8 jährliche Beytraͤge zur 
Geſetzkunde l. B. S. 118. fg. Jenull-Oeſterreichi⸗ 
ſches Criminal-Recht 1. Th. S. 224 fg., nnd Feuer— 
bach Lehrbuch des peinlichen Rechts IV. Aufl. S. 40. 

) Am angezeigten Orte $. 33 und 34. 


— 
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ſcheint nähmlich bedacht zu haben, daß ſolche Ver— 
brechen ordentlicher Weiſe feinen Staat nicht uns 
mittelbar beleidigen, und daß, in wiefern fie dies 
fes auch thun, oder auf entfernten Nachrheil aus 
denselben Bedacht genommen wird, fremde Negens 
ten Die Derbrechen der Ihr igen in der Negel bins 
fänglich zu beftrafen, und daher auch insgemein, 
wenn ihre Uuslieferung angebotben wird, zur 
Vebernahme geneigt feyn werden. Auf diefe Weife 
wird ‚unfere Achtung für ihr vorzügliches Straf— 
recht über ihre Unterthanen mit der Aufmerkiams 
keit auf die, von Feuerbach in Anregung ges 
braten, politifhen Nückfichten bethätiget. Weil 
jedoch die Hoffnung der Geneigtheit fremder Staas 
ten zucllebernahme ihrer Berbrecher täufchen kann, 
fo wurde zugleich für Diefen Fall vie Beftras 
fung Derfelben in unferem Gtaate mit allem 
Grunde angeorbnet. Aber auch die fernere Bors 
fhrift unferes Geſetzes erfcheinet nicht minder Der 
Gerechtigkeit und Politik gemäß, daß DBerbrechen 
der Fremden im Auslande, welche auf die Verfaſ— 
fung, die öffentlichen Eredits » Papiere oder bie 
Münzen unferes Staates Einfluß haben, an den, 
felben ohne vorläufiges Anboch Der Auslieferung 
wie an den Eingebornen, beftafet werden follen. +) 
Solche Verbrechen zu verhüthen it nähmlich 
für jeden Staat von der äußerſten Wich? 


A. 0, O. $. 32. 
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tigfeit, und es ift bey denſelben, wenigſtens 
unter ungünftigen Berhältniffen mir fremden Gtaas 
ten, welche in ‚denfelben vielleicht für ihre Abſich, 
ten fogar einen augenblieflihen Bortheil fehen könn— 
ten, nicht allgemein zu erwarten, man werde die 
auegelieferten Thäter nicht ftraflos laſſen, oder 
doch für unfere Sicherheit zu gelinde beftrafen. Das 
her entſchloß fich unfer Öefeggeber, bey venfelben fich 
unbedingt feines eigenen Strafrechts zu bedienen. 


II. 


Det zweyte Theil der Frage, welche in 
dieſem Auffage zu beantworten kommt, iſt diefer: 
Wenn im Auslande vorgefallene Bew 
breben in einem Staate zu beftrafen 
find, welche Geſetze find wohl dabey 
zum Örunde zu legen? Bey der De 
antwortung dieſes Theils wird abermahl auf 
Derbrechen der Auns und Ausländer, auf foldhe, \ 
wodurch zunächſt der ftrafende Staat felbft oder 
nur ein anderer beleidigk wird, und auf Necht und 
Klugheit Niückficht zu nehmen feyn, 


I. 


Der Beherrfcher eines Staates hat iiberhaupt 
in_fo fern ein Recht, auf in fremden Ländern ver⸗ 
übte Berbrechen feine eigenen Gefege anwenden zu 
laffen, in wie fern er diefelben aus eigenem echte 
beſtrafen laſſen kann; weil der bürgerlichen Obers 
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herrſchaft mit ihren Ausflüffen, fomit auch dem 
oberherrlichen Strafrechte, der Sharacter der Unab: 
hängigfeit wefentlich eigen ift.*) Auf diefen Chas 
racter feft zu halten , ift aber auch gewöhnlich zus 
gleich eine fhrenge Forderung der Staats » Politif. 
MWie leicht wäre es nicht außer dem möglich , daß 
das Strafrecht des Negenten zur Erreichung feines 
Zweckes, (der wirkfamen Abhaltung von Berbrechen) 
unzureichend wirfte, falls er nach auswärtigen Ges 
fegen richten ließe, da fremde DBeherrfcher, und 
zwar mit vollem Rechte, ihr Straf-Syſtem zus 
nächſt blos auf die Umftände ihres eigenen Staas 
tes berechnen, und ihnen daher gelindere Strafen 
zureichend fcheinen Eönnen, als für unfere Si— 
cherheit nothwendig find? Winde ferner nicht auc) 
dfters das Oberhaupt eines Staates unpaffende 
oder überfriebene harte Strafen, wie das Berbrens 
nen, Rädern u. fe w. gegen feine beffere Einficht 
und Daß ptereffe feiner Nation zuzulaffen genö— 
ehiget feyn, wenn es ohne Einfchränfung fremde 
Gefege bey fich in Anwendung bringen laffen wolls 
te. **) Da nun im Vorhergehenden (Nr. I.) bes 
wiefen worden ift, daß ein Negent im Yuslande 
begangene Verbrechen in allen Fällen aus eigenem 
Rechte firafen könne, und die Ansübung diefes 
Rechtes zugleich durch die Klugheit empfohlen wer 


*) Mein natuͤrliches öffentliches Recht 1. B. ©. 50 fg. 
*) Critik des Kleinſchrod'ſchen Entwurfs ll. Th. ©. 8 


— 
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de: fo folgee von felbft, daß die Strafe, welche 
verhängte wird, gleichmäßig aus den eigenen 
Gefesen allgemein bergehohlt werden dürfe. Der 
bedeurendfte Einwurf gegen Die Nechtmäßigkeit der 
Anwendung dieſer Öefege liegt wohl in der von 
Kleinfhrod*)erneuerten Betrachtung, daß Per⸗ 
fonen, welche außerhalb eines Staates fih Ber 
brechen zu Schulden kommen laffen, die Geſetze 
des Teteren entweder nicht wiffen können, oder 
Doch zu wiſſen nicht verpflichtet feyn, daß 
folglich, wenn man fie dennoch nach dieſen Geſetzen 
behandelt, ihre Strafe aus einem unbekannten, 
oder für fie unverbindlichen, im Grunde alfo aus 
gar einem Geſetze ergebe. Allein von dem Einge⸗ 
bornen des firafenden Staates laßt fich fehon ein» 
mahl Feines: von beyden behaupten. Denn daß 
diefer die Anordnung des baterländifchen Gefeges 
wiffen könne, ift für fich einleuchtend; daß er aber 
auch verpflichtet fey, während feines Aufenthaltes 
in einem fremden Staatögebiethe auf dieſelbe zu 
achten, folgt aus dem, was oben (Mr. 1. 1.) ges 
jeigt wurde, nähmlih, daß der Anländer au 
während feiner Exiſtenz im Auslande dem eigenen 
Strafrechte feines Beherrſchers unterworfen bleibe, 
Uber auch dem Ausländer iſt es nicht unmöglich, 
die Strafgefege anderer Gtaaten, als des feinigen, 
zu Eennen. Denn einmahl find die Verbrechen ins» 





*) Syſtem. Entwick. 11, Th, ©. 280 fg. 
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gemein folche Handiungen, deren bürgerliche Straf, 
barfeit überhaupt jedem ſchon Die allen Menſchen 
inwohnende Vernunft lehret.“) Was aber die be— 
ſtimmte Art und den Grad der bevorſtehenden Strafe 
betrifft, fo Fann der Fremde, bey der heutigen 
forgfältigeren Kundmachung der Strafgrfege, felbft 
jene Beſtimmungen derfelben o'yne große Mühe in 
Erfahrung bringen. Endlich wird felbft von jenen 
welche am fefteften auf den Örundfag halten: Nul- 
Ja poena sine lege, jur Gerechtigkeit eines 
Strafgeſetzes nicht unbedingt gefordert, daß es Die 
. Urt und den Brad der Strafe ſelbſt ausdrücfe. **) 

Es kann alfo auch die Anwendung eines Geſetzes 
in Rückſicht deffen die Erkenntniß der Qualität und 
Daantität des Strafübels dem Zubeftrafenden uns 
möglich war, nicht für ungerecht geachtet werden, 


menn nur das Dafeyn des Gkrafgefeges ſelbſt 


erkennbar war. Daß der in feinem Baterlande 
ſich aufhaltende Unterthan eiues Staates auf 
die Drohung fremder Strafgeſetze wirklich 
achten ſoll, dazu befteht freylih im Allgemeinen 
feine Berpflihtung. Allein wenigftens in dem bes 
fordern Falle, wenn er durch feine Handlung, z. B. 
durch eine Verfälſchung Öffentlicher Credits, Papiere, 
einen andern Staat mit Bewußtſeyn der Strafgefeße 





*) Oeſterr. Strafgeſ. 1. Th. $+ 3- 
*) Feuerbach: Lehrbuch des peinl, Rechts. IV. 
Aufl. S. 75. Nr fg “ 
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desfelben befeidiget, und die Möglichkeit vorherfieht , 
in der Folge einmahl auf deffen Gebierh zu Eommen, 
mithin eine Urt Untertdang in demfelbenzumerden, 
ift eine, wenigftens bedingte, Pflicht zur Achrfam» 
feit auf jene Geſetze niche füglih abzuläugnen. Die 
gleiche bedingte Pflicht feheine mir fogar allgemein 
für Ausländer in Nückficht jener Staaten behauptet 
werden zu Fünnen, welche in ihren Gefegen deut; 
ih ankündigen, daß jeder Ankömmling Ich nad) 
denfelben auch wegen. vergangener Berbrechen wer, 
de müſſen beurtheilen laſſen. Denn in dieſem, wie 
in dem vorigen alle, erfcheinet diefe Aufmerffams 
feit eine Bedingung der Einlaffung auf das Terris 
torium folcher Staaten mit ruhiger Erijtenz zu feyn, 
welche in den Geſetzen aufgeftellet „und durch den 
erfolgten Eintritt angenommen, folglich vechelich 
wirkfam geworden ift. *) Obſchon es übrigens das 


*) Wie aber, wenn die Handlung des Fremden in den 
Gefegen des Drtes ihrer Unternehmung für ein anderes 
Verbrechen als in den Gefegen feines zeitlihen Auf— 
enthaltsortes,soder für gar Feines erfläret wäre? Ich 
antworte ohne Bedenfen,daß diefer Umftand a llein 
das unabhängige Territorial= Neht eines Negenten 
nicht ändern, mithin denfelben nicht hindern Fönne, 
beliebige Bedingungen der Einlaffung auf das Gebieth 
feines Staates zu fegen , und nach denfeiben gegen 
jene vorzugehen, welche ſich ihnen, wenu gleich nur 
ftillfhmeigend , unterworfen haben. Meine Behanp- 
tung findet erft da ihre Grenze, wo bie rechtliche Uns 
möglichfeit der Leiftung bey einem Vertrage anfängt. 
(Bon Zeikler: nat, Private Necht F. 103. u ſg .) 


or 
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Mecht eines Negenten nicht Überfchreitet, auswärts 
begangene Verbrechen bey fich nach eigenen Geſetzen 
bejtrafen zu laſſen, fo laßt fih dennoch nicht bes 
haupten, daß mit Diefem Rechte auch eine abfolute 
P licht verbunden fey. Denn es kann ja dem Re— 
genten die fremde Geſetzgebung gefchickt erfiheinen, 
zugleich die Sicherheit feines eigenen Staates zu 
erhalten, wenn er Über auswärts verübte Berbres 
chen nah ihr frafen laßt. Unter diefer Voraus— 
ſetzung treten zugleich erlaubte politiſche Rückſich— 
ten ein, weiche für die Zulaffung der Anwendung 
fremder Gefege fprechen. Denn es liegt darin nicht 
nur ein Beweis von Achtung und Zutrauen in Die 
Gerechtigkeit und Weisheit fremder Geſetzgeber, 
fondern auch, wenigftens in manchen Fallen, ein 
Merkmahl der Milde gegen ihre Unterthanen. | 


2s 


Wenn nun die bisher befeftigte allgemeine Res 
gel über die bey auswärts begangenen Verbrechen 
anwendbaren Gefege auf die möglichen einzelnen 
Fälle bezogen wird, fo zeigt fich fürs erfte ein uns 
gejweifeltes Recht des Staatsoberhaupfes, bey der 
Deftrafung feiner eigenen Unterhanen wegen im 
Auslande verübter Berbrehen der Geſetze feines 
Landes zu Grunde legen zu laffen; indem folche 
Mebertreter durch die Beranderung ihres Aufents 
haltes nicht aufhören, Subject des eigenen Strafs 
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vechts , fomie auch) der eigenen Strafgefege ihres 
Souverains zu ſeyn. Das nähmliche Recht bes 
ſteht aber auch zweytens in Rückſicht der Ders. 
brechen der Fremden im Auslande nicht nur dann, 
wenn fie durch Diefelden unmittelbar denjenigen 
Staat verlegten, welcher fie zur Derantwortung 
zieht, fondern anch überhaupt, wenn nur in den 
Geſetzen des Landes ihrer Berretung jum voraus 
angekündiget if, daß jedermann, ohre Nückficht 
auf Ort und Zeit der Ueberfretung, nur nad ihs 
nen gerichtet wer en fol. Denn unter diefer Bes 
dingung dürfen Fremde rechtlich fir ſolche Perſo— 
nen angefehen werden, vie fich ven Strafgefegen 
des Landes, welches fie betraten, durch ihren Einz 
tritt auf dasfelbe, ohne Ausnahme eines Ortes oder 
einer Zeit ihrer Webertretung, flillfehweigend uns 
terworfen haben. Wenn hingegen jene Ankündi— 
gung in den Öefegen gar nicht, oder Doch nur uns 
ter der Bedingung der verweigerten Uebernahme 
des Berbrechers gefchehen ift, fo ift es ein Zeichen, 
daß der Deherrfcher desjenigen Landes, in welchem 
die Anhaltung gefhieht, ſich feines Nechtes entwe— 
der überhaupt, oder doch in Ermangelung der ges 
feglichen Bedingung der berweigerten Uebernahme, - 
nicht bedienen wolle, Fremde, welche auswär:s 
verbrochen haben, nach feinen eigenen Geſetzen bes 
ftrafen zu laffen. Es wird Daher weiter darauf ans 
Eommen, ob in Den Landesgefegen wegen aus⸗ 
wärts begangener Berbrechen gar feine Beftrafung 
der Fremden angeordnet, oder ob bloß nicht er» 

1V, Band. E 
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Fläret fen, welche Geſetze bey berfelben zum - 
Grunde gelegt werden follen. Im erften Falle kann 
der SriminabNichter gänzlich Feine Beftrafung vor» 
nehmen, weil er an die Öefese feines Landes ges 
bunden iſt; es wird Daher blos die zwecfmäßige 
Thätigfeit der Polizey» Gewalt Platz greifen kön— 
nen, Im zweyten Falle wide der Nichter bey der 
Urcheilsfhöpfung das Strafgefeß Desjenigen Lanz 
des zum runde legen müffen, in welchem das 
Derbrechen begangen worden ift. Denn er darf übers 
haupt die Strofe nur aus einem Geſetze ableiten, 
welches nen Verbrecher verpflichten Eonnte ; Diefes 
iſt aber bier einzig dasjenige, welches am Drte 
des Derbrechens befteht. Demnach Fann aud; in dies 
fem legteren Falle nicht geſagt werden, Daß Der 
ftrafende Staat bio als Organ (Bevollmächtig— 
ter) des auswärtigten Staates handle; *) weil 
jener ein eigenes Strafrecht befist, **) folglich 
die Zuerfennung der Strafe felbft nach einem 
fremden Geſetze fich niche bloß aus einer Vollmacht, 
fonder füglich noch aus dem eigenem Nechte erflär 
ren läßt An Nückfiht auf viefe Theorie halte ich 
es nun für einleuchtend, mit welchem Fuge unfer 
Strafgeſetzbuch da, wo es die Beſtrafung ver im 
Auslande verübten Verbrechen anordnet, Durchs 
gängig auch ſelbſt Richtſchnur der Vollziehung der 





) Feuerbach: Lehrb. des peinl. Rechts IV, Aufl. 
©. 4% 
— Nr. I: 2 
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Strafe feyn will, das Verbrechen mag von einem 
Ann » oder Ausländer begangen worden feyn, und 
zunächft unferen oder einen fremden Staat verle 
Get oder gefährdet haben; mit dem einzigen Uns 
terfchiede, daß es ſich in einigen wichtigeren Fällen 
Der unmittelbaren Beleidigung unferes Staates 
durch einen Ausländer, nähmlich des Hocverras 
thes, der Credits Papier, oder Münzverfälſchung, 
eine unbedingte, in allen übrigen nur eine, Durch 
die verweigerte Hebernahme des Derbrecdhers von “ 
Seite des Auslandes bedingte, Anmwendbarfeie zus 
ſchreibt, welche leßtere jedoch noch dahin gemäßts 
get if, daß damahls nach dem auswärtigen Ges 
feße gefprochen werden muß, wann ‚nach demfels 
ben die Behandlung gelinder , als nach dem unjris 
gen ausfällt. *) 


ET — — — — 


*) $. 30, 22, 33, 3% 
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IV. 


Probe eines Kommentars über das neite 
Oeſterreichiſche bürgerliche Gefegbuch. 


T finian verboth in der Kundmachung feiner 
Geſetzſammlung alle Commentare , wodurch bie 
Geſetze ausgelegt, im runde aber nur verwirr⸗ 
fer gemacht, und in das unendliche vervielfältig! 
würden, *) Sein Verboth entfiand aus Der 
richtigen Betrachtung, daß feine Gefesfammlung 
ohnehin zu einer ungeheuren Maffe angemachfen, 
Daß fie bereits Geſetzbuch, Commentar und Lehr 


*) Tempestivum nobis videtur sancire, ut nemo audeat 
comınentarios legibus adnectere, et legum interpretationes 
immo ımagis perversiones jactare, ne verbositas eorum 
aliquod leg'bus nostris adferat ex confusione dedecus, 
quod et in antiquis edicti perpetui commentatoribus fa- 
ctum est, qui opus moderate confectum huc atque illuc in 
diversas sententias producentes in infinitum detraxerunt , 
ut pene omnis Romana sanctio esset confusa, Constit, de 
confhirmat, digest. $. 21. 
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buch zugleich war. Allein fein Beſorgniß hatte 
feinen feften Grund. Weit entfernt die Sammlung 
feiner Öefege erweitern zu wollen, fühlte man - 
vielmehr gar bald das höchft dringende Bedürfniß, 
diefelben ab zuk ür z en und in Auszüge zu brins 
gen. Letztere nahmen auch fo ſehr über Hand, daß dar⸗ 
über die Quelle, nähmlich die urſprüngliche Juſti— 
nianifche Geſetzſammlung, allmählig ganz in Ver— 
geſſenheit gerieth *), bis man fie erſt nach) Jahre 
hunderten in Stalien wiederan das Licht zog. Öleich 
nach der Auffindung dieſes höchft merkwürdigen Wer— 
fes wurden Sadjverftändige gewahr , daß es einen 
reichhaltigen Schag juridifcher Wahrheiten enihals 
te, die aber den unvorbereiteten Lefern jenes Zeit? 
alters erft enthüllt und Vverftändlich gemacht wers 
den mußten. Daher das hereulifhe Unternehmen 
der fogenannten Öloffatoren (eines Irneriuz, Ae— 
eurfins , Dartolus u. m. a.) jedes der zahllofen 
Römiſchen Geſetze durch Anmerkungen (Gloſſen) in 
jenen ungeheuren Folio » Bänden zu erläutern, die 
man in großen Bibliotheken nur noch als ein Bey— 
fpiel der raſtloſen Arbeitſamkeit und der aushars 
vendeften Geduld zu Schau ausftellt. Allen diefen 
rüſtigen Schriftftelleen fehlte es an Sprachkenntniß, 
an Gefhichte, Alterthumskunde, Eritit, Philofos 
phie des Nechts und an Geſchmack, um etwas 
- wahrhaft nügliches leiften zu können. Erſt dem 


*) Muratorl rerum italic. T. I. p. 2. pravfat. 
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fpäteren Nechrsgelehrten (aus ber humaniftifchen 
und philofophifchen Schule) mar es vorbehalten, 
Sin, Geft und fofiematifhe Ordnung in die 
Roͤmiſche Geſetzgebung zu bringen, Bon dieſer Zeit 
an ſchrieb man eigentliche Kommentare höchſtens 
(wie Binius) über den Furzen Text der In— 
ftitutionen des Römiſchen Rechts; bie 
fogenannten Commentare über die Pandecten (3. DB, 
eines 3988, Voet, Glück) find in Bergleichung 
mit der großen Mafje der Pandecten nur ein Aus⸗ 
zug aus denielben. Die Verbindung der Philo» 
fophie mit der Geſetzkunde zeigte die Möglichkeit, 
kürzere, und Doch votlitändige Gefeslücher zu vers 
faffen, fie führte auch die Ueberzeugung herben, 
tag Gefesbücher von einem mäßiger Umfange ih⸗ 
ver Beftimmung angemeffener ſeyn. 


Ein weitläufiges, mit ängſtlicher Auflöſung 
der Begriffe, Zergliederung und Anwendung einjels 
ner Fülle, oder mit Begründung der einzelnen Bors 
fohriften überladenes Geſetzbuch fest den gebils 
deten Bürger in DBerwirrung, den vollen 
deten Rechtsgelehrten ermüder es, ben den 
übrigen erzeugte es den Wahn, daß alle Fälle 
ausdrücklich darin entfchieden feyn, und daß fie ſich 
nicht erft Mühe geben dürfen, in den Ginn und 
Geiſt der Gefege einzudringen. Kurz gefaßte 
Geſetze dagegen müffen ffudieret mwerdenz dazu 
bedürfen aber viele einer näheren Anleitung, 
und dieſe zu ertheilen, iſt die Beflimmung eines 
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Commentars. Er ſoll das Denken nicht entbehr⸗ 
lich machen, er ſoll es nur erleichtern. 


- Die erfte Bedingung eines guten Commen⸗ 
tars ift daher, daß er den Lefern flerts den Tert 
der Geſetze vor Augen halte; denn diefer ift 
die eigentliche Duelle der Rechte und Verbindlich—⸗ 
feiten. Die Commentatoren der älteren Sammlun⸗ 
gen (4. B. der Pandeeten) Fonnten, weil diefelben 
eine ungeheure Anzahl von Üefegen, Wiederhohluns 
gen und einzelnen Fällen enthielten; diefe Bedingung 
nicht erfüllen; in Commentaren über Furze Geſetz hü⸗ 
cher aber kann und ſoll ſie beobachtet werden, ſonſt 
läuft man Gefahr, daß die Commentare, wie ich 
ſchon an einem andern Orte bemerkte, +) allmähs 
fig die Stelle des Gefeshuches einnehmen, und 
legteres (wie oben von dem Auftinianifchen erins | 
nert worden iſt) beynahe in Dergeffenheit Fommt. 
Wenn Überdieg noch der Sommentator, wie man 
beſorgen muß, den Sinn der Öefese nicht richtig 
und vollftändig aufgefaßt hat, fo erzeuget er bey 
unvorfichkigen, blindlings auf die Commentare 
vertrauenden, Lefern eine Menge Irrthümer, und 
die Rechtsbefliſſenen, Die ſich einmahl an die ges 
mächliche Stüge gewöhnt, und Des eigenen Nach⸗ 
forſchens entwöhnt haben, werden endlich ganz uns 
fähig, ihre Irrthümer zu berichtigen, oder dann, 


) IB, diefer Zeitfhrift S. 236 fo. 
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wann der Commendator fie verläßt, fih unmittel- 
bar in dem Geſetzbuche Raths zu erhohlen, 


Die Kürze eines Gefegbuches Fann nur das 
Durch erzielet werden, das man, ohne fich in Das 
Einzelne zu verlieren, über die, bey den verſchie— 
- denen Arten der Nechtsgefihäfte gewöhnlich zur 
Sprache kommenden, Nechte und Berbindlichfeiten 
fruchtbare Begriffe und Mechtsregeln aufitellt ; Die 
von ſelbſt einleuchtenden Folgerungen und Gegen 
füge der eigenen Einfiche überläßt; auf die in ans 
dere Zweige der Geſetzgebung gehörigen Borfchrifs 
ten blog hindeutet; jeder rechtlichen Beitimmung 
feinen gehörigen Dit anweiſet, und alle Wiederz 
hohlungen vermeidet. Ein folches Geſetzbuch ger 
nüget dem gebildeten Bürger, um fich in den gez 
wöhnlihen, einfahen Rechtsgeſchäften über 
feine Rechte und Berbindlichkeiten aus dem Geſetz— 
buche zu belehren; e8 genüget aber auch dem, zur 
Berathung der Parteyen oder der Entſcheidung 
fhwererer, verwickelter Nechtsfälle berufenen, 
Mechtögelebrten , wenn fie den wahren und volls 
ftändigen Ginn der Geſetze zu erforfhen bemüht 
find. Hierzu foll nun ein Commentar durch eine 
richtige Auslegung der Geſetze die nähere Ans 
leitung geben. Wahr ifis, daß die Privat- Aus 
legungen (im Öegenfage der authentifchen Des 
Geſetzgebers) viele Irrthümer herborbringen kön— 
ren; allein dieſe Duelle der Irrthümer läßt ſich 
nun einmahl nicht verſtopfen. Denn die Geſetze, 
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zumahl kurz abgefaßte Geſetze, Eünnen doch nicht 
alles buchftäblich entfcheiden, und müffen alfo, nebft 
Der erflärenden (grammatifchen), auch eine (iogifche) 
ausdehnende und einfchränfende Auslegung geftats 
ten, Der Richter muß in feinen Entfcheidungsgrüns 
den , der Nechtefreund zur Berathung oder Ders 
tbeidigung feiner Clienten, der Lehrer zum Unters 
richte feiner Schüler , ja jeder Bürger , welcher fi 
unmittelbar an das Gefes hält, muß fih ſelbſt 
den Sinn des Gefeges erklären, d. i. Dajfelbe 
auslegen; warum foll ed gerade dem Schrift— 
fiellee verwehrt feyn, feine Meinung hierüber zu 
eröffnen? Genug, daß jeder vernünftige Lefer wif> 
fen muß, daß er in die PrivatsAuslegungen nicht 
blindlings , fondern nur in fo fern vertrauen dür⸗ 
fe als fie nach eigener Ueberzgeugung mit den Wor— 
ten und dem vernünftigen Sinne des Öefeges über: 
einftimmen. Demnach ift die zw ente Pflicht des 
Commentatorg , nachdem er die allgemeinen Grund: 
fäse der juridifhen Hermenevtif vorausgefchickt 
hat, den Ginn jedes einzelnen, dem Lefer vorge— 
haltenen, Geſetzes nah den echten Ausle 
gungsregeln deutlih aufeinander ju 
feßen. Er muß die, aus dem gemeinen Sprach— 
gebrauche nicht bekannten, Wörter erklären, die 
abftraeten Begriffe durch; Beyſpiele verfinnlichen , 
die zufammengefeßten in einfache aufldfen, Die, 
an ſich dunkel oder unbeſtimmt ſcheinenden, einzel, 
nen Sätze aus dem ganzen Zufammenhange , aus 
vorhergehenden oder gleich nachfolgenden, oder ans 
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dern nahe Herwandten Öefegen erörtern, und Über 
haupt den Lefern eine deutliche Kenntniß der Gefege 
zu verfchaffen beforgt feyn- 

Man erwartet aber auch drittens von eis 
nem Commentar die Begründung der Geſetze. 
Ein weifer und gerechter Geſetzgeber gebiethet oder 
verbierhee nichts ohne Grund; aber weder Pflicht 
noch gefeßgebende Klugheit fordert ihn auf, in dem 
Geſetze die Gründe einzelner Vorſchriften anzuges 
ben. Dagegen darf der Nehtsgelehrte, wenn er, 
feiner Beftimmung zu Folge, die Geſetze, d. h. 
den Willen des Öefeggebers, vollftändig, dem wah— 
ven Umfange gemäß, erklären foll, ſich der Pflicht 
nicht entfchlagen, den Gründen der Geſetze in den 
allgemeinen Rechts-Prineipien, in dem ganıen Zu» 
ſammenhange der Geſetzgebung und in der Gefchich» 
te nachzuforfhen, und viefelben, wenn er belehren 
will, aus einander zu feßen. 


Auf diefem Wege kann man fich ducch fpecus 
fatives Studium eine deutliche Kenntniß von den 
Geſetzen und ihren Gründen erwerben; dabey aber 
noch immer die Fertigkeit vermiffen, verwidelte, 
sufammengefeßte, oder auh nur mit mehreren 

tebenumftänden begleitete, einfache Rechtsfälle rich: 
tig und vollſtändig zu Beurtheilen. Diefe Fertigs 
keit, die, auf die Entſcheidung nicht einfließenden 
Nebenumſtände abzufondern , das zufammengefeßr 
te Nehtsgefhäft in feine Deftandrheile aufzuldfen, 


/ 
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und legtere ſowohl vereinzelt, als in Der ganzen 
Berbindung, unter die Geſetze, woraus fie beurtheilt 
werben müffen,, zu fubfummiren, wird vorzüglich 
mittelit eigener Mebung (Draris) und aufmerffamer 
Durchlefung wichtiger Nechtsfälle erlangte. Es liegt 
aber auch noch immer inner den Gränzen des Com» 
mientars, vierten zu einer folchen richtigen An— 
wendung der Fälle auf Die Geſetze die erfte Anleis 
tung zu ertheilen , wozu Die, ſelbſt fehon in den 
Geſetzbüchern zuſammengeſetzten, Rechtsgeſchäfte 
(wie z.B. die Erbesantretung, Erb⸗Heiraths⸗oder 
Geſellſchaftsverträge) Die Beranlaffung geben. Hier— 
nach foH alfo ein guter Csmmentar den Ter tdes Ges 
fesbuches, eine deutlihe Erklärung der, 
eine Beleuchtung fordernden , Öefegesftellen , fer: 
nerdie Öriin de Der Geſetze, endlich den Unterricht 
zur Anwendung derfelben enthalten. 


Die Form unferes( Defterreichifchen), bereits zur 
höchſten Schlußfaſſung überreichten,, bürgerlichen 
Geſetzbuches macht einen Commentar Über Dasfelbe 
nicht überflüffig und Die güinftigen Umflände, doß 
mir Die Bearbeitung des neueften Entwurfs des Ge 
fegbuches und der Vortrag vesfelben bey der Ges 
ſetz⸗ Commiſſion anvertraut war, daß mir die in 
Diefer Hinficht von mir Verarbeiteten Materialien zur 
Hand liegen, und Daß ich zugleich durch die Bes 
rathfchlagungen der Commiffion die nähere Gelegen— 
heit erhielt, mich von dem Sinne und den Grün— 
den der Geſetze zu überzeugen, beflimmten mich, 
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die Derfaffung eines Commentars nach den hier 
angegebenen Grundregeln zu unternehmen. 


Das ganze Werk wird ſammt dem Negifter 
aus view Bänden beftehen, und demfelben , nach 
den allgemeinen Petrachtungen über die bürgerliche 
Gefesgebung, eine Nechtssund Literar » Öefhichte, 
fo wie auch eine Anleitung zu den Hülfsmitteln 
des Studiums des Defterreichifchen Civil-Rechtes 
vorausgefchickt werden. Bey jedem Hauptſtücke 
führe ich die zufagenden Titel aus dem Sofephinis 
fchen und Galiziſchen Geſetzbuche und aus dem Rös 
nıifchen Nechte , dann aus dem Preußifchen Lands 
vechre , dem Franzöfifchen Eefesbuche Napoleons 
und aus dem, mit dem le&teren faft ganz über; 
einftimmenden, allgemeinen bürgerlihen Geſetzbu— 
che für Bayern, und an den zufommlichen Orten 
auch die wichtigeren Abweichungen an. Denn nad) 
dem, in unfere ©efeßgebung durchgehende ange» 
nommenen , gerechten Grundſatze: Daß die Ge: 
feße nicht zurück wirken, werden die dv or 
dem neuen Gefegbuche vorgenommenen, Rechts— 
gefchäfte noch immer nad demälteren Nechte, folge 
lich theils (in alizien) nah dem Galizifchen, 
theils nah dem Sofephinifchen, theis nach dem 
dDamahla noch beftandenen (gemeinen) Nömifchen 
Mechte beurtheifee werden. Die Senntniß der 
fremden, hier erwähnten Gefesbücher aber, nähm⸗ 
lich Des Preußiſchen, Franzöſiſchen und Bayrifchen, 
welche mit dem unfrigen anf eben derfelben Grund— 


27. 
fefte, dem Nömifchen Rechte, beruhen, ift nicht 
nur zur Ergänzung und Erweiterung der Kennt 
niffe in dem Civil-Rechte fehr nützlich, fondern 
auch in den nicht fehr feltenen Fällen , daß beym 
Berfehre mit Unterthanen der angrenzenden Staa 
ten Nechtögefchäfte nach jenen fremden Geſetzen 
behandelt werden müffen, ganz unentbehrlich. Die 
nähere Anzeige des Werkes zur Subfeription wird 
mittelft der Zeitungsblätter gefchehen. Indeſſen 
liefere ich hier eine Probe über die Einleitung 
des Fünftigen Geſetzbuches. Zwar hat diefe Ein, 
leitung noch eben fo wenig, als das ganze entwors 
fene Geſetzbuch, die höchſte Sanction erhalten. 
Allein es kommt hier auch nicht Darauf an, den 
vollfommen berichtigen Tert, fondern nur eine 
Probe von der Methode vorzulegen ‚ die ich bey 
der Bearbeitung des Commentars befolge, 
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et tretitune 


Bon den bürgerlichen Gefegen über 
haupt *). | 


Inhalt der Di. Duellen der bürgerlichen Nechte find bie 
Einleitang. Geſetze, d.i. die alllgemein verbindlichen 
Borfchriften des Straatsoberhauptes. Die Rechte 
erhalten erſt von dem Geſetze, welches fie uns ers 
theile, ihre Wirkſamkeit; fie Eommen nur jenen 
Perfonen , denen das Geſetz fie verleiht, und nur 
in dem Umfange zu , den das Geſetz vorgezeichnet 
hat, und fie dauern nur fo fange fort, als das 
Geſetz beftehbt. Daher macht uns die Einleitung, 
nad) dem vorläufigen Begriffe vom Privat > oder 
bürgerlichen Rechte (0. 1.), erfi mit den nörhigen 
Borbegriffen von dem Anfange der Wirfams 
Feit eines Geſetzes ($. 2. 3.) von dem fubjecs 
tiven und objectiven Umfange ($. 4—8), und 


*) Sofeph. allgem. buͤrgl. Gefegb. 1. Hptſt. Weſt-Gal. 
Geſetzb. 1. Hptſt. Preuß, Landr. Einf. Code Napo- 


leon, titre prelim, 
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von der Dauer der Geſetze ($. 9), dann mit 
den von den (allgemeinen) Geſetzen zu unterfchei- 
denden, anderen (befonderen) Arten ver Bow 
fhriften(g.1ro—1ı3.), endlich mit den Haupt 
theilen dieſes Gefegbuches (d. 14.) bekannt. 


a 


Der Inbegriff der Gefege, wo 
Durch die Privat-Rechte und Pflichten 
der Einwohner des Staates unter eb 
beffimmet werden, macht das bürger— 
lihbe Recht in demfelben aus. 


\ 

1.) Wie man zwey Arten der Rechtsverhält— 
niffe und der Gefege überhaupt, nähmlich Dffents 
liche und Privat-Geſetze, unterfcheidet, fo unters 
ſcheidet man auch das (innere) öffentlide 
Recht, welches Das Nechrsverhältniß zwifchen der . 
oberfien öffentlichen Macht und den Unterthanen 
zum Öegenftande hat, von dem Privat-Rech—⸗— 
te, wodburh die Rechte und Pflichten ver 
Einwohner (Private) unter fich beſtimmet werden, 
Man nennt letzteres, ſchon feie der Zeit der Nor 
mer, auch das Bürgers, das bürgerliche oder 
Civil-Recht, weil man unter dem Nahmen: 
Dürger , gewöhnlich nicht Die Gefammtheit, das 
ganze. Volk over den Staat, fondern die einzelnen 
(Privat⸗) Glieder, in fo fern fie auf einander bes 
jogen werden zu verfiehen pflegt. 
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2.) Eigentlich und zu nächſt befchäftiget ſich 
die Rechtslehre und die Rechtsgeſetzgebung, wie 
fhon der Nahmeandeutet, nur mit den Rechten, 
die Öffentliche und politifche Geſetzgebung aber mit 
den Pflichten, die den Unterthanen zum wirkſame— 
ven Schuße und zur allgemeinen Sicherheit der Nechs 
fe aufgelegt werden. Allein dem Nechte, wodurch 
ein Bürger von einem oder mehreren feiner Mit 
Bürger eine Handlung oder Unterlaffung zu fordern, 
und dermittelft des Gerichtshofes zu erzwingen be, 
fugt iſt, entfpriche immer von der andern Geite 
eine Rechtspflicht oder Berbindlichkeit, das thun oder 
unterlaffen zu müffen, was rechtlich gefordert wird. 
Und es trägt zur Deurlicheren und vollftändigeren 
Behandlung eines Nechtsverhältniffes (vorzüglich in 
der Lehre von den verfchiedenen Arten der Berträge) 
nicht wenig bey, wenn man von der einen Seite 
die Rechte des Derechtigten , und daraus von der 
anderen Geite die gegenüber flehenden Berbindlich, 
keiten des Berpflichteren entwickelt. 


3.) Das Privats oder bürgerliche Recht be, 
fchränfer fich aber auf die Nechte der Private oder 
Einwohner des Staates. Unter dieſem allgemei- 
nen Ausdrucke verftehte man a) ſowohl die einzels 
nen Unterthanen, als auch b) moralifche Per— 
fonen (Öefellfhaften), Gemeinden u, d. gl., 
in fo fern es fih nicht um ihr Verhältniß zu dem 
ganzen Staate oder der Negierung , fondern um 
Privat» Rechrsgefshäfte handelt , welche einen Ger 
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genſtand des Privat-Rechts ausmachen ($. 25); 
ja €) ſelbſt den Beherrſcher des Staats, ſowohl 
wenn er zu ſeinen Privatı Zweren, al3 quch wenn 
er mit Privaten zum allgemeinen. Beſten Dris 
vatz Rechts geſchäfte (3. B. einen Kauf: Mithver⸗ 
rag u. d. gl. eingeht (d. 19). Endlich werden d) 
untee Einwohnern, nebft den bleibenden, auch die 
zeitlichen (fremden) Einwohner Begriffen; ſelbſt 
e) in dem Falle, daß fie fih zwar nicht wirklich 
in dem Staats gebiethe aufhalten , aber Rechts ge— 
ſchäfte gefihloffen haben, die der Gerichtsbarkeit 
des Staats unterliegen, folglich mit Recht fo be⸗ 
trachret werden, als wenn fie don den Fremden 
inner dem Staatsgebiethe wären abges 
ſchloſſen worden. ($. 32.). To) 


4) Das bürgerliche Recht Mankt ſich aber 
auf Diejenigen Rechte und Rechtépflichten ein, wel⸗ 
che zwifihen ven Einwohnern des Staats oder Pri⸗ 
baten unter ſich Staat finden. Rechte, welche 
Der Beherrſcher, vermöge der öffentlichen Machr, 
(3. De der Seſetzgebung, der oberſten Aufſicht, 
des Beſteuerungsrechtes u. ſ. w.) über tie Eins 
wohner ausübt, und Anſprüche oder Beſchwerden 
der Unterthanen, in Hinſicht auf die Negterungss 
Acte, find ein Gegenstand deedffentlichen Rechts 
oder der politiſſchen Geſetzgebung und Verwal— 
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) BVergl. Joſeph. Geſetzb. F. 4. 
IV. Band. | 5 
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tung. Eben fo gehören Pflichten, welche die Ein, 
wohner gegen den ganzen Staat oder zur all-- 
gemeinen Sicherheit und Abmwendung öffentlicher 
Gefahren, oder welche Obrigkeiten und Richter in 
ihrem Umre zu erfüllen haben, ob fie gleich) geles 
genheitlich in dem bürgerlichen Rechte eingefchärft, 
oder in Hinficht auf Die, aus der Hebertretung zu 
feiftende, Entfchädigung in dem bürgerlichen Rechte 
erwähnt werden, Zu anderen Zweigen der Gefehs 
gebung und der öffentlichen Verwaltung. 

5) Alle Geſetze, fomit auch die Civil - Öefere, 
ſchränken fich auf denjenigen Staat ein, für wel 
chen fie von dem Machthaber gegeben worden fiad, 
und nur diefe machen das Privat: Mecht in dem— 
felben aus, in fo fern nicht gezeigt werden Farn, 
daß fremden (gemeinen) Nechten und Öefegen eine 
verbindliche Kraft eingeräumt worden fen. 


$. 2. 


Sobald das Befeg gehörig fund ges 
macht worden if, kann fih niemand da— 
mit entſchuldigen, daß ihm daſſelbe 
nicht befannt geworden ſey. 


1.) Rechte und Rechtspflichten müffen, um 
fi in der Wechfelwirfung darauf berufen zu Eöns 
nen, erkennbar feyn; (non esse, et non ap- 
parere est idem in jure), &s gibt Rechte, 
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diejedem, welcher auch nur den gemeinen Vernunft⸗ 
gebrauch beſitzt, einleuhtend find. Dieſe bevürz 
fen Eeiner ausdrücklichen Bekanntmachung des Ver 
feßgebers im Staate; Rechte und Verbindlichkeiten, 
von denen man biefes nicht behaupten kann, müſſen 
durch die poſitiven Geſetze kund gemacht werden. 
Die Kundmachung der Geſetze, und die Beucthei— 
lung, wie Die Geſetze nach) ihren verfchiedenen Arten, 
nach Befchaffenheir der Local, Berhäftniffe und der 
übrigen Umftände bekannt gemacht werden follen, Da= 
mit fie am ficherften und ſchnellſten zur Kenntniß aller 
derjenigen gelangen, weiche fie inihren Verhöltniſſen 
zu wiffen nöthig haben, ift ein Geſchäft der policis 
ſchen Berwaltung; 

2) Es genüget aber an einer folchen Veran— 
ftaltung, wodurch jeder, dem es mit der Eıhaltung 
feiner eigenen und der Achtung für fremde Nechtss 
Sphären Ernſt ift, zur Kenntniß des Örfeges gelans 
genFann. Hat er esan Der nothwendigen, im feiner 

Lage ihm möglichen, Nachforſchung und Aufmerk— 
ſamkeit gebrechen laffen, fo muß er die Folgen feines 
Verſchuldens fragen; fonft würde der Sorgloſe in 
Rückſicht ver vorcheilhaften over nach theiligen Rechts— 
folgen meiſtens beſſer daran ſeyn, als der wachſame, 
rechtliche Bütger. Sebald alſo das Geſetz gehbrig 
Fund gemacht worden iſt, kann fihniemand wit 
der Rechtsunwiſſenheit entfhulpdigen. 


3.) So hart diefe Bosfhrift ſcheint, fo ift fie 
5 2 
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doch unerfäßlich, und wird daher auchin allen neue 
ven Öefegbüchern aufgeftelle*) Wenn ein Geſetzbuch 
üdereinftimmend mit den aus der ungefünftelten Ber: 
nunfe und dem Rechtsgefühl befannten, und Durch 
langjährige Gleichförmigkeit fortgepflanzten Rechts⸗ 
regeln, wern es in einer berftändfichen Sprache, 
Furz und deutlich abgefaßt ift, und wenn Förmlich, 
feiten fo viel möglich vermieden werden; fo Fann . 
fich jeder gebilderere Bürger damit befannt machen, 
und felbft der minder gebildete läuft nicht leicht Ges 
fahr, in einfachen, häufig vorfommenden, Rechtsge⸗ 
fchäften aus Rechtsunwiſſenheit zu Schaden zu kom⸗ 
men, In ungewöhnlicheren. oder berwickelteren Fäls 
len muß er (wie in außerordentlichen Gewiſſens/ oder 
Krankheits fällen bey den Gewiſſens oder Krankheits- 
ärzten, fo hier). bey Rechtserfahrnen oder feiner 
Obrigkeit Rath einhohlen **) 
*) S. Preuß. Landr. Einf, 9.12. — Code Nap. Art. I 
*99) Das Roͤmiſche Recht geſtattete in mehreren Faͤllen, wo 
es um Abwendung eines Nachtheils zu thun war, den 
Landleuten, den Soldaten, den Weibern u.d. ol. die 
Entſchuldigung ber Rechtsunwiſſenheit (Tit. D, de ju- 
ris et facti ignorant. Vergl. Boet, Commentar zu dies 
ſem Liter). Bey einer zahllofer Menge unorbentli 
zufammen gehäufter, in einer gelehrten, mwenigftens 
den erwähnten Perfonen unverftändlichen, Sprache abz 
gefaßter Geſetze war die Ausnahme billig, ja fie hätte 
billiger Weife ſchon zur Zeit der Homer und noch mehr 
bey Aufnahme des Römifchen Rechts in Deutfhland 
beynahe auf alfe, die nicht im Dienfte der Themis er 
grant waren, ausgedehnt werden follen, — Das Jos 
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4.) Das eben Gefagte verfteht fih nicht nur 
von eigentlichen, allgemeinen, fondeın auh von 
befonderen Gefegen oder Befehlen, Die von dem 
Geſetzgeber oder in deffen Nahmen von Obrigkei⸗ 
ten und Gerichtöhöfen entweder für alle, die ſich in 
einem beſtimmten Rechtsverhältniſſe befinden, öffent⸗ 
lich, (wie z. B. duch) Evictal » Borladungen in Con⸗ 
curs» Fällen, Durch Amortifirungs » Edicte) oder 
Durch befondere, in der gefeglichen Art geſchehene, 
Borladungen oder AZuftellungen (wie 5. DB. der 
Proces- Schriften, der Urtheile u. ſ. w.) befanns 
gemacht werden. 


6.%3, 


+ > 


Die Wirkſamkeit des Geſetzes und Anfang der 
Die daraus enffpringenden rechtlichen Wirkſamkeit 

f - der Geſetze. 
Folgen nehmen gleich nah der Kundma— 


— — o2 


ſephiniſche Geſetz ſagt. Dem Landesfuͤrſten 
bleibt jedoch vorbehalten, bey beſonde— 
ren Umſtaͤnden jemanden, der durch 
Nichtkenntniß oder Rechtsirrthum an 
ſeinem Rechte ober Vermoͤgen Nachtheil 
litte, eine außerordentliche Rechtshuͤl⸗ 
fe angedeihen zu laſſen, ($. 3.) Dieſe dunks 
le, unbeftimmte Stelle veranlaßte viele ungegründete 
Beſchwerden und Mißgriffe ber Parteyen. Wer das 
Geſetz wiffen kann, verdient Feine auferordentliche Hülz 
fe; mer es nicht wifjen Bann, bedarfihrer nicht, fuͤr ihn 
war das Geſetz nicht gehoͤrig kund gemacht. 
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chung ihren Anfang, es wäre denn, daß 
indem kundgemachten Geſetze der Zeit— 
punet feiner Wirkſamkeit weiter hin— 
aus beſtimmt wird. 


1) Eine, nach dem Eintritte aller Bedingun— 
gen ungehemmte, voliftänbige Urfache zieht ſo— 
gleich ihre Wirkung na fi. Sobald alfo ein 
Geſetz gehörig fund gemacht worden ift, tritt feine 
Wirkſamkeit, es treten feine rechtlichen Folgen ein. 
Im Allgemeinen wäre ed auch bedenklich, die 
2Birfung der (allgemeinen oder befonderen) Geſetze 
erit binnen einem beflimmten Zeitraume (3. D. eis 
nes Monarhs vom Tage der Kundmachung) den Ans 
gang nehmen zu lafjen, weil viele Bürger hierdurch 
Zeit gewonnen, die aute Abſicht Des Geſetzgebers 
ju vereiteln. *) * 


») Das Feanzoͤſiſche Geſetzbuch ſagt: „Die Geſetze ſollen 
„in jedem Theile des Reichs von dem Augenblicke an 
„vollzogen werden, da die Promulgation derſelben 
„bekannt ſeyn kann.“ Die von dem Kaiſer 
geſchehene Promulgation ſoll als bekannt ang e— 
nommen werden: in dem Departement der kai— 
ferlihen Reſidenz einen Tag nad) der Kundmachung, in 
einem jeden der übrigen Departemente nach Verlauf 
derfelben Zeit, verlängert um einen Tag für jede zehn 
Myriameter (ungefähr 20 Stunden), welche der 
Hauptort des Departements von der Stadt entfernt 
liegt, worin die Promulgation gefchehen iſt. Selbſt 
Heer von Mallevil le, einer ber Verfaſſer diefes Ge⸗ 





— — 
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2) Wenn Feine folche Gefahr obwaltet, wenn 
eine Borfchrift nur erft nach einem gemwiffen Zeit- 
raume zur Kenntniß derer, welche dadurch verbuns 
den werden Sollen, ihres entfernten Aufenthalts 
wegen gelangen kann (wie z. B. Eodietal» Boreus 
fungen) oder wenn die Befolgung gewiſſe Borans 
falten von Seite der öffentlichen Bermwaltung oder - 
der Private vorausſetzt (wie 3. B. bey Einfühs 
rung der Örundbücher) , jo wird es Die Gerechtig— 
Feit oder doch die Billigkeit verlangen, daß Der 
Zeitpunet der Wirkfamkeit weiter binausgefegt werde, 


3) Die rechtlichen Folgen eines Ci; 
vil⸗Geſetzes, Die der Paragraph erwähnt, find 
die durch das Geſetz begründeten Rechte und Vers 
bindlichkeiten für alle jene Perfonen und für alle 
Fälle, Dir nach den vollftändigen Bedingungen 
des Geſetzes darunter begriffen find. 


4) Ob im Öegenfage zu den rechtlichen Fol— 
gen eines Geſetzes auch) dieje gehöre, daß eine dem 
Geſetze zuwider laufende Handlung ungültig (nich— 
tig) fen, wird in dem gegenwärtigen Geſetzbuche fo 
wenig, als in andern neueren Geſetzbüchern *) aus⸗ 


ſetzbuches, geftcht in feinem Commentar, daß der Sinn 
diefes Geſetzes, wenigſtens in der hier ausgehobenen 
Stelle, nicht ganz deutlich ſey. 

*) Das Römifche Geſetz fagt überhaupt : ut ea, quae lege 


Ssri prohibentur, si, fuerint facta » non solum inu- 
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drücklich und allgemein ausgefagt. In der That ift. 


auch eine allgemeine Borfchrift hierüber theils nicht 
wohlmdglich, cheils überflüſſig. Hauptſächlich kommt 
es auf folgende Unterſcheidungen an. 


5.) Das Geſetz, dem eine Handlung wider— 
fireitet, verbiechet entweder fehlechterdingg Die 


Handlung, oder fie fhreibt ihr eine Form (der 


Diagungen, Erforderniffe) vor. Im erften Falle 
gibt der Geſetzgeber durch das Verboth deuclich 
zu erfennen, daß das Geſchäft der Nechtsfihers 
heit, oder dem allgemeinen Wohl nachtheilig fen ; 
er würde aljo mie fich felbit im Widerſpruche 
fiehen, wenn er fie aufrecht echielte, und durch 
den gefeslichen Beyſtand unterftügte. Es folge 
alfo [hen aus allgemeinen Prineipien, daß eine 


tilia, sed pro infectis etiam habeantur 1. 5. Cod, de 
jez. Die Einfchränfungen diefer Regel findet man bey 
Giuͤck Commentar 2. Aufl. 1, B. 1. T. F. 146. Das 
Joſephiniſche Geſetz ſagt: „Wenn bey einer Handlung 
„die vorgeſchriebene weſentliche Feyerlichkeit (2) un— 
„terlaſſen, oder wenn die geſetzwidrige Handlung im 
„Geſetze ſelbſt ausdruͤcklich vernichtet wird, fo ent— 
„ſteht keine Verbindlichkeit daraus, und kann durch 
„dieſelbe kein Recht erworben werden.‘ I. H. $.6 
Das Preußiſche Landrecht ſpricht: „Aus Verabſaͤu— 
mung der geſetzlichen Form einer Handlung folgt die 
Nichtigkeit derſelben nur alsdann, wenn das Geſetz 
die Beobachtung dieſer Form zur Guͤltigkeit der 
Handlung ausdruͤcklich erfordert.“ 1. Th. 3. T. F. 4% 


IR 
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verbothene Handlung Feine rechtliche Wirkung 
nach fich ziehe, dafern fie nicht etwa Cum größer 
re Hebel zu verhindern). ausdrücklich bey Krüfren 
erhalten wird. Borfichrigee handele jedoch der 
Geſetzgeber, wenn er mit dem Verbothe zugleich 
die Erklärung der Ungültigkeic der Handlung vera 
bindet. 


6.) Manaelt e8 einem Geſchäfte an der ins 
neren, weſentlichen Bedingung oder Form, 
die zum Begriffe” deffelben gehört, fo kann es, 
wie jedermann einfieht, Die rechtlichen Folgen eis, 
nes ſolchen Rechtsgeſſchäftes, das es gar 
nicht ift, unmöglich begründen. Ein (fogenannter) 
Vertrag, dem die wechfelfeitige Einwilligung, ein 
Cfogenannter) Kauf s oder Erbverfrag, dem es an 
Den wefentlichen Stücen eines Kaufs oder Erbvers 
trags mangelt, ift fein Vertrag, oder es iſt fein 
Kauf- oder Erbvertrag, und kann alfo auch niche 
Die rechtlichen Folgen derfelben begründen. Allein 
der erſte Act Eann als ein gültiges Berfprechen, 
Der zweyte als ein Taufch, der dritte als ein Vers 
mächtniß oder Teſtament beftehen, wenn die Dazu 
erforderlichen Bedingungen vorhanden find. 

7.) Eineaußermwefentliche,äußere(pos 
fitive) Form fchreibt der Gefeßgeber ge wöhmnliſch 
nur zur Erleichterung und Gicherheit des Bew eis 
fes vor; die Yolge der Unterlaffung ift dann nur 
der Mangel am Beweife, wenn er auf andere Art 
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nicht hergeftellt werden Fann. (Ein Beyſpiel iſt die 
unterlaffene Eintragung der Trauung in das Trau— 
ungsbuch,) Will aber ver Öefeßgeber aus höheren, 
allgemeinen Rückſichten, daß beftimmte Nechreges 
fbäfte, denen es an einer folcher Form gebricht, 
ungültig und ohne die gewöhnliche rechtliche Fol— 
gen feyn follen, fo fordert es die Borficht und Bils 
lig£eit, daß er es in dem Geſetze ausprüclich ers 
Eläre. *) 


8) Eine eigentlihe Strafe zicht die Hintan» 
feßung eines Civil⸗⸗Geſetzes, dafern dadurch nicht zus 
gleih die allgemeine Sicherheit unmittelbar oder 
mittelbar bedroht wird, nicht nach fih. Genug, 
daß der Handelnde, welcher ein Recht zu erwerben, 
oder auf einen Andern zu übertragen Willens war, 
aus Mangel der inneren oder äußeren borgefchriebes 

nen Form eine wirkungslofe Handlung mie Mühe, 

Zeit/- oder Koftenaufwand unternommen hat, oder 
daß der Berpflichtete, der dem Gefege Folge zu leiten 
unterläßt, mit Zwang zur Erfüllung feiner Berbind» 
lichkeit, oder daß der eine oder andeie zum Erſatz 
des Schadens angehalten wird. , 


$. 4 


Umfang des Die bürgerliden Gefepe verbim 
Geſetes. den alle Staatsbürger der Länder, 


—— 


*) Sieh Kleſins Annalen der Geſetzgebung. 24 B. 
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für melde fie kundgemacht worden 
find. Die Staatsbürger bleiben aud 
in Handlungen und Öefchäften, die fie 
außer dem Staatsgebiethe vorneh— 
men, an dieſe Geſetze gebunden, in ſo 
weit, als ihre perſönliche Fähigkeit, 
ſie zu unternehmen, dadurch einge— 
ſchränkt wird, und als dieſe Handlums 
gen und Geſchäfte zugleich in dieſen 
Ländern rechtliche Folgen hervorbrin— 
gen ſollen. In wie fern die Fremdenan 
dieſe Geſetze gebunden ſind, wird in 
dem folgenden Hauptſtücke beſtimmt. 


1) Die Subjeete des bürgerlichen Rechts find 
die Einwohner des Staats (}. 1.). Die bürgerlis 
chen Gejege verbinden alfo zuerſt die durch den 
Staatsverein der bürgerlihen Oberherrfchaft forts 
mährend unterworfenen Mitglieder, das ift, die 
Staatsbürger, doch nur derjenigen Probins 
zen, für welche diefelben Fundgemacht worden find. 
Denn fo heilſam ed auch aus vielen Nückfichten 
im Allgemeinen ift, daß alle Bürger eines Staa 
tes den nähmlichen bürgerlichen Geſetzen unterlier 
gen; fo können doch befondere DBerhältniffe fors 
dern, Daß einige Gefege nur für eine oder einige ' 
Provinzen gegeben werden, Die in den übrigen nicht 
verbindlich feyn follen. Ja es Eann gifchehen, daß 
in einem größeren Staate auch ein vollftändiges 
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bürgerliches Geſetzbuch nicht für alle Länder beftcht 
aus Denen er zuſammengeſetzt iſt. 


2.) Die bürgerlichen Geſetze eines Staates 
können aber auch auf Fremde, die ohne noch 
das Bürgerrecht erlangt zu haben, fich in dem Staats⸗ 
gebiethe aufhalten, oder die ſich mit den Staats— 
bürgern in Nechtögefhäfte einfaffen, ausgedehnt 
werden, weil ed von dem Oberhaupte abhängt, uns: 
ter welchen Bedingungen den Fremden der Aufents 
halt im Staate vermilliget, oder ihr Verkehr mit 
den Unterthanen geſchützt werden foll. In wie fern 
aber die in dem vorliegenden Geſetzbuche abgehans 
delten Rechte und DBerbindlichkeiten auf die Frems . 
den anzuwenden ſeyn, wird weiter unten erklärt. 


N 3.) An dem gegenwärtigen Orte war nur 

erſt zu entfcheiden, 0b die Staatsbürger auch 
in jenen Handlungen und Öefchäften, die fie außer 
dem Staatsgebiethe vornehmen, an diefe 
Gefege gebunden ſeyn. Der Paragraph unterfcheidet 
zwifchender perfönlichen Fähigkeit der dan, 
delnden und der außeren (pojitiven), Form des 
Rechtegeſchäftes. Die Fähigkeit zu Rechtsgeſchäften 
fest, felbit fohon nah natürlichen Mehtsgrundfäs 
gen, gewiſſe Bedingungen voraus, als: eine hin- 
reichende Beurtheilungsfraft, ein Dazu reifes Alter, 
Unabhängigkeit von der Familiengewalt, oder au 
eines anderen Dderen*) voraus. Diefe Bedingunz 


*) Mein natuͤrl. Privat⸗Recht 2. Aufl. Wien 1808.5.98. 
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gen beruhen auf Local: Umftänden An einem 
Staare reife dee Berſtand der Mitglieder früher , 
fie können früher aus der Familiengewalt entlaffen 
werden, als in einem andern; bier fordert die Ders 
fchiederheit der Stände und Die Linferordnung in 
denfelben, daß jemand wenigſtens in wichtigeren 
Mechesgefchäften von dem Dberen abhänge, in 
einem andern Staategebierhe nicht eben fo. PHiers 
über aber muß die Entfcheidung, zumahl wenn das 
Geſchäft inner dem Staatsgebierthe feis 
ne Wirkung äußernfoll, der oberſten Eins 
ſicht des Geſetzgebers vorbehalten feyn. *) Daher 
fest die Vorſchrift dieſes Paragraphs über die Gül— 
tigkeit oder Ungültigkeit eines von dem Staats bür⸗ 
ger in einem fremden Gtaote vorgenommenen 
Rechtsgeſchäftes zwey Stücke voraus: 1.) daß es 
fib um bie perfünlide Fähigkeit eines 
Gtaatebürgers zu einem Rechtsgeſchäfte bandle, 
und2.) daß das Geſchäft inner dieiſem Staats ge— 
biethe rechtliche Folgen hervorbringen fell. Man 
fege, Daßein Minderjähriger ohne väterliche oder 
vormundfchaftliche, oder eine Militär Perfon ohne 
Einwilligung ihres Vorgefeisten eine Ehe im Aus, 
lande gefchloffen habe, fo hat die Verbindung in 
unferem Gebiethe Feine rechtliche Folge; weder der 
eine noch der andere Theil Fann inner unferem 
N 





2) Sieh meine Beytraͤge zur Geſetzkunde und Rechts— 
Wiſſenſchaft in den Oeſterreichiſchen Staaten, Wien 
1806, m B. 


a 
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Staatsgebierhe Die Nechte eines rechtmäßigen Gat- 
ten auf den Unterhalt, vie Erbfolge u. d. al. an, 
fprechen. Dagegen mag die Derbindurg in dem 
freinden Gebiethe ale rechtlich betrachtet werden , 
in fo fern die Folgen davon auf unfer Staates 
gebierh einen Einfluß haben follen. Ferner wenn 
es dem Sefchäfte nicht an der Fähigkeit der ‘Pers 
fonen, Die es unternommen haben, fondern nur an 
der Außeren (pofitiven) Form mangelt, die zwar 
hierlandes , nicht aber an vem Orte des geſchloſ— 
fenen Geſchäftes, zur Gültigkeit deſſelben vorge, 
ſchrieben ift; fo werden dem Üefchäfte (meil vie 
äußeren Formen der Handlungen nach den Local, 
Dedürfniffen einzurichten find) die rechtlichen Folgen, 
ſelbſt in Hinficht auf unfer Staatggebieth, nicht vers 
weigert. Daher ift 3. B. ein von unferem Staats» 
bürger in einem fremden Staate nach der dortigen 
Form errichtetes Teftament auch bey uns gültig, 
obſchon etwa hier zu Lande eine ftrengere Form an 
geordnet ift, und eine ohne Aufgeboch in einem 
Lande, wo dasfelbe nicht vorgefchrieben iſt, ges 
fchloffene Ehe wird auch) hier gültig feyn *). 





*) Diefer leßtere Fall war durch eine befondere Verord⸗ 
nung vom 16. September 1785 entfhieden. (Vergl. 
Joſ. Geſetzb. 1. F.5) Durchden gegenmärtigen Paragraph 
des Geſetzbuchs wird fie uͤberfluͤſſig. Vielleicht wuͤuſchten 
viele zur Deutlichkeit, daß dasjenige, was hier in Be⸗ 
ziehung auf die aͤußere Form der Geſchaͤfte nur als 
Schlußfolge aus der Vorſchrift des Geſetzes abgeleitet 
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de 5. j 


Gefeße wirken nicht zurück, fie Dbjectiver 
haben daher auf vorher gegangen e Mmiang. 
Handlungen und auf vorher durch das 
Geſetz erworbene Rechte feinen Eim 
flug Wenn aber ein noch nicht erwor 
benes Recht durch ein Öefes entkräf— 
tet wird, fo hört die Fähigkeit zu ei— 
nem ſolchen Rechte ſogleich auf. 


Der objective Umfang der bürgerlichen Ge— 
ſetze wird hier durch den Hauptſatz beſchränkt, daß 
fie nicht zurück wirken. Hieraus ergibt ſich 
ſchon als Folge, daß das Geſetz auf Handlungen 


wird, in die Vorſchrift ſelbſt aufgenommen worden 
wäre. Allein die, ous vielen Urfachen fo wuͤnſchens— 
werthe, Kürze eines Geſetzbuches kann nicht anders _ 
erreiit werden, als daß man alles. Heherflüffige fo: 
mit auch die naͤchſten Schlußfolgen, die jedem von 
felbft auffallen müffen, daraus mwegläft. Indem dag 
Geſetz die Freyheit der Unterthanen, in Hinficht auf 
Handlungen und Gefchäfte, die fie außer dem Staats. 
gebiethe vornehmen, nur darin beſchraͤnkt, daß fie an 
dieſe Geſetze gebunden find, in fo weit ihre perföne 
lihe Faͤhigkeit felbe zu unternehmen dadurch 
eingefchranft wird; fo folgt von ſelbſt, daß ihnen in 
Ruͤckſicht der äußeren Form, unbefchadet der Guͤl— 
tigkeit bes Gefchäftes, die Freyheit gelaffen werde, 
fih nach der Form des auswärtigen Gebierhes zu 
benehmen, | 
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oder Geſchäfte, die demfelben ſchon borausge; 
gangen, oder auf Rechte, vie nah dem vos 
tigen Öefeße bereits erworben morben find, 
nicht auezudehnen fen. Denn Geſetze follen für uns 
fere freuen willfühbrlichen Handlungen eine 
Norm des Nechts feyn. Handlungen und Ges 
ſchäfte aber, welche bereits vollendet find, ſtehen 
nicht mehr in unferer Macht, und unter dem Echus 
tze des Geſetzes bereits erworbene Mechte können 
ohne Unrecht niemanden entzogen werden *). - 


2.) Zuvörderſt muß alfo die form und bie das 
von abhängende Gültigkeit eines Rechtsgeſchäfts 
nach dem Öefege, welches zur Zeit Des vorge— 
nomm oenen®efchäftes darüber beftand, (nicht 
nach einem [päter erfolgten Geſetze) beurtheilet wers 
den, und zwar ohne Unterſchied, ob dadurch ein 
unbedingtes oder bedingtes Necht erworben, oder 
auch nur eine Erwartung gegründet worden iſt. Ge 
gen wir den Fall, daß jemand noh vor Erfcheinung 
des neuen Gefegbuchs einem andern eine mündliche 
(unbedingte oder bedingte) Echenfung gemacht, 
aber die Sache noch nicht übergeben habe; fo kann 
der Befchenkte aus der vollkommen abgefchloffenen 
Schenfung auf die Erfüllung klagen, obſchon nach 





) Sof. Gefeßb: 1. Th. F. 7. Pat. vom 22. Febr. 1791 
$. 1. Weſt-Gal. Gefegb. 1, Th. $. 17. Preuß. Lande. 
Einl. F. 14. Code Nap. U. 2, Vergl, unten $, 8. 
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Dem neuen Gefege diefe Schenkung Fein Klagrecht 
eriheilte, und der in einem früheren, vor zwey 
Zeugen errichteten, Teſtamente eingeſetzte Erbe ers 
halt die Etbſchaft, obfehon das neuere Gefeg die 
Gegenwart von drey Zeugen fordert, und der 
Erblaffer erfi nach Erfheinung diejes Geſetzes vers 
ftorben ſeyn würde, 


3.) Eben fo gelangt aber auch eine frühere, 
aus Mangel der gefeglihen Förmlichkeit uUngül— 
tige, Handlung badurchi, daß Das neuere Berg 
Die Rune erläßt, nicht zur Gültigkeit *), 
G. DB. eine frühere ohre Cerriorirung von einer 
Frauens perſon geleiftete Bürgſchaft, obgleich die 
Eertiorirung nad) dem neueren Geſetze nicht noch» 
wendig iſt. 


4.) Bon der Vorſchrift, daß Gefege auf vors 
bergegangene Handlungen feinen Einfluß haben 
follen, konnte zwar das Geſetz, ohne fih dem 
Vorwurfe einer Ungerechtigkeit ausjufeger, jene 
Rechtsgeſchäfte ausnehmen, welche einfeitig, ohne 
dem Rechte eines Andern zu nahe zu treten, ab— 
geändert, und nah Dem neueren Geſetze eingerichs 
ter werden können, wie z. B. ein Teſtament. Den 
noch hat unſer GSeſetzbuch, weil dieſe Anordnung 
von vielen ſchwer und von einigen (die bald nach 





*) Anders verordnet das Preuß. Landr. Einl. $. 17. 
IV. Band. G 
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Erſcheinung und noch vor der möglichen Kenntniß 
deſſelben verfterben) gar nicht befolgt werden Fünnte, 


die erwähnte Regel auch auf diefe Fälle ausges 
dehnet. 


5.) Die im d. aufgeſtellte Regel ift aber nur 
in fo fern, als es die Worte und der Grund des 
Geſetzes geftatten, “anzuwenden. Daher müffenz. B. 
fpätere Berträge, obgleich die darauf fich bes 
ziebenden bIoßen Tractatedem Öefege voraus, 
gegangen find, Dennoch nach’ der Form des neuen 
Geſetzes abgefchloffen, und nach deffen Vorſchriften 
beurtheilet werden. 


erworbene Rechte durch ein ſpäteres Geſetz, 
welches dergleichen Rechte beſchränkt, oder gänz— 
lich aufhebt, niemanden entzogen werden ſollen. 
So z. B. hat die Verordnung vom 22. Febr, 1791 


d. 4. Die unehelichen Kinder von der geſetzlichen 


Erbfolge in die Verlaſſenſchaft ihres unehelichen 
Vaters ausgeſchloſſen. Zufolge jenes Grundſatzes 
aber konnte die Verordnung auf Diejenigen nicht 
angewendet werden, denen eine ſolche Verlaſſen— 
[haft ſchon eingeantwortet, oder durch den Tod 
des unehelicherr Vaters werigftens ſchon angefallen 
war, 


7.) Dagegen muß derjenige, welcher nur 
erft die Fähigkeit oder Hoffnung hatte, ein Recht zu 


— en ee 


6.) Ferner erklärt der H., daß bereits 
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erwerben, es fi) gefallen laffen, wenn ihm Die 
Fähigfeit oder feine Erwartung befchränft oder 
ganz benommen wird. Ein Beyſpiel davon geben 
die neueren Befchränfungen der Erbfähigfeit, fo wie 
auc) der, von einem Erben, dem die Erbfchaft 
ſeit dem neuen Gefesbuche anfallt, den Xeltern 
des Erblaffers zu entrichtende Pflichttheil. 

8.) Der Öefeggeber Fann aus wichtigen Grün— 
den felbft die Erfüllung ſchon abaefthloffener Nechts, 
gefchäfte (3. DB. durch Verboth der Einfuhr einer 
Waare) einftellen. In diefem Falle kann, ungeacha 
tet des erworbenen Nechtes, auf die Erfüllung 
nicht gedrungen werden, 

4 

9.) Auch ſchränket die in Privat Rechte 
aufgeſtellte Regel die Macht des Beherrſchers nicht 
ein, in älteren Inſtituten, woraus jemand ein 
Recht, oder eine Anwartſchaft ableitet, (wie z. B. 
in’ Fideicommiſſen, Leben, Bannrechten u. d- gl.) 
nad den Bedürfriffen des Staates Abänderungen 
zu freffen. An wie weit ber Beherrfcher darin bes 
ſchränkt fen, muß aus dem Öffentlichen Rechte ber 
urtheilet werden *). "2 


— 


2) ©. Hrn. Hofe Goͤnners Arhiv für die Geſetzg. 
l, 3 ı. Heft, 10. und 11. St. 


G 2 
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d. 6, 
Tudleaung . Fr 
Bes, Einem Geſetze darf in der Anwen 


‚dung fein andererBerftand beygelegt 
werden, als welcher aus der eigentlis 
hen Dedeutung der Worte in ihrem 
Zufammenhange, und aus ber Flaren 
Abſicht des Geſetzgebers hervorleuch— 
— — 


1.) Geſetze beſtehen als eine Norm , wornach 
Die Handlungen eingerichtet, worauf fie angewen— 
det werden follen. Jeder rechtliche Bürger made 
die Anwendung, um feine und anderer Rechte zu 
bewahren ; der Rechtsfreund insbefondere, um ans 
dere durch feinen Mach vor Schaden zu ſichern, 
oder ihre gefränften Rechte zu bertheidigen; der 
Nichter, um über Necht und Unrecht zu erfennen- 
Die Unwendung beſteht in der Bergleihung 
einer Handlung oder eines Rechtsfalles mit dem 
Geſetze. Gie fordert alfo rheils eine voliftändige 
Kenntniß des Falls und aller auf Die rechtliche 
Entfbeidung einfliegenden Umftände, theils eine 
deutliche und vollftändige Kenntniß der darauf ſich 
beziehenden Geſetze. Die erfiere wird den Hans 
delnden größten Theils durch ihr Bewußtſeyn, ans 
deren durch Die (indie Gerichtsordnung gehörigen) 


) Dat. vom 22, Febr. 1791+ 6. 2. 
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Beweiſe gegeben; dielegfere muß unmittelbar aus 
dem Geſetze felbit gefwöft werden. Um den Sinn 
der Geſetze richtig auffaffen und beſtimmt angeben, 
d. i. die Geſetze auslegen zu können, biechet 
uns der dor und nachftehende 9. , fo wie die jus 
ridifche Auslegungskunſt überhaupt, nad;folgende 
Betrachtungen an. | 
2.) Gerechte bürgerliche Geſetze find Reſul— 
tote der Vernunft, Die der Geſetzgeber allen Brirs 
gern, damit fie fih mit deren Unwiſſenheit niche 
entfihuldigen Ednnen, durch Worte bekannt 
macht &s it aljo zu vermuthen, daß er die 
Worte in ibree eigenthümlichen Bedeu— 
tung, In welcher fie verſtanden zu werden pflegen, 
genommen habe, . i. nah em Sprachg ebraw 
ſche, (quem penes arbitrium est, et jus, et 
norma loquendi.) In eben diejer Bedeutung 
müſſen alfo auch Die Worte gerommen und anges 
wendet werden. Go lange ver Geſetzgeber fich ger 
wöhnlicher , allgemein bekannter, Ausdrücke bes 
dient, bedarf es Eeiner Erklärung derfelben , weil 
fonft das Geſetzbuch zugleich ein Wörterbuch) in 
ſich faſſen müßte, Allein Die Rechtswiſſenſchaft und 
Rechtsgeſetzgebung hat, fo wie jede andere Kunft 
oder Wiſſenſchaft, auch eigenthümlihe Kunfts 
wörter, die von Undern, außer den Sachvers 
ftändigen, gewöhnlich nicht genau) verikanden, oder 
die im gemeinen Leben in einem andern Siane, 
oder wohl auch vom den Kunſtverwandren ſelbſt in 
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verfchiedener Bedeutung genommen werden, Dar 
her die Nochweudigkeie »efegnliher Difinis 
tionen oder Defchreibungen, auf welche man, um 
dem Geſetzgeber Eeinen anvern Ginn unter zu fies 
ben, Rückſicht zu nehmen hat *). Vorzüglich 
zeigt fich diefe Nochwendigfeit ben den pofitiven 
Nechtsbegriffen, da die allgemeinen, natliefichen 
Nechtsbegriffe aus der practifchen Bernunft und 
philoſophiſchen Nechtslchre voraus zu feßen find. 


3.) Der wahre Sinn einzelner Wörter und 
auch ganzer Sätze geht oft nur erfi aus dem gan— 
jen Zufammenhange mit ben borhergeiens 
den und nachfolgenden Stellen, welche darüber 
mehr Licht verbreiten, hervor-, und es. ift ein ges 
wöhnficher Kunſtgriff der Parteyen und ihrer 
Rechtsfreunde, daß fie durch abgeriffene blendende 
Stellen einen im Öefegbuhe minder bewanderten 
oder undorfichtigen und bequemen Nichter zu täu—⸗ 
fhen, oder durch eine einfeitige unrichtige Anwen 


*) Suftinian hat feiner Gefehfamminng einen eigenen Ti. 
tel: de verborum signihicatione, gleihfam ein juridifches 
Wörterbuch, einverleibt, dag aber auf der einen Seite 
fehr unvollftändig, auf der anderen durch die vielen 
Wiederhohlungen, und durch Einfhaltung dahin nicht 
gehöriger Materien zu weitläufig ausgefallen ift. Die 
nothmendigen Beftimmungen der Begriffe von Rechts» 
gegenftänden muͤſſen nicht in einem befonderen Titel, » 
fondern überalf dort gegeben werden, mo man biefe 
Gegenftände abhandelt. 
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dung derfelben nach ihrer Ahſicht zu leiten fuchen. 
Daher ift zu einer gründlichen und beruhigenden 
Deurtheilung eines Rechtsfalles niche nur noche 
wendig, daß man das einzelne Öefes, woraus er 
unmittelbar zu enefcheiden zu ſeyn feheint, mit den 
nächften Stellen des Geſetzbuches zufammen halte, 
fondern es iſt auch nothwendig, Daß man dasje— 
nige Hauptſtück des Geſetzbuches, worin dieſer 
Rechtsgegenſtand abgehandelt wird, und die mit 
demſelben verwandten Hauptſtücke vor Augen 
habe. Ja, weil eine Rechtsfrage oft auf mehrere 
Rechtsgegeſtände, die wieder mit andern in eis 
ver näheren oder entfernteren DBerbindung fliehen, 
Beziehung hat, fo Fann eine allfeirig vichtige Aus⸗ 
legung und Anwendung der Geſetze nur von. denjes 
nigen erwartet werden, die durch ein anhaltendes 
Studium der ganzen Geſetzgebung fich eine Deuts 
liche und vollftändige Kenntniß davon verfhaffe 
haben. Eine folhe Kenntniß ift nur bey einem 
kurz und füftematifch abgefaßten Geſetzbuche mdg« 
fich, fie ift aber auch unentbehrlich , weil eben die 
Kürze fordert, daß man bey der Abfaffung des 
Gefegburhes jedem Üegenftande feinen zufomms 
lichen Platz anmeife, überall nur das fage, was 
zunähft dahin gehört, und alle Wiederhohlun⸗ 
gen, unnüge Erklärungen und von felöft einleuch— 
tenbe Folgerungen jorgfältig vermeide Die in 
diefem Ubfase angegebenen Borfchriften miſſen 
ſchon bey einer bloßen grammatifchen (phis 
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Ichogifchen) Wortauslegung beobachtet wer 
den *) > 


4.) Dabon unterfcheidet fich Die tiefer eindrins 
gende logiſſche (philoſophiſche) Auslegung, bey 
welcher auf die Abfiche des Geſetzgebers, auf 
den Örund des Geſetzes, Nückfiht genommen wird, 
Gie gibt uns Die analogiſchen Schlüffe oder Anas 
logie des Rechts an die Hand *"), Nice 
der todte Buchftabe ift das Geſetz, fondern dee 
Wille des Geſetzgebers, der Durch einen Beweg’ 
grund beftimmt, und auf die Erreichung einer 
nüheren und entfernteren Abſicht gerichtet iſt. 
Diefe gibt uns den wahren Anhalt und vollſtän⸗ 
digen Umfang des Willens des Geſetzgebers, den 
Get uud Sinn des Geſetzes an die Hand, Kein 
Geſetzbuch, am alleemindeften ein Eivil» Gefegs 
buch, das die Enrfheidu g unendlih mannigfals 
tiger, nicht voraus zu fehender, verwicelter Fälle 
umfaffen foll, kann ſich mit einer buchſtäblichen 
Anwendung der Gefege begnligen, Kein Gefegger 
ber kann feinen Willen in fo vollftändige und zur 
gleich fo präcife Ausdrücke einkleiden, welche nie 
mehr und nie weniger fagten, als er zu fagen 


J si r 


*) Bey Auslegung Afterer (mie der Roͤmiſcheu) Geſetze 
bedarf man auch der Eritif zur Yusforfhung und Her⸗ 
ftellung des echten Textes. ©, Gluͤck, T. 1. F. 35. 

**) Vergl. Gluͤck, m a. O. 9 37. 
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willens war. in weifer Geſetzgeber dringt Das 
her nit auf eine bfinde buch ſfäbliche Befol— 
gung, er fordert vielmehr ſelbſt, daß eine, dem 
wahren, einleuchtenden Grunde und Zwecke anges 
| meifene, ausdehnende oder einfhränfen- 
De Auslegung und Anwendung der Öefeze vorzus 
nehmen fen. Diefe ſtützt fih Uberhoupt auf die 
bekannten Sätze: fo weit der Grund reicht, reicht 
auch das Gegeündete: wo der vollftändige Grund 
gänzlich aufhört, fällt auch das Gegründete (Das 
Geſetz) weg. 


5.) Um, aber den nicht immer einleuchtenden 
Zweck und Willen des Geſetzgebers aufjuftin 
den, biethen die Rechtslehrer mehrere näher lies 
gende Auslegungsregeln an. Dergleichen find: man 
konne nicht vermuthen, daß ein Geſetzgeber bey 
ſeinem Geſetze gar keine Wirkung beabſichtige, 
oder daß er etwas phyſiſch, rechtlich oder ſittlich 
 Unmdgliches oder Widerſprechend es wol⸗ 
le; das Recht zum Größeren oder Mehreren 
begreife auch das Nechr zum Geringeren oder 
Wenigeren gleicher Art in fi; wer einen Zwed 
mwill, wolle gewiß auch die dazu nothwendigen 
Mittel, und ein aus allgemeiner Vorſicht, 
den Nechröverfürzungen borzubeugen, gegebenes 
Geſetz, müſſe in den darunter begriffenen Fällen 
engemwendet werden, objchon in den einzelnen 
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Fällen eine Rechtsverkürzung wirklich nicht uns 
terlaufen it *). Allein fo wenig man bie Wahrheit 
und den Mugen diefer Negeln verfennen kann, fo 
find fie doch zu unbeſtimmt und zu unvollftändig, 
um und überall mit den Gründen der Öefege bes 
Fannt zu machen. 


6.) Zu Diefem Ende könnte das befte und 
fiherfte Mittel fcheinen , Daß der Geſetzgeber den 
Örund oder die DBeranlaffung bey jedem Geſetze 
unmittelbar felbft angebe. Doch die Urfache, 
warum diefes in einem Civil, Eoder nicht thunlich 
fey, liege in feiner eigenthümlichen Befchaffenheit. 
Er iſt (oder fol es mwenigftens feyu) ein Syftem 
oder eine fortlaufende Kette rechtlicher Bernunfts 
wahrheiten, deren die meiften **) theils aus 
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*) So kann z. B. ein ohne die, zur Gültigleit vorges 
Schriebenen, Foͤrmlichkeiten errichtetes Teſtament, oder 
ein von einem Minderjaͤhrigen errichteter, zweyſeitig 
verbindlicher Vertrag nicht beſtehen, obſchon bewieſen 
werden wollte, daß das Teſtament wirklich von dem 
Erblaffer errichtet, oder daß der Vertrag mit voller 
Einfiht und Ueberlegung gefhloffen worden fey. 


**) Nur wenige Civil-Gefege findihrem Inhalte nad. 


ganz pofitiv, fo daß ihr Grund, in fo fern fi 
einer angeben laͤßt, nur in entlegeneren und (befonders 
wenn von Gefegen der neuen Staaten bie Rebe ift) 


aus minder befannten hiftorifchen Daten oder zufälligen | 
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allgemein bekannten Rechts grundſätzen, theils zu— 
nächſt aus dem Begriffe eines Rechts-Inſtituts, 
theils aus der natürlichen vernünftigen Abſicht, 
die man bey Einführung desſelben, oder ben Abs 
ſchließung eines Rechtsgeſchäftes haben konnte, 
fih ergeben. Durch Begründung der einzelnen Ges 
feße würde man (wie das Benfpiel des Juſtiniani— 
ſchen Geſetzbuch es zeigt,) in weitläufige, ermüdens 
de Wiederhohlungen verfallen, und dag Geſetzbuch 
in eine Exegeſe, in einen Commentar, oder in 
ein zue Schule geeignetes Lehrbuch verwandeln *). 
Veranlaſſungen aufgefunden werden koͤnnte. So ift 
z. B. das Gefeg, weiches ein beſtimmtes Alter zur Boll: 
jährigßeit feftfegt, nicht ganz pofitiv. Denn daß ein 
in unreifem Alter geſchloſſenes Rechtsgeſchaͤft ungültig 
fey , ift eine einleuchtende Nechtsregel; daß zur Gi: 
cherheit des Berkehrfein gemwiffes Alter feit zu feßen 
fey, fordert die Pphiloſophie des Rechts; daß in einem 
Staate, noch Verfhiedenheit des Elima, der Verfaſ— 
fung, des Unterrichts, der Verftand früher reife, als 
in dem andern, ift eine befannte Wahrheit : daß aber 
gerade ber legte Tag des zurück gelegten 24. Jahres 
die Volljährigkeit beftimme, ift bLoß pofitio oder will= 
Führlih. Auf eine ähnlihe Weife verhaͤlt es ſich bey 
der zur Sicherheit oder leichteren Entfiheidung feſtge— 
feßten Zahl der Zeugen oder Beſtimmung anderer 
Foͤrmlichkeiten. 
+) Wenn die in den Pandecten enthaltenen Rechtsſaͤtze haͤu⸗ 
fig mit Gruͤnden unterſtuͤtzt werden, ſo bedenke man, 
«daß fie urſpruͤnglich keine Gefeke, ſondern Meis 
nungen der Nechtsgelehrten waren. Bey einzeln 
Ekundgemachten Nechtsgefehen und vorzüglich bey po” 
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6.) Indeſſen leitet uns die vorſtehende Ber 
trachtung zugleich auf die Quellen, woraus die 
Gründe der einzelnen Eivils Gefege hergehohlt wers 
den müffen. Zulegt gründen fich alle in dem allger 
meinen Nechtögefege, welches die Freyheit eines 
Jeden Einzelnen darauf befchränfet, daß auch alle 
Übrigen in Gemeinſchaft mie ihm frey thätig oder 
fiher feyn Eönnen *). Daraus fließen alle anges 
Dornen und unbedingeen, oder erwerblichen und 
bedingten Nechte, fo wie auch die bekannten Nechtss 
grundfäge: daß man frenftehende Sachen ſich zus. 
eignen, und über fein Eigenthum unter Lebenden , 
oder im Staate durch letzte Willenserklärungen > 
verfügen Fönne; Daß man Verträge nach der aus 
drücklichen , ftillfehweigenden oder rechtlich vermu— 
theten Willenserklärung erfüllen; dag man die vou 
den Geſeßen zur Sicherheit und Feſtſtellung der 
echte vorgefchriebenen Förmlichkeiten beobachten , 
und den ducch fein Berfhulden verurfachten Schas 
den erfegen wüffe. Auf Diefen untergeordneten 
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litiſchen Borfhriften Bann es oft rathſam ſeyn, Die, 
auf zufälligen, veränderlichen und dem Bürger unbe- 
kannten Veranlafjungen beruhenden, Gründe anzuge» 
ben. In einer ganzen Sammlung zufammen hängen 
der, politifcher Vorſchriften laͤßt man fi eben fo we⸗ 
nig, als in einem Civil⸗Codex, auf eine Begründung 
der einzelnen Vorſchriften ein. Ein Beyfsiel davon 
Biethet der 11. Thl. unferes Strafgef. über die ſchweren 
Dolizey „ Uebertretungen au. 
) S. mein mithrlihes Privat⸗Recht, F. 4 
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Grundfäsgen aber beruhen am Ende alle, oder 
doch die meijten Civil-Geſetze. Die fuftemarifche 
Sammlung derfelben oder das Geſetzbuch fteller vie 
Degriffe der, nach einer natürlichen Ordnung 
gereihten, Nechtögegenftände und Nechrsgefchäfte 
(3. D. des Familienverhältniffes, des Eigentums, 
rechtes und der Ermwerbungsarten , der verfchiedes 
uen Öattungen der Willenserklärungen, der legten 
Anordnungen oder der Haupt und Berficherungss 
verträge) auf; es zergliedert die Begriffe in ihre 
wefentlihen Beſtandtheile, und beſtim— 
met, mit Anwendung verfelben auf Die eben ge- 
dachten Grundſätze, die ſich Darauf beziehenden 
Rechte und Rechtspflichten. Allein der Degriff und 
deffen Beitandrheile find bey manchen Rechtsgefchäfr 
ten eine unvollffändige, wenig ergiebige Duelle ; 
indem , unbefchadet der Wefenheit, die Nechtever- 
haltniffe auf verfchiedene Weiſe beffimmt und mo, 
dificire werden können. Diefe Lücke ergänzt der 
Geſetzgeber durch die recht lihen Bermuthun— 
gen. Er findet, daß gewiſſe Beſtimmungen der 
Natur eines Rechtsgeſchäftes und der gewöhnlichen 
Abſicht derer, welche es unternehmen, angemeffer 
ner ſeyn, als andere *), und er nimmt fie, um 





*) Man nennt fie daher auch die natuͤrlichen Beftimmun: 
gen, zum Unterfchiede fomohl von den weſentlichen, 
als von den zufälligen, bie aus druͤcklich feft zu fe- 
Gen find, 
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Zweifeln und Streitigfeiten vorzubeugen, im Ab? 
gange einer anderen Erklärung, als eine (fubfidias 
riſche) rechtlihe Norm an, ohne dadurch den Han« 
delnden die Macht zu einer andern Beftimmungsart 
zu benehmen. Die Duellen alfo, welche uns mit 
der Abficht und den Gründen des Geſetzgebers ber 
kannt machen, und auf welche auch in diefem Ges 
fesduche bald ausdrücklich, bald ſtillſchweigend hin— 
gedeutet wird, find: a) Das oberf: Nechtögefeg ; 
b) die natürlichen allgemeinen Rechtsgrundfäge ; 
c) die allgemeinen und die, jedem Nechtögefchäfte 
eigenthümlichen, befonderen (in diefeir Geſetzbuche 
der Behandlung eines jeden Rechtége dJäfts zum 
Grunde gelegten) Rechtsbegriffe; d) die natärlis 
chen, aus der Natur eines Nechtegefhäftes, aus 
der gewöhnlichen Ordnung der Dinge, oder aus 
der vermutheten Abſicht der Handelnden, die Der 
Geſetzgeber aufrecht zu erhalten und zu ſchützen 
willens iſt, bergeleiteten vechtlihen DBermuthunz 
gen ; endlich e) bey Öefegen, die mehr oder we 
niger ihrem Inhalte nach pofitiv find, Die zufäls 
figen Beranlaffungen , die befonderen Berhältniffe 
und hiftorifehen oder ftatiftifchen Data, 


7.) Ansbefondere ift von den rechtlichen 
Bermuthbungen, die in unferem Geſetzbuche, 
vorzüglich in der Lehre von Verträgen, häufig vor⸗ 
Fommen, zu bemerken, daß fie, eben weil fie nur 
Bermuthungen des Üefesgebers von den gewöhn— 
lichen, wahrſcheinlichen Verhältniſſen der Dinge, 
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oder von dem Willen der Handelnden find, und das 
her denjenigen, welcher fi darauf beruft, von 
dem Beweiſe befreyen, doch immer einer anderen 
Erklärung der Handelnden oder Dem-Beweife des 
Gegentheils freyen Raum laffen. Dieß deutet nicht 
nur Das Geſetzbuch an vielen Orten ausdrücklich an, 
fondern e8 ergibt fich auch aus der Natur der Ga: _ 
che. Dafern alfo der Gefeggeber nicht ausdrücklich 
erklärt, Daß gegen eine, im Geſetze aufgeftellte, 
Vermuthung Fein Gegenbeweis Statt finde, Fann 
dieſes nicht behauptee werden *). 


d. 7 

Läßtfih ein Rechtsfall weder auß 
den Worten, noch aus dem natürlichen 
Sinne eines Öefeges entſcheiden, fo 
muß auf ähnliche, in den Öefegen ba 
Nimmt entſchie dene, Fälle, und auf die 
GBründe anderer, damit: berwandter, 
Geſetze Rückſicht genommen werden, 
Bleibt der Rechtsfall nach allem die. 
ſem noch zweifelhaft, fo muß Job 
her, mit Hinſicht auf die ſorgfältig 


— 


*) Die in unferem Geſetzbuche enthaltenen Rechtsvermu— 
thungen find alfo, wie die Ausleger des Noͤmiſchen 
Rechts fagen, pratsumtiones juris, aber nicht zugleich 
de jure, quae non admittant probationem contrarii, 
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geſammelten und reiflich erwogenen 
Umſtände, nach dennatürlihen Rechts— 
grundfägen entſchieden werden. 


1.) Um einen Rechtsfall richtig und vollfkäns: 
Dig zu beurtheilen, muß man borerft das ganıe 
Factum mit allen, auf die Entfheidung einfließens 
den, Umſtänden in das Klace zu fegen, und auf 
fo'be Art fich zu verficheen füchen, zu welcher Sat⸗ 
tung don reinen oder gemifchten Rechtsgeſchäften er 
gehöre; 3. B. ob die Handlung eine einfeitig ober 
zweiſeitig verbindfihe Willenserflärung,, ein Ter 
ſtament, Codicill, Schenkung von Todes wegen, 
oder ein Derfrag, ein einfacher oder ein zufanımens 
geſetztee, oder aus welchen er zuſammengeſetzt 
fen. Dann iſt es nicht ſchwer, ihn mit dem gehö⸗ 
rigen, Über diefe Urten von Rechtsgeſchäften be, 
fiehenden,, Geſetzen zu vergleichen, und darunter 
zu fubfarmmiren. Oft finder man den Fall ſchon durch 
den klaren Buchſtaben des Gefeges entſchieden, 
oder es reicht eine grammatifche Auslegung ber Wor⸗ 
te dez Gefeges, nach dem gemeinen oder juridifchen 
Sprahgebrauhe und dem Zufammenhange der eins 
zelnen Ausdrücke eines oder mehrerer enge verbuns 
dener Gefege dazu hin, oder es muß, weil uns 
der todte Dahftabe verläßt, den Gründen diefer 
Belege nahgeforfcht, und eine logifche, ausdehnen 
de oder einfchränfende, Auslegung ($. 6) verſucht 
werden. | 
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>.) Allein es iſt nicht zu erwarten, daß Der 
Geſetzgeber bey Abfaffung feiner Borfchriften über 
einen beffimmten Nebtsgegenfiand ale 
mögliche Coft durch einen befonveren Eigenſinn der 
Handelnden, oder durch eine feltene Vereinigung der 
Umftände herbeygeführten) Fülle vor Augen habe, 
oder bey einem Gegenſtand alied fage, mas 1m 
darauf beziehen kann. Indeſſen ſtehen Doch alle Ci— 
vil-Geſetze, weil fie im Grunde natürliche, von 
der Dernunft (dem Vermögen der Einheit) gege— 
bene, Geſetze find, in einem näheren oder eniferts 
teren Zufammenbange, fie find mehr oder 
minder unter einander Verwandt; viele laffen 
ih auf diefen, andere auf jenen allgemeinen Grund⸗ 
ſatz und alle zuletzt auf das oberſte Rechtsgeſetz zu— 
rück führen ($.5.) Darum müſſen wir, wenn wir. 
einen Rechtaral an dem Orte, wo wir die Ent; 
fheidung, zu erwarten bevechtiget find, nicht 
entfehleden finden, uns bey anderen damit vers 
wandten Öefegen Raths erhohlen ; wir müſſen 
den Gründen dieſer verwandten Geſetze nachſpü— 
ven , und auf ſolche Urt das gemeinſchaftliche 
Band, die gemeinfbaftlihen Merfmable und den 
gemeinfhaftlihen Grundſatz als Duelle der Ext 
Scheidung aufzudecken beforgt feyn. Es muß, wie 
der Paragraph fagt, auf ähnliche, in ven Ge— 
fegen beitimmt entfchiedene , Falle und auf vie 
Gründe anderer damit verwandter Geſetze Rück— 
fiht genommen werden. 


IV. Band. 5; 
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3.) Aber auch nach einer folchen Anleitung, 
dem Geiſte und vollftändigen Umfange der Ges 
feßgebung nachzuforfchen , Fann Dee” Geſetzgeber 
noch immer nicht. beruhiget feyn , Durch feine 
Vorſchriften alle zue Sprache Fommenden Nechtss 
fragen deurlih und beſtimmt zu entfcheiden Re 
mehr der Geſetzgeber zur Deutlichkeie oder Er 
fäuterung der Entſcheidung, zu fpeciefleren Negeln, 
über die mannigfaltigften Mechtshandfungen fich 
herabläßt, deſto mehr werden Die Geſetze ber- 
vielfältiget, um fo fihwerer Fann man fie fich 
Vergegenwärtigen, unb um fo minder reichen fie 
zur Umfaffung des ganzen Rechtsgebiethes zu. Ze 
niehr er Dagegen die befonderen Borfchriften Durch 
abftractere und allgemeinere entbehrlich 
zu machen befliffen ift, um fo eher läuft er Ge⸗ 
fahr, daß Die Geſetze niche begriffen, daß fie auf 
verfohiedene Weiſe ausgelegt, angewendet, ‘und die 
Mechtesftreitigfeiten vermehrt werden. Der Ge, 
feßgeber muß beydes vereinigen; er muß über Die 
mannigfaltigen, nach ihren Claſſen georbneten, . 
Rechtsgeſchäfte befondere, ausführlichere Bor, 
fihriften aufftellen, und zugleich Die allgemeinen , 
aus welchen fie abgeleitet worden, und auf die 
fie auch wieder zurück geführte werden fünnen, Das 
mit in Berbindung zu feßen fuchen. | 


4.) Weil man aber von einem Eivil-Coder nicht 
verlangen kann, daß er gleich einem Syſteme des natür⸗ 
lichen Privat-Rechts alle Rechtsgrundſätze und noch 
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minder, daß er alle daraus ableitbaren Nechte 
enthalten foll; fo wird ver Üefesgeber um Der 
Berlegenheit und den Anfragen der Nichter, die 
eine Rechtsfrage in dem Geſetzbuche durchaus 
nicht beantwortet zu finden glauben, vorzubeu' 
gen, ihren das Befugniß, fo wie es in dem 
gegenwärtigen Paragraph gefchieht , einräumen, 
den zweifelhaften Rechtsfall aus den natürs 
lichen Rechtsgrundſätzen (der Philoſophie 
des Rechts, dem Maturrechte) zu enefcheiden. 
Diefe Duelle ift unverfiegbar, weil jede 
Frage, Die inner dem Gebiethe der (rechtlichen) 
Bernunft liegt, aud) von ihr (als dem Vermö— 
gen der Principien) beurcheifet und aufgelbſet 
werden Fann ”). 


*) Schon has Nömifhe Gefegbuch beruft fih auf diefe 
Duelle (5. 4 Instit. de just. et jure). Das Dreußie 
fhe meifet den Richter an, beym Mangel eines zur 
Entfheidung dienenden Geſetzes nach den, in dem Ge— 
feßbuche ‚angenommen, allgemeinen Grunds 
fügen und der wegen ähnlicher Bälle vorhandenen 
Verordnungen, feiner beften Einfiht gemäß, zu er» 
kennen, fo fort aber den vermeintlichen Mangel der 
Geſetze dem Chef der Juſtiz anzuzeigen ($. 49.fg. Vergl. 
Joſ. Geſetzb.F. 24. 26. Das Franzoͤſiſche Geſetzbuch fagt: 
„Der Richter, der unter dem Vorwande, daß das Geſetz 
„den vorgetragenen Fall unberuͤhrt laſſe ein Urtheil zu 
PM. prechen fi ſich weigert, Fann der verfagten Juſtiz ſchul⸗ 


„dig, gerichtlich verfolgt werden, art 4. weil, wie in 


„den Disenffionen bemerkt wurde, in Eivils Sachen eg 
‚allgemeine Örundfä tze der Gerechtigkeit 
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5,) Man tiberfehe jedoch die Bedingungen 
nicht, unter denen den Gerichtshöfen diefes Bes 
fugniß zugeftanden wird, Der Bernunft- Co 
der fol nur ein fubftidiarifcher feyn, wo 
der bürgerliche Codex fchlechterdings nicht aus— 
reicht. Denn obſchon alle vernünftigen Geſetze von 
der Dernunft ausgehen, fo müffen fie doch, um 
für das bürgerliche Leben brauchdar zu feyn, 
auf ntasnigfaltige Art beſtimmt (modificirt) wer, 
ven. Sie laffen auch der Beurtheilung und Will 
führe des Richters ein zu weites Geld, wo es 
ihm , befondeis da felbit die Rechts-Philoſophen 
in Beantwortung mancher Rechtsfragen nicht eie 
nig ſind, ſehr feiche fiele, fein ungerechtes und 
rartenfiches Urtheil mit feiner inneren (philo/0s 
phiſchen) Ueberzeugung zu entjchuldigen. Wenn 
alſo ein Fall entweder unmittelbar aus dem 
Buchſtaben, oder vermittelt der angegebenen 
Ausfegungeregefn aus dem echten Sinne und 
Geiſte der: bürgerlichen Geſetze beurtheilt mers 
den kana; ift es eine verantwortliche Unmifjens 
heit oder Anmaßung Der Bertreter oder Nice 
fer, aus dem Vernunft-Codex bie Entſcheidung 
herzuhohlen. Noch größer aber wäre die Kühn— 
heit, gegen alle bürgerlihe Ordnung, fih zum 





gibt, die dem Richter zum Leitfaden dienen ſollen“. 
Malleville Comment. über das Geſetzb. Napol. 
Vergl. Discuss, du code ziv, dans le conseil d’etai. 


p. 27. 
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Richter über die Geſetze aufzuwerfen, und unter 
dem Vorwande, Daß fie mit den natürlichen nicht 
übereinffimmen, felbe verfehmähen zu wollen. Dem 
rechtliebenden Manne, der nad) genauer Prüfung 
von der Widerrechrlichkeie eines Geſetzes über— 
zeugt zu feyn glaubte, ziemte es bloß, feine Geünde 
den Geſetzgeber vorzulegen. 


6) Die zweyte Bedingung it, die Umftände 
des Falles forgfältig zu fammeln, und 
veiflih zu erwägen Denn erft nad) einer 
ſolchen Weberlegung und wiederhohlten Verglei— 
hung mit den bürgerlichen Üefegen, welche auf 
die Befchaffenheit des Falls und ver Umſtände 
Deziehung haben Fünnen, kann man ſich von ihrer 
Unvollfiändigkeie überführen, und nur die doll» 
ftandige Kenntniß des Facti fegt uns in den 
Stand, felbes unter Die gehörigen, natürlichen 
Rechtsgrundſätze zu ſubſummiren. 


7.) Das Vorgeben, daß ein beſtimmter 
Fall aus den bürgerlichen Geſetzen nicht entſchieden 
werden könne, gründet ſich oft in einem Kunftgriff 
der Partey, ihres Vertreters, oder des Nichrers, 
welhe dadurch den Fall in das freye Feld des 
undefchränften Naifonnements und der Willführ 
hinüber zu fpielen fuchen ; noch Dfter gründet er fich 
in der Unwiffenheit des pofitiven Rechts in eirem 
mangelhaften Studio der vollſtändigen Geſetzgebung 
oder in dem Unfleiße, den Geſetzen, worauf der Fall 
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bezogen werden foll, nachzufplirem : Noch minder 
berechtiger die bloße Dunkelheit eines Öefekes 
die Parteyen, ihre Vertreter, oder den Nichter 
fichh über felbes mwegzufegen, und zu dem Dernunfts 
Codex die Zuflucht zu nehmen. Man verfuche erft 
die (doctrinelle) Auslegung und unferziehe fie der 
Deurtheilung des unteren oder oberen Gerichts, 
hofes, der den Fall auf die Öefege anzuwenden 
und zu entfcheiden hat. 


8.) Es dürfte manchem Lofer auffallen, daß der 
Nihter in dem gegenwärtigen Geſetzbuche nicht, 
fo wie von dem Römiſchen Nechre und vielen Com— 
mentaren defjelben, auf die Billigkeit in feis 
nen Entfcheidungen Rückſicht zu nehmen, angemwies 
fen wird. Unter der Billigfeit (zum Unterſchiede 
von der Gerechtigkeit) verſteht man gewöhnlich Die 
Fertigkeit, die Liebespflichten zu erfüllen, d.i. Ans 
dere nach Maß ihrer Bedüefniſſe und unferer Kräfte 
zu vervollkommnen. Dürfte der Nichter in dieſem 
Sinne nach der Billigkeit den Ausſpruch thun, fo 
dürfte er den Armen vor Dem Weichen, den min: 
der Mächtigen vor dem Mächtigeren u. f. w. ber 
günftigen, d.h. ev dürfte den Neicheren beſtehlen, 
um dem Dürftigen eine Wohlchat zu erweifen. Ein 
Gerichtshof ift Feine Behörde der Wohlthätigkeit, er 
ift, wie fchon das Wort andeuter, dazu beflimme, je 
dem Cohne Unterfchied des Standes und Vermögens) 
fein Reſcht zuzutheilen. Der Richter kann und foll bey 
ſchicklicher Gelegenheit den Berechtigten auf die Dils 


119 


figkeit, feine firenge Forderung ganz ober zum ' 


Theil zu erlaffen, aufmer£jam machen, er kann 
ihn zu einem Bergleiche zu bewegen fuchen; aber 
er kann ihn, ohne felbft ein öffentliches Beyſpiel 
der Ungerechtigkeit zu geben), in der freyen Bers 
fügung über fein Vermögen nicht befchränfen. Als 
lein es gibt eine Ungleichheit der Verhältniſſe im 
bürgerlichen Leben, Die leicht zur Ueberliftung und 
Unterdrückung Underer gemißbraucht werben Fann, 
und die der Geſetzgeber durch feine Fürſorge, 
daß Alle gleichen Schuß der Rechte genießen, aus⸗ 
gleichen muß. Diefe, in den Gefegen gegründete 
und dem Nichter zur Beobachtung eingefchärfte, Fürs 
forge , den minder Mächtigen , der fein Recht in 
feiner Lage zu bewahren nicht vermag, .gegen die 
Unterdrückung der Meberlegenen ficher zu ſtellen, 
nennt man oft Billigkeit, obfchon fie ein Aet der 
Gerechtigkeit ift. Dahin gehöre der befondere Schug 
der Ungebornen‘, Minderjährigen und Verſtandlo—⸗ 
fen, der Ubmefenden, der Gemeinden u. d. gl.; 
dahin gehört Die Beſtimmung des Preifes der La 
bensmittel, der rechtlichen Zinfen und die Ungüftigs 
erklärung verſchiedener, in einer Zwangslage ge 
ſchloſſener, Verträge. Ferner nimme der Geſetz⸗ 
geber bey Feſtſetzung der rechtlichen Vermu— 
thungen auf die wahrfcheinlichen rechtlichen und 
billigen Öefinnungen der Handeladen Rüuͤckſicht. 
Uber auh der Richter muß da, we die Aeu⸗ 
Gerungen des Willens (eines Exblaffers oder vers 
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tragmachender Theile) zweifelhaft oder unvollftäns 
dig find, zur Vermuthung Zuflucht nehmen, was 
die Handelnden zur Abfiche gehabt, und was fie, 
wenn ihnen der zweifelhafte Fall vorgefchwebe hät— 
te, ben einer (boraus zu feßenden) rechtlichen und 
billigen Denkungsart ausdrücklich verabredet haben 
würden. Hier befteht alfo die Billigfeit in einer 
richrigen(logifhen) Yu slegung der Willens- 
erklärungen. Endlich läßt. fih oft das Maß 
einer (an fish) gerechten Forderung aus Mangel fir 
cherer Quellen entweder gar nicht, oder doch nicht 
ohne eine, der rechtlichen Freyheit zu nahe treten⸗ 
de, Ausforfhung der Umflände beftimmen. Dann 
äußert ſich Die Billigkeit in der von dem Ge— 
fese dem Richter einzurdumenden Beſtim— 
mung eines Maßes, das urpartenlice, 
billig denfende Menfchen , die ſowohl ihre eigenen 
ale fremde Rechte zu bewahren geneigt find, wahrs 
fcheinlich feftfegen, würden. *) Ein Beyſpiel liefert 
uns die Ausmeſſung des Heirathsguts. 


HAuf dieſe Erllärungen laffen ſich, meines Erachtens, auch 
die, den Richter auf die Billigkeit verweiſenden, aber 
ſehr oft zur Beſchoͤnigung der Willkuͤhr gemiß brauchten, 
Römischen Geſetze zuriick führen, Man ſ. Gluͤck aa. 
O. $. 30. und Joſ. Geſetzb. Sr 24. 
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8. 


Pur dem Gefengeber ſteht Die 
Macht zu, ein Geſetz aufeine alla 
mein verbindlihe Art zu erklären, Eis 
nefolbe Erklärung muß auf alle noch 
zu entfheidende Rechtsfälle ange 
wendet werden. 


3.) Nicht nur dem dffentlichen Lehrer, Dem 
Schriftfteller und Nechtefreunde, fondern auch jeder 
Marten, jedem Bürger wird eben dadurch , daß 
ihm das Geſetz zur Befolgung gegeben iſt, auch 
Das Befugniß eingeräumt, ſelbſt nach) dem wahren 
Sinne zu umnterpretiren. ($. 7.8.) Aber Diefe (does 
erinelle) Auslegurg find bloße Privat» Mei: 
nungen, Die der freyen Beurtheilung Anderer 
berlaffen bfeiben, die Feine Yuctorität gründen, und 
fiir niemanden verbindlich find. Schon anders 
verhält es fich mit der (Judicial-) Auslegung des 
Richters in feinem Umte, dem ein Fall zum Eprus 
che vorgelegte worden iſt. Sein Urtheil verbindet 
die Parteyen, das von ihm angewendete Ger 
feß in dem gegebenen Falle zu befolgen; aber 
es verbindet weder andere Parteyen, noch auch Die 
nähmlichen in -anderen, obfchon ganz ahnlich feheis 
nenden Fällen. ($. 12) Nur dem Geſetzgeber, wie 
der Paragraph) ausfagt, fteht die Macht au, ein 
Geſetz auf eine allgemeine verbindliche 
Art zu erklären. 
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2.) Daß eine folche Auslegungfüralfe Fünf, 
tigen, erjt noch vorzunehmenden, Rechtshandlun— 
gen oder erſt eintretenden Ereignungen verbindlich 
fen, darüber Eonn Eein Zweifel entitehen, und eben 
fo wenig, daß fie auf bereits entfchiedene Fälle, 
indem die Partey aus der Entfiheidung fihon ein 
Mecht erworben hat, nicht bezogen werden könne 
($.3.). Wohl aber Eönnte ein Zweifel obwalten, 
ob die Auslegung des Öefeggebers auch auf vorher. 
gegangene i Nechrshandlungen und Ereignungen , 
worüber aber erft die Entſcheidung 
gefaßt werden foll, anzuwenden fey; da 
es nicht mehr in ver Macht der Bürger ſteht, das 
vollendete Nechtsgefchäft zurück zu nehmen, und 
nach der Auslegung des Geſetzgebers einzurichten. 
Allein der Paragraph reder nur von einer Erklä— 
rung, von einer bloß erklärenden Auslegung. Dies 
fe wird nach den bekannten und hier ($. 6. 7.) eins 
gefhärften Auslegungsregeln vorgenommen, wels 
He die Bürger bey Unternehmung und die Richter 
bey Beurtheilung der Mechtsgefihäfte vor Augen 
haben müffen. Man Eann fih alfo mit [keiner 
Rechtsunwiſſenheit entſchuldigen (9. 2.), und noch 
minder behaupten, Daß, ohne Die Dazwifchen ges 
kommene Erklärung des Geſetzgebers, die Ent 
ſcheidung des Gerichtshofes anders ausgefallen feyn 
würde. Wollte man feitfegen, daß die Erklärung 
des Üefesgebers auf die vergangenen, aber erft 
noch zu entfcheidenden, Nechtsgefchäfte nicht ausge 
dehnt werden foll, fo ftünde es in der Macht ver 
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Dürger und Gerichtshöfe bie Wirkfamkeit der Geſetze 
. durch Darüber erhobene Zweifel und Anfragen zu vers 

eiteln, oder fie nach ihrem Sinne zu drehen *), | 
3.) Wenn aber ein Geſetz fo Dunkel und zwei⸗ 
felhaft wäre, daß der Sinn, welcher demfelben von 
den Geſetzgeber untergelege wird, durch die Ausles 
gungsregeln nicht entziffert werden Fünnte; dann war 
Die Vorſchrift nicht erkennbar, nicht Eund gemacht ; 
dann iſt die ia der Folge gegebene Vorſchrift Feine 
bloße Erklärung Des vorigen, fie iſt ein neues 
Geſetz, Das auf dirgangene, obgleich unents 
ſchiedene, Geſchäfte nicht anzuwenden iſt ($. 3.). 
Dann iſt aber auch von dem Geſetzgeber zu erwarten, 
Daß er fih ſolcher Ausdrücke bey der Bekannt— 
madhung bedienen werde, aus Denen Elar erhels 
let, daß die Borfchrift ein neues Gefeg und feine 
bloße Erklärung eines beitehenden Geſetzes ſey *"). 


*) Daß eine 1ex declaratoriain allen noch zu entfiheidene 
den Nechtsfällen angumenden fey, verordnet ſchon das 
Roͤmiſche Recht. Novi XIX, in fin. praef. etc. 1. 
eben fo das Preußifhe Landrecht, Einleitung $. 15, 
und das Joſ. Gefehb. $. 7. 

”*) Ein Beyfpiel davon gibt das Girculare vom 18. Jun, 
1808 über die gegen den 3. F. des Wuchergefeßes er= 

s hobenen Zweifel, wo ausdrüdtih das Wort Abäne 
derung gebraucht wird, 


Dauer des 
Geſetzes. 
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§. 9. 


Geſetze behalten fo lange ihre Kraft, 
bis fie von dem Geſetzgeber abgeäm 
dert, oder ausdrüflih aufgehoben‘ 
werden. | 


1.) Die bürgerlichen Geſetze beftehen nur 
durchden Willen des Öefeggebersz duch 
feinen Willen werden fie alfo auch abgeändert oder 
aufgehoben, Ein Geſetz wird aufgehoben, wenn 
es kraft des erklärten Willens des Öefeßgebers in feis 
nem ganzen Umfange und in Rückſicht aller, 
bisher dadurch verpflichteren, Perfonen aufhört, 
verbindlich zu feyn. Wenn aber das Geſetz nur in 
Rückſicht einer oder einiger Beſtimmungen 
ſeine Kraft verliert, oder wenn eine oder einige 
neue Beſtimmungen an die Stelle der vorigen ge— 
ſetzt werden, ſo wird es nur abgeändert. So 
wurde das ältere Wuchergeſetz vom J. 1751 durch 
das Patent v. J. 1787, und dieſes wieder durch 
das neue, im J. 1803 kundgemachte, aufgeho— 
ben. Letzteres aber litt, wie im vorigen Paragraph 
erinnert ward, durch Das Circulare vom J. 1808 
nur eine Abanderung. 


2.) Die bürgerlichen Geſetze unterliegen 
nicht fo vielen Beränderungen als die politifchen, 
weil fie größten Theile nur Ausfagen Der noth— 
wendigen und undersaderlihen DBernunftgefege 
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find. Diefe müffen jedoch nach den befonderen Bers 
kältnifjfen eines Staates geformt werden, und Die 
Verhältniſſe bleiben nicht immer die nähmlichen, 
So hat der: erhöhte oder verminderte Werch des 
Geldes auf das Zinfengefeß, das Sinken der Treue 
und des Glaubens auf die Förmlichkeiten, Die 
Vervollkommnung der Erziehung auf die Gefege 
über die Volljährigkeit oder Bormundfchafe, und 
überhaupt baden auch Die Fortfcheitte in der Geſetz⸗ 
gebungs =» Wiffenfchaft einen unverfennbaren , ent 
fheidenden Einfluß auf die Vereinfachung und 
DBerbefferung der Cibil-Geſetze. 


3.) Aber eben, weil die befonderen Staats⸗ 
verhältniffe, wornach die Öefege einzurichten, abs 
zuändern, oder aufzuheben find, nur dem Ober, 
haupte, Eraft der oberften Einſicht, bekannt feyn 
können, und weil die Civil» Öefeßgebung eine eis 
gene, fowohl von der Gefegwiffenfchaft (der beftes 
henden Belege) als auch von der Praris (der Fer⸗ 
tigkeit, fie auf die vorkommenden Falle richtig 
anzuwenden) verſchiedene Wiſſenſchaft iſt, fo kann 
der Geſetzgeber das Urtheil, ob und in wie fern ein 
Geſetz noch ferner beſtehen ſoll, weder den Gerichts⸗ 
höfen, noch minder aber dem Willen des Volkes, 
ob es daſſelbe noch ferner beobachten oder außer 
Uebung ſetzen wolle, Preis geben. Geſetze behalten 
alſo fo lange ihre Kraft, bis ſie von dem Geſetz ge⸗ 
ber abgeändert, oder aus drück lich auf⸗ 
gehoben werden (Vergl. 0. 10). 


Nndere Are 
ten der Vor: 


ſchtiften. 


Als: a) Ge⸗ 
wohnheiten. 
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4.) Bisher iſt von eigentlichen Callgemein ver, 
bindlichen) Gefegen gehandelt worden. Davon 
unterfcheiden fich Diejenigen Nechts » Nörmen, die 
eutweder nur nach dem bisher beftandenen (mun 
aufgehobenen) gemeinen Rechte Gefegesanfehen 
hatten, oder die fih nur auf beflimmte Bezirke 
oder Perſonen beziehen, Bon diefer Art find: A) 
Gewohnheiten, b) Oets » Statute; c) richterli— 
he Ausfprüche , und d) Privilegien oder Befrey⸗ 
ungen, 


d+ IO, 


Auf Sewohnhbeitenfant nurim den 
Fällen, inwelchen ſich ein Geſetz darauf 
beruft, Rückſicht genommen werden. 


1.) Die Rechtsgewohnheiten werben, 
nach dee Meinung ihrer Vertheidiger, durch wies 
derhohlte Handlungen eingeführt, und erhalten 
durch die ftillfhweigende Einwilligung des Geſetz— 
gebers gefegliche Kraft. Die Politiker und Rechter 
Philofophen haben fie mit unbefiegbaren Waffen 
beſtritten *) Zu gefchweigen,, daß die Bertheidis 
ger der Nechtögewohnheiten in den Bedingungen oder 
Merfmahlen derfelben (3. B. wie die Handlungen 


—— — — — — 


) S. Sonnen fels Polizey⸗-Wiſſenſch. F. 134. 
Kleins Annalen XXIV. Bund. 
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beſchaffen, wie viele oder wik fange Zeit fie fort, 
gefegt feyn follen) nicht überein kommen *), und 
daß es oft fehr ſchwer if, die Erfüllung Diefer 
Bedingungen in das Klare zu feßen, fo mangelt 
eö den Gewohnheiten, um ihnen Öefegesfraft zus 
zueignen, foger in einer demoeratiſchen Ver— 
foffung, wo die Gefege von dem Willen des Volkes 
abhängen, an Der nicht gleichgültigen Form ei⸗ 
nes ordentlichen Volksbeſchluſſes. Wie 
Eann man aber in einer monarrhifchen Verfaſſung 
aus dem Grillfehweigen des Muchthabers, der bey 
feiner ausgebreiteten Sorge -für die öffentlichen Ges 
ſchäfte von den herrfchenden Gewohnheiten in Privats 
Angelegenheiten Feine Kenntniß nehmen kann, auf 
die Einwilligung fchließen ? Höchftens könnte man fa, 
gen, daß de Gericht shöfen die Nechtsgewohn, 
heiten nicht unbekannt ſeyn können; aber die Gerichts, 
höfe haben eben ſo wenig als das Volk die Macht, 
Geſetze einzuführen, abzuändern oder aufzuheben. 
Ich will nicht in Abrede ſtellen, daß manche, 
aus einem tief gefühlten Bedürfniſſe des Volks 
entſprungene, Gewohnheiten zum Geſetze erhoben, 
oder die Geſetze darnach eingerichtet werden follen, 
Doc das beweifet nur, daß man bey Einführung 
eines neuen Geſetzbuchs oder bey Reformen ber 


*) DieTheorie vom Gewohnheitsrechte, fagt Thibeaub, 
ift in allen einzelnen Puncten beftritten, Allg. Theor, 
$, 17 on, 1 Vergl. G l N ck, l, 2. $. 94» f. f. 
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Geſetze auf Gewohnheiten zurück ſehen, undjene, 
welche unſchädlich oder nüslich find, ausdrücklich 
dulden oder gefeglich fanctioniven, und daß Die 
Gerichtshöfe, wenn fie aus der Lage, dem Ders, 
kehre, den Gitten oder Beſchwerden der Einwoh⸗ 
ner ud. gl. in der Ausübung das Bebürfriß eines 
neuen, oder einer Abänderung und Abjchaffung 
eines beftehenden Gefeßes wahrnehmen, vem Ger 
feßgeber hierüber Vorſtellungen machen follen ; es 
beweifet aber nicht, Daß man Geſetzesübertretungen 
dulden, zum Rechte erwachfen laſſen, und auf ſolche 
Urt das Volk zum Nichter über die Geſetze und 
zum Geſetzgeber erheben foll. 


2.) In dieſem Geifte fagt der $., daß auf 
Gewohnheiten nur in den Fällen, in welchen fich 
ein Gefes darauf beruft, Rüdfiche zu neh» 
men fen. *) Solche Derufungen fommen auch in 

dem Geſetzbuche vor. Dadurch gibt der Geſetzge⸗ 


*) Dieß verordnet auch das Zof. Geſetzbuch; nur läßt es 
ſich zugleich auf eine nähere Beſtimmung von den Erfor- 
derniffen einer Gewohnheit ein, I. $. 9 — 14. Das 
Preuß. Landrecht fordert überhaupt, daf die Gemohn- 
heitsrechte den Provinziols Gefegbüchern einzuverleiben 
ſeyn; in fofern aber durch felbe etwas beſtimmt wird, 
was dig Gefege unentfchieden gelaffen Haben, foll es 
babey fein Bewenden haben. Einl. $.3.4. Das Fran⸗ 
zoͤſiſche Geſetzbuch ſchweigt vom Gewohnheitsrechte, 
beruft ſich jedoch bey einzelnen Gegenſtaͤnden auf die 
bejtependen Gewohnheiten. 


> 
— — — — — 
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ber zu erfennen ‚daß er diefe Gewohnheiten 
wiffe, und fie als unſchädliche dulde, oder ale nütz⸗ 
liche zum Rechte erhebe. Aber eben dadurch ift al 
len übrigen Gewohnheiten die Rechtskraft benoms 
men. Man Fann fih alfo weder mehr auf ältere 
Gewohnheiten, in fo fern Daraus nicht ſchon ein 
Recht erworben worden ift, (6. 3.) ſtützen, noch) 
neue Gewohnheiten mit der Wirkung einführen, 
daß hierdurch ein neues Recht oder Geſetz gegrüns 
Det, oder ein beftehendes abgeändert oder aufges 
hoben würde (9. 9.). 


—— 


Aus den Statuten einzelner Pros b) Orte: 
vinzen und Landesbezirfe baden nur Seataten. 
DiejenigenÖefegesfraft,weldbenad 
der Kundmachung diefes Geſetzbuches 
von dem Landesfürfen ausdrücklich 
beflätiget worden find, 


i.) Da das in feinem ganzen Umfange ans 
genommene Römiſche Recht den Verhältniſſen ver 
neueren Staaten überhaupt, und fo aud) der eins 
jelnen "Länder in vielen Stücken nicht angemeſſen 
war ; fo entftanden durch Gewohnheiten und ges 
richtliche Ufual»Auslegungen, oder auch durch aus, 
drückliche Beſchlüſſe ver Gemeinden und ihrer Nes 
präfentanfen, mehrere, von Dem gemeinen echte 
mehr oder minder abweichende, Nechtsvorfihriften 
IV. Ban. I 
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oder Statuten einzelner Provinzen oder Eleinerer 
Landesbezirke, die zum Theil von dem Landesfür, 
ften ausdrücklich beftätiger, größten Theils aber 
nur fillfchweigend geduldet, oder Durch Entfcheis 
dung oberer Gerichtshöfe anerfannt werden, und 
unter dem Rahmen Landesordnuug, Stadtrechte, 
Landhandfeften u. d. gl. befannt find. Manche fchrei> 
ben fich von den älteren Zeiten her, wo die Provins 
zen noch verfchiedenen Beherrſchern unterworfen 
waren. 


2.) Einige diefer Statuten find oft gerechter 


und billiger, als die Borfchriften des allgemeinen 
bürgerlichen Nechts , oder fie verdienen Doch Auf— 
merffamfeit und Schonung, weil fie dem eigens 
thümlichen Character, der Landesverfaffung , der 
Lebensart, dem gemühnlichen Nahrungswege, 
Derkehre und überhaupt den befonderen DBers 
hältniffen der Einwohner gemwiffer Bezirke an, 


gemeffen find. Allein anderer Geits verhins 


dern fie Die, Dem gemeinfchaftlichen Verkehre fo 
wohlehätige, Einförmigkeit der Rechtsvorfchriften, 
fie erfihweren die Kenntniß und Öewißheit des 
Rechts, treten nüßlichen Neformen in den Weg, 


und beruhen doch oft nur auf DBorurtheilen des. 


Alterthums und ber Gewohnheit, auf einfeitigen 
Borftellungen, eingebildeten Borzligen, oder bloßem 
Eigendünkel. Ob 3. B. ein Recht beflimmter Art 
in Einem Zahre oder nur in Einem Jahre und 
ſechs Wochen verjährt, ob zur Gültigkeit eines 
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Teftaments nebft Der Unterfihrift die Unterfieg« 
fung, ob die Gegenwart von drey ober eben von 
vier oder fünf Zeugen gefordert, ob einem Con⸗ 
tracte zur Verſicherung der Formel: bey dem all 
gemeinen Landesbunde oder Landfchadenbunde, bey» 
gerückt werden foll, ift für den Rechtszuſtand zu 
gleichgültig, um auf eine Abweichung von der 
Gleichförmigkeit Unfpruch machen zu können. 


3.7 Dielöffentlihe Verwaltung in den Defter- 
reichifchen Deutſchen Erbländern hatte feit Tanger 
Zeit die Einförmigfeie des Rechtszuſtandes 
zum Augenmerfe, und fie wurde von den Provins 
jial-Berwaltungen aus eigener Ueberzeugung darin 
unterflügt. Diele Statuten, feldft folhe, vie 
mit dem Syamilienrechte in inniger Verbindung fies 
hen, 3. B. die Bermuthung der Gütergemeinſchaft 
zwiſchen Ehegatten, die Erbfolgeorbnung u. m. 
a., kamen daher fehon ſeit der Joſephiniſchen Ger 
fesgebung außer Anwendung und in Bergefienheit; 
nur einige erhielten fich noch im frifihen Andenken, 
ben den meijten blieb es in der Entfcheidung weis 
felhaft, ob darauf Bedacht zu nehmen fiy over 
nicht, weil das Joſephiniſche Geſetz Der Ungewiß— 
heit noch ein ziemlich weites Feld offen gelaſſen 
hatte *). | 


19.98. 
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4.) Um das Hebel in der Wurzel anzufaffen, 
ertheilte man bey der neueften Neform der Geſetz⸗ 
gebung den Provinzial» Commiffionen deu Auftrag, 
die noch beftehenden, von den allgemeinen Nechts: 
vorfchriften abweichenden, Statuten zu ‚fammeln , 
und fich zu äußern, ob alle oder welche aus Den, 
felben, ungeachtet der beabfichtigten möglichften 
Einfdrmigkeit des Nechts, noch ferner und aus 
welchen erheblichen Gründen fie beyzubehalten feyn. 
Aus der Einfendung überzeugte fih die Geſetz⸗Com— 
miffion, daß in allen Provinzen nur wenige folche 
Statuten noch wirklich befichen, und daß felbft 
aus Diefen, nach dem eigenen gründlichen Bemer⸗ 
fungen der Provinzials Commiffionen, nur wenis 
ge noch der Aufmerffamfeit des Geſetzgebers würs 
dig und der höchſten Schlußfaffung au unterziehen 
feyn dürften. ) Die Aufhebung oder Doch möglich, 
fie Bereinfahung ver Statuten, und die feftftehende 
Anordnung, daß EFünftig nur auf Diejenigen ‘Bes 
dat zu nehmen fen, welhe ausdrücklich von 
dem Landesfürften beftätigee und allge» 


*) Nah dem Preufifh. Landrechte erhalten befondere 
Provinzial» Statuten und Verordnungen einzelnen Ge⸗ 
meinheiten und Gefellfehaften nur Durch die landesherrs 
liche Beftätigung die Kraftder Gefege, (Einleit. $ 2) 
Das Franzöfifche Geſetzbuch vernichtete bie vormahls 
fo verſchiedenen Provinziale Rechte gleich an der Spi⸗ 
Be durch die Vorfchrift, daß die Gefege in dem ganzen 
Sranzöfifchen Gebiethe verbindlich feyn follen Cart» 7-), 
und eben fo das Bayeriſche. 


— — — — —* 


* 

a 
mein bekannt gemacht worden find, iſt ein 
unumgängliches Erfordernig zur Einförmigfeit, 
Sicherheit und Gewißheit des Rechts. 


* | §. 12. 


Die in einzelnen Fällen erganger.) Richter— 
nen Berfügungen, und die von Rich. libe Aus- 
terftühlen in befonderen Rechtsſtrei— —— 
tigkeiten gefällten Urtheile haben 
nie Die Kraft eines Geſetze,ſie können 
auf andere Fälle oder aufanderePew 
fonen niht ausgedehnt werden 


1.) Die, zu eollegialifchen Berathſchlagungen 
verfammelten unteren oder oberen, Gerichtshöfe 
find eben fo wenig, als die einzelnen Nichter 
berechtiget, Geſetze zu geben, fie find nur die, 
zur vichterlichen Beurtheilung geeigneten, Fälle auf 
die vom GStaatsoberhaupfe gegebenen Geſetze ans 
zuwenden und zu entſcheiden beftellt ($. 1. 8, 10.). 
Die Unmwendung und Entfcheidung gefhieht, in 
den mittelſt ordentlicher Proceß » Führung ausges 
tragenen Streitfachen, durch Urtheile, in ans 
deren Fällen durch Berfügungen (Beſcheide). 
In beyden Fällen find die Parteyen, an wels 
che, und in der Angelegenheit, tiber welche 
der vichterliche Ausfpruch ergangen iſt, demſel— 
ben, weil ec Kraft des von dem Dberhaupre ans 
vertrauten Amtes gefällt worden ift, zu gehorchen 
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ſchuldig. Allein dieſe Entſcheidung bezieht fich, 
vermöge der ämtlichen Beſtimmung des Richters, 
immer nur auf den bon den Parteyen zur richters 
lichen Kenntniß gebrachten einzelnen Fall, fie 
Fan nicht weiter ausgedehnt, fie Fann nicht als 
ein (allgemein verbindliches) Gefeg betrachtet 
werden, Immer iſt jedoch zu wünfchen, daß bie 
Gerichte, um nicht den Schein einer mwanbelbaren 
Gerechtigfeit zu deranlaffen, in ihren Entfcheidun: 
gen fich gleichfürmig bleiben. 


2.) Ein richterlicher Spruch darf auch nicht 
auf andere, obgleich ganz ähnliche und aflens 
fall auch zwifchen den nahmlihen Theilnehmern 
obwaltende, Streitigkeiten ausgedehnt werden. 
Denn (andere Gründe zu übergehen) wie oft trügt 
richt der Schein der Aehnlichkeit? Nicht nur Die 
Eigenfhaft der Perfonen, auch ein minder auffals 
fender, verſchiedener Umſtand ändert oft den Fall, 
und eine bedeutende Einwendung, bon ‘der eine 
Partey in einem beftimmten Falle wiſſentlich oder 
unmiffeatlich Eeinen Gebrauh gemacht hat, kann 
vor einer anderen, oder von der nähmlichen in 
einer zwenten ganz ähnlichen Streitfache angebracht, 
werden *). Andefjen zeigt es von Fluger und bils 
liger Mäßigung, wenn Parteyen, der Aehnlichkeit von 





*) Damit ftimmt auch das Preuß. Lande, Einl. F. 6 
und der Gode Nap. art. 5, überein, 
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mehreren zwifchen ihnen beftehenden Streitigkeiten 
ſich bewußt, das allerdings gültige Uebereinfoms 
men treffen, daß der über eine derſelben gefällte 
Spruch auch in den übrigen gelten foll. 


3.) Gerichtshöfe ertheilen oft Den Parteyen, 
oder obere Gerichtshöfe den untergeordneten theils 
über Cim Allgemeinen) geftellte Fragen, theils bey 
Gelegenheit eines auffallenden Irrthums, Beleh⸗ 
rungen. Enthalten diefe den Elaren Buchftaben 
des Geſetzes, fo verbindet das vorgehaltene © es 
feß, nicht die Belehrung. An zweifelhaften Aus⸗ 
legungsfällen aber nöthigen die, der richtigen Aus— 
fegung bengerückten, Gründe den Benfali ab. Eis 
ne authentifche,, allgemein verbindliche Auslegung 
liege felbft niche in der Macht der Gerichtshö— 
fe (}. 8.) 


4.) Aus den oben angeführten Gründen Fann 
man auch nicht vermuthen, daß der Landes fürſt 
feine, in einzelnen Fallen erlaffenen, Berfügungen 
auf andere Perfonen oder ähnliche Fälle ausgedehnt 
haben wolle *). DBielmehr heißt es im Kingange 
des vorliegenden Paragraphs allgemein, daf die 
in einzelnen Fällen ergangenen Berfügungen nie die 
Kraft eines Gefeges haben. 


*) Ausdruͤcklich und beſtimmt erflärt dieß das Preufi- 
fhe Landr. Einl. F. 5 


/ 


d) Privile⸗ 
gien. 
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$. 13. 


Die, einzelnen Perfonen oder aud 
ganzenfKörpern verlicehenen, Priviles 
gien und Defreyungen find, in fo fern 
hierüber die politifhen Verordnun— 
gen Feine befondere Deftimmung ent 
halten, aleich denübrigen Rechten zu 


beurtheilen. 


1.) Privilegien waren urſprünglich, wie 
die Etymologie (priva lex, lex singularis) 
jeiat, Öefege, die zu einem befonderen Schu— 
se (oder wohl auch zu einer ungewöhnlich firenges 
ren Beſtrafung) gewiſſer Perjfonen gegeben murden. 
Sie können in fo fern als ein (allgemein) vers 
bindliches Geſetz angeſehen werden, Daß jedermann 
fie vefpectiven muß. Nur aus diefem Geſichtspunc⸗ 
fe wird ihnen hier in der Einleitung von Geſe— 
gen ein Platz eingeräumt, da ſie übrigens (gleich 
anderen Rechten) unter die Rechtsgegenſtän— 
de gehören. Aber welche beſondere Rechte unter 
dem Worte: Privilegium, begriffen werden ſollen, 
darüber ſind auch die heutigen Rechtsgelehrten und 
politiſchen Schriftſteller noch nicht einig, weil es 
auch der Sprachgebrauch nicht iſt. Im weiten 
Sinne dehnt man das Wort ſelbſt auf ſolche Rech— 
te aus, die ſchon das Geſetzbuch Allen Einwoh— 
nern, welche eine gewiffe perſönliche Eigenfchafe 
der Geburt, des Alters u. few. an ſich haben, zu 
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> ihrem ficheren Schuge verleiht. So redet man von 
Privilegien der Weiber, ver Minderjährigen u, d. 
ol. Doch dieſen Mißbrauch der Ausdehnung des 
Worts hat man größten Theil, menigftens hat 
ibn der vorftehende Paragraph verlaffen. Er ſchränkt 
Das Wort vorerft auf Rechte ein, die einzelnen 
Perſonen oder ganzen Körpern (Gemeinden, bir 
gerlihen Ständen, Geſellſchaften) insbejondere 
verliehen (nicht fehon durch das allgemeine Bürgers 
liche Geſetzbuch feſtgeſetzt) werden, Dur diefe 
Einfehräufung wird zwar der weitere Streit, ob 
und wie Privilegien fih von Befreyungen (Dies 
Fenfationen) unterfcheiden,, nicht gehoben. Da aber 
Der gegenwärtige Paragraph über Privilegien und 
Befreyungen die nähmliche Vorſchrift ertheilt, fo 
Fann dieſer unfruchtbare Wortfireit der Schule 
überlaffen werden. | 


2.) Die Vorſchrift befteht darin, dag Pris 
vilegien und Befreyungen, in fo fern hierüber die 
politiſchen Berordnungen Feine befonderen 
Beſtimmungen enthalten, gleich den übrigen 
Nechten zu beurthbeilen feyn. Privilegien 
(Öefreyungen) werden nicht aus Grundfägen der 
Gerechtigkeit durch das bürgerliche Gefesbuch und 
bie Öerichtshöfe, fondern aus politiſchen oder Bilz 
ligkeits gründen Durch pofitifche Verordnungen und 
mittelſt der politifhen Behörden ertbeilet. Den 
politifchen Befegen und dem Berleiher fommt es 
alfo zu, die Arten, ſolche Begünfligungen zu er 
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halten, die Regel, nach melden fie auszulegen , 
die Erlöfchungsarten jund allenfalls auch das Fo— 
vum zu beſtimmen, von welchem fie (vorzüglich 
wenn fie nicht fowohl zum Vortheil oder zur Bes 
lohnung der damit becheilten Perfonen , ald aus 
blog politifchen, allgemeinen Rückſichten ertheilt 
worden) beurtheilt werden follen. Sind fie aber 
nun einmahl verliehen, fo find fie als wahre Ne ch- 
te der privilegirten oder befreyten Perfonen anzur 
fehen, ſomit auch, in fo fern hierüber nichts bes 
fonders beftimme ift, gleich den Übrigen Rechten 
nach den nähmlichen Yusfegungsregeln und nach den 
nähmlichen Nechtsgrundlägen zu beurtheilen *). 





*) Die Ausleger des Römifchen Rechts tragen nad) Anz 
leitung desfelben über die Privilegien, vorzüglich über 
deren Auslegung und Erlöfchung, fehr ausführliche 
Regeln vor, die aber, wenn man den oben aufgeftell= 
ten Begriff von Privilegien vor Augen hat, leicht aus 
den allgemeinen Grundfägen von juridifcher Ausle- 
gung ($. 6.7.) und der Erlöfchung der Rechte gen 
folgert werden Finnen. ©, Gluͤck a. a. O. F. 98— 
11. Thibaut Syſtem des Pandecten Rechts $. 26. 
und $. 34. Vergl. Joſeph. Geſetzb. F. 16—23. und 
$. 27. Preuß. Landeeht $. 54—73. In dem dran. 
zoͤſiſchen Geſetzbuche gefchieht von Privilegien, außer 
den Vorrechten, welche einigen Arten der Gläubiger 
vor anderen zufiehen, gar eine Erwähnung. 
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Diein dem bürgerlichen Gele ae 
heenthaltenen Borfhriften haben das pürserlihen 
PDerfonenreht, das Sachenrecht, und Rechtes. 
die Denfelben gemeinfhaftlih zufom 
mendenDeffimmungenzum Gegenſtande. | 
Die erfonenrehtebeziehenfidrheils 
auf perfönliheEigenfhaften und Ber 
bältniffe, cheils gründen fiefich in dem 
Samilienverhältniffe. 


Mach der Finfeitung von bürgerlichen Gefegen 
überhaupt, wodurch die Privat » Nechte begründer 
werden, folgen nun die Nechte ſelbſt. Man theilt 
fie in Hinfihe auf ihren Urfprung und auf die 
Gegenſtände, worauf fie zunächt fi) beziehen, . 
(nice in Hinfiht auf das Gubjeet, weil alle 
Rechte nur Perfonen oder vernünftigen Wefen zu, 
ftehen Fönnen) in ‘Perfonensund Sachenrerhte. Per 
fonenrechte heißen theils folhe, welche aus 
Cwefentlichen oder natürlichen) perfönfichen Eis 
genfhaften und Berhäftniffen, wie aus dem Chas 
vacter der Menfchheit, der Geburt, des Alters u. 
d. gl. entfpringen, theils folche welche fich zu: 
nächjt über die ganze Perſon (nicht auf einzel, 
ne, borücfergehende Dienftleiftungen) eines andes 
ven erfivecken. Die Sahenrehte haben vie, 
bon Perfonen verfchiedenen , äußeren Gürer zum 
Gegenſtande. Die Eintheilung iſt erfchöpfend , 
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weil es in dem Univerſo nur zwey Arten von We: 
fen gibt, Perfonen (vernünftige) und Sachen 
(vernunftlofe Wefen). Sie ift aber auch wichtig, 
weil den Perfonenrechten viele, auf die Sachenrech⸗ 
te nicht anmwendbare, Beltimmungen zukommen. 
Doch haben beyde auch einige Beftimmungen ges 
meinſchaftlich. Daher die drey Haupttheile, 
nach welchen in dieſem Geſetzbuche das bürgerliche 
Recht abgehandelt wird: von dem Perfonens 
rechte, von dem Sachen rechte und den, den 
Perſonen und Sachenrechten gemeinſchaftlich 
zukommenden, Beſtimmungen.“) 





*) Die Eintheilung der Rechte in Perfonen = und Sa⸗ 
chenrechte Liegt auch dem Preußifhen und Franzoͤſiſchen 


Geſetzbuche zum Grunde: 
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Criminal⸗Fall. 


N, Borfall, welchen ich bier mittheile, ge 
höre ſowohl des großen Auffehens wegen, den er 
gleich bey feiner Enrftehung erregt hat, als auch 
wegen der Befchaffenheit des Thäters , welche reis 
en Stoff zu pſychologiſchen Betrachtungen ans 
bierhet, zu den merkwürdigen. Ach lege zuerfi 
Das, aus den Gerichts⸗Acten gezogene, reine Fae— 
tum fammt den Urtheilen der Behörden und dann 
am Schluße einige Bemerkungen zum reiferen Nach > 
denfen vor, 


Um 2. December 1807 wurde in der Hans 
delsſtadt Trieft zur Theaters Zeit in einer Pars 
terresloge eine Frau von 50 fahren, und 
ihre Schwiegertochter, 24 Jahre alt, ſtark vers 
wundee, Der Thäter trat hervor, rief laut: 
Geht bier meine Mörderinnen, und 
lieg , ohne fich von der Stelle zu bewegen , ſich 
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ruhig in DBerhaft nehmen. Die erftere ber zwey 
verlegten Perfonen erhielt nur eine Wunde, die 
aber nach der Befchreibung der Kunftverftändigen 
abſolut tödtlich war, und in wenigen Minuten 
nah der That auch wirklich den Ton nad ſich 
509. An der zweyten entdeckte man fünf Wun— 
den, Deren eine ſehr gefährlih, eine andere 
tödtlich war; fie ffarb um 3 Uhr nah Mitternacht, 


Der Thäter H**, in Teieft geboren, 27 
Jahr alt, ledig, ein Schiffmäkler, geftand in dem 
bald nach der That vorgenommenen funmarifchen 
Verhöre gleich auf die erfie Frage, daß er fih 
darum in Verhaft befinde, weil er feine zwey 
Mörderinnen umgebracht habe. Die Bewe 
gungsgründe zur That feyn in jener, von ihm 
umftändlih und mit aller Aufmerkfamfeit vers 
faßten, Schrift enthalten, die ihm der Wache— 
Dfficier bey der Berhaftung abgenommen habe, Er 
bach, ihm felbe vorzulefen, beftätigte fie hierauf 
mündlich, und auf fein Berlangen auch vermitielft feis 
ner Unterfchrift. Zufolge feiner, über die weiteren 
gerichtlichen Fragen ertheilten, Antworten hatte 
er die ihm vorgelefene Schrift Tags vorher vollen» 
det, und, da fich hierdurch der Schmerz über fein 
widriges, Ducch die Berfolgung der zwey getödte— 
ten Frauen herbengeführtes , Schieffal wieder ers 
neuerte, den DBorfas gefaßt, beyde zu morden. 
Zu dem Ende ging er, weil er fie zu tödten mes 
der in ihrem Paufe, noch auf der Straße eine 
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Gelegenheit wußte, laut feiner Ausſage, am ans 
deren Tage in das Theater, erwartete fie, weil 
er fie beym KEintritte in ihrer gewöhnlichen Loge 
niche fah, vor dem Theater s Gebäude, Eehrte, 
als fie eintraten , zurück, wartete, bis fie in ih 
ver Loge die Pläge eingenommen hatten, öffnete 
dann die Loge, und führte fogleih die That aus, 
Pie, feste er hinzu, war ich willens, dem 
Urme der Gerechtigkeit mid zu entzie 
ben, obes mir gleich leicht gewefen wäs 
re,5u Waffer oderzu Land in das König— 
reich Stalien zu entfliehen Gott fey 
mie gnädig; ich unterwerfe mich den 
Berfügungen der Gerechtigkeit. Die 
Umftände des mörderifchen Unfalls beftätigten noch - 
am nähmlichen Abend fowohl die ſchwer verwun⸗— 
dete junge Frau, als auch ein Mann, der in der 
Loge gegenwärtig, aber beym Beginnen der That, 
um Hilfe zu rufen, hinausgelaufen war. 


Aus der erwähnten, vier Bogen langen, 
Italiäniſch in einem zufammenhängenden , fließen: 
den Style abgefaßten , Schrift unter dem Titel: 
Gedrängte Ueberſicht der Lebensweis 
fe, die ih beyläufig ſeit 8 Zahren 
geführet habe, hebe ich mit Webergehung 
der häufigen Wiederhohlungen und folcher Mebens 
umftände, die auf vie Beurtheilung der That 
oder des Thäters auch nicht einen entferten Eins 
flug haben , Folgendes aus. 
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Die Duelle feines beyſpiellos ſchrecklichen Zu⸗ 
ſtandes, ſagte der Thäter in dieſer Schrift, ſey die 
ältere der von ihm getödteten Frauen, der er ſeit 12 
uhren gegenliber wohnte, und die ihn durch übe 
veteuflifhen Künfte der Aftrologie un 
glücklich machte. Beyläufig vor 8 Jahren bemerfte 
er aus den Geberden der Tochter eines Handels⸗ 
mans Therefia®, mit der er theild im Theater, 
theils an anderen Orten zufammen Fam, daß fie 
fterblich in ihm verliebte fey. Er Eonnte aber Ihre 
Liebe nicht erwiedern, weil ihn jenes gottlofe Weib 
Durch Teufelsfüinfte Der Vernunft beraubt, und 
fein Herz verhärtet hatte. Dennoch fuchte er den 
Eintritt in das Haus dieſes Handelsmannes, der 
aber die nähere Bekanntſchaft auf eine höfliche Ark 
ablehnte. Zur Zerftreuung machte er im Jahre 1799 
eine Neife nach Venedig, Livorno und Florenz, 
fam nah einem Jahre auf eine kurze Zeit zurück, 
und unfernahm eine zweyte Neife in die benachbars 
ten Provinzen Italiens, ungeachtet, feinem Bor’ 
geben nah, der DBater des Mädchens Therefia * 
Durch beftochene Leute in Gaft» und Caffe⸗Häuſern die 
Liebe feiner Tochter zu ihm auszubreiten, ihn "das 
Durch von der Neife abzuhalten, und fogar auf der 
Reiſe einzuhohlen und zurück zu bringen verſuchte. 
Auf diefer Neife har er aus Mangel An Bermögen 
großen Hunger erlitten, einmahl durch 70 Stuns 
nen bloß ein Glas Waffer und ein Stück Zwieback 
zu fih genommen, Nachts unter frenem Himmel 
gejchlafen, und Dadurch feinen Körper fehr ges 
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ſchwächt. Nach feiner, in zwey Monathen ers 
folgten, Zurückkunft nährten ihn durch 14 Mena⸗ 
the kümmerlich ſeine Aeltern. Der 0 der 
Stelle eines Schiffſchreibers bewog ihn zu einer 
drirten Reife in verſchiedene Provinzen Staliene , 
nad) Sranfreih, Spanien, Holland und Hamburg. 
Wahrend diefer Neife hat er Durch ein Jahe viele 
Gefahren von Scürmen, Schiffbrüchen, Capern, 
u. d. gl. Ben: Dann war er in Trieſt 
durch 3% Jahr Compagnon eines Schiffmäklers, 
zog einen anſehnlichen Gewinn, ven er aber, zu⸗ 


folge ſeines Geſtändniſſes, in Berauſchungen und 


anderen finnlichen Ausſch weifungen durchbrachte Er 


verſuchte neuerdings kleine Fußreiſen, um ruhig 


leben zu können; aber nirgend Fonnte er zufrie— 
den ſeyn. So ruft er aus, habe ich durch 
8 Jahre ein unglückliches, unthäti—⸗ 
ges Leben geführt, da ich doch Zami— 
lienvater, und ein Gegenſtand der alls 
gemeinen Achtung und Bewunderung 
hätte feyn können. 


Allein die auf den Reiſen erlittenen unſäglichen 
koͤrperlichen Leiden, fährt der Schriftverfaſſer fort, 
kommen in feine Vergleichung mit den martervollen 
Viſionen, die ihm ſeit dem 16. November 1805 bey 
Tag und Nacht durch die aſtrologiſchen Künſte vers 
urſacht mordea find, und Die er manches Mahl durch 
das Cruciſix vertrieb, Be ältere Frau erichien ihm 
bald mit liebeboller Warnung, nicht in Krieg zu 
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ziehen; Lald äncftete fie ihn mit der fchmerzhaften 
Erinnerung an feine auf den Neifen erlittenen Un. 
gfüctefälle; bald Überhäufte fie ihn mit Vorwürfen 
über den Briefwechfel, den er mit anderen Frauenz— 
perfonen unterhalte. Die junge Frau ſtellte fi ihm 
mit den üppigſten Geberden vor, fie erhigte feine 
Einbildungefroft auf ben höchſten Grad, und es 
trasen bey ihm alle den Körper zerftörende Folgen 
ein, die bey jungen Leuten gewöhnlich Daraus ent 


fieben. 


Diefe junge Frau flößte ihm eine ‚grenzenlofe 
Liebe ein; er fuchte fie Daher immer theils beym 
Fenſter, theils auf der Straße, theils im Theater 
dicht an der Loge zu ſehen, und hier habe die Als 
tere Frau öfter Neden geführt, die auf ihn ges 
richtet gewefen feyn; 3. D. fie babe einmahl auss 
gerufen Sch werde auch den Teufelnidt 
fürchten. Er fey ein Sclave diefer Weiber ges 
worden ; fie hätten alle feine und feiner Bekann⸗ 
fen Gedanken gewußt, und ihn theils durch Er— 
fheinungen, theils durch ihre Ausdünftungen fü 
verfolgt, daß er viel Blur verloren, und ſein Körs 
per, hanptfächlich feine Zeugungstheile, faft ganz 
zu Grunde gerichtet wurten. Bieß fey das 
ſchrecklich ſte und ſchwärzeſte Verbre— 
hen, das im Himmel und auf Erde um 
die graufamfie Rache ſchreye. Soviel 
aus dem fihrifilichen Aufſatze. | 
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An den Antworten auf die Fragen, wodurch ee 
über einige dunkle Stellen des Aufſatzes und fein 
nachaefolgtes Benehmen. zur Rede geftellt wurde, 
antwortete er : unterden aftrologisfchen Kün— 
ften verftehe er Die Dorereyen der Abeiber, womit 
fieihn fo graufam verjteichten. Er nenne die Frauen 
feine Mörcderinnen, weil fie iba um alle 
Ruhe brachten, und weil die Jüngere ihm bie heftige 
Meigung einflößte, die auf feinen Neifen zwar ets 
was abnahm, aber bey jeiner Durücfunfte nur 
deſto flärfer wieder entbrannte, und feinen Körper 
ganz zerftörte. Die Endeſtelle feiner Schrift beziehe 
fich auf die Mache, Die er an den beyden Frauen nch> 
men wollte, weil ſie ihn durch Ihre Hexereyen zum 
Marren und unfinnig gemacht haben, Der Aufſatz 
sen von ihm fehon im Auguft 1807 angefangen, 
aber nah oftmalligen Unterbrechungen erft am 
1. December vollendet, und gleich nah deſſen 
Bollendung die Ermordung) der beyden Frauen, 
um feiner Qualen los zu werden, auf den anderen 
Tag feltgefetst worden. Ra Diefer Abſicht wollte 
er fogleich ein Mefjer Faufen, gab ader den Ge— 
Danfen wieder auf. Am anderen Morgen erneuerte 
er, laut feiner Aasſage, feinen Vorſatz, kaufte 
ein Meffer und ließ es ſcharf ſchleifen; dann bes 
ſorgte er feine Geſchäfte auf der Bösfe, fpeifte bey 
feinen Aeltern, und machte einen Gpujiergang, 
auf welchem er, je nachdem er ſich Die Folgen der 
That vorftelice, jein Vorhaben bald aufgab, buld 
wieder erneuerte. Hierauf trank er in einem Bat 
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hofe ein Seitel Wein, fpielte im Eaffe-Haufe, und 
ging um halb fieben Uhr in das Theater; weil 
es aber zu frühe war, frank er im Gaſthofe noch 
ein Seitel Wein, und fehrte in das Theater zus 
rück, wo er die That fo außführte, wie er es 
gleich im erften Verhöre geftand. Er glaube, fest 
er hinzu, jeber der zwey rauen nur einen Stich 
gegeben zu haben, Er habe nie mit ihnen, wohl 
aber einige Mahle in Handelsgefchäften mit dem 
Ehemanne der älteren rau, gefprochen, und nicht 
den Much gehabt, fih In das Haus einführen zu 
Ioffen. Die Schrift habe er aufgefißt, um der 
Welt nach feinem Tode ein Denfmahl feiner fon» 
derbaren Schickjale zu hinterlaffen; er habe fie zw 
fih geftecfe, um ſich über feire That zu rechtfer— 
figen, die von ihm nach einem langen Streit mit 
firh feldjt in einer Anwandfung von Wurh mit un 
glaublicher Deftigkeit veruoe worden; ob er fi 
gleich alles deſſen, was er in dieſem Augenblidde 
gethan, fehr wohl bewußt fey. 


Dis hierher hatte der Unterfuchte, wie man 
ſieht, Die ihm vorgelegten Fragen beſtimmt und 
zufammenhängend beantwortet. Daher haben auch 
Die, zur Borficht dem fummarifchen Berhöre beyges 
‚jogenen, zwey Aerzte erklärt, Daß. der Unterfuchre in 
Erwägung feiner deutlichen und jzufammenhängens 
den Ausſage ein Menſch von vollkommen gefunden 
Berftande fey, und nach ihrer DBeurtheilung nie 
ein Narr gewefen ſeyn Eönne, 
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Alfein auf alle weiteren in dem ordentlichen Bers 
höre dem Unterfuchten geftellten ragen, wodurch 
man näher inihn zu dringen bemüht war, antwortete 
er nichts weiter, als: Ich bin ein Narr, ein 
Unfinniger, und kann niht antworten, 
weil ih ein Narr bin, ih Eann auf 
nicht bethen, weilid ein Narr bin. 


Diefes Berragen beym zweyten Berhöre fiel 
dem Gerichte um fo mehr als ein Starrfinn oder 
eine bloße Berftellung auf, da der Unterfuchte indem 
fur; vorher gegangenen erſten Verhör Ruhe, Uners 
fehrocenheit, und nur einiges Mißvergnügen über 
feine gegenwärtige Lage bejeigte.. Man hielt ihm das 
her zur Warnung die Vorſchrift der 9.363 und 364 
I. Th. des Strafgefeges vor, daß derjenige, welcher 
durch verſtellten Wahnfinn dag Gericht zu täufchen 
fucht, oder auf die an ihn geftellten Fragen harte 
nacig gar Feine Untwort gibt, mit Faften und 
Streichen gezüchtiget werden fol. Dadurch ſchien 
‚er fehr erſchüttert, änderte feine, Geſichtsfarbe, 
und brach in häufige Thränen aus, ohne jedoch die 
ihm geftellten Fragen zu beantworten. Hierauf legs 
te das Gericht 8 Kunftverftändigen , theild Leibe 
theils Wundärzten den ganzen Fall, den fhriftlis 
hen Aufſatz, Die mündlichen Yusfagen des Ders 
hafteten, dann folgende zwey Fragen zur ges 
nauen Unterfuhung und Beurcheilung vor: 1.) 
Ob der Derhaftere vermahlen ein wirklicher oder 
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verftellter Narr fen, und 2.) ob demfelben Die ver⸗ 
übte That zugerechnet werben fünne. 


In Rückfiche der körperlichen Befchaffenheit er, 
Flärten die Kunſtverſtändigen in ihrem Verichte das 
Vorgeben des Unterfuchten über die Zerflörung feis 
nes Körpers und der Zeuqungstheile für ungegrün— 
det; fie erklärten, Daß er von einem ſtarken, ganz 
feblerfreyen Körperbau Durchaus mit gefunden 
Gliedmaſſen, und der, angemeffenen Menge Bluts 
verſehen ſey. Seine gegenwärtige ſcheinbare Geis 
ſtesverwirrung erklärten ſie für bloße Verſtellung; 
behaupteten aber, daß der Thäter vermöge ſeiner 
ſtark erhitzten, verdorbenen Einbildungskraft und 
Phantaſie Maniacus geweſen ſey, und bey der 
fortwährenden Manie nicht boshaft gehandelt, fon« 
dern Die That in einem ſolchen Zuſtande verübt has 
be, in welchem fie ihm nicht zugerechnet werden 
könne. | 


Das Gericht forderte nun den Berhafteten 
abermahl vor, um ihm übr die Abfihr, Die er bey 
den zwenfachen Morde hatte, zu Rede zu ftellen. 
Er antwortete: Aus der von mir felbfi ge 
fhriebenen UÜeberfiht meines Lebens 
ift deutlich zu erfehen, Daß meine 
That daher ihren Urfprung babe Dann 
hielt ee einige Zeit inne, und fuhr fodann fort, 
Sie können mich fragen, fo viel fie 
wollen, ih kann nichts anders anf’ 
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worten, als was ich geantwortet has 


be,d.i.,daßih ein Rarr und MEERE 
niger bin, 


Da ter Unterſuchte, ungeachtet aller Borftelluns 
gen, zu Eeiner andern Antwort zu bewegen war, fo 
ſchloß man das Berhör,und gab ihm die vargefchrieber 
ne Friſt von 3 Tagen, um zu überdenfen, was er 
etwa noch zu feinee Nechtfertigung angeben könre. 
Während der Zeit vernahm man mehrere Zeugen, die 
über die Gemüthsbeſchaffenheit des Thäters nähere 
Auskunft geben konnten. Verhaftete, die näher um 
ihn waren, und der Kerkermeiſter bezeugten, daß er 
ſich ſehr ruhig verhalte, mit niemanden rede, und 
immer nachzuſinnen ſcheine. Seine vorigen Dienſt⸗ 
herren ſchilderten ihn zwar als einen ſehr ordentlichen, 
fleißigen, ernſthaften, und oft ſehr nahdenfeuden, 
zugleich aber auch als einen eigenſinnigen ſtolzen, 
und, hauptſächlich in Hinſicht auf feine Geſtalt, 
ſehr eitlen, jungen Mann. Sein Vater und ſeine 
Angehörigen ſagten aus, daß er immer geſund, 
nie einer Ausſchweifung ergeben, von ruhigem Ges 
mürhs,Eharaeter, und wohlthätig gegen feine Neltern 
gewefen fey. Nach der Dreytägigen Bedenkzeit ant 
wortete er auf die gerichtliche ‘Frage, was er zu 
feinem Schuge anbringen Eönne, mit den Worten: 
Ah wußte nicht, was ich dachte, denn 
ih binein Narr und ein Unfinniger. 
Nah zwey Tagen überbrachte ein Geiſtlicher ein 
von ihm felbit gefertigtes Zeugniß, Daß ihm der 
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Darer des Thäters 4 oder 6 Tage nach ver That ge 
beichtet, und nach der Beicht von feinem Sohne erzählt 
habe, daß derfelbefich zwar ordentlicher Weiſe ruhig 
berragen, aber von der zarteften Augend an um 
Die Zeit Des Meumondes immer eine oder andere 
Marrheit begangen, im Haufe Lärm gemacht, und 
geflucht, oder fih vom Haufe entfernt, nähere oder ents 
ferntere Neifen unternommen habe, Das Geriche 
machte von dieſem Zrugniffe, weil der Vater fehon 
mündlich vernommen worden war, Eeinen Gebrauch. 


In ben Berarhfchlagungen waren fomohl bey 
dem unteren als dem oberen Gerichtehofe die 
Meinungen über die Frage, ob der Thäter vie That 
in einem zurechnungsfähigen Zuftande 
verübt habe, gerheilt. Der oberfie Gerichtshof 
beſchloß, fammelihe Ucten vorerſt nach der hiefis 
gen medicinifchen Facultät zu dem Ende mitzutheis 
fen, damit von derfelben beftimmte Momente ans 
geg-ben würden, worüber die Kunftverfiändigen 
in Trieſt ſich äußern follen, um dann mit Zuvers 
fibe beurtbeilen ju fünnen, ob der Thäter Die That 
bey gefundem DBerftande, oder in einer Sinnenbeguh 
ckung begangen habe, 


Die Facultät erachtete, daß den Kunſtver⸗ 
ſtändigen in Trieft folgende 3 Fragen zur Beants 
wortung vorzulegen ſeyn: 1.) Öchen aus den Acten 
und erhobenen Umſtänden Thatſachen hervor, aus 
welchen ſich nachweiſen läßt, daß der Thäter vor oder 


de 


während der That, oder mach felber mie dem 
Wahnfinne behaftet gemeren? 2.) Wenn ein Wahnfinn 
in einem der angeführten Zeiträume behauptet wird, 
durch welche Thatfachen und Umſtände wird felber 
bewiefen? 3.) Welchen Begriff verbinden die dors 
tigen Runftverfländigen mit dem Worte: Maniaco ? 


Zugleich aber äußerte die Facultät ſchon in Dies 
fem Berichte die Meinung, daß der Unterfuchte wer 
der nach, noch vor oder während der That 
wahnfinnig gemwefen ſey. Nichenach verübtem 
More, ıheife weil es fein in dee Unterfuchung 
vorfommender Act oder Umftand bewähre, theils 
weil die Aerzte, die dem erften Verhöre beywohn— 
ten, den Thäter für einen Menſchen von vollkom— 
men gefunden Verſtande, und aud Diejenigen, 
welche ihn fpäter unterfuchten, feinen Wahnſinn 
für eine bloße Berftellung erklärten, das bloße 
Dorgeben des Unterfuchten hingegen, daß er ein 
Narr, ein Unfinniger ſey, vielmehr das Gegen 
theil beweife; indem: ein Menſch, der wirklich) 
wahnfinnig iſt, ſich nicht felbft fe einen Wahnſin— 
rigen erfläre. Eben fo wenig gehe aber aud) aus 
den Acten eine Handlung oder ein Umjtard hers 
vor woraus rechtskräftig erwiefen wer 
den Fönnte, daß der Thäter vor oder wähs 
rend der That mir dem Wahnfinne behaftet ge, 
wefen. Man erwäge nur die kurze Thatgeſchichte. 
Ein im niedrigen Stande geborner, eigenfinniger, von 
fich eingenommener, übrigens ruhiger und fleißiger, - 
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fiets gefunder junger Mann verliebt fih in eine 
ſchöne junge Frau, die ihm gegenüber wohnt. Durch 
2 Jahre ſudt er jede Gelegenheit auf, fie zu fehen, 
ftelle fih im Theater immer nahe an ihre Loge, 
um fie zu betrachten; feine Neigung für fie ſteigt 
auf den höchfien Örad, und chne je mit ihr ges 
fprochen, oder ihr feine Neigung entdeckt zu haben, 
beſchließt er, fie und ihre beftändige DBegleiterinn 
zu ermorden, weil es ihm ſchien, daß er fein Ver— 
gnügen nie mit ihr erzielen würde, und weil er 
feiner Qualen los werden wollte. Aus allem, was 
hier und über das weitere Betragen des Thäters 
am anderen Tage, ald dem Tage der Rollbringung, 
in den Acten vorfomme, gehe fein einziges 
Unzeihben von Wahnfirt, von einem Unver— 
mögen, die Vernunft zu gebrauchen, fondern viel, 
mehr Meberlegung und DBernunftge 
brauch hervor. Der Thöter befchließt die That, 
mählt zu ihrer Bollführung Det, Zeit, Mittel und 
Umftände, daß fie gelingen muß ; er wanket in few 
sem Entfchluffe, und ſtreitet lange vorher 
mit fih, weil ee die Folgen feines Unter 
nehmens fennt, und um ſich gegen dieſe zu 
fhügen, feet er forgfältig am Tage des Ent 
ſchluſſes die vollendete Schrift, welche ihn recht: 
fertigen follte, zu fih. Er verrichtete feine ordent— 
lichen Berufsgefhäfte auf der Vörſe, fpeift mit feis 
nen Aeltern, fpielt im Eaffe» Haufe, trinke zmweys 
mahl mäßig Wein im Gafthofe, ohne daß jer 
mand etwas Irres an ihm bemerE£t 
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hatte. Ergehtin das Theater, verläßt es, weil es 
noch zu früh war, kehrt wieder zurück, und nachdem 
er fich von Der Gegenwart der zwey Frauen verfihert 
hatte, geht er, ohne anzupochen, in ihre Loge, und 
vollbringe mir Schnelligkeit den zweyfachen Mord. 
Auch in dem borhergegangenen Lebens wandel Des 
Thäters fänden ſich Feine Spuren eines Wahnfins 
nes Alle feine vernommenen Dienſtherren ſchilder— 
ten ihn als einen ordentlichen, fleißigen Diener, 
und nie verſuchte er ein unanſtändiges oder unfins 
niges Zudringen in das Haus, oder an die Pers 
fonen der Getödteten. Das der Thäter den Mord 
im Theater, in Gegenwart fo vieler Menfchen, 
beging, bemweife nichts fir den Wahnſinn, weil 
er nach feiner Ausſage den Mord font nirgends 
volldringen Fonnte. Es beweife auch. nichts, dag 
er nicht entfprang. Denn außer dem, daß ihm 
feine Hoffnung zu entiliehen blieb, fügte er fih 
mahrsiheinlich auf feine Nechtfertigungsfchrift. Die, 
fe ſey fehe zufammenhängend abgefaßt, auf eis 
nerien Papier, mit einerlen Tinte gefchries 
ben, folglich wahrfheinlich in einem kürzeren 
Zeitraume zu Stande gebracht worden. Der Thä— 
ter ftecfte fie am Tage des Verbrechens zu feiner 
Rechtfertigung zu fih, und Diefem Zwecke 
hatte fie auh vermuthlich ihr Dafeyn zu danken. 
Glaubte ver Berbrecher wirklich, daß ihn die älr 
tere Frau behert babe, fo fen dieß nicht Wahns 
finn, fondern ein Borurtheil, das unter Perfos 
nen feines Standes, vorzüglieb in Stalten, noch 
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ziemlich gemein ift, Aus allem diefen zieht die Far 
cultät den Schluß, daß Feine Daten vorhanden 
fenn, aus welchen bey dem Berhafteten ein allge 
meiner oder partiellee Wahnfınn gefolgert werten 
fönne, Gollte indeffen wirklich ein Wahnfınn des 
Thäters erwiefen werden können, fo fen die Fan 
eufeät Doch immer der Meinung daß derſelbe nie 
mehr mit Sicherheit in der Gefellfhaft frey ges 
faffen werden könne. Denn feine Heilung und Des 
Freyung vom Wahnfinne würde ſich um fo minder 
beſtimmt angeben laſſen, als auch dor dem gräßs 
lichen Morde niemand Spuren einer Ginnenverrils 
ung an dem Thäter wahrgenommen habe. 


Die von der mebicinifchen Faeultät im Ein, 
gange bes Gutachtens geftellten Fragen wurden 
mit dem Auftrage nach Trieft befördert, daß nad) 
dem, von den dortigen Kunftverftändigen erftattes 
tg, Gutachten neuerdings von beyden Öerichten 
berachfchlaget, und das Nefultat mit fammtlichen 
Acten dem oberften Gerichtshofe vorgelegt wer— 
den foll. 


Das eingelangte Gutachten der Triefter, Herz 
te, wovon hier, mit Hinweglaffung der bielen 
Citationen der aus andern Gchriftftelleen zur 
Authorirät angeführten Stellen und mehrerer Wie 
derhohlungen, ein fehr Furzer Auszug folger, ent⸗ 
hielt das Refultat, daß der Thäter ſeit langer Zeit 
mit einer tiefen Melancholie behaftet geweſen, die 
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ihm Phantasmen als wirkliche Gegenftände vor 
hiele, ihn an dem Gebrauche der Vernunft hins 
derte, enblich aber in eine wüthende Dielancholie 
ausbrach, und daß ber. Unterfuchte in Dem Znfalle 
einer folchen Wuth den zweyfachen Mord begangen 
haber Sein Nerven» Syflem , fagen diefe Runft- 
verftändigen, fen äußerft reigbar, und fein Tem⸗ 
perament ſanguiniſch⸗gallicht, welches bey dem 
geringften Anlaſſe die heftigſten Gemütbsbewegun— 
gen hervor zu bringen vermöge, Schon fein Außer 
res Anſehen verrache Melancholie, ſelbe aber werde 
noch mehr durch fein ftilles Betragen, feine leba 
hafte Einbildungs£raft, und die beffändige Un 
ruhe bewährt, die ihn von einem Orte zumandeın 
herumtrieb, ohne eine gegründete Urfache ange 
ben zu Fünnen. Zur Erhöhung der melanchofijchen 
Diepojition Fönne nicht ‘wenig beygetragen haben, 
daß eine bey dem Unterfuchten im 16. Jahre ſei⸗ 
ned Alters auegebrochene Kräge nicht ordentlich 
geheilt, fondern mit einer Schwefelfaibe zurück ges 
trieben worden fey. Die Einſchließung des Kranke 
heitsſtoffes und deſſen Einwirfung auf das ohne 
hin fehr reitzbare Mervenfyftem erzeugte vermuth— 
lich jene Berjtandesverirrung, welche von den 
Aerzten melancholia Narcissi genannt wird, 
und darin beſteht, Daß der Verirrte, wie der Uns 
terfuchte auch von einigen Zeugen geſchildert wird, 
ein  bejonderes Wohlgefallen an feiner eigenen 
Perfon hate, und der Liebling aller Werber zu 
feyn fid einbildete. Aus Der Melancholie des Une 
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terfuchten laſſe fich feine Unzufriedenheit, feine fläte 
Unruhe und feine Meigung erflären, zweckloſe 
Reifen, ungeachtet des Mangels an Vermögen, 
zu unternehmen. Daher das Husharren bey Kalte, 
Hize und dem bitterften Mangel ohne Nachtheil 
der Gefundkeit, was nach dem Ausſpruche der 
Aerzte den melancholifchen QTemperamenten, bey 
einer durch felbft gefchaffene Bilder überfpannten 
Einbifdungskraft , eigen fey. Der Umftand, daß 
der Unterfuchte den beyden Frauen, welche heftig 
auf ihn wirkten, gegenüber wohnte, und fie fat 
immer vor Augen hatte, gab feiner Phantafie 
ftets neue Nahrung; daher die nächtlichen Vifio- 
nen, die er für WirflichEeit hielt; daher feine. herr, 
ſchende, unbändige Leivdenfchaft fir die junge Frau, 
welche feine melancholiam Nar-issi in eine 
melancholiam amorosam umwandelte. Daß 
der Berhaftete feinen Berufsgeſchäften ordentlich 
eblag, und in anderen Verhältniſſen Eeine 
Ginnenvermwirrung verrieth, mache nichts zur 
Sache. Denn es fen eine bekannte Eigenheit der 
pur mit Einem Gegenſtande ſich beſchäftigenden 
Manie, das diejenigen, welche damit behaftet ſind, 
in allen übrigen Verhältniſſen nach den Regeln des 
geſunden Verſtandes handeln. Durch häufigen Ge— 
brauch hitziger Getränke, und die, hauptſächlich aus 
einer erhigten Einbildungskraft entftehender, Qus 
gendfünden , denen der Unterfushte ergeben war, 
wird, nach vielen Erfahrungen und dem Zeugniffe 
vieler Aerzte, Die Manie fo fehr erhöht, daß fie, 
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felbit ben geringeren Veranlaſſungen, in eine Ras 
ferey ausbricht, wovon auch bey dem Unterfuchten 
der Mangel an Schaf, Die Liebe zur Einfamfeit, 
‚und das öfters wiederkehrende Klingen in den Oh⸗ 
ren die näheren Unzeigungen wären, In einem fols 
hen zur Manie geftiimmten Gemüthszuſtande fehrieb 

der Unglückliche, fahren die Kunftverftändigen fort, 
in der legten Zeit die Gejchichte feines Lebens; er 
hielt fih alle wahren "der eingebildeten Leiden im» 
mer lebhaft vor, und nun fen es begreificch, wie 
er am Ende der Gefhichte bey feiner erhitten Eins 
bildungsfraft die bermeinten Urheber feiner Qua⸗ 
fen zu iödten fich entſchließen, und feinen Entſchluß 
in einem Augenblicke feiner Wurh ausführen konn— 
te, Die Vorbereitung des Werkzeuges, die Wahl 
der Mirtel zum Zwecke bewieren noch Feinen ge— 
funden Zuftand der Seele. Denn befannter Maßen 
handle auch ein Maniacus planmäßig in Din, 
ficht auf den Gegenftand feiner Manie, und in 
Hinfiht auf den Zweck, welchen er fich vorſetzt; 
ja es lehrten gemeine Erfahrungen, daß Perfonen, 
die an einem hißigen Fieber Darnieder liegen, bey 
gänzlicher AUbmwefenheit der Bernunft dennoch die 
ſinnreichſten Mittel ausfindig machen, die Anwe⸗ | 
fenden zu entfernen, um Den befchloffenen Selbft 
mord ungehindert verüben zu Finnen. Aus dieſen 
Bemerkungen zogen die Kunffverftändigen in Trieft 
einhellig den Schuß, daß Die anfänglihe Melans 
&holie des Thäteis in eine Manie übergegangen, 
und Die That in einem Anfall Derfeiben bey gänzlicher 
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Abweſenheit der Bernunft begangen worben fen. Dies 
fer Anfall verſchwand nach volljogener That. Die 
volle Befriedigung der heftigen Leidenfchaft und der 
genährten Nache, dann der Anblick des vergoſſenen 
Pluces mäßigen die Einbildungsfraft, und festen 
fie in ein Gleichgewicht, moraus fi) die Nuhr, 
die Öleichgülcigfeit des Thäters und fein Betra— 
gen im erften Verhöre erklären laſſe. Die nachher 
eingetretene, bey der Manie nicht, ungewöhnliche, 
heitere Zwifchenzeit fen der Grund, warum der Ber 
hörte in Der weiteren Unterfuhung zurüchaltens 
der , Taconifcher antwortete, und über feinen. 96 
genwirtigen Zuftand in Thränen ausbrach; Um— 
ftände, die feine vormahlige Geiſtesverwirrung nur 
noch mehr bejtärkien. Am Schluffe bemerken die 
Kunftverftändigen, daß fie den Berhafteten, nach- 
dem fie ihn vor Ausfertigung des Öurachtens noch⸗ 
mahls unterſucht hatten, noch immer in dem 
Stande einer foheinbaren Ruhe gefunden haben, 
Es fcheine, daß hierzu Vorzüglich ein über den 
ganzen Körper Des Derhafteten fich verbreitender 
Hautausfihlag beytrage , indem die Schärfe, mels 
che vorhin fein Nerven-Syftem fo reißbar machte, 
Dadurch abgeleitet, und über die äußeren Theile des 
Körpers verbreitet worden fey. Indeſſen verriethen 
der fortwährende ſchwache, zufammengejogene, 
nervofe Pulsfchlag, und befonders. die vermirrten 
Blicke des Verhafteten noch immer Neigung zur 
Manie, Daher getsanten fie ſich auch nicht zu bes 
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haupten, * der Verhaftete von ſeiner Seelen⸗ 
krankheit ganz geheilt ſey. 9 


Das untere Criminal, Öeriche erkannte, uns 
geachtet dieſes ärztlichen Gutachtens, nach dee‘ 
Strenge des Öefeges auf den Tod tes Möcde s. 
Das Obergericht, geftüst auf das ärztliche Guss 
achten, urtheilte, daß der Fall zum Criminal⸗Ver— 
fahren nicht geeignet fey. Der oberſte Gerichtshof 
gab die weitere Neuerung der Trieſter⸗Aerzte aber⸗ 
mahl ber hieſigen mediciniſchen Saal! jur Es 
ſtattung ihr es endlichen Gutachtens. 


Diefes wurde dahin abgegeben. In der noth— 
wendigen Borausfegung, daß in medicinifch ‚ges 
richtlichen Füllen nicht nach muthmaßlichen 
Meinungen, nicht nach bloßen Mög lich kei⸗ 
ten, was in anderen ähnlichen Fällen geſchehen 
founte, fondern bloß nach) erwirfenen Thatſachen 
und wirklich vorhandenen, Das Factum beftimmens 
den, Nebenumfländen, fo wie fi: jedesmahl in den 
vorliegenden individuellen Fällen erhoben wurden, 
auf die eigentliche Natur des Thatbeſtandes geſchloſ⸗ 
fen werden dürfe, glaube die meticinifche Facul— 
tät auch jegt, nah wieberhohfter Aeußerung der 
Triefters Aerzte, nichts anders thun zu FÜ nen, als 
ihe erftes Gutachten nochmahls bejtätigen zu mijs 
fen, nähmlich, dag aus allen,in den vorli« 
genden Acten aufgefundenen, Daren 
nichterwieſen werben könne, daß 2% 

1V. Band. { | 
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zuderZeit,alser den doppelten Mord 
verubte, wahnfinnig gemwefen fep. 


Die Gründe flr diefe Behauptung fenen fole 
gende. 1.) Da die medicinifhe Facultät ſchon in 
ihrem erſten Öutachten, wegen Mangels an aufklär 
renden Thatfachen und Mebenumftänden, den wahn⸗ 
finnigen Zufrand des Ihätere, vor, während 
und nach der That als nicht erwiefen annehmen 
mußte, fo Fünne fie ihr Urtheil gegenwärtig kei— 
neswegs abändern, indem durchaus. weder neue 
Faeta, noch andere aufflärende Umflände in den 
fpäteren Verhandlungen vorfämen, Die mit Zubere 
läſſigkeit über den Erankhaften Gemlchszuftand des 
Anquifiten einigen Aufſchluß geben könnten. 2.) 
Alles , was vie Trieſter-Aerzte Über des Thäters 
förperliche Conftitution, Über feine Phyfiognomie, 
und über die in feinem 16. Lebensjahre, aljo vor 
13 Jahren gehabte, durch zwey Monache dauerne 
de, und durch äußere Mittel geheilte Krätze fagen, 
beweifenur, daß unter diefen Umftänden die Mög— 
lich Eeit eines Wahnfinnes zugegen fen, und, wie 
es die häufigen, mit vielem gelehrten Aufwande 
angeführten, Allegate zeigen, auch in verfchiedenen 
anderen Subjecten bisweilen Statt gefunden habe; 
darauf folge aber noch Feineswege, daß Dieß — 
in gegenwärtigem Subjecte der Fall ſeyn mußte, ® 
Denn 3.) die Wirklichkeit des Wahnfinnes könne 
nur aus gewiffen vorhandenen, diefen Gemüths— 
juftand charasterifirenden, Merfmahlen, deren aber 
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Fein einziges zuberläffiges nachgewiefen und anges 
führt werde, nah phnfifeh - medicinischen Grunds 
fägen vechrsfräftig erwielen werden. Vielmehr 4.) 
fage einer der Trieſter-Aerzte in dem Gutachten 
©. 414. ausdrüflid,, daß die Familie des Thür 
ters nicht das geringfte Zeichen vo einem Waͤhn⸗ 
finne an demfelben bemerite; auch Fonnten weder 
feine Spielgenoffen, nod die Weibsperſon, die 
ihm unmittelbar vor der That im Gafthofe Wein 
brachte, Spuren vor Wahnfinn bey ihm entdecken, 
Jener Gahverftändige ſchließe daher auch mit der 
Bemerkung, daß es auf fine Are möglich war, 
den allfälligen Wahnfınn des Thäters zu erkennen, 
wenn man nicht fohon vorher Davon unterrichtet 
war, Dieß, führt die Facultät fort, heiße aber 

mit andern Morten nichts anders, als nur derje⸗ 
nige Eonnte ihn für wahnfinnig haften, der fchon 
Die borgefaßte Meinung hegte, Daß der Thäter 
wahnfinnig fey; denn da fi der Wahnſinn durch 
fein Kennzeichen anfündigte, fo konnte er auch für 
niemand unbefangenen bemerkbar feyn. 5.) Die 
von dem Juquiſiten ſelbſt, und nad feiner eiienen 
Ausfage zu feinee Nechtfertigung mit Bedacht aufs 
gefeßte, fo genamnte, Lebensgefchichte Fünne durchs 
aus nicht ald ein beweifendes Aeten-Stück anges 
fehen werden, und zwar theils nach dem Rechts⸗ 
grundfage: Nemo testis in propria causa, 
theils auch, weil man niche beinühst war, ver 
Grund oder Hrgrund der in felder angegeren.n 
Tchatſachen näher zu erforfhen. Endlich 6.) fey 
{2 
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auch in den beyden, von den Triefter» Aerzten, 
mit dem Inquiſiten gepflogenen , Unterredungen, 
und dem darüber aufgenommenen Vrotocolle gar 
feine Spur einer vorausgegangenen oder gegen 
wärtigen Oeijtesverwirrung, und die Aerzte felbft 
bejeugteneinftimmig, daß der Berhaftete jegt nicht 
wahnſinnig fe. Uebrigens fen es zu bedauern, daß 
die Triefter» Nerzte bey ihrer Unterfuchung und Un⸗ 
terredung mit dem Inquiſiten die Ideenreihe, in 
welcher fein Wahnfinn eigentlich zu fuchen war, 
nur fo leicht und oberflächlich berührten, und daß 
fie gerade in dem Augenblide, als das Geſpräch 
in pſychologiſcher Hinſicht intereffant und vielleicht 
auch belehrend zu werden anfing, dasſelbe abbras 
hen, und fo den zufallig aufgefundenen Faden 
fallen liegen, ter aus dem Labyrinche hätte leiten 
fünnen ; wo doch ber Inquiſit ſelbſt durch Unruhe 
in den Geberden, durch veränderte Geſichtszuge 
u. few. feine DBerlegenheit und Verwirrung zu ers 
Fennen gegeben habe. 


Mach wiederhohlter Berarhfchlagung des ober⸗ 
ſten Serichtes ward das Urtheil gefällt, Daß die 
mir dem 9. ** wegen Meuchelmordes abgeführte 
Unterfuchung aus Abgang der rechtlichen Gewiß—⸗ 
heit der Zurechnungsfähigkeie für aufgehoben ers 
klärt werde ; doch fen der Unterfuchte zur Fünftigen 
Gicherheit dem Politieo zur immerwährenden Bers 
wahrung zu übergeben, und die Criminal-Koſten 
zu erfegen ſchuldig. 
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Zu dem Ende iſt, nach bee Borfchrift des $455. 
1. Th. des Strafgeſ., mit der politiſchen Hofitelle 
Nückfprache gehalten, und der Thäter an einen 
fiheren Berwahrungsort überliefert worden. 
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Bemerkungen uͤber den angefuͤhrten Criminal⸗ 
| Fall. 


en über den vorgelegten Criminal = Fall ſchon 
die Meinungen der- Kunſtverſtändigen, ver Ge— 
rihtehöfe und der einzelnen Stimmführer gerheilt 
waren, fo läßt fih viefes um fo mehr von dem 
Peivat⸗Urtheile der Lefer erwarten. Ach erlaube 
mir zur fichereren Begründung dieſer Urtheile eis 
nige Bemerkungen hierliber mitzurheilen, wovon 
die meiſten theils aus den befondern Meinungen 
einzelner Stimmführer, theild aus allgemeinen pſy— 
chologiſchen Lehren, vorzüglich aus einem der neues 
ſten Schriftſteller über den hierher ſich beziehenden 
Gegenſtand *) entlehnt find. 


*) Die Pfychologte in ihren Hauptanmendungen auf Die 
Rechtspflege nach den allgemeinen Gefihtspuneten der 
Gefengebung, von Johann Ehrift, Hoffbauer, ors 
dentlihem Profefjor der Pyilofophie zu Halle, Halle 
1808, 
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Nah unferem Defterreichifhen Strafgeſetze 
muß über jede Unterfuchung, wodurch jemand um 
eines DBerbrechens willen zur Verantwortung gejos 
gen worden, nad) dem Abjchluffe derjelben ein Urs 
theil ergeben ($. 415. 1. Th) Das Uktheil 
aber kann feinem wefentlichen Anhalte nach) ein dreys 
faches feyn , entweder a) daß der Unterfuchte von 
dem ihm Schuld gegebenen Berbrechen Tosges 
fproden und fihuldlos erkannt, oder b) daß 
die Unterfuchung aus Abgang rechtlicher Beweife 
für aufgehoben erklärt werde, oder c) ein 
Strafurtheil ($. 426—423. I. Th.) 


Es dürften einige, ſelbſt aus den fachverflän, 
digen, Lefern der Meinung feyn, daß man den in 
dem obigen Criminal, Fall eines Mordes beſchuldig⸗ 
ten Thäter, ohne erſt ein Gutachten ber 
Aerzte einzuhohlen, zur ordentlichen geſetz⸗ 
lichen Todesftrafe hätte verurtheilen follen. Denn 
der Thäter wußte, daß dee Mord ein (dw 
res Verbrechen fey, und erklärte, fih wils 
fig der Strafe der Gerechtigkeit zu unterziehen; 
er war, laut feines eigenen Geftändniffes, fich 
auch der That zur Zeit der Auslibung mit allen 
Umftänden bewußt. Diefes zwenfahe Bewußt⸗ 
feyn aber, kann man fagen, fey zur recht lichen 
Imputation und Berhängung der ordentlichen Stras 
fe hinreichend. Allein dieſe legtere Behauptung 
läge fih, wenigftens fo unbeſtimmt, als fie hier 
borgetragen wird, weder aus dem (pofitiven) Ger 
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feße,. noh aus vatlirlichen Rechte, Yrineipien recht, 
festigen. Man Fann das Strafgefeg Fennen , man 

Famı alle Umftände feiner gegen felbes unternom⸗ 
menen Handlung anzugeben im Stande ſeyn, und 
doch der vechrlichen Imputation eines Verbtechens 
nicht unterliegen. Eia Beyſpiel haben wir an eis 
nen Unmündigen, der die That in feiner Ders 
ftandesfhwähe verllbt, oder an dem, welcher 
Durch unmiderftehlichen (äußeren) Zwang zunächit 
den gejegwidrigen Erfolg bewirkte, und eben fo 
verhält es fih mit demjenigen, der durch einen 
unwiderftehlichen inneren Trieb, dem die Vernunft 
meder durch moralifhe Gründe, noch durch Vor— 
haltung * angedrohten Strafe Einhalt thun 
konnte, zur That fortgeriſſen wird. Daher ſagt 
auch das Strafgefeg I. Ti d. 2., eine Handlung 
werde nicht als DBerbrechen zugerechnet, wenn 
die That Durch unwiderftehlichen Zwang erfolger, 
wenn der Thäter das vierzehnte Jahr noch niche 
zurücfgeleger bat, wenn der Thäter des Gebrau⸗ 
ches der Vernunft ganz beraubet iſt, oder wenn 
die That bey abwechſelnder Ginnenverrücung zu 
der Zeit, da die Verrückung dauerte, “begangen 
worden ift. Wahr ift es, daß bey einem erwachs 
fenen Menſchen, insbefondere wenn er die von ihm - 
begangene That mit allen Umftänden anzugeben 
vermag, rehtlih vermuthet werden müffe, 
daß er die That bey möglichem DVernunfrgebraus 

che unternommen habe, und daß der Nichter fih 

nicht etwa erft um Beweiſe vor dem vollen Ber 
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nunftgebrauche des Täters umfehen,, oder ohne 
dringende Veranlaſſeng Zweifel darüber erheben 
foll. Dieſer Vorwurf kann aber auch in dem vors 
fiegenden Falle dem Gerichte nicht gemacht werben. 
Zwar. erhellet ‘aus den Ucten nit, warum das 
Geſicht gleich dem erften Berhöre zwey Aerzte bey⸗ 
gejogen habe; aber wahrfheinlich ward es theils 
Durch die wirklich außerordentliche Erfcheinung der 
That, theils durch den jogleich‘ verbreiteten Ruf, 
Daß der Thäter wahnfinnig ſey, dazu bewogen, 
Diere Vorſicht führte wenigftens Feine Zweifel Über 
Die Zurechnungsfähigfeit berbey, indem: die das 
mahls zugezo genen Aetzte vielmehr bezeugten, daß 
der Verhbete vermöge feiner. zuſammenhängenden 
Ausſagen den ordentlichen Verſtandes gebrauch bes 
fise, Nachdem aber der Unterſuchte in Dem zwey⸗ 
ten Verhöre vorgab, Daß er unfienig fen, und 
immer darauf beharrfe, fo lag esin der Borfchrife 
des Geſetzes, ein Gutachten der Aerzte einzuhohs 
len, worin ſie nach genauerer Nachforſchung erklär, 
ten, daß der Verhaftete ſich gegenwärtig zwar 
verſtelle, die That jedoch in dem Zuſtande der 
Manie verübt habe, in welcher ſie ihm nicht zu— 
gerechnet werden könne. 


Die Hauptfrage, wovon die Entſcheidung abs 
hing, war und bfied nun, ob der Thäter zur Zeit 
der That in dieſem Franfen Gemüthszuſtande fich 
befunden habe; eine Frage, deren gründliche und. 
zuverläſſige Beantwortung Überhaupt fo viele und 
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fo mannigfaltige, fpeceulative und practifche, Kennt⸗ 
niffe vorausfegt, daß in den neuejten Zeiten zwey 
Facultäten , nähmlich die philofophifche und medi— 
einifche, das Forum der Entfcheidung fich darüber 
ftreitig gemacht haben. Kant in feiner Anchropos 
logie $. 41. fagt: „Wenn jemand vorfeglih ein 
„Unglück angerichtet hat, und nun, ob und wels 
„che Schuld deßwegen auf ihm hafte, die Frage 
„iſt, mithin zuvor ausgemacht werden muß, ob 
„er damahls verrückt gewefen fey oder nicht, fo 
„kann das Gericht ihn nicht an die medicinis 
„ſche, fondern müßte (der Ancompetenz des Ges 
„richtshofes halber) ihn an die philofophifche 
„Facultät verweifen. Denn die Frage, ob der Ans 
„geklagte bey feiner That im Befige feines natür— 
„lichen Berftandes und Beurtheilungsvermödgens 
„geweſen ſey, ift gänzlich pſychologiſch, und ob» 
„gleich Eörperliche Berfchrobenheit der Seelenorga⸗ 
ne vielleicht wohl bisweilen die Urfache einer uns 
„natürlichen Uebertretung des (jedem Menfchen beyr 
„wohnenden) Pflichtgefeges feyn möchte, fo find 
„doch die Uerzte der Phyſiologen überhaupt noch 
„nicht fo weit, um das Mafchinenwefen im Mens 
„ſchen fo tief einzufehen, daß fie die Anwandelung 
zu einer folchen Greuelthat Daraus erklären, oder 
‚ohne Anatomie des Körpers) fie vorherfehen 
‚könnten, und eine gerihtlihe Arzneykun— 
„pe (medicina forensis) ift — wenn es auf 
„die Frage ankommt, ob der Gemüthszuſtand des 
„Thäters Verrückung, oder mit gefundem Verſtan⸗ 
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„de genommene Entfchliegung fen — Einmifchung 
„in fremdes Gefhäft, wovon der Nichter nichts 
„verſteht, wenigftens ed, ald zu feinem Forum 
„wicht gehörend, an eine andere Facultät verweis 
‚ren muß. j | 


Dagegen erinnert Megger (gericht. medicis 
nifhe Abhandlungen, Königsberg 1805. ©. 75 
u.f.) Folgendes. 1) „Bey einer Seelenfrankheit 
„ſey immer eine Edrperliche zum Örunde, durch 
„welche die Seele in ihren Verrichtungen irre ges 
‚‚führt werde, wenn fie auch noch fo verborgen 
‚liege, Daß der Arzt fie nicht entdecken könne. 2) 
„Die Philoſephen feyen in zu viele Schulen ger 
‚heilt, man wiſſe Daher nicht, an welche man 
„tb halten fol. 3) Der Arzt, als ein wahrer 
„Natur⸗Philoſoph, fey ein empiriſcher Piychofoge, 
‚Der an der Hand der Erfahrung nad dem wech» 
„‚felfeitigen Einfluß zwifchen Seele und Körper forz 
„„ſche, und diefes ſey der einzige Weg, in zweifel⸗ 
haften Fällen über den Öemüchezuftand des Mens 
„ſchen, der Sache auf den Grund zu kommen.“ 


Dis. Diefer Streit zur alljeitigen Ueberzeugung 
oder Zufriedenheit gefchlichtet ift *), kann man 





*) Vielleicht würde dem Streite am fiherfien abgeholfen, 
wenn in ähnlichen Fällen dem Sanitaͤts⸗ Collegio auch 
Pſychologen von Profeffion beygezogen würden. Sole 
find theils die öffentlichen Profefforen der Philofophie, 
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ben der jegigen allgemeinen Beobachtung die Frage 
über den gefunden oder kranken Geelenzuftand ei— 
red Menfchen an die medicinifche Facultät zu vers 
weifen, fih damit beruhigen, daß bey dem Arzte, 
welcher den Körper beisandelt , weil Diefer in der 
engften Harmonie mit der Seele fteht, nicht nur 
ein gründliches fortgefegtes Studium der Pfychos 
logie, fondern auch eim Durch ftäre Uebung ſehr 
gefchärfter, zur Entdeckung wer GSeelenfranfheiten 
ganz unentbehrlicher, tief eindringender Beobach⸗ 
tungsgeift, und die Fertigkeit, aus Förperlichen 
Krankheiten und Kennzeichen auf einen Eranfen 
Gemüchszuftand zu ſchließen, mit Grund zu vers 
muchen ift. Um indefjen beyden Facultäten Gens 
ge zu leiſten, follen, nachdem oben die‘ Meinuns 
gen der Aerzte aufgeführt wurden, hier einige alls 
gemeine, größten Theild aus ver oben erwähnten 
Schrift des Heren Profeſſors Hoffbauer gejogene, 
pſychologiſche Betrachtungen über die in der Frage 
ſtehende Seelenfrankheit vorgeleget, und auf den 
gegenwärtigen Criminal» Zall angewendet, werben. 


Derrüdung nenne man überhaupt das 
Migverhältnig zwifchen den Sinnen und der Eis 
bildungskraft, wodurch der Kranke in feinen Urs 
theilen irre geführt wird, dasjenige, was ihm 
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welche Pſychologie lehren theils diejenigen Aerzte, 
welche über Irrenhaͤuſer beſtellt find. 
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- feine Einbildungskraft vorſpiegelt, für wirkliche 
Empfindung zu halten. Iſt vie Täufchung vors 
übergehend, fo daß der Kranke fie bald wieder als 
eine ſolche erkennt, ſo nennt man den Kranken eis 
nen Phantaſten: iſt fie Dagegen fortwährend, 
einen Wahnfinnigen Der Wahnfinn ift fir 
(partiel), wenn er nur auf Einer irrigen Vorauss 
fegung beruht ; außer dem aber herumirrend (alle 
gemein). Er entfpringt oft aus der Melankhos 
Lie, in welcher die Seele unabläffig einer trauri— 
gen Borftellung nachhängt, und die Melancholie 
oder der Wahnfinn gebe oft in eine Tollheig 
(Manie) über, wo die Vernunft die Herrfchaft 
über die Degierden und Handlungen eines Mens 
fchen dergeſtalt verliert, daß er zu diefen ohne und 
oft wider feinen Borfas bingeriffen wird, Die 
Tollheit kann fo vielfach feyn, als es Begierden 
gibt, über welche die Vernunft Die Herrſchaft vers 
liert, Sjnsbefordere nennt man Manie die Tolls 
beit, welche fih durch Aeußerungen eines gewalts 
thätigen Zornes darſtellt Die Manie kann mit 
Wahnfinn verbunden, fie Fann aber auch ohne den, 
felben vorhanden feyt. Die Manie gründet fich 
zunächſt entweder in einer Schwähe des Dew 
fiandes, oder in der Stärke der Degier 
den, hauptfählih in einer großen Reitzbarkeit 
zum Zorn. Am erften alle überläße fih der Mas 
niacus, weıl die Bernunft feinen Begierden übers 
haupt feine Schranken zu fegen vermag, finnz 
lichen Ausfhweifungen aller Art, eines ſchamloſen 
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Geilheit, einer viehiſchen Gefräßigkeit und meh— 
reren anderen gräßlichen Ausbrüchen der rohen 
Sinnlichkeit. Im zweyten Falle dagegen bleibt der 
Maniacus, außer den Anläffen, welche feine bes 
ſtimmte heftige Begierde, insbeſondere feinen 9:0: 
Gen Hang zum Zorne aufreigen, Herr feiner übri⸗ 
gen Degierden : er handelt und urtheilet übrigens 
ganz vernüaftig. Ja folche Perfonen, wie Herr 
Hofbauer fehr fcharffinnig bemerfe , beweiſen oft 
um fo mehr eine äußere Achtung vor dem Wohl⸗ 
ftande, je mehr fie ein ausfchmeifender Ehrgeitz 
behertfche ,. der aber bey den geringften Anläſſen 
Anfälle ihrer Manie berbey führt. Denn Faum 
Durch irgend eine andere Leidenfhaft wird die Reitz— 
barfeit zum Zorne mehr hervor gebracht, als Durch 
den Ehrgeig und Stolz, Die den Menfchen überall 
Unrecht vder wenigftens eine Vernachläſſigung feir 
ner, in feinen Yugen gerechten, Bits: ſehen 
laſſen. 


Insbeſondere, wie eben dieſer Schriftſteller 
bemerkt, geht ein Maniacus, den Zeit und Ums 
ftände an der Ausführung feines Sntſchluſſes hin⸗ 
dern , oft mit einer foldyen Ueberlegung und plans 
mäßigen Vorbereitung zu Werfe, daß fie die Flärr 
fien Beweife gegen eine Manie abgeben würden , 
wenn Berftand haben, und vermögend 
fenn,diefenzur Herrſchaft über fi 
felbft anzuwenden, durchaus einerley wäre. 
Die ii Anzeigen einer eigentlichen Ma⸗ 
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nie (fie mag nun entferntee Weife im Tempera: 
mente, oder fonft im Körper oder in fnlchen Leis 
denfchaften, die öftere Beranlaffungen zum Zorne 
mit fich führen, gegründet ſeyn) find: ein firftes 
res, mürriſches, Dfters in fich verfchloffenes We⸗ 
fen, und fie offenbaret fih , wenn der Groll ge 
gen feinen eigentlichen Gegenſtand zum Ausbruch 
kemmt, , in der fürchterlichſten Nache, wo derje— 
nige, der fie nimmt, fich felbft nicht fchont, wenn 
er nur feinem Feinde dadurch fehaden kann. Dar 
her foll uns auch das ernfte, ftille Betragen eines, 
Menfchen, fein friedfertiges , anfländiges Benehr 
men gegen andere, die ordentliche Verwaltung 
feiner Sefchäfte und hauptſächlich die Eluge Vor— 
bereitung der Mittel zur Ausführung feines über: 
dachten, rachgierigen Entfchluffes nicht zu der box 
eiligen und widerrechtlichen Schlußfolge verleiten, 
daß die Thar mit vollem Bernunftgebrauche indem 
zurechnungsfähigen Zuftande ausgeführt worden 
ſey. Die finnlihen Begierden, oder pſycholo— 
gifchen Neiße zu einer, dieſelben befriedigenden, 
Handlung find größten Theil unwillführlidh, 
oder Doch nur in einem entfernteren Berfchulden, 
fie niche frühzeitig unterdrückt, oder gemäßiget 
-zu haben, gegründet, Gelbft ver Entſchluß zu 
einer verbrecherifchen That, fo lang der Bösge—⸗ 
finnte noch Feine, zur wirklichen Ausübung führen, 
De, Handlung unternommen bat, unterliegt Feiner 
juridiſchen Zurechnung zur Strafe Es kommt 
aljo darauf an, ob der Menſch zur Zeit Des wirks 
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Ih unternommenen Verbrechens feiner 
Begierde (wie dem Nachtriebe) Durch Die Vernunft, 
(e6 fey nun durch erhifrhe Gründe der Unfirrlichs 
Feit, oder Durch juridifche, der angedrohten Stra— 
fe) Einhalt zu thun, vermönend war, Iſt es 
der Dernunft unmöglich, die Begierde zu beherr⸗ 
fchen , oder ihre Ausfprüche geltend zu machen, 
und wird die That in Diefem Zuftande (der Toll 
heit oder Manie) begangen, fo Eann fie zur Stra— 
fe nicht zugerechnet werden, 


Dieſe in der Theorierichtige Behauptung fheint 
aber höchft gefährlich, und in. der Anwendung 
fehr ſchwer zu ſeyn, weil jeder, Berbrecher das 
Verbrechen mit der Ohnmacht der Bernunft, feine 
DPegierde zu mäßigen, entfehuldigen wird, und 
die Wahrheit oder Falſchheit feines Vorgebens nicht 
leicht in das Klare gefet werden Fann, Doch zu 
gefchweigen, daß in fehr vielen Fallen die volle 
Befonnenheit des DBerbrehers, während und uns 
mittelbar nach der That, wenn fie auch nicht eins 
geftanden würde, offenbar am Tage liegt; fo ift 
hier (in Beziehung auf den borliegenden Criminal⸗ 
Fall) nur die Rede von der eigenslihen Manie, 
Die duch Ausbrüche eines heftigen Grolls fih ofs 
fenbaret. Allerdings bleibe es auch hier noch immer 
ſchwer, eine vorgebliche oder ſcheinbare Manie von 
Der wirklichen zu unterfheiden; Indeffen geben doch 
die Pſychologen und Aerzte, außer den obigen Ans 
jeigen, mehrere Kennzeichen und Erfcheinungen an, 
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aus welchen man nach forgfältiger Bedachtnehmung, 
auf alle vor, während, oder nach der That einges 
tretenen Umſtände, wenn nicht zu einer zuverläſſi— 
gen, doch zu einer beruhigenden Beurtheilung ges 
langen Eann, Eine Dispofition zur Manie fin, 
den die Sachverſtändigen in einem cholerifchen Tentz 
peramente, Öfteren Öebrauche hitziger Getränke, 
und in einer durch Kränklichkeit, oder andere Urs 
fachen erhöhten Neigbarkeit. Die Dispofition wird 
genährt durch die oftmahlige wirkliche oder mit, 
telft der Einbildungskraft vorgerpiegelte Gegens 
wart der Perfon, die der Gegenfland der Nade 
if. Der Groll nimmt um fo mehr zu, je mehr 
man Die Perfon, ohne die von ihe wirklich oder 
vermeinter Weiſe erlittene Beleidigung zu lieben, 
und von ihr Üegenliebe zu erwarten geneigt iſt, 
‚und je üfter man den Nachtrieb, aus Mangel ver 
Gelegenheit zur Defriedigung Deffelden, Einbale 
zu thun gendthige wird. Darum beweifet auch, 
wie ſchon oben bemerkt ward, die Weberlegung der 
Mittel, [die Rachgier zu flillen, und die Hinders 
niffe zu entfernen, nicht gegen die Wirklichkeit der 
nachgefolgten Manie, Denn während dieſer Ueber— 
legungszeit wich Die Aufmerkſamkeit immer wieder 
auf den Gegenftand der Nache hingeleitet, ‚folgs 
lich die lestere vielmehr genährt und verftärket. 

Dagegen macht die Borfihe, und vorläufige Ue⸗ 
berfegung des Bösgelinnten die That zu vers 
heimlichen, und ih bor der Strafe zu 
fihern, eine ſtarke Anzeige gegen die Echtheit 
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der fiheinbaren Manie. Ste zeigt, daß Die Andro; 
hung der Strafe und der Berftand feine Wirkſam— 
keit über den Bösgeſinnten nicht verloren, und 
ihn wahrfcheinfich nicht der höchfte, die Vernunft 
übertäubende, Affect, fondern die Hoffnung, der 
Strafe zu entgehen, zur Ausführung der That 
_ verleitet habe. 


In dem Augenblicke (oder beym na 
henAusbruche) ver Maniefegt fich der Tofls 
fühne über "jede noch fo große, noch fo gewiſſe, 
noch fo nahe Strafe hinweg; er Fümmert fich nicht 
darum, fogleich, oder bald nach Befriedigung ſei⸗ 
ner Rache ſelbſt ein Opfer derſelben zu werden. 
Daher iſt auch die Wahrſcheinlichkeit der Manie 
um, fo flärker, je einer größeren und gemifferen 
Strafe fih der Berwegene Preis gibt. Nach ver 
übter That fehrt in ven meiften Fällen fogleich, 
oder doch bald darauf, aus fehr begreiflichen Urs 
fachen die volle Befonnenheit zurück, Der heftige 
Trieb, welcher fih Der ganzen Seele des Rachgie— 
tigen bemeifterte, iſt nun befrietiger, abgefühlet 
und beruhiger. Der Thäter iſt nun anderer Vor⸗ 
fiellungen, und feiner Ginne mächtig, er iſt für 
die erfchütternden Eindrüce der fihredlichen Ber 
wüſtungen feines Zornes empfänglich, und et ver⸗ 
mag nun über Das Unrecht und die Strafbarkeit 
feiner Handlung zu urtheilen. Der eine erfennt 
das Unrecht, bereuet feine That, und ergibt fi 
willig der Strafe, oder wünſcht fich fogar Die To» 
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desffrafe, um der Qualen feiner Gewiſſens vorwürfe 
[66 zu werden. Ein Anderer erfenne zwar fein 
Unrecht, ſucht aber Durch Gewalt, oder Liſt der 
Steofe zu entfommen. Ein Dritter beharret auf Der 

Rechtmäßigkeit feiner That, und trogt der Darauf 
verhängten Strafe. Weber die eine, noch Die an 
dere Aeußerung gibt einen Beweis, daß vie That 
nicht in Der Manie verübt worden fey, und 
daß folglich vie vom Geſetze angeorönete Strafe 
verhängt werden folle 

Uber darin kommen die Aerzte und Pſycholo⸗ 

sen überein, Daß ein wahrer Maniacus , vorzüglich 
wenn erden Ausbruch feines Grolls durch ſchauder⸗ 
hafte Folgen geäußert hat, nie mehr mit Sicher⸗ 
heit in den Stand der Freyheit geſetzt werden kön— 
ne. Denn auch angenommen, daß der bisherige 
Gegenſtand ſeiner Rache nicht mehr exiſtire, was 
bürget dafür, daß bey ſeinen Anlagen zur Manie, 
und feiner Gewohnheit, die Dispoſitien zu nähren, 
ſelbe nicht durch andere ähnliche Gegenſtände und 
Veranlaſſungen werde aufgereitzt werden? Aner— 
kennung des Unrechts, Furcht vor der Strafe nach 
der That find niche nur off derftellte, ſondern auch 
viel zu unfichere Bürgen, daß fie Einftigen hef— 
tigen Aufwallungen Einhalt zu thun vermögend 
ſeyn werden. Befonnenheit, Ueberlegung und Ders 
nünftige Dandlungsmeife folder durch längere Zeit 
unter Aufſicht gehaltener Menfchen können uns um 
fü minder beruhigen, wenn vormahls, ungeachtet 
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diefer Symptomen eines ruhigen, gefunden Gew 
lenzuſtandes, ſich doch die Krankheit Durch eine 
gleichfam augenblickliche, fehaudervolle Erplofion an 
den Tag gelegt hat: 


Die vorſichtige Berwahrung des Maniacus 
ift aber ein Öegenftand der Polizen, die den Ra— 
fenden als einen Nafenden behandelt, nicht der 
firafenden Gerechtigkeit. Diefe vollzieht Die Strafe 
nur an denjenigen, denen die Strafe zur Abhals 
tung don dem Geſetze angedroht wird. Ein Nafen- 
der aber kaun durch Vorſtellung einer EFünftigen 
Strafe nicht abgehalten werden. Den Rafenden 
etwa jum warnenden Beyſpiele für ans 
Dere zu opfern, damit fie dem Hange jur Rache 
feine Nahrung verfchaffen, den Anreigungen zu 
felber, und den ©elegenheiten zum Ausbruche vors 
äubeugen, fish beitreben follen, iſt nicht nur unger 
recht, es iſt auch unnorhmendig, da die Furcht, 
lebenslang als ein Nafender behandelt zu werden, 
wohl Grundes genug ift, von folchen Borbeugungss 
mitteln Gebrauch zu machen. 


Zwar nehmen einige Schriftfteller mehrere Ab» 
flufungen der Manie an, und behaupten, daß bey 
den unteren Graden derfelben eine, obgleich gelin» 
dere, als die gefegliche, eine fo genannte au ß er⸗ 
ordentliche, Strafe eintreten fol. Diefe Bes 
hauptung dürfte aber, um nicht über das Wort 
(Manie) zu ſtreiten, wohl nur auf die ſtupide (aus 
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einer mehreren oder minderen Schwäche der Ber 
nunft entfpringende) nicht auch auf Die wahre oder 
wilde Manie, oder doch wenigſtens nicht auf Den 
Gall einer in dieſem Zuſtande verübten, überſchwe— 
ren Mifferhat anwendbar feyn, wo es, befonders 
da die Grade der Mante fih fo ſchwer beſtimmen 
laffen , weit bedenklicher feyn würde, den Ihäter 
nach der Strafzeit in Freyheit zu fegen, als ihn, 
ohne eine Deftrafung, zur Sicherheit in lebenslans 
ger Verwahrung zu halten. 


Aus diefen allgemeinen pſychologiſchen, 
und den obigen fpeciellen ärztlichen Erinneruns 
gem ließe fich nun die Behauptung, daß in dem oben 
erzählten Falle der Thäter die That indem Zu— 
ande der Manie verübt habe, in Kürze 
auf folgende Weife vertheidigen. Schon die außeror⸗ 
dentliche Erfcheinung, daß ein Menfch vor dem vers 
fammelten Publieo zwey Perfonen, die ihn nie 
beleidiget, die nie mit und vielleicht fogar nie von 
ihm gefprochen, und ihn wahrfcheinlich Eaum bemerket 
haben, ohne alle äußere Deranlaffung tödtet, 
und fich laut als den Mörder anfündiget,, fchon 
diefe außerordentliche Erfiheinung nöthigt uns, dem 
Grunde davon in einem inneren, unnatüclichen, 
franfen Gemuͤthszuſtande deg Thärere nachzufor⸗ 
ſchen. Die Trieſter⸗Aerzte, welche ihn näher zu beobs 
achten Gelegenheit hatten, bemerkten bey ihm eine 
ſtarke Dispofition zur Melancholie und Danie, 
und zwar aus ſolchen Anzeigungen und Aeußerungen, 
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welche, nach dem obigen pfncholonifchen Berrachtuns 
gen, auch von den Pinchologen als fülche anerFannt 
werden. Diefe Diepofition wurde ben Dem Thäter 
durch mannigfaltige, von den Teiefter > Verzren in 
dem obigen zmenten Gutachten aus ſeinem ſchrift— 
lichen und mündlichen Geſtändniſſe und "feiner (er 
hensgefchichfe zufammen geftellte , phnfifche und 
pfnchologifhe Urfachen immer fort genä hr EN 
und verſtärket. Sein widriges Schickſal 
verſetzte ihn erſt in eine tiefe Melancholie, die ſehr 
wahrſcheinlich in einen partiellen Wahnſinn übers ⸗ 
ging, und zuletzt in eine ſchreckliche Manie ausbrach. 


Die erſte herrſchende Gemüthseigenſchaft des 
Thäters war Stolz, ein ſtolzes von feinen Dienſt⸗ 
herren bezeugtes Wohlgefallen an ſich ſelbſt, das 
ihn ſehr natürlich überredete, daß das ſchwache und 
empfindſame Geſchlecht ſeinen Reitzen nicht widerſte— | 
hen könne. Dieß beftätiget auch feine Erzählung 
von jener Kaufmannstechter, aus Deren Lloßen- 
Eeherden in den Geſellſchaften er fchloß, daß fie ihn 
heftig liebe, und daß fie durch ihren Vater, der ihm 
noch den Zutritt in das Haus verfage hatte, ihn 
vermitcelft ausgeftreufer Gerüchte, und thätiger 
Nachſtellungen, von feiner unfernommenen Neife abs 
zubaften und an fih zu ziehen bemüht war. Als 
fein H**" war feinem Geftändniffe nach) in die juns 
ge rau, die ihm gegenüber wohnte, fo fehr vers 
liebt, daß er für Feine andere eine Neigung fühlen 
konnte. Seine heftige, immer nur im-Stillen genährs 
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te,Leidenfchaft wurden aber nich terwiedert; fie ſcheint, 
ob er gleich überall feiner Geliebten nahe zu ſeyn 
bemüht war, Faum bemerkt worden zu ſeyn. Wenn 
unerwiederte, verſchmähte Liede ſchon an fih fehr 
Eränfend ift, fo ift fie es um fo mehr für den Hochs 
| müchigen , der. den Wahn hegt, dag man ihm 
niche widerſtehen koͤnne. Gie gründete in dem juns 
gen Manne eine Melancholie, die er durch ſei— 
ne Entfernung von dem geliebten Gegenjtande, 
durch feine  wiederhohlten Reiſen vergeblich 
ju verbannen ſuchte, die ihn überall hin 
begleitete, und zuleßt Doch immer wieder in feine 
Baterftadt zurück trieb. Hier erhielt. die Neigung 
durch den ſteten Anblick der Geliebten immer neuen 
Zuwachs, wodurch fie in einen verlieben Wahn 
finn ausartete, -Dieß bewieſen die von ihm ers 
zählten Phantasmen, die Erſcheinungen der jungen 
Frau, und (vermöge der Ideenaſſociation) ihrer 
Begleiterinn, die ihn ſeit ſeiner letzten Rückkehr 
bey Tag und Macht verfolgten, und feinen Kör⸗ 
per immer. mehr ſchwächten. Nicht, ohne Örund fah 
“er in. ruhiger. Zwifchenzeit die junge Frau (ei— 
gentlich feine heftige Liebe zu ihr) als die Duelle 
feines Unglücks an. Sie machte ihn für jede Nei⸗ 
gung zu einer andern Derbindung, wodurch er in 
feinem Alter, bey felner Geſtalt und Geſchicklich- 
keit, vorzüglich. in ſeiner ſtolzen Einbildung, ein 
glänzendes Familienglück ſich hätte gründen können, 
ſie machte ihn für jeden, Lebens genuß unempfindlich. 
So, ruft er in feinem Berhöre aus habe ich 
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durch 8 Jahre ein unglüdlihes, um 
chätiaes Leben geführt, da ih doch 
Familienvater, und ein Gegenſtand 
der allgemeinen Achtung und Bewun— 
derung hätte feyn können. Diefe Vorftels 
lungen, die Öleichgitftigfeit feiner Geliebten, wel— 
he fein unablüffiges Bemühen, ihr zu gefallen, 
nicht einmahl zu bemerfen ſchien, und die (einge 
bilderen) martervollen Erfcheinungen und Berfolguns 
gen ber benden rauen verwandelten feine Liebe in 
einen heftigen Groll, fie machten, daß er 
Die zwey ‘Frauen für Deren, für die Mörderin⸗ 
nen feines Lebens anfah, die nach feiner Aeuße—⸗ 
tung das fhwärzefte Berbrehen an ihm 
begingen, das im Himmel und auf 
Erde um die grauſamſteRache ſchreye. 


Außer dem blieb H**, was nach der obigen 
Erinnerung beym partiellen Wahnfinne, und der 
wilden Manie richt ungewöhnlich ift, Herr feiner 
übrigen Borftellungen und Begierden; er ver 
richtete feine Berufsgefhäfte in aller Drdnung, 
und hatte um fo mehr Urfache, feine unfinnige 
Liebe, und den daraus entfprungenen Groll anderen 
zu verfchließen, als die Entdeckung feiner unglückliz 
chen Liebe feinen Stolz zu fehr gedemüthiget ‚haben 
würde. Aber im Stillen brüteteer, nachdem er durch 
vie Aufzeichnung feiner Lebensgeſchichte fich alle 
Leiden vergegenwärtiget hatfe, Über dem Plane zur 
Ensführung der Rache am deren einggbildeten Urhe⸗ 
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berinnen. Obſchon es ihm bey ruhigerer Weberles 
gung nicht an Belegenheie gefehlt haben wür— 
de, die beyden Frauen heimlich aus dem Wege zu 
fchaffen, fo übte er doch, nachdem er fie im Thea, 
ter in das Auge gefaßt hatte, den Mord öffentlich 
aus, verkündigte die Schlachtopfer feiner Wurh 
als feine Mörderinnen, und überlieferte fih 
willig dem Arme der Öerechtigkeit. 


Nach der Verhaftung glaubte er anfänglich die 
That duch die fohrifilihe und mündlihe Erzäh— 
fung feiner wihrigen Schickſale rechtfertigen, 
oder Doch mildern zu können; in der Folge nahm 
er, um allee Strafe zu entgehen, einen (nach 
dem Zeugniffe der Aerzte) verftellten Wahnſinn 
an, und vereifelte Die weitere gerichtliche Unter» 
fuhung , Durch Die, wenn man ihn auch durch 
fbärfere Mittel von feiner Berftellung abzubringen 
verſucht hätte, dennoch die Entfcheidung der Fra— 
ge, ob er die That nicht in einer Manie verübt 
habe, nicht in das Meine gebrachte woorden 
wäre. 


Diefe, nach ärztlichen und pſychologiſchen 
Beobachtungen ſehr fcheinbare, Erklärung des Phä— 
nomens aus Dem durch Dispofition und widrige 
Ereignungen herben geführten franfen Gemüths— 
zuftande des Thäters ſtützet ſich, zwar großen Theile 
nur auf deffen eigene Erzählung; allein, wenn 
man Die von dem Unterfuchten angegebenen Trieb; 
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federn der That durchaus fr unrichtig annimmt, 
fo bleibe das ganze Phänomen unerflärbar. Woll- 
te man aber alles, was er über Die That, die 
fihb aus äußeren Urſachen nicht erklären läßt, 
von feinem Gemüthszuſtande für fich anführt, 
als unmahr berwerfen, alles dagegen, was er 
wider fich geiteht, ohne wirkliche oder mög— 
Iche Nchforfchung als wahr gelten laffen, ſo wä⸗ 
ve dieß eine unbillige,, widerrechtliche Verfah— 
rungsart.. 


Diefer Vertheidigung des Unterfuchten ftehen 
jedoch nachfolgende, hauptſächlich aus dem obigen 
Gutachten der medicinifchen Facultät zu Wien 
Furz zufammen gedrängte, Betrachtungen entges 
gen. Nach der (äußeren) Erfcheinung hat H * * 
ein (materielle) Berbrechen begangen; er hat zwey 
Perfonen ohne alle nöthigende Beranlaffung, und 
wie fein gleih auf die That erfolgter Aufruf: (Ser 
het hier meine Mörderinnen) zeigt, mit Bewußt— 
feyn getödtet. Nach der natürlichen Ordnung der 
Dinge ftreitet alfo Die Vermuthung wider ihn, 
daß er die That mit böfem Vorſatze verübt habe, 
Ihm liegt der Beweis des Öegentheils ob. Wenn 
der Defchuldigte, fagt der ). aız, I. Th, 
des Gtrafgefegee, zwar die That einge 
fteht, aber den böfen Vorſatz läug— 
net, ſo iſt darauf zu eben, ob nach 
Denfih aus der Unterfuhung eigen 
den Umſtänden die That ſich plök- 
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lich ereignet, oder Der Thäter zur 
Borbereitung. derſelben Mittel am 
gewendet, Hinderniffe zu entfernen 
gefuhthabe, Im erſten Falle fanndie 
Entfehuldigumg in fo fern Statchw 
ben, als das Uebel nad der natlirli 
hen Ordnung der, Dinge nicht fon 
nothbwend:g aus der Handlung ent 
fehenmußte Hat aber der Beſchuldig— 
te Öelegenheit und Mittel, die That 
aus zuüben, vorbereitet, foifferaud 
des Böfen Borfages für überwiefen 
zu. halten, es fey dern, Daß aus der 
Unterfubung. befondere Umfiände 
berbvorfommen, welde füglidh eine 
andere Abfihrerkennen laffen. 


Welche befondere Umftände follen nun hier füg— 
fich den Mangel der böfen Abſicht zu mordeh erken— 
nen lafjen? wodurch foll der Wahnfınn, die Manie 
des Thäters (wenigftens zur Zeit der ausgeführs 
ten That) bewiefen werden? Alles, was die Trier 
ſter⸗Aerzte über deſſen Eörperliche Befchaffenbeit 
und Anlage zu einem ſolchen Eranfen Gemüthszu— 
frande anführen, beweiſet nur, daß ein ſolcher Zus 
ſtand unter ähnlichen Umftänden möglich fen, oder 
bey anderen Subjecten bisweilen Statt gefunden 
habe, aber nicht, daß dieß auch hier der Fall ger 
wefen fen. Dazu liegen Feine zuverläffigen Merk— 
mahle, vielmehr das Begentheil bewährende Da: 
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fa vor. In der früheren Lebensgefchichte des Be | 
fohuldigten haben weder die lieder feiner Familie 
Claut ihrer gerichtlichen Ausſage) noch feine 
Dienfiherren je Spuren eines Wahnſinns an ihm 
bemerkt ; fie bezeugen im Gegentheil feinen ordent⸗ 
lichen Lebenswandel, feine richtige Gefchäftsverwals 
tung. Was der Beſchuldigte felbft in feiner ſchrift⸗ 
lichen Lebenegefchichte zur Bemwähruig feiner Toll: 
heit anführet, erregt gegründeten Verdacht, daß 
er es nur in Der Abſicht der Strafe zu entgehen, 
eingewebt habe, einen Verdacht, der dadurch ver 
ſtärkt wird, daß er die Schrift noch kurz vor der 
That, um, wie er felbft ſagte, felbe zu rechrfer- 
tigen, zu fich gefteckt , und feit dem zweyten Ders 
höre fogar durch einen verftellten Wahnfinn gegen 
vie Strafen fi) zu ſichern verfucht hat, Abgefehen 
num don jener verbächtigen Lebensgefchichte, läßt 
fi die Veranlaffung, der Beſchluß und die Ausz 
führung des DBerbrechens , ohne erft einen Wahn, 
finn oder eine Manie zu Hülfe zu nehmen, auf 
eine ganz natürliche Art erklären. Ein junger, frofzer 
Mann verliebt ſich in eine, ihm gegen über wohnende, 
fchöne, junge Frau, die aber fein Beftreben, ſtets 
um fie zu ſeyn, nicht einmahl der Aufmerkſamkeit 
zu würdigen fiheint. Dadurch fhüchtern gemacht, 
feine Liebe zu entdecken, verfucht er, Die durch ben 
ſteten Anblick feiner Geliebten genährte heftige 
Neigung auf Reifen zu zerftreuen. Bey feiner Zur 
rückkunft entbrenne fie noch heftiger, aber mit einem 
eben fe unglücklichen, für ihn höchft qualvollen 
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Erfolg. Seine Liebe wandelt fih nun in einen 
heftigen Groll gegen die Urheberinn feiner Qualen 
und gegen ihre Degleiterinn, die feiner Einbils 
dung nach, wahrfheinlih auf das gleichgüftige 
Detragen feiner Geliedten großen Einfluß hatte, 
und bejchließe beyde zu ermorden. Er bereitet fih 
am Tage vor der Ausführungdie Mittel, er wählt 
den Det, der ihm der einzige mögliche ſchien; noch 
am, Tage der Ausführung verrichtee er alle feine 
Geſchäfte; Feiner von allen, mit denen er noch kurz 
vor der That ſprach, bemerft an ihm eine Geis 
flesverwirrung; er wankt noch in dem Entfhluße 
je nachdem ex fich die Folgen davon vorſtellet; warz 
tet den ſchicklichſten Zeitpunet ab, und vollbringe 
endlich Die That, über deren widrige Folgen, ob 
ev. fie gleich öffentlich ausführer, er fich durch die 
Rechtfertigungsſchrift ficher zu fiellen hoffe. An 
diefer ganzen Begebenheie fommt nichts vor, was 
uns nöthigte, eine Seelenkrankheit des Thäter3 an 
zunehmen, und ihn von der Gtrafe frey zu fprechen. 


Wie Fan, wie foll nun ein Gerichtshof ben 
wen widerfprehenden Meinungen von Collegien 
der Kuuſtverſtändigen, deren eines vor dem ans 
dern Fein (wenigftens gefeglich) überwiegendes Ans 
fehen hat, ein entjcheidendes Urtheil fällen? Zwar ift 
ein Gerichtshof nicht blindlings an den zum Beweife 
geforberten Befhluß der Sachverftändigen gebun— 
den; nur in dee Beurtheilung folder Eigenfchafs 
ten und Merfmahle, deren Beſtimmung befondes 
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Are, einem Öerichtshofe fremdartige, Kunſtkennt⸗ 
niſſe erfordert, muß er auf ihren Ausſpruch ver— 
trauen, Ob richtige Schlüffe von ihren daraus ges 
zogen worden , unterliegt ordentlicher Weiſe dem 
Urtheile des Gerichts, Allein im vorliegenden und 
ähnlichen Fällen gehört auch vie Frage: ob und 
in wie fern aus gewiffen Unlagen, außeren Merk 
mahlen. und Handlungen auf einen jerrüütteten Be, 
müchszuftand gefchloffen werben Fünne, in 
das Kunfifach der Aerzte und Pſychologen. Sind 
ihre Meinungen theils über vie Pramiffen , theife 
über den abgeleiteten Schluß getheilt, fo ‚hat der 
Richter um fo minder einen feiten Anhaltspunet, 
ald nah dem eigenen Üeftändniffe großer Aerzte 
und Piychofogen die Frage über den gefunden oder 
Eranfen Gemlichszuftand eines Menſchen überhaupt, 
und insbefondere, ob ein Menfh, wenn er nicht 
genau mit pſychologiſchem Auge beobachtet worden, 
vor oder während einer That mit DBefonnenheit und 
möglichen Bernunftgebrauche gehandelt habe, oft 
fehr ſchwer mie Zuverläſſigkeit beantworter wer— 
den Eann. Bey: 


Pen fo beſchaffenen Umſtänden bleibt einem 
Gerichtshofe, der über dieß vom Geſetze, in zwei⸗ 
felhaften Fällen die gelindere Meinung vorherr⸗ 
ſchen zu laſſen, angewieſen wird (9 414: 424. 
425. u. m. a. I. Th. des Strafgef.) nichts übrig, 
als die fihere Meinung, wodurch nähmlich die 
öffentliche und Privat Sicherheit am mindeften 
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gefährbee wird, Au wählen. Dieß that hier der 
oberfte Gerichtshof. Indem er den Unterfuchten 
zur Strafe, die beym Berbrechen des Mordes 
nad) dem Geſetze der Tod ift, nicht verurtheilte, 
fo feßte er fich Feiner Gefahr aus, eine That, die 
nach dem Urtheile eines Collegii der Kunſtver— 
ftändigen) von der Zurechnung ausgefchloffen ift, 
zu beftvafen. Der Gerichtshof war aber zugleich 
für die öffentliche Sicherheit bedacht. Er hob nur 
die Unterfuhung aus Abgang der rechtlichen Ger 
wißheit der Zurechnungsfaähigkeit auf, und ließ das 
durch den Weg offen, den Untsrfuchten, nach vor 
fommenden neuen Anzeigungen oder Beweiſen der 
Zurehnungsfähigkeit, zur Verantwortung und Stras 
fe zu ziehen. Er feste den Thäter durch die eins 
geleitete politiſche Vorſicht, ver Tebenslangen 
Derwahrung, außer Stand, die Sicherheit feiner 
Mitbürger zu verlegen, und gab hierdurch zugleich 
eine abſchreckende Warnung , dem Hange zu heftis 
gen Begierden die Zügel nicht fchließen zu laſſen. So 
fielle der vorgetragene Criminal, Fall: einneues, 
merkwürdiges Beyſpiel auf, wie ſehr in Oeſterreich 
nicht nur das Strafgeſetz, ſondern auch die 
Öffentliche DBerwaltung der firafenden Ge⸗ 
vecheigkeit beforgt fey, die Dffentiicbe mir ver 


Privat,» Siherheit in enhtter ———— 
zu erhalten. 
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Archiv für die Geſetzgebung und Reform des 
iuriftifchen Studiums von Mic. Thad. 
Gönner, k Bayr. Hofrath und Profeffor- 
Landsh. 1808, I. Band, 2. und 3. Heft. 


* 


S belehrend die, ſchon in dem vorigen Ban— 
de meiner Zeitſchrift angezeigten, XII Stücke des 
erften Heftes dieſes Archivs ſind, eben fo intereſ⸗ 
ſant ift die Fortſetzung. 


XIII. Ueber die Einführung des Code Napo- 
leon inden Staaten dir Rheiniſchen Con⸗ 
foͤderation. 


Der Herr Verfaſſer zergliedert dieſen Gegen⸗ 
ſtand in drey Fragen: 1.) Bedarf die (Deutſche) 
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Nation einer Reform ihres Civil-Geſetzbuches? 
2.) Kann fie nicht jelbft ihre Geſeze veformiren? 
3.) Entfpricht Das vom Auslande zu recipirende 
Geſetzbuch ihren Erwartungen? In Rückſicht der 
erſten Frage macht der Herr Verfaſſer a) auf den 
politiſchen Zuftand Deutſchlands, b) auf die de 
fchaffenheit feines bisherigen Rechtszuſtandes, c) 
auf Die Schwierigkeiten, Die bis jetzt einer To— 
tal: Reform entgegen fanden, endlich d) auf die 
Beſchaffenheit der Nehtswiffenfhaft, und e) der 
Unterrichtsanjtalten aufmerkjam, und leitet dar 
aus Das Bedürfaiß eines Civil, Öefesbucdes für 
die Deutfchen Staaten ab. . 


Germanien, ald Ein Staat, bar feine (pofis 
tifhe) Eritenz verloren; damit ift auch fein Eis 
vi Ögies, Das bisher unter dem Nahmen ge meis 
nes Recht befanne war, zu Grabe gegangen, Jede 
Monachie, die fiih aus den Trümmern des alten 
Staatsgebändes empor bob, bat nunmehr ihr eiz 
genes Recht. Zivar hing es nur von den Bes 
herrſchern ab, daß Das bisherige gemeine Recht 
in jedem Öraate Fünftig als eigenes Recht ge ten 
fol; allein einer folden Erklärung fest fich Die 
ſchlimmeBeſchaffenheit dieſes Cibil Rech⸗ 
tes entgegen. Die Romiſch-Juſtinianiſche Samm⸗ 
lung, welche die Geundlage des gemeinen Nechies 
ausmacht, iſt, jo claſſiſch ihr Werth für Gelehrte 
bleibe, durch feine gelehrte, unverſtändliche Spra⸗ 
che, feinen großen Umfang, die Anordaung der 
IV. Bam. N 
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Materialien, und die DVerfchiedenheit der jekigen 
Vechältniſſe, zu einem Geſetzbuche für Deutfche 
Pürger ganz unbrauchbar gemacht, Eben das gilt 
in mehr oder minderem Mafie von dem canonifchen 
und von dem (Longobarvijchen) Lehenrechte, und 
das fogerannte Deut f che Piivar- Hecht war im⸗ 
mer nur ein Uagregat von verfchiedenen Provins 
zial-Öefegen und. Gewohnheiten. Un einer Totals 
Meform war das Staateoderhaupt durch Einfchräns 
fung feiner Macht , Rivalität der Stände, aerheils 
tes, religiöſes und politiſches Intereſſe, Borurs 
theile der FZürften für Das Alte und mehrere ander 
ve Urfachen gehindert. Vartial: Reformen in den 
einzelnen Deurfchen Staaten unterblieben theils 
aus ähnlichen Urfechen, cheils aus Mangel an gur 
tem Willen, as Ihätigkeit, an Öelehrten und 
wohl auch an Finanzen zur Ausführung eines fo 
großen Werkes, als vie Einführung eines neuen 
Civil-Geſetzbuches iſt. Alles, was man, außer 
Bayern, Defterreih und Preußen that, beftand 
in Berbefferung einzelner Öefeg eoder in Rund» 
machung einer neuer Proceß Ordnung oder 
eines Criminal: Coder. Lange Zeit hindurch 
lag die au des unterbliebenen Fortſchreitens 
auch in dem Zuftande der Rechtswiſſ en⸗ 
ſchaft und des öffentfihen Unterrichts 
in derſelben. Faſt bis zu den veuefien Zeiten bes 
ſchäftigte man fih mit Sammlung, Läuterung und 
Berichtigung der Quellen, dann mit der vation.len 
Begründung des gemeinen, pofitiven Rechts, 
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bis man fih zur Poilofophie des Rechts und zur 
Wiffenfehaft der Civil Gefeßgebung erhob. Und fo 
brachte man denn auch, wie noch die neueren Stus 
dien» Plane und Lections-Cataloge zeigen, viele 
Jahre auf Univerfitäten zu, um die Borlefungen 
über Rechtsgeſchichte mit oder ohne Alterthums⸗ 
Funde, über Anftitutionen , Pandecten, Lehenrecht, 
Proceß-Theorie, Deutſches Privat, Recht und mehr 
rere Provinzial-Rechte zu abfolviren. Aus dieſem 
erbärmlichen Zuftande ſchließe man, 0b ein neues 
Civil⸗Geſetzbuch nicht ein dringendes Bedürfniß fey. 


Sollte aber diefe Neform, fragt der Ver— 
Faffer 2.) gerade duch Einführung des Code 
Napoleon gefshehen müſſen; follte nicht eine 
DeutſcheReform der Civil⸗Geſetzgebung mög» 
ich feyn ? Möglich , antwortete ev, wenn es nur 
auf Materialien und wiſſentſchaftliche Eultur ans 
fommt, woran wir unfern Nachbarn weit überle: 
gen find, aber unmöglich, wern man alle übris 
gen Berhältniffe uad foigente Gründe in Betrach— 
fung zieht. A 


Erftens, die den Deutfchen Fürften eigene B e, 
dächtlhichke it und Schonung alter Berhäftniffe, 
alter Gewohnheiten und ftatutarifcher Rechte, die 
bis zur Webertreibung oder wohl gar in eine Vers 
jweiflung ausarten, mit Erhaltung wohl erw 
worbener Rechte cine Örund-Reformation der 

Gejege vorzunehmen. Der zweyte Grund hiegt 
| M 2 
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in dem grenzenfofen Streben nah Vollkom— 
menheit, welches uns Deutfche, befonders bey der 
großen Anzahl und Rivalität, oft auch bey dem 
Neide und Antereffe der Gelehrten und Critifer, 
‚vor anderen Nationen auszeichner *). Dazu ges 
ſellet ſich drittens der Werteifer der Regie, 
rungen felbft, etwas Driginelles ju liefern, der, 
wenn es nicht gelingen will, von blinden Vereh— 
vern der alten Geſetzbücher angefacht, anflatt ein 
anderes, neueres Gefegbuch aufzunehmen, es das 
hin bringt, das alte Unwefen fortdauern zu lafs 
fen. Doch einen Grund bierhet die Schwierigkeit 
der Organifationeiner Geſetz Commiſ— 
fion, oder einer einftimmigen Annahme eines Ras 
sional-Öefebuches von der Rheinischen Bundesvers 
fammlung an, Die Aufnahme des Code Na- 
poleon empfehlen, wie der Verfaſſer felbft fort 
fährt, nebjt dem Beyſpiele anderer Neihe und 
dem inneren Werthe, mehrere äußere Vorthei— 
le, als: die Kürze und Berfländlichfeit , die Dem 
Verkehre ſo gedeihliche Gleichförmigkeit des Rechts 


*) Friedrich Wilhelm J. in Preußen, als ihm wegen 
einer Verordnung uͤber die Muͤhlſteine viele Vorſtel⸗ 
fungen zufamen, referibirte endlich; Sch habe der 
Mühlfeine fo fatt, als ob ich fie mir Loͤf— 
felnigegeffen hätte. Unferen Gefeggebern, fagt 
der Verfaſſer, geht es mit den Critiken und Antieris 
tifen der Geſetzentwuͤrfe wohl nicht beffer, wenn fie 
taran fatt befommen, 
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der benahbarreu Länder, bie zu erwartende ge 
meinfchaftliche, wiffenfchafzlihe Vervollkommnung 
des gemeinf&aftlichen Geſetzbuches, und der Des 
fig eines Geſetzbuches in der Mutterfprache, in die 
das Franzöſiſche Geſetzbuch leicht officiel überſetzt 
werden kann. Dazu komme ſchlüßlich noch die 
Betrachtung, daß die verſchiedenen Verhältniſſe 
gleichzeitiger, cultivirter Staaten ben weiten nicht 
den Einfiuß auf die Civil » Öefeggebung haben, den 
ſich viele einbildenz dag dem Franzöſiſchen Geſetz⸗ 
buche ebenfalls das Nüömifche oder vielmehr das 
gefchriebene Bernunferecht zum Orunde liege, und 
Daß den Deherrfchern immer vorbehalten bleibe, 
einige Öegenftände nach dem Sintereffe und den eis 
genthümlichen Berhältniffen ihree Länder zu bes 
ftimmen, (Die legte Betrachtung ift unwiderfprechr 
lich die wichtigfte, auf Die es bier anfommt. Und 
wenn man erwäget, Daß das Franzöfifche Gefegs 
buch in fehr vielen Öegenftänden mit den äußeren 
und inneren politifchen Berhältniffen diefes Reichs, 
mit feiner politifhen Berwaltung und Gerichts» 
verfaffung , Dem Religions » Syfteme , den eige 
nen Rechts-Inſtituten, Sitten und Gewohnheie 
ten der Einwohner in engem Zufammenhange fies 
be, und daß durch Hinweglaffung des Unanwends 
baren und vielfältige Movdificationen des auf ans 
dere Länder Anmendbaren norhwendig die Einheit 
de6 Ganzen verloren gehe; fo bleibt es immer eis 
ne große Wohlchar für einen Staat, fein einhei- 
mifches Geſetzbuch zu befigen), 
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XIV. Ueber das Ebniglich + Weftphält, 
fhe Decret , die Leibeigenſchaft und quts- 
herrlichen Mechte betreffend vom 23. Sänner 
1808, mit feinee Quelle (dem kaiſerlich⸗Fran⸗ 
zoͤſiſchen Decrere über den Unterfchied zwiſchen 
Rentes foncieres und Reutes feodales) Yer- 


glichen. 


Der Derus der Pauerugliter zu einem Guts— 
herrn ift, wie Der Verfäaſſer fehr gut bemerkt, 
nur eine Form, fein Capital für eine Nente anzu— 
legen, Die ein großee Gutsherr wählt, der in 
geldarmen Zeiten und in einem Earg bevßfferten 
Lande weder Käufer, noch Pächter finden würde, 
und fein Vermögen durch Hingabe der Güter an 
Landbauern gegen eine auf den Gütern felbft radi- 
eirte Mente, als Surrogat eines Pachtfchillings, 
nutzbar anlegt. Eine gewaltthätige Abfchaffung die 
fer Rente wäre ein Fingriff in das Eigenthum des 
Öutsheren, welches einem Stande zugewendet wer- 
den wollte, der noch fange nicht den Grad der Sul, 
tur befigf, welcher nochmwendig tft, um einen Staat 
Durch einen großen Verkehr blühend zu machen. 
Auf diefer Rente beruht auh das Finanz- Wefen 
vieler Staaten fowohl in Anfehung der Abgaben, 
als auch in Anfehung der Domainen, der milden 
Stiftungen und Communiräten. Aber der Guts— 
Nexus erzeugte viele Abarten, deren Aufhebung die 
Gerechtigkeit, Billigkeit und Politik verlange. 
Diejen Forderungen leifter das oben angeführre. 
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Deeret (wenn man es mit der in den Deurfchen 
Defterreihifhen Staaten ſchon lange befiehenden 
Einrichtung vergleicht) in einigen Stücken, wie 
durch Herſtellung der perfdrlichen Freyheit der Baus 
een, Durch Einführung der Abldfung der Gutsge⸗ 
rehrfamen mittelſt gütlicher Uebereinkunft, oder 
rach einem noch zu beſtimmenden Maßſtabe Ge 
nüge, in andern Stücken wieder nicht; indem der 
Bauer ohne Einwilligung des Herrn das Grund, 
ſtück weder veräußern, noch vertauſchen, noch mit 
einer Dienftbarkeit oder Hypothek befchweren Darf, 
und die Abldfung der MaturalsCeiftung der Diens 
fte zu verlangen, nicht berechtiget ift. Wieder in 
andern Stücken geht e8 zu weit; 3. B. daß alle uns 
gemefenen Dienite fowohl in Nückjicht der perfünlis 
chen Freyheit, als der Real⸗Laſten, (nicht in ges 
ſetzlich beſtimmte, oder in gemeffene verändert) ons 
dern gänzlich und als eine Folge der Leiveigenfchaft 
abgeſchafft, und alle Sterbtaren (Mortuarium) 
ohne Erfag aufgehoben werden. Einen ben dieſer 
Gelegenheit von dem Deren Hofrath Gönner ges 
machten Borfihlag kann ich nicht unberührt laſſen; 
nahmlih, daß, um Eintracht zwifchen Gutsherrn 
und Bauern zu Defdrdern, welche durch wechſel— 
weife Gefälligfeiten fehr gewinnt, dem £ünftigen 
‚ Herfommen und der Verjährung unter bey 
den auf ewige Zeiten alle Wirkung fowohl poffejjo- 
riſch, als petitorifch vom Geſetze entzogen werden 


ſoll. | 


I N 


200 — 


XV. Geiſt der * * rreichiſchen 
Strafgeſetzgebung. Schluß.“ 


„Das Driainelle, welches die Oeſterreichiſche 
„Strafgefeßgebung vor allen. übrigen auszeichnet, 
sit, wie Derr Hofrach Gönner fagt, die Trem 
„nung der Polizey-Vergehen von Eriminals Vers 
7,brechen, und die Auffıffung der erften in einem eis 
„genen Straf » Goder, der neben dem Criminal⸗ 
„Codex als zwenter Theil des allgemeinen Strafs 
„geſetzbuchs erſchien. Eerſt durch einen ſolchen Co, 
‚‚der gewinur die Polizey Feſtigkeit und den hohen 
„Grad von Achtung, ohne welchen fie ihren exrhas 
„benen Zweck im Staare nicht erreicht. Gehr rich» 
„tig wird gleich im Anfang bemerkt, daß bey ſchwe—⸗ 
„ren Yolizeys Dergeben die Unwiſſegnheit nie 
„mahls entfehuldige, weil fie insgeſammt Handluns 
‚gen oder Unterlaffungen find, melde jeder ale 
‚unerlaubte von felbit erfennen Fann, oder mo Der 
„Uebertreter Die befondere Berordrung, welche 
zrübertreien wurde, nach feinem Stande, feinem 
„Gerwerbe, feiner Befchäftigung oder nach feinen 
„‚Berbältniffen zu wiffen verpflichrer it. Hand⸗ 
‚lungen, in einer zufälligen Trunfenheit 
verübt, wenn fie ſonſt Verbrechen find, werden 
„als ſchwere Polizey»Uebertretungen beitraft. Strafs 
„bare Handlungen ver Kinder find bis zum vol, 


) S. Ul. B. diefer jaͤhrl. Verträge ©. 231. u. ſ. 
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„lendeten zehnten Jahre bloß der hüusfichen 
„Züchtigung überlaſſen; vom eingehenden eilften 
„Jahre hingegen bis zum vollendeten vierzehn, 
„ten Sabre aber auf gleiche Urt nur als ſchwere 
„Polizey-Uebertretungen angeſehen; alle Mahl 
„werden diefe Sträflinge im Arrefte von den übri— 
‚gen getrennt, und durch eine ihren Kräften ans 
‚‚gemeffene Arbeit beſchäftigt, fo wie auch ein 
„weckmäßiger Unterricht des Seelſorgers oder 
„Catecheten damit verbunden iſt.“ 


Mach Diefem Eingange liefert der Hr. Hof 
rath ein DBerzeichnig Fer in dem Defterreichifchen 
Strafgefege enthaltenen ſchweren Polizey » Weder- 
fretungen und Der darauf verhängten Grafen. 
Nur ben fehs Stellen führt er einen Zweifel oder 
einige Furze Erinnerungen an, welche aber von 
dem Herrn Bice-Präfidenten von Gonnenfels, als 
dem DBerfaffer de3 Entwurfs über die fchweren Po: 
lieg» Hebertrefungen , in den vaterländiſchen 
Blättern für den Oeſterreichiſchen Kai, 
ſerſtaat N. 2. und 3. Jahrg. 1809 erörtert 
und beantwortet worden ſind. 


Am Schluſſe dieſes Verzeichniſſes fahrt der 
Hr. Hofrath fort: „Kaum bedarf es einer Er—⸗ 
„wähnung, wie vollſtändig dieſes Verzeichniß der 
„wichtigeren Polizey-Vergehen, wie richtig und 
„ſharf die Grenze zwiſchen Criminal» und Polizey⸗ 
Bebertretungen (doch unter Vorbechalt der in mans 
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‚ben Vergehen noch zu weit ausgebihnten Sphä— 
„re des Sriminellen) gejogen, und wie zweckmä— 
Big. die Strafen nach dem eigenthlimfichen Geiz 
site der züchtigenden, d.h. die Befferung 
und Abſchreckung bejwecenden, Polizey (po- 
„‚lice correctionelle) gewählt feyn. Sn diefem 
„Geiſte find alle Strafen auf eine kurze Straf— 
zeit beſtimmt, wo dieſe nicht zureiht, äußere 
„Verſchärfungen zugefügt, und Überall ift auf Er⸗ 
‚‚baltung des Wohlftandes der Familien fo viel 
„Rücficht genommen, als der Zwed der Poli⸗ 
„zey⸗Strafen fordert, und die Würde des Geſe— 
„tzes erlaubt.’ 


XVI Oeſterreichiſcher Poligey - Straf; 
Cover. 


Hier finder man diefen oder vollftündig ab» 
gedruckt mit folgendem Eingange. „Gewiß ver 
‚dient diefes Meifterwerk neben dem Eriminal,Co, 
‚der genauer noch) gefanat zu werden, als’ der vor, 
„hergehende Aufſatz in deſſen Geiſte Darftellte. 
„Kein Staat hat etwas ähnliches aufzuweiſen, 
„und ſelbſt Hr. Feuerbach bekennt, daß ein Cri— 
„minaliſt dem Entwurfe zu dieſem Theile des) Ge— 
„ſetzbuches durchaus nicht gewachſen jey, fondern 
‚hierzu ein Mann erfordert werde, Der auch) im 
„der Theorie der Poligey» Wiffenfchaft bewandert 
„ſey. Freylich kann nur derjenige im: Geſetzee⸗ 
„bungsfache mit Gedeihen arbeiten, der neben bre 
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‚trockenen Kurieprudenz auch Die Staatöwiffen- 
—5— in ſeiner Gewalt hat.“ 


XVII. Don Mißheyrathen nach) dem Gei— 
ſte der Rheiniſchen Confoͤderation. 


Das Reſultat dieſes Aufſatzes iſt: „daß alles, 
„was durch Reichsgeſetze oder Reichsherkommen 
„über Mißheyrathen und Ehen zur linken Hand 
„im vormahligen Deutſchen Reiche beſtimmt war, 
‚mach erloſchener Reichs verfaſſung in Anſehung der 
„mediatiſtrten Fürſten und Grafen für kraftlos, 
„nicht bloß in Anſehung künftiger Ehen, ſondern 
„ſogar in Anſehung derjenigen Ehen, welche vor 
„der neuen Umſtaltung geſchloſſen wurden, ſo fern 
„ſich Succeſſions⸗Fälle erſt nach der Mediatiſtrung 
„ereignen. Denn ſie hören nun auf Mißheyrathen 
‚ra ſeyn, Die hieraus erzeugten Kinder find ſuc— 
„ceſſionsfähig, und es leidet feinen Wivderfpruch, 
„daß die Berechtigung zur Succeffion nah den Ger 
„ſetzen und Eigenfchaften der Zeit beurtheilt wer 
‚pen muß, wo fih der Succeffions , Fall ergibt, 
„Was aber die vormahligen Rechtsunmittelbaren, 
„die ſich zur vollen Souveränität emporſchwangen, 
„betrifft, ſo würde der Schluß übereilt ſeyn: daß 
„dasjenige, was die Deutſchen Staats geſetze für 
„eine andere Verfaſſung, für andere politiſche Um— 
„gebungen, und für halbſouveräne Fürſten ver— 
ordneten, auch noch im Zuſtande der Souveré—⸗ 


N 
‚tät fortdauernd ſey, und ſchon für ſich verbins 
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‚De. Man fönne aber nicht bezweifeln, daß jeber 
„neuſouveräner Regent die Macht habe, durch 
in Familiengeſetz die Berhäftniffe der Mitglieder 
‚‚feines Haufes in Anfehung der Ehen zu beftiim- 
‚‚men , und daß der Gegenftand im Ganzen erft 
„in jedem fouveränen Negenten » Haufe durch ein 
„Familiengeſetz eine Norm erhalten könne, woran 
„es ihm gegenwärtig ganz mangelt, welche daher 
„dringendes Bedürfniß iſt.“ 


XVIII. Ueber den Geiſt des Napoleo— 
niſchen Handelsgeſetzbuches vom Oberhofge— 
gerichts-Aſſeſſor und Profeſſor Dr. Eh. Er 
hard. 


Enthält einen Abdruck der Einleitung des 
Hrn, Profeſſors Erhard zu feiner Deutſchen Ue—⸗ 
berſetzung dieſes Geſetzbuchs, aus welcher ich im 
vorigen Bande dieſer Zeitſchrift einige merkwürdige 
Stellen ausgehoben habe, die ſich auch auf den 
folgenden Aufſatz: 


XIX. Ueber die Handelsbuͤcher nach den 


Eigenheiten des Napoleoniſchen Handelsgeſetz 
buches, beziehen. 


XX. Mivscellen, (vorzüglich die Einfüh— 
rung des Code Napoleon in Warſchau und 
Weſtphalen betreffend). 
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XXI Catharinens I, Kaiſerinn von 
Rußland, nftruction für die zur DVerfertis 
gung des Entwurfs zu einem neuen Gefegbu- 
che verordnete Commiſſion. 


Diefe, fhon in dem Sahre 1770 duch Den 
Druck allgemein befanne gewordene, Inſtrauction 
enthielt fehe viele aus den Werfen der damahligen 
berühmteren Philoſophen und Politiker, vorzüglich 
aus dem esprit des loix entlehnte, rhapſodiſch 
zuſammen geſtellte, glänzende, theils wahre, theils 
falſche Maximen, deren hier mehrere ausgeho⸗ 
ben ſind. 


XXU Familien » Statut des Framzoͤſi⸗ 
ſchen kaiſerlichen Haufes vom 30. März 18<6. 


XXIII. Königltd-Baprifhe Verordnung, 
das Verbrechen des Wilddiebſtahls betreffend, 
vom 9. Auguſt 1806. 


Die Verocdnung hat drey, in 27 96. auf⸗ 
geloͤſte, Haupttheile: A.) Bon den Rechten der 
Örunobefiger gegen Jagdberechtigte; B.) Pflich⸗ 
ten Der Uterthanen gegen Die Jagdberechtigten 
und Strafung der Uebertretung derſelben; C.) 
Pflichten der Forſtbeamten und Jäger bey Betretung 
einzs Wilddiebes. Herr Gonner rügt in ſeinen An— 
merkurgen viele Mängel dieſer Derordrung. 1.) 
Mangel an Simplicität, wodurch ſich auch in Au—⸗ 
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fehung der Wilddiebereyen das Preußifche Landrecht 
(Th. II. Tit. XX. $. 1145.) und das Defterreir 
chiſche Strafgefeß (I. $. 144) auszeichnen. 2.) 
Die Härte, wodurch jeder Wilodiebftahl, fogar 
die bloße Betretung mit Jagdgewehr, als ein 
Berbrechen, und zwar hauptfählich aus dem 
Grunde erklärt wird, weil felber als Neig ‚Mittel 
und DBeranlaffung zu vielen andern Mifferhaten 
der allgemeinen Dednung und rechtlichen Sicherheit 
im Staate höchft gefährlich fey. Aus diefem runs 
de würden wohl auch Trunfenheit, Spiel, Un 
zucht, Nachtſchwärmerey u. d. gl. in der Zahl ver 
Verbrechen aufzunehmen feyn. 3). Die übertriebes 
ne Stenge und die verfehlte Abjiufung Der Stra⸗ 
fen. Wer ein Wild gefangen hat, foll mit 1—3 
monathlichem Gefängniß, wer ein Wild mit einem 
Jagdgewehr auch nur anſchießt, mit 1—3 jährl- 
ger, jene, die zur Berübung des Wildfchiegens, 
obgfeich nur für einen oder den andern Fall, in 
Berbindung mit Schießgewehren ausgegangen find, 
follen mit 3—5 jähriger, und wer den Zägern, 
Förftern u. ſ. w. auch nur gedroht hat, mit 12— 
16 jähriger Zuhthausftrafe belegte werden. 4.) 
Die Rückſicht auf den Stand und Character des 
Uebertreters, vermöge  welder eine angefefjene 
oder in Staatsdienſten angeitelite Perfon fich von 
der Sriminal » Strafe mit 10-—ı00 Gulden loe⸗ 
Fauft, während eine andere zur Zuchthausftrafe 
von 3 Monatben bis auf 3 Jahre verurtheilt 
wird. 5.) Die Aufforderung zur Angabe eines 
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Wilddiebes durch eine Belohnung von 100 Guls 
den (welche aber vom Finanz Departement mittelft 
einer erläuferenden Berordnung vom 28. Decem- 
ber 1807, fehr eingefchränft worben ift). 6.) Die 
bedenkliche Beweiſesart dieſes fo ſchwer verpönten 
Verbrechens durch die eidliche Ausſage eines eimi— 
gen Zeugen, eines verpflichteten Jägers oder Forft- 
beamten, Sehr empfehlungswürdig ift die Bemers 
fung, daß wenn die Ders ‚ Polizen genauere Aufs 
fiht auf den Lebenewandel und bie Nahrungsmwer 
‚ge der Finwohner führen, Menfchen, an welchen. 
Hang zur Lieverlichkeit und zum Müßiagang beob» 
achtet wird, zu Arbeiten anhalten, die Verdächti— 
gen mit Hausunterfuhungen, ob fie Schießge 
wehre haben, oder in den zur Jagd günfligen Zeir 
ten zu Haufe find, unvermuthet überrafchen, (und 
die Geelforger, anſtatt oft. felbft das böfe Beyſpiel 
ju geben, von dem Wilddiebſtahl und feinen ge» 
fährlichen Folgen die Öemeindeglieder Durch Frafte 
volle Ermahnung abhalten) würden, man Diefem 
Hebel menfchlicher und Eräftiger, ald Durch Übers 
ſpannte Strafgefege einbelt hun EFünnte, 


XXIV. Roͤnigl. Weftphälifhe Verord—⸗ 
nung vom 6. Hornung 1808, die Jagd und 
den Jagdfrevel betreffend, (ſticht gegen die vors 
hergehende fehr ab, indem der Jagdfrevel nur pos 
figeymäßig mit 20 — 40 Franken, und erjt zum 
dritten Mehl mit Anhaltung in dem Arbeitshauſe 
Durch drey Monache befiraft wird.) 
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XXV. Circular» Schreibeu des proviſori⸗ 
fchen Miniſters an die Präfidenten der verfchie, 
denen Tribunale im Roͤnigreiche Weftphafen, 
vom 23. Jauar 1808 , wodnrch derfelbe mehrere 
Schwierigkeiten, denen die Einführung des Eodex 
Mapoleon unterworfen ift, aufzuklären verſucht; 
hauptſächlich über die bey gewiffen Rechtsgeſchäſ— 
fen vorgefchriebenen Förmlichkeiten, über Die 
Heirathsverträge, den Familienrath, die Hypothe— 
Een Bücher und Succefjionen, Bey legteren erinz 
nert Hofrath Gönner insbefondere, daß er in Ans 
fehung der Fideieommiſſe es meder mit dem Rechte 
noch mit der Billigkeit vereinbaren könne, daß 
ben ihrer allgemeinen gefeglichen Auflöſung nur 
dem lebenden oder nächftfolgenten Befiger Darauf 
ein Recht zugeftanden, ihm aber das Fideicom« 
miß-Gut ohne Rückſicht cuf bie mitberechtigten 
Familienglieder und chne deren Eatſchädigung als 
ein frenes Eigenthum überfaffen werden fol. 


XXVI, Critif dee Römifchen Sheorte 
über die Eigenthumsflage gegen vritte Bes 
fißer, mit einem Vorſchlage zur Geſetzgebung. 


Mit Recht beftreiter der Berfaffer die Theorie des 
Römischen Rechts, welche die alten Deutfhen Rechts⸗ 
regeln: Hand muß Hand wahren, und: 
wo manfeinen Ölauben verloren hat, 
da muß man ihn wieder fuchen, ver 
drängte, und dem Eigenthlimer Die Zurückforde⸗ 
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rung der Sache auch gegen jeden vedlichen Ber 
figer, und zwar obne alle Entfhädigung, 
eingeräumt hat. Er macht danı Vorſchläge, wels 
che mit den Derordnungen des Preußifchen Lands 
rechts (Th. 1, Tit. XV. $. 17 — 32) und des Artikels 
2280 des Franzoöſiſchen Rechts übereinftimmen. (An 
unferer Monarchie ward für die Handelsftadt Trieft 
Diejes Necht des Eigenthümers ſchon vor längerer 
Zeit eingeschränkt, und in dem Entwurfe des neuen 
Bürgerlichen Geſetzbuches it man fu der Einſchrän⸗ 
fung noch weiter gegangen.) 


XAÄVI Findet gegen den dritten vedlis 
chen Befiger einer auf jeden Inhaber lauten. 
den Schuldurfunde von Seite des wahren Ei 
genthuͤmers eine Vindication Statt? 


Der Verfaſſer vertheidiger gegen Gl f (Merks 
würdige Rechtsfälle B. III. M. 38. ©. 132) die 
verneinende Meinung, vorzüglich aus ver Bes 
trachtung, weil man hier auf Die Perſon des Gläu— 
bigers Feine Nückficht nehmen, der vedliche Erwers 
ber bey dem (unbekannten) Eigenthümer Feine Ent 
ſchädigung einhohlen, und fih vor Schaden nicht 
bewahren kann; wo Dagegen dem Kigenthlimer eis 
nes ſolchen Schuldbriefes, wenn er fein Eigenthum 
ficher ſtellen will, andere Mittel zu Gebothe ſtehen, 
allenfalls fih darauf als Eigenthümer zu 
nennen, und duch dieſe Warnung jeden, der fie 
ohne feine Einwilligung an fid bringen wollte, im 

IV. Dany. O 
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voraus zu einem unreblihen Beſitzer zu machen. 
Unterläßt er diefe Borficht, fo trete Die Negelein: 
Damnum, quod quis culpa sua sentit, sen- 
tire non videtur. 


XXVIII. Beweis, daß in Lehen nur die 
reine Eineal- Folge auch unter Seitenvermands 
ten, obne Beymifhung eines Vorzugs, nad) 
der Nähe des Grades Statt finde. 


XXIX. Ueber die Einführung des Na 
poleonifhen Civil⸗Geſetzbuchs in den Staaten 
der Rheiniſchen Confoͤderation. Nachtrag 
zu Kill. 


Der Derfoffer führt Seidenftüders 
(Finleitung in den Coder N: polon, Tübingen 
1808) größten Theil mit den feinigen "übereins 
ftimmende , Gründe an, und ſchließt mit. der Meiz 
nung, daß man in den Mheinifchen Bundesftaaten 
diefen Codex als gemeines Recht, wie er ift, 
underändert und ohne Umarbeirung, 
annehmen, und die Modificarionen, welche als 
lenfalls (2) Local» Berbältniffe und Rheiniſche 
Rechts-Inſtitute erfordern, in einzelnen, wenis 
gen (?) befonderen Öejegen bifanıt machen * 
S. oben N. XIII. 

* % 
F | 

Der Etaat£dienft aus dem Geſichtspunc⸗ 
te des Rechts und. ver Pational» Decononite 
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betrachtet, nebſt der Hauptlandes » Prag - 
matik über die Dienjtverhältniffe der Staats - 
Diener im SKösigreihe Bayern, mit erläus 
ternden Anmerkungen von N. Th. Gönner. 
Landehut. 1808. 


SH hoffe, meinen Lefern einen angenehmen 
Dienft zu erweifen, wenn ich den Inhalt Diefer 
tvefflihen Schrift über einen wichtigen Gegenftand 
ber Gefeggebung in einem gedrängten Auszuge be- 
kannt mache. Sie befteht außer der Einleitung aus 
zwey Theilen , wovon der erite den Grund und die 
Natur der Staatsdienfie, der zweyte das Nechtes 
verhältniß derfelben darſtellet. Der erfte Theil 6% 
ginnt mit dem Begriffe und der Eintheifung der 
Staatsdienſte. Staatsdienft iſt jede Arbeit für den 
Staat , welche der Unterthan leifter. Sie find zus 
vörderſt in Rückſicht auf die Art der Arbeit gemeis 
ne oder techniſche. Die wichtigfte Claͤſſe derfelden 
find Staatsämter. Ein Staatsamt iſt der Auftrag 
eines Regenten, in feinem Nahmen die, zur Staates 
verwaltung innerhalb einer befiimmten Sphäre 
nochwendigen, Handlungen vorzunehmen. Wer eis 
nen Auftrag hat, ift Staatsbeamter. Hiernach ift 
1.) der Negent nicht der erfte Staatsbeamte; wohl 
aber gehören 2.) Kicchendiener, 3) Hofdiener und 
4.) gemeine Staatsdiener unter Die Staatsbeams 
ten, fofern fie einen Auftrag obiger Arc befisen. 
Alle Sraatsbeamte find Staatsdiener, aber es gibt 
Staarsdiener ohne Staatsamt. Dahin gehören 
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1.) die an die Perfon des Regenten gebundenen, 
außer dem Hof» Mimbus ftehenden Diener; 2.) je⸗ 
ne, deren Dienste im Ganzen dem Staate noch» 
wendig find, aber doch nar einzelnen Bürgern ges 
leiftet zu werden ſcheinen; 3.) jene, welche in des 
Staats Dienjte, jedoch ohne beftimmte Staats, Sunce 
tion , genommen werden; nicht aber 4 )folche, die 
einen bloßen Titel ohne Dienft haben; endlich 5.) 
Diejenigen , deren Geiftes , Producte ihrer Natur 
nach dem Staate wichtig, aber ohne einen beitimms 
ten Pas in dem Staats: Mechanismus find, deren 
Produetion fih der Staat durch ihre Aufnahme in 
den Staatsdienſt verfichern will, weil fie a), ver» 
glichen mit den phyſiſchen Produeten, nicht den gleich 
firheren Abfag gewähren, b) Feinen leicht beſtimm⸗ 
baren Preis haben, c) an denjenigen , welche fie 
bedürfen, nicht fiber Abnehmer finden, und d) 
nicht vom höheren Kapital oder Fleiße, fondern 
vom Genie abhängen. Gtaatsdienfte find ferner in 
Nückficht auf ihre Dauer im Staate weſentliche, 
zufällige oder vorübergehende; in Rückſicht der 
Zeit der Hebertragung anein Subject auf unbeſtimm⸗ 

te oder beftimmte Zeit, und im legten Yalle auf 
lebenslang oder auf eine andere befchränfte Zeit 
verliehene; in Nückficht des übertragenden Subjec» 
te6 unmittelbare oder mittelbare; endlih in Rück, 
fiht ihres Dbjectes Directe oder indirecte Staates 
dienfte. Straatsdienfie find nach ciner doppelten 
Beziehung zu berrachten ; in Nückficht auf den Res 
gierungsbedarf, und in Beziehung auf die Erwerbs⸗ 
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quellen oder auf Finan⸗Wiſſenſe aft und Nationals 
Deconomie. Staatsdiemtealler Urt find ein Staates 
bedürfniß , welches auf den vereinigten Staates 
kräften haftet , und aus diefen von dem Megenten 
eben fo unabhängig von der Einwilligung der Uns 
terthanen befriediget „werden darf, wie das Be 
dürfniß an Steuern. Staatshienfte ftehen daher zu 
vörderſt unter den Geſetzen der Finanz Wiffenfhafe, 
Die vorzüglichften diefer Geſetze find folgende: 1.) 
Jedes Staatsbedürfniß ift radicirt auf alle, 
im Staate vereisigte, Kräfte 2) Jedes Staats» 
bedürfnig muß vollfommen, ſchnell um 
mit Beobachtung der rechtlichen Gleihheit 
befriediget werden. 3.) Die Auswahl der Mictel 
hierzu gebührt dem Negenten. 4.) Die rechtliche 
Öleichheit wird entweder duch Den Neihevienft, 
oder Durch das Los, oder durch Die Compenfation, 
oder durch Entfchädigung hergeftellet. 5.) Es ift 
jebesmahl jener Theil der Kräfte in Nequifition 
zu feßen, welcher das beſondere Bedürfnig am 
vollfommenften und ſchnelleſten befriedigt. 6.) Der 
Fond der gemeinen Staatsdienfte find Daher uns 
mittelbar die Kräfte aller, der technifchen hinges 
gen die Kräfte derjenigen, welche fie feiften Eins 
nen, 7.) Es ſteht dem Staate frey, die technifchen 
Dienſte fih duch Kauf, oder Mierhe, oder durch 
Zwang gegen Eofa zu verfchaffen. 8.) Das 
Weſen der Steuern befteht darin, das Ausgleis 
chungsmittel zur Herftellung der rechtlichen Gleiche 
heit zu ſeyn. Staatsdienfte find daher aus dem 
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Standorte der Finanz⸗ Wiffenfchaft eine Staats, 
verbindlichfeit aller Untertyanen. Eben diefes muß 
alfo auch von jener Arc derfelben gelten, ‚welche 
man Staatsämter nennt. Es beweiſet Dagegen 1.) 
nichts, daß Staateämter heufiges Tages nur von 
Öelehrten verfehen werden können; weil fonft bey— 
nahe Feine Urt von Staatsdienft allgemeine Staats, 
verbindlichfeit wäre, und weil die fpeciellen Staats— 
Fonds nur Theile des allgemeinen find. Auch Das ift 
2.) Fein haltbarer Gegengrund, daß Die Unterthas 
nen duch Entrichtung der Steuern von perfönlichen 
Dienften fren werden, weil diefer Grund nad) dem 
Weſen der Steuern falfch ift. Daß 3.) das Staats, 
bevürfnig an Dienften ohne diefe DBerbindlichfeit 
befriediget werden könne, ift nicht allgemein wahr, 
Auch fhlecht find 4.) erzwungene Staatsdienfte eben 
fo wenig mit Nothwendigkeit, als freywillige noth— 
wendig gutfind. Man fagt 5.) vergebens, der Colli⸗ 
ſions-Fall, in welchem Staatsamt als Staatsver— 
bindlichfeit erfcheine, fey viel zu felten, um ald Kegel 
zu gelten, weil die BerbindlichFfeitaus gar Feiner Col: 
fifion fliegt. Dem Deſpotismus ift 6.) Das Princip 
nicht günftig, weiles Öegenvorftellungen nicht aus» 
und Earfhädigung einfchließt. Es ift wahr, daß 
7.) Ausbildung zum GStaatsdienfte nicht erzmuns, 
gen werden kann; allein es bedarf auch des Zwan⸗ 
ges hierzu nicht, um taugliche Subjecte zu finden, 
Aus dem endlich 8.), daß der Negent nicht verbuns 
den fen, nur Staatsbürger zu Aemtern zu rufen, 
folgt offenbae nicht, daß ihnen, wenn er fieruft, 
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die allgemeine Derbindlichkeie nicht obliege, bie 
Aemter zu übernehmen, 


Wenn nun Ötaafödienfte auf einer Staatövers 
Bindlichfeit ruben, fo bedürfen fie zu ihrem runde 
nicht nur feines Vertrages, fondern fie können fich 
in der Regel nicht einmahl auf denfelben ſtützen, 
fondern nur als ein einjetriger , und doch vollfom- 
men verbindlicher Yuftrag Dee Regenten betrachtet 
werden. Denn außerdem märe alle Entlaffung, 
ſelbſt mie Bejoldung, alle Berfegung auf ein anderes 
Amt, alle Berwandlung der Befoldung, alle neue 
Aemter; Drganifirung rechtlich unmöglich, und Der 
Staatsdiener müßte den Zufall, welcher fein Amt 
erlöfchen machte, tragen. Die übereinffimmende 
Willenserklärung des Negenten und des Uebernehr 
mers eines Amtes beweiſet keinen Dertrag, weil 
die Erklärung des erften ein Defebl ift, und die 
Erflärung des zweyten nicht von feinem freyen Wil: 
len abhängt, es auch faljch iſt, daß der Beamte 
gegen den Staat ein Recht auf den Dienſt felbft 
erhalte. Und wenn das Suchen und Gemähren 
zwifchen Negenten und Unterthanen immer einen 
Vertrag ausmachte, wie viele Verträge müßten 
in der Staateverwaltung aufgeftellet werden! Als 
lerdings vuhet aber das Staatsamt, zu welchem 
ein Ausländer gelanget, auf einem Bertrage, jer 
doch, in Rückſicht der Folgen, 1.) nur bey jenem, 
welcher gerufen wird, 2.) fo lang er nicht anf ſein 
Geſuch zu einem anderen Amte Überfeget wird, 
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ohne daf jedoch 3.) eine bloße Befoldungsvermehs 
rung oder 4.) Die Kanzlenform eines Anftellungss 
Deeretes hierin etwas Ändert. Die Berfchiedenheiz 
fen 5.) zwifchen berufenen Ausändern und andes 
ren Staatsbeamten werden daher in Rückſicht auf 
den Örund ihres Amtes darin beftehen, daß erſte— 
ren Fein anderes Amt gegen ihren Willen übertras 
gen, und daß ihnen auf alle Fälle Die ganze Beſol— 
dung, mit Ausnahme den auf das Dienft- Decorum 
fich beziehenden Theiles derfelben, bloß nah Maß⸗ 
abe ihres Vertrages gelaffen werben muß, wenn 
fie auch) vom Dienſte Difpenfirt werden, welches ſich 
ben den übrigen Staatsbeamten anders verhält. In 
Rückſicht 6.) aller im Vertrage nie beftimmten 
Puncte, e8 gelte Laften oder DBortheile, find bende 
Arten von Staatsbeamten gleich zu halten. 


Aus dem finanziellen Gefihtepunete gebühret 
dem Dienftleiftenden fofore Entſchädigung in Der 
foldung oder Sporteln, fobald er eine, feinen Uns 
theil überftergende, Verbindlichkeit erfüllt, jedoch 
fo, daf dieſe Firfchädigung fih nur bey gemeinen 
Dienften auf den Lebeneunterhalt beſchränken darf, 
nicht aber ben techniſchen, welche allenthalben eis 
ne, dem Kunſt-Capitale proporfionirte, Rente eins 
bringen. Das gerechte Verhältniß der Befoldung 
and gegenmwärtigem Standorte ift daher, daß dem 
Staats diener erfegt werde, was ihm wie immer 
durch Deu Staatsdienft im Durchfchnirte entgeht. 
An dieſer Rückſicht erfifcht aller Anfpruch auf Bes 
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ſoldung mit dem Dienfte, außer der Diener erlit— 
te in dem Dienfte eine fortwirkende Befchädigung. 
Der gerechte Maßſtab der Befoldung ift daher Die 
Mente, welche ein Stactsdienft in Privats Berhäfts 
niffen im Durchſchnitte einbringen würde. Es iſt 
alfo zu fehen: 1.) auf das Anduftrie- Capital an 
Geiſtes anlagen und Bildung; 2.) auf die Wich— 
tigkeit und das befondere, inden Diener zu fegende, 
Bertrauen; 3.) auf die mit dem Dienfte verbun- 
dene Gefahr und Verantwortlichkeit; 4.) auf die 
Mühe; 5.) auf den Aufwand bey dem Dienfte; 
6.) auf den Unterhalt einer. Familie, wenn die 
Diener nicht gefesmäßig ehelos find. Die befte 
Urt der Befoldung wird jene ſeyn, melche im 
Gelde nach dem Gerreidepreife bezahle wird, und 
wovon ein Theil vom Dienftfleige abhängt. 


Jeder Stantediener muß einen Nahrungs, 
ftand haben, d. i, eine Erwerböquelle, welche feine 
Subfiftenz fortdauernd ſichert. Daher muß Der 
Staatsdienft fo oft in Rückſicht auf Nationals 
Deeonomie einen unmiderruflihen Mahrungsftand 

begründen, als der Bürger durch die Uebernahme 
eines Staatsdienftes einen anderen unmwiderruflis 
hen Nahrungsftand verliert , indem er fonft den, 
in finanzieller Nückficht als nothwendig erfannten, 
vollen Erfag fir das nicht befüme, was ihm. Durch 
den Dienft entgeht. 3) Gemeine Staarsdienite bes 
gründen daher in der Regel Eeinen ſolchen Nahs 
rungsftand, ausgenommen der Pürger verliert im 


218 


demfelben die Fähigkeit zu allem Erwerbe, oder 
der Staat gibt den gemeinen Dienft als Nahrungs» 
ftand, b) Dienfte durch Geiftesarbeiten, fo weit 
fie von einem anderen Nahrungeftande abhalten ; 
c) Dienfte durch Gewerbsarbeiten, in wie fern fie 
den Nahrungsftand jidren, endlich d) Dienfte der 
Gelehrten ohne Staats » Function , wegen ihrer bes 
fonderen Natur in Nückjicht des Abfages , begrüns 
den einen Nahrungsftand. Doch iſt in alien Fällen 
der Ruf des Staates zum Dienftie eine DBedins 
gung diefer Begründung. Keinen Nahrungsftand 
begründen; 1.) Dienfte ohne Befoidung ; 2.) die 
ihrer Natur nach zeitlich find; 3.) welche durch die 
Staatsverfaffung für widerruflich erklärt find; 
4.) gemeine Dienfte in der Negel; 53.) wenn bey 
der Uebernohme eines Dienftes vie Fünftige Erlö— 
ſchung desfelben vor Augen liegt. Eigenes Vermö— 
gen des Gtaatsdieners , oder wohl gar die Bes 
trachtung, Daß er von gemeiner Arbeit leben , oder 
eine andere Fünftlicye noch erlernen Eann, bewir— 
fen Feine Ausnahme, Darum , daß Staatetienfte 
einen Nahrungsftand begrlinden, hören fie aber 
1.) nicht auf, eine Staatsverbindlichkeit zu feyn. 
Sie thun erfieres aus dem Geſichtspuncte der 
Staats wirthſchaft in Beziehung auf das Recht des 
Unterthans; fie find letzteres in Beziehung auf 
das Necht des Regenten aus dem Standorte der 
Finanz Wifjenfihaft. Sie ruhen aber au) 2.) deß—⸗ 
wegen auf feinem Bertrage; denn ed gibt auch in 
der gegenwärtigen Beziehung Feine erſt vertrags» 
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mäßig zu beftimmende Wilfführ. Dennoch entfteht 
3.) durch Staatsdienfte, in fo fern fie einen Nah— 
rungsftand begründen, ein unwiderrufliches Recht, 
weil diefes ſchon aus der Natur der Sache fließt. 
Allein die Befoldung erfcheinet 4.) aus dem ger 
genwärtigen Standorte aus zwey Theilen zufams 
men gefeßt, wovon der eine Rente des Kunft- Car 
pitals iff, worauf der Nahrungsftand beruher, 
der andere hingegen den Erſatz des Durch die wirk— 
fihe Dienftleiftung entftehenden Verluſtes aus, 
macht. Das Recht auf den jweyten Theil erlifcht 
Daher mit der wirklichen Dienftleiftung ; das Recht 
auf den erften hingegen ift fortdauernd. Staats; 
dienfte als Nahrungsitand begründen 5.) Dem 
echte nach Penfionen der Witwen und Waifen, 
welche 6.) an fich a) feine Gnade find; b) ven 
Mahrungsftand des Staatsvieners, nicht aber Die 
Dürftigfeit feiner Zamilie, zum Maßftabe haben ; 
c) fich bey ven. Rindern rechtlich nach ihrer Zahl 
richten; d) Feine Nücffiht auf das eigene Ver—⸗ 
mögen vertragen; e) bey der Witwe lebenslang, 
bey den Kinvern bis zur Fähigkeit, fich felbft zu 
erhalten, dauern; und f) wegfallen, wenn der 
Staatödiener freywillig oder zuc Strafe aus dem 
Dienfte kommt. 


Der zweyte Theil des Werkes entwickelt dag 
Rechts verhältniß der Staatsdienfte erſtlich in An— 
ſehung ihrer Erwerbung und Verleihung; zwey⸗ 
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tens in Rückſicht des Beſtehens dieſes Verhältniſſes 
drittens in Rückſicht feiner Etlöſchung. 


Die Ermerbung eines Staatsdienftes feßt eir 


nen Act des Regenten voraus, welcher jedoch auch 


ein mittelbarer oder indirecter feyn Fann. Der 
Megent iſt verpflichter, einen Würdigen, d. I, 
welcher alle nöthigen Eigenfchaften befist (nicht 
aber den Wirdigften) zu berufen. Das Mittel dar 
ju iſt Prüfung im weiteften Sinne, d. i. jede 
Unterfuchung der Tüchtigkeit. Hat ein Adfpirant 
fchon Proben feiner Würdigfeit gegeben, fo find 
Diefe Proben zu unterfuchen ; im enfgegengefegten 
Falle ift Prüfung im ſtrengen Sinne durch eine 
Prüfungs-Commiffion nöthig. Unter den Würdis 
gen gebühree Inländern vor Ausländern der Bor 
zug. Anwartfchaften find nur in der Ausnahme zu 
billigen; weßwegen der NRegierungsn achfolger in 
‘der Regel dem Erpectanten weder zur DBerleihung 
des Staatsamtes, noch zur Entfchädigung verbuns 
den ift. 


Aus einem bereits übertragenen Staatsamte 
hat I.) der Staat gegen bie Gtaatsdiener A) fo 
weit fie Unterthanen find 1.) im Allgemeinen a) 
das Recht auf Treue, b) auf Gehorfam gegen 
Die allgemeinen Landesgefege, fo weit Diefelben 
nicht in Beziehung auf die Staarsdiener etwas ber 
fonderes verordnen. 2,) Ansbefondere find Staate- 


Diener 3) zu Den NealsCaften, b) zu den Verfos 
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nal»Laften, a) in Geld im Allgemeinen verbunden; 
aber eine Befoldungsftener iſt nicht zu billigen. 
b) Perfönlihe Dienftleiftungen liegen ihnen, außer 
Dorhfällen, nicht ob. c) Die Freyheit der Fami— 
fie von Staatslaften fliege nicht aus der Natur 
des Staats dienſtes. 


Die Rechte des Staates gegen Staatsdiener 
B) als ſolche ſind allgemeine, welche aus dem Geſetze 
der Zweckmäßigkeit zur Beſtreitung des Staats⸗ 
bedürfniſſes an Dienſten fließen, oder bejondere, 
Dahin gehört 1.) das Recht auf Dienſteid und 
Caution: 2.) auf neue DOrganifation der Aemter; 
3.) auf DOberauffiche und fortwährende Prüfung ; 
4) auf Excheifung von Amts-Inſtructionen, wel⸗ 
cheder Diener unabhängig von feiner Privars Uebers 
jeugung dergeftalt befolgen muß, Daß, wenn ‘Bors 
frellungen nicht helfen, und er fein Amt deßwegen 
niederlegt, das Recht auf Beſoldung fogar als 
Nahrungeſtand erliſcht; 5.) auf Subordiration; 
6.) auf Erfag des widerrechtlich im Dienſte anges 
richteten Schadens; 7.) auf Beſtrafung — | 
Dienfivergehen. 


II. Der Staatsdiener hat A) als Staats, 
bürher 1.) im Allgemeinen alle Rechte der übrigen 
mn weiche mit feinem Gtaatsdienfte 
verträglich find. 2.) Ansbefondere a) das Recht 
auf beliebige Verehligung; b) zur Berreibung eis 
nes bürgerlichen Gewerbes; jedoch nur fo weis 
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beydes der Staatsdienft verträgt. B) Als Staats, 
Diener hat er 1.) in Rückſicht der Dienftleiftung 
das Recht auf die Mittel zum Dienfte. Daher ift 
er a) bey dem Gebrauche diefer Mittel weder ge⸗ 
gen Untergebene einer beſonderen Ligitimation zu 
denſelben bedürftig, noch gegen den Staat verants 
wortlich , wenn man fie ihm verfage hat. Daher 
gebühret ihm b) das Rech— auf Gchorfam und öf— 
fentlichen Ölauben bey den Unterg:benen; c) auf 
Unverlegbarkeit bey feinen Amtehandlungen, fo 
Daß a) eine Beleidigung, welche unfer Privaten 
nicht Elagbar wäre, hier ſtrafbar feyn, und b) 
der Beamte wegen derfelben nicht auf die Inju— 
rien s Klage verwiefen werten kann; d) auf Ders 
tretung des GStaatee wegen Amtehandfungen; e) 
auf Schadloshaltung wegen Beſchädigungen; die 
er Durch feinen Dienft, wenn gleich zufällig, lei— 
det; f) auf Auszeichnung; g) auf Nang und Tis 
tel. 2.) An Rückſicht auf die mit dem Dienjte vers 
bundenen Bortheile bat der Staatsdiener das Recht 
a) auf unverkürzten Genuß der Befoldung in der 
Qualität, Duantirät und Zeit; b) unter Bor» 
ausfegung einer erhaltenen Zufiherung auch auf 
Borrücung und Berforgung der Kinder; e) auf 
Erfüllung des Dertrages, wo einer zum Grunde 
liegt. » 


Der Staatsvienft wird geendiget als Nahe 
rungsftand und DBerbindlichfeit; 1.) durch Endis 
gung des. Geſchäftes oder Ablauf der Zeit; 2.) 
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durch den Tod des Staatsdienerd, jedoch kann ex 
in diefem Falle für Witwe und Waifen ale Mohr 
rungsſtand fortdauern; 3.) Durch mechfelfeitiges 
Einverflärdriß; 4.) Durch das Aufhören dee Zwe⸗ 
ckes eines Dienſtes, jedoch unbeſchadet des allen» 
falls durch denſelben begründeten Nahrungsſtan— 
Des; 5.) Unfähigkeit endet den Dienſt als Laſt uns‘ 
bedingt, aber als Nahrungeftand nur damahle, 
‚wenn fie aus Berfchulden des Dieners, niche aber 
wenn fie durch den Dienft, oder durch Zufall, 
Alter oder Krankheit entſteht. 6.) Unerlaubte 
Handlungen, und die wegen Dderfelben erfolgende 
Entfesung endiget den Dienft ale Nahrungeftand, 
felbft für die Angehörigen, welche der Armenpfles 
‘ge heimfallen. 7.) Refignation, ale freywillige 
Miederlegung eines Staarsdienftes, endiget denfels 
ben in jedem Betrachte, wenn fie der Staat an- 
nimmt; gegen den Willen des Staates iſt fie in 
Beziehung aufdie Natur einer Staatslaft unwirk: 
fam. Hiervon macht es Feine Ausnahme a.) wenn 
der Staatsdiener ein Ausländer; b.) nach feiner 
Meinung unfähig iſt; oder c.) behauptet, daß ein 
Befehl gegen jein Öewiffen laufe; oder d.) es 
ihm der Staat an den rörhigen Dienftmirteln ge⸗ 
brechen läßt; oder e.) Die Deolsung zurückbleibt; 
oder f.) wenn er fi der im Allgemeinen etwa bes 
fiehenden Auswanderungsbefugniß bedienen will. 


8.) Die Entlaſſung eines Staatsdieners, d. i. 
‚jene Handlung, wodurch einem Staatsdiener fein 
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bisheriges Amt ohne Beweis einer den Dienfiver- 
luſt nach ſich ziehende Urſache wider ſeinen Willen 
abgenommen wird, ſteht dem Regenten in ſo fern 
zu, ale der. Dienft eine Staatöverbinpdlichfeit iſt. 
Die Wirkungen der Entloffung finds 1.) Aufhören 
der Dienftpflicht ohne Abbruch der Unterchonsvers 
bindlichkeit; ja von erfterer dauert 2.) die Bewah⸗ 
rung der Amtsgeheimniſſe fort. 3.) Auszeichnung, 
Hang und Titel fallen der Strenge nah hinweg, 
fo wie 4.) die Befoldung, fo weit fie Erſatz des 
Aufwandes ift, weicher durch die wirflihe Dienſt⸗ 
feiftung verurfacht wird; hingegen dauert fie fort, 
in fo fern fie in der Rente des Kunſt Capitals bes 
ſteht, oder durch Vertrag zugefihert wurde. 5.) 
Das Recht, von dem Entlaffenen Dienfte zu fors 
dern, dauert fort. 6.) So weit Dieß nicht ge⸗ 
ſchieht, Darf der Entlaffene * bürgerliche Ge⸗ 
werbe treiben. | 

Das Gegentheil des behaupteten Entlaſſungs⸗ 
rechtes des Regenten fließt a) nicht aus dem Ans 
ftellungsvertrage , weil dieſer in der Negel eine 
Ervichtung iſt; b)auch nicht aus einer angeblichen 
Reciprocität der Nechte in Nückficht auf Reſigna⸗ 
tion, weil es falſch ift, daß dem Beamten ein 
Recht auf den Dienft felbft zuftehe. Auch nicht c) 
aus dem Schaden durch die Enrlaffung für die Eh» 
te und Die weitere ER weil die Rede 
von einer (ehrenvolien) Entlaffung, nicht von eis 
ner Entfegung if, eine zufällige Volksmeinung 
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Fein Princip des Rechts abgeben kann, und auf 
Beförderung Fein beſtimmtes Recht fih denken 
füge. Endlich auch nicht d) der ſchädliche Einfluß 
der Entlaffung auf den Staat, ‚da fie den Muth 
der Diener niederfihlagen fol. Denn wie fol fie 
daß, fo. weit der Much nicht ſchädlicher Trog feyn 
fol, wenn Ehre und Beſoldung bleibt, und nur 
die Laft abgenommen wird; 


* * 
* 


Das Oeſterreichiſche Criminab⸗Recht nad 
feinen Gruͤnden und feinem Geiſte, dar—⸗ 
geſtellt von Sebaſtian Jenull, Doctor 
und Profeſſor des Oeſterreichiſchen Cri⸗ 


minal » und Private-Rechts zu Gräß. 
1. Th. Grätz, 1809. | 


In bieſem zweyten Bande, welcher den beſon⸗ 
deren Theil, d. i,, die einzelnen Verbrechen und 
deren Beſtrafung vom 6, bis zum 28. Hauptſtück 
in fi) faßt, fährt der H. Verfaſſer fort, durch 
Begründung des vorgedruckten Tertes der einzel, 
nen Abſätze, durch eine präcife Erläuterung derfelden, 
und durch Ableitung fruchtbarer Folgerungen den 


Sinn und Geiſt des Oeſterreichiſchen Criminal⸗Rechts 
darzuſtellen. 


Die Haupt ⸗Momente, nach welchen jedes 


; Berbrechen abgehandelt wird, find; a) Das 


4 


IV. Band, 9» 
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Uebel, Deffen Berwirflihung durch den böſen 
Dorfar befchloffen, b) der Anhalt der Hands 
lung , durch welche dad Derbrechen begangen, 
und c) der Gegenftand, gegen welchen fie 
gerichtet wird. Weit entfernt von dem anmaßlis 
chen Tone jener Commentatoren , die mit Ueberhü— 
pfung der ſchwierigen Stellen durch eine weitläufige , 
wäſſerige Erklärung deffen, was niemanden un= 
verftändfich ift, die Lefer alles Denkens überheben 
zu wollen verheißen, gibt das vorliegende Werk 
vielmehr eine foftematifche Anleitung, wie man 
Durch aufmerkfames, gründliches und nachforſchen— 
des Studium in den vollftändigen Einn des Ge 
feges eindriagen fol; auf welchem Wege der Ber 
faffer feine Lefee und Schüler ficher zu teefffichen 
Richtern und Nachgebern bilden wird, Eine aus 
führlihe Anzeige des Werkes liefert die, in den 
Annalen der Litteratur und Kunſt in dem Defter 
reihifchen Kaiferchume im September sund Dctor 
ber: Monarhe d. 3, enthaltene, Recenſion eines 
Mannes, der fih ſelbſt als einen tiefen Forſcher 
des Strafgefesbuhes zu erkennen gibt. 


* * 
* 


Das natuͤrliche oͤffentliche Recht nach den 


Lehrfäsen des Freyherrn von Martini 
vom Staatsrechte, mit beftändiger Ruͤck⸗ 
fiht auf das natürliche Privat» Recht 
des 5 k. Hofraths, Franz Edlen von 
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zeiller , von D. Zrans Egger, Brofeflor 
des Matur s und Criminal⸗Rechtes. I. 
B. Wien, 1809. 


Dieſe, bereitd in den eben angeführten Uns 
nalen vom Monathe Julius d. J. gewürdigte, 
Schrift hat in mehrfacher Hinſicht einen Anſpruch 
auf die Erwähnung in dieſer Zeitſchrift. Sie dient 
niche nur zu. Anleitung und Vorbereitung zu einem 
gründlichen Studium der pofiriven Geſetzgebung, 
fondern füllt auch mehrere Lürfen verfelben aus, 
und fest den Rechtsgelehrten in den Stand, über 
manche Rechtsfragen feine Meinung zu geben, vie 
er in ben Geſetzen entweder gar nicht, oder doch 
nur unvollſtäudig beantworte findet. Dahin ae 
hört 3. D. die Lehre von Privilegien, vom Rechts» 
verhältniffe dee Fremden, von dem Rechte des Res 
genten über die Staatsdiener, vorzägfich in Hins 
ficht auf ihre Entlaſſung, von Vertheilung ver 
Kriegslaften u. d. a. Das natürliche öffentliche 
Recht foll die Frage beantworten, in wie fern die 
pofitive Geſetzgebung das nasücliche Privat» Neche 
modifieiren , erweitern, einſchränken, oder abäns - 
dern dürfe und folle. Dadurch liefert es die Grund— 
jüge zu einer allgemeinen Theorie der pofifiven Ges 
fege, und legt die Örundfefte zur Strafgefeggebung. 
In den neueren Syſtemen und Lehrbüchern feit 
Kant über das öffentlihe Recht, welche ih gewöhn— 
fich mehr mit der Frage, was die Staaten für 
eine Vrrfaſſung haben füllen, als mit dem, was 
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in ben beitchenden Verfaffungen Nechtens fenn foll, 
befhäftigen, werden die erwähnten Rechtsgegen— 
fände entweder gar nicht, oder nur oberflächlich 
berührt. Ich will auch hier nicht darüber ſtreiten, 
ob einige diefer Öegenftände nicht vielmehr in eine 
Propädevti£ zur Gefegwoiffenfchaft gehören. Al 
Jein fo lang es den Univerfitäten an einer ſolchen 
Dorbereitungswiffenfchaft zur poſitiven Rechts lehre 
mangelt, kann es doch nicht fromm-, , daß bie 
Rechtsſchüler von folchen Nechtsgegenfiänden feine 
Kenntniß erhalten, und daher in der Folge, da 
die pofifiven Geſetze wenig oder gar nichts dabon 
erwähnen, auch nicht Rath zu fohaffen wiſſen. 
Darin haben Die älteren Lehrer des dffentlichen 
Rechts, nahmentlich Mar tini, deſſen Lehrbuch der 
Herr Verfaſſer erläutert, einen Vorzug, der Durch 
Lie angezeigte Sihrift in fo fern fehr vermehre 
wird, daß Herr Profeffor Egger in das Lehrbuch) 
Überhaupt und fo auch in Die Behandlung ber ers 
wähnten Oegenftände mehr Ordnung gebracht, fie 
fefter begründet, deutlicher entwickelt, und mit 
vielen neuen, fehr fruchtbaren Bemerkungen bes 
reichert hat; wefwegen feine Schrift aud) den Ge— 
ſchäftsmännern als eine fehr nügliche Nachlefe cms 
pfohlen zu werden verdient. 


= * 
* 


Die Lehre von der Vertretung, bearbeitet 
nach den Grundfägen des Roͤmiſchen 


229 


Rechts und der in den & k. Erbflaaten 
beftehenden Gefege, von Dr. Theodor von 
Patruban, Hof und Gerichts Advocaten, 
außerordentlihem Profeſſor an der Unis 
verfität zu Wien. Wien, 1809. 


Die nähfte DBeranlaffung zu dieſer Abhands 
fung gab die am 7. Detober 1808 kund gemachte 
höchfte Verordnung, „daß zur Befeitigung der aus 
„em Mißbrauche des $. 60. der allgemeinen Ger 
„richts ordnung vom J. 1781 entffandenen Juſtiz— 
„Verzsögerungen, derſelbe in fo fern außer Kraft 
„geſetzt werden folle, Daß nicht mur in Zus 
„kunft durch den Streit über die Bertretungsver 
„‚bindlich£eit, der wider den Vertretungswerber aus 
„geführte Haupt⸗Proceß nicht gebemiet, fon 
„dern diefe höchfte Berordnung auch auf die über 
„die Bertrefungsverbindlichkeie anhängigen Proceffe, 
jedoch mit der Befhränfung angewender werden 
solle , daß den Bertretungswerbern Über die von 
„ihrem Gegner angefuhte Reaſſumirung des Bers 
„fahrens in der Hauptfache hierüber meuerlich die er⸗ 
„ſten gefegmäßigen Friſten ertheilt werden follen, 
Der Here Berfaffer handele zuerit Eurz und gründ— 
lich theils nah dem Nömifchen, theils nach dem 
vaterländiſchen Nechte von dem Begriffe, Zwecke, 
Grunde und den Bedingungen der Vertretung, dann 
von Der Wirkung ver erhobenen oder unterlaffenen 
Bertretungsklage, Die nächſte Wirkung des Anfu— 
hens um Vertretung war nach dem $. So der 
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Joſephiniſchen G.D,, daß der Haupt » Procrf in 
fo weir gehemmt wurde, als der Vertretungswer—⸗ 
ber auf Berreibung feines Gegners darzuthun ver⸗ 
mochte, daß er die Dertretungsfache der Ordnung 
nach eingeleiter habe, und gehörig fortfege, Der 
Grund der vom Geſetze bewilligten Hemmung 
war, mie der DBerfaffer richtig bemerkt, weil der 
Vertretungéwerber erft die von dem Vertretungs⸗ 
leifter an Hand zu gebenden Bertheidigungemittel 
abwarten müffe, womit ec ſich wider den Gegner 
in der Hauptſache mit voller Wirkſamkeit ſchützen 
fünne. Da aber die Parteyen undihre Sahmalter 
dDiefe Bewilligung immer mehr mißbrauchten, durch 
muthwillig angefuchte oder berfagte Bertreturgen 
die Streitigfeiten zu vervielfältigen und zu verzö—⸗ 
gern; ſo verordnete ſchon die im G. 1796 für 
Theft, Galizien, und feit dem 3. 1807 au für 
Oſt⸗Galizien verbindliche Gerichtsorbnung 6. 51, 
daß der Streit über die Vertretungsleiftung im 
feinem Salle den Haupt-Procef hem— 
men foll; und biefe Vorſchrift ward, ohne erfi 
die Kundmachung der allgemeinen neuen Gerichts, 
ordnung abjumarten, auf alle übrigen Provinzen, 
und zwar ſelbſt auf die noch anhängigen Fälle, je 
doch mit einer billigen Befchranktunge-Elaufel, aus» 
gebehnt. Die Anordnung iſt in Rückſicht aller 
Theilnehmer gerecht, und dem Laufe ver Ge 
rechtigkeit argemeffen. Denn ber Dritte, welcher 
in dem Haupt, Proceffe ein Recht anfpricht, kann 
durch das Vorgeben feines Gegners, daß er einen 
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Andern um die Vertretung angehen müſſe, in 
Verfolgung feines Rechtes nicht verhindert wers 
den. In außerordentlihen Fällen, wo die Unmög⸗ 
lichkeit, die Bercheidigungsmittel herbey zu fehaffen, 
dargethan wird, iſt ohnehin nah der Gerichts⸗ 
ordnung eine angemeffene Friſterweiterung nicht 
zu verfagen. Der Bertretungswerber hat 
Durch das Anſuchen der Vertretung feiner Pflicht, 
um fich Das Necht der Schadloshaltung gegen den 
verpflichteten Vertretungsleiſter ſicher zu ſtellen, 
Genüge geleiſtet. Letzt er er aber muß ſich, wenn 
er die Vertheidigungsmittel an Hand zu geben 
unterläßt, den Nacheheil der Schadloshaltung felbf 
beymeſſen. Diefe Betrachtung, fo wie die Einwürfe, 
Die felber entgegen geftellt werden Finnen, hat der 
H. Berfaffer Elärer auseinander gefeßt, und Die 
legteren ganz befriedigend beantwortet, Er bes 
baupter auch fowohl aus-natürlichen Gründen, als 
aus den Nömifchen Gefegen, meines Erachtens 
mit Necht, daß das unterlaffeneinfuhen 
um Vertretung in dem Falle, wo das Necht des 
Evincenten offenbar iſt, den Berluft der Schads 
loshaltungen icht nach fich ziehe, Ueberhaupt ſcheint 
die natürliche, rechtliche Folge des unterlaſſenen 
Vertretungsanſuchens nur darin zu beſtehen, daß 
der verpflichtete Vertretungsleiſter dem berechtig- 
ten Bertretungswerber , wenn er um die Schad⸗ 
loshaltung belangt wird, alles einwenden Eönne, 
was er im Falle der angefuchten Vertretung dem 
Dritten einzuwenden im Stande geweſen wäre, 


232 
ira 

Dolftändige Sammlung der Wechfelgefege 
aller Länder und Handelspläße in Europa. 
ach alphabetifher Ordnung von Joh. 
Michael Edlen v. Zimmerl, wirkl. E. E 
Nathe nnd Meferenten bey dem N. De. 
Mercantilzund Wechfelgerichte, Danr Bey» 
fißer der Hofr Commiffton in Gefeßfachen. 
1, B. 1, Abth. Wien, 1809. 


Kaum irgend eine Art fremder Geſetze verdient 
in einem Staate ſo ſehr gekannt zu werden, als 
die Handels geſetze und die Wech ſelge feße ind» 
befondere. Die Wechſelordnungen ftellen gewoöhn— 
lich den gerechten und biliigen Grundſatz auf, daß 
außerhafb Landes vorgenommene Wechfelaefchäfte 
nach den Öefegen des Ortes, mo fie verhandelt 
worden, zu beursheilen feyn, und jeder Staat, der 
den Handel&verfehr mit Auswärtigen zu erhalten 
und zu befördern wünfcht, muß fich angelegen ſeyn 
laffen, feine Handels, und Wechfelgefhäfte mit 
jenen der fremden Gtaaten in Webereinftin» 
mung zu bringen. Die Kenntniß der leßteren ift 
olio jedem Handelemanne und feinen Gehülfen, 
jenen, Die die Rechtsgeſchäfte derfelben zunächſt 
zu beforgen haben, wie den Senfalen und? Wehr 
ſel⸗Notaren, ferner den Richtern und Rechts— 
freunden , den Conſuln, Agenten und vorzüglich 
auch denen, welhe bey Abfaſſung neuer Öefegbüs 
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eher ihre Stimme zu geben haben, unentbehrlich, 
befonderd in dem jegigen Zeitalter, wo beynahe 
alle Staaten mit der Neform ihrer Geſetze beichäfs 
tiget find. Den Einzelnen mangelt es an Kräften 
und an Öelegenheit, die Wechfelorönungen vollfläns 
dig zu fammeln, und felbft das bisher nothdürſtig 
ftatt der Duellen benützte Handbuh, Siegels 
corpus juris cambialis mit Uhls Fortfegung, 
ift felten mehr zu bekommen. Es ift daher ein höchft 
nügliches Unternehmen eines Mannes, der fich feit 
ahızehn Jahren in feinem öffentlichen Amte mit 
. dem Handels » und Wechfelrechte befchäftiget, und 
der mit dem höchften Zutrauen, eine neue baterlänz 
diſche Wechfelorbnung zu verfaffen, beehrt worden 
ift, eine vollſtändige Sammlung der Xechfelgefege 
aller Fander und Handelepläge in Europa zu lies 
fern. Die vorliegende erfie Abtheilung des erfien 
Dandes enthält fowohl in der fremden Urfprace, 
als in der Deutfchen Heberfegung Die Wechfelgefege 
von: Altenburg, Amfterdam, Anhalt 
Edthen, Anſpach, Antwerpen, Augs— 
burg, Bayern, Dergamo, Bilbao um 
Bologna. Aber auch diejenigen Pläße, welche 
feine eigentliche Wechſelordnung befigen, fondern 
fich nach ver allgemeinen Wechfelgefegen Des Reichs, 
zu welchem fie gehören, oder nad) fremdem Wedh- 
felrechte, ganz oder mit einigen Abänderungen, 
richten, find unter den zufommlihen Schlagwör⸗ 
teen bemerkt; wie dahen, Alicante, Alto» 
na, Ancona, Urhangel, Baden, Bars 
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celona, Baſel. Das Werk ift dem, inzwifrhen 
verewigten, Staats»:Minifter, Grafen von Notten, 
ban, gewidmet. 


Handbuch für alle Eaiferlich » Eönigliche, ſtaͤn— 
difche und ftädtifche Beamte, deren Wit: 
wen und Waifen, oder Darfiellung aller 

ihnen durch die allerhoͤchſten Gefege vom 
J. 1740 bis 1806 zuftehenden Rechte und 


obliegenden Verbindlichkeiten. Von Koh: 


Georg Megerle von Müplfeld, k. E Gene: 


ral⸗Hoftax » Amts» Dfficie. V Theile, 


Wien 1809, 


Der Inhalt ver fünf Theile ift: 1.) Bon den 
"Erforderniffen zur Aufnahme in Faiferlich » Fünigs 


Iihe, ftändifche oder ſtädtiſche Dienſte. Bon dem 
Dienfteide und der Befoldung. 11.) Bon den allen 
dieſen Beamten während der Dienfljeit obliesenden 
Pflichten. IIL) Don dem Austritte aus dem wire 
fihen Amte, der Nefigration, Caſſation, Aubili- 
vung und Quiefeirung, der Penfion und Provifton 
ner Beamten , dann den Nechten und Berbindlich- 
tea ihrer Frauen und Kinder. IV.) Bon den auf 
die Beamten ſich begiehenden Taren. V.) Regiſter. 
Der vierte Theil enchäle zugleich Ergänzungen zu 
den vorigen Theilen, und der Sammler verſpricht 
von Zeit zu Zeit die neueren Verordnungen nach⸗ 


235 


zutragen. Die Brauchbarkeit des Werkes empfiehlt 
es von ſelbſt. 


* % 
—* 


Antonii Rosbiersky, C. R. appellationum 
tribunalis Leopoliensis consitiarii et 
praxis juridicae professoris publici, 
commeniarius theoretico - practicus in 
Pateniale tabulare die ‘4. Martii 1780 
in regris Galiciae et Lodomeriae publi- 
catum, cum appendiee de tabula regia 
Bucovinensi, tabula civica Leopoliensi, 
et libris fundalibus. Viennae, 1808. 


Der rolirdige Herr Berfaffer,, melher , nebft 
feinen häufigen Nechtsgefrhäften, fon durch meh⸗ 
vere Jahre unentgeltlich die practifche Rechte > 
gelehrrheit Öffenelich Tehree, erwirbt fich Durch dieſe 
Abhandlung ein neues Verdienſt um feine Mitbür— 
ger. Das urfprünglich nur in 18 $$. für Galizien 
im J. 1780 abgefaßte Landtafelgefeß iſt feit Diefer 
Zeit durch die Gerichtsordnung und Das bürgers 
fiche Geſetzbuch für Öalizien, dann durch viele ein⸗ 
jelne Geſetze und Hofe Decrete in mehreren Stücken 
erweitert, modificitt, und abgeändert worden, Alle 
diefe Zuſätze hat der Hr. Verfaſſer den $$. des 
Gejeges, welche ihm die zukommlichſten fehienen, 
eingereihet, und mit eigenen, aus der Theorie 
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und Praris gefchöpften, trefflichen Bemerkungen 
erläutert. Der große Nugen dieſes Commentars 
fowohl für die einzelnen Geſchäftsmünner, als 
auch zur DBerfaffung eines neuen fowohl an fih, 
als vorzüglich für Galizien fo wichtigen Landes» 
gefeßes geht daraus von felbfi hervor. Eine nähere 
Unzeige findet man in den Annalen der Literatur 
und Kunft des Defterreihifchen Kaiſerthums, Jahr⸗ 
gang 1809, Monat Junius. 


* * 
* 


Practiſche Darſtellung der in Oeſterreich unter 


der Ens für das Unterthansfach beſtehen— 
den Geſetze, von Ferdinand Edlen von 
Hauer, ka ED. De. Regierungs-Secre— 
tär. 11 B. 12. Aufl. von J. ©. Ritter 
von NRößler, Dr., k. k. Rath, Hofkam⸗ 
mer » Procurators » Adjuncten und N. De. 
Unterthans-Adoocaten. Wien, 1808. 


Diefe erften drey Bände haben, nach einer 


Einleitung über ine Entfiehung des Bandes der Un- 
terthänigkeit und der Begriffe von der Unterthä⸗ 
nig£eit und Geundherrfchaft, 1.) das Necht zu Na— 
turals Dienften, Frohe » und Waifendienften, IL.) das 
grundherrlihe Recht, Ubgaben zu fordern, II.) das 
Mechtder Dinglichen Gerichtedarkeit zum Gegenftans 
de; der vierte und legte Band bleibt den unmit— 
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telbar nußbringenden Nechten der Dorfobrigkeiten ; 
fo wie jenen der Bogt-Bergsund Zehentherren vor⸗ 
behalten. Die Anzeige der erften Ausgabe dieſes, 
den Geſchäftsmännern ſowohl im politifchen als 
Quftiz:Fache hoͤchſt nüglichen, Werkes fällt außer 
den Kreis meiner Zeitſchrift. Die neue Ausgabe 
eines Werkes, das feinem Inhalte nach) mannigfal- 
tigen DBeränderungen unterliegt, wird nun nach 
dem ju frühen Tode des erflen verdienten Samm— 
lers glücklicher Weife von einem Manne beſorgt, 
der fih fehon in feinen Augendjahren durch ein 
unermüdetes gründliched Studium der Rechts» und 
Staatswiffenfihaft , dann ald ein vortrefflicher 
Nechtsfreund, und nun ſchon feit mehreren Jahren 
in feinem gegenwärtigen Amte durch häufige, 
mühevofle Ausarbeitungen von mannigfaltiger Art, 
vorzüglich im Unterthansfache, ausgezeichnee hat. 
Diefer verdienfivolle Herr Herausgeber hat nicht 
nur Die, feit der erften Ausgabe vom J. 1800 
nachgefolgten, fehr zahlreichen Borfchriften, des 
ren viele ungedrucft und daher nicht allgemein bes 
kannt find, mit aller Sorgfalt geſammelt, und an 
den gehörigen Orten eingefchalter, fondern auch 
eine große Zahl älterer, und bey der erften Aus— 
gabe üiberfehener , Geſetze nachaetragen. Go wird 
gleich im Eingange des erften Bandes der Begriff 
von Unterchänigfeit, mit NRückficht auf die Berord- 
nung bom 28. Sept. 1795, richtiger beftimmt. 
So ift die Materie von der Frohnabldfung und 
den Beränderungsgebühren faft ganz umgearbeites, 
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und der Titel vom Abfahrtögelde mit wefentlichen 
Zufäßen vermehrt worden. Eine gleiche Nachhülfe 
erhalten im zweyten Bande die Erforderniffe 
zur Erwirfung der Gewähre, Süße und Präno— 
rirungen und Die rechtliche Wirkung derfelben, Im 
Dritten Bande ift der zweyte Titel von Unters 
fuchung und Beftrafung der Polizen » Heberfretuns 
gen nach dem neuen Strafgefege bearbeitet, und 
der dritte Titel mie den Verordnungen Über Die 
Schusporen,Einimpfung und mannigfaltige Net 
tungsanftalten bereichere worden. Der Herausgeber 
führe bey den meiften Gegenftänden auch die beſſe— 
ren Schriftſteller an. Vorzuglich aber verdient noch 
feine Einleitung ald ein Borbild empfohlen zu wer» 
den, daß man nach Einführung neuer Gefegbücher 
im Juſtiz⸗und politifchen Fache Bedacht nehmen müſ⸗ 
ſe, eine zweckmäßige Geſchichte als Einleitung in das 
Studium der Geſetzbücher auf eine ähnliche Art, 
wie es, beſonders ſeit Bach und Martini, in 
Abſicht auf das Römiſche Recht geſchehen iſt, zu 
verfaſſen. 


—⸗w„ 
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il. 


Nachrichten. 


Tor kurzem erfchienen bon dem allgemeinen 
bürgerlihen Geſetzbuche für Bayern 
drey Hefte, welche das: erfte und zweyte Buch, 
und bon dem dritten Buche ſieben Titel mit des 
8. Titels 1. Capitel und des 2. Capitels 1. und 
2. Abſchnitte in fi) faffen. Da weder ein Rund» 
machungs, Patent vorgebruckt, noch das Werf voll» 
endet ift, fo Fann man mie Grund fehließen, das 
es noch Feine verbindliche Kraft erhalten habe, 
und ich erlaube mir daher auch, nur eine kurze 
vorläufige Anzeige Man hat dieſem Gefegbuche 
den Eoder Napoleon nicht bloß zum Grunde gelegt, 
fondern ihm nebft der Zahl, und Drdnung der Dür 
cher und Eapitel größten Theils auch in feinen 
einzelnen Vorſchriften beybehalten. Eine genauere 
Vergleichung zeigt jedoch, daß man viele einzelne 
Borfchriften fehicklicher georönet, und deutlicher oder 
richtiger beftimmt, andere für die Berhältniffe des 
Königreichs Bayern anwendbar gemacht, und jer 
ned, was dort Feine Anwendung hat, hinweg ges 
laſſen, manche Gegenftände Durch eine voraus ges 
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ſchickte Ueberficht, oder durch Einfchaltung mangeln» 
der Erklärungen beleuchtet, endlich auch viele ers 


heblihe Zufäge und Abänderungen vorgenommen 
hat: 


Code Napoleon mit Zufäßen und Handels, 
gefegen, als Landrecht für das Großher— 
zogthum Baden. Carlsruhe, 1809. 


Bermdge der voranftehenden Kundmachung 
foll die verbindliche Kraft mit dem erfien Julius 
des laufenden Jahres ihren Anfang in allen den 
jenigen Stücfen annehmen, wo nicht in Bezug auf 
einen einzelnen Rechtsbetreff ein aw 
Deres ausdrücklich angegeben ift. 


Obſchon die Zahl und Ordnung der Artis 
£el des Franzdfifhen Driginals beybehalten if; 
fo haben nicht nur fehr viele derfelben beträchtliche 
Zufäse erhalten, fondern es find auch ganz neue 
Sapitel und Titel zur Ergänzung eingefchaltet 
worden. 


Durch ein Patent vom 15. September 1809 
hat der Fürſt- Primas des Mheinifchen Bundes den 
Sode Napoleon in den Primatifchen Ländern als 
Geſetzbuch eingeführt. Die Wirkfamkeit diefes Ger 
fegbuches fängt mit dem 1. May 1810 an. Die 
Deutſche Weberfegung, welche der Profeffor Erhard 
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in Leipzig herausgegeben, wird proviſoriſch vorge 
fchrieben, Doch follen für jeden Beftandcheil der 
Primatiſchen Lande, in Beziehung auf practifche 
Ausführung, befondere Erklärungen erlaffen wer, 
den, in fo weit es Die —— nothwendig 
erfordern. 


Die vor fünf Jahren errichtete Commiſſion 
zur Abfaſſung eines Geſetzbuches für das Ruſſiſche 
Reich, eine Commiſſion, Deren Unterhaltung jähr— 
lich die fo beträchtliche Summe ven 100,000 Ru— 
bein Eoftete, hat, da ihrebisherige Drganifation 
fowohl, als ihre Arbeiten ver Erwartung der Mes 
gierung nicht entfprochen zu haben fcheinen, eine 
gänzlich veränderte Organifation erhalten. Das 
kaiſerl. Neferipe vom 7. März 1809 an den Aus 
iz Minifter, Fürſten Lapahin, enchält darüber 
Folgendes: „Das Eonfeil der Geſetz⸗Commiſſion 
„wird aus den beyden jest dazu ernannten Genas 
„‚toren befiehen, und mit dem Monath Man Ddiefes 
„Jahrs fich in Thätigkeit fegen. Das Directorium 
„der Geſetz⸗Commiſſion befteht aus dem Fürften 
peter Wafıljewirfh Lapuchin und den beyden, 
„jetzt in demfelben fisenden, Mitgliedern; einer 
„von viefen, der wirkliche Staatsrath Speransky, 
„wird auch die Kanzley-Geſchäfte leiten. Simme- 
„liche Aurisconfulten bilden nmichrere Asrheiluns 
„gen. Alle Gegenſtände, Die in den Abtheilungen 
‚von den Jurisconfulten bearbeitee werben, wer; 
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„den im Direetorium in Nückficht tes Zufammen, 
„‚hanges des Ganzen mit einander verglichen, und 
‚‚selangen alsdann zur Nevifion an bas Eonfeil. 
„Die Ürbeiten der Geſetz⸗Commiſſion betreffen fols 
„gende Hauptgesenftände: 1.) Civil» Coder; 2.) 
„Seiminals Eoder; 3.) Commerz » Coder; 4.) vers 
„ſchiedene Theile dev Staatewirthfchaft und des 
‚„‚öffentlihen Rechts überhaupt , 5.) Nedaction der 
„Provinzial-Geſetze für die Klein-Ruſſiſchen und 
„acquirirten Pohlniſchen Gouvernements. *) 





9 S. I, B. dieſe Zeitſchrift, S. 244 u. f. 
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Verordnung vom 3. Decemb. 1808. 


Use die zwey Anfragen: 1.) wenn in ben, 
durch den 9. 221 des Gträfgefeges ansnahms⸗ 
weiſe beffimmeten Criminal s Gerichten zur Uns 
terfuhung zugewiefenen, Fällen das Geſtändniß des 
Verbrechers vor einem anderen Criminal 
Gerichte, welches wegen dringender Gefahr nach 
der Dorfchrife des 6, 236 das Verhör vorzuneh⸗ 
men bevechtiget war, abgelegt wird, ob Diefes Ges 
ftandniß zufolge der $$. 398 und 399 einen 
vehtlihen Beweis mache, wenn es gleich 
in der Folge vor dem zur Unterfuchung Des Ders 
brechens eigens beſtimmten Eriminal:Öerihtenicht 

beftätiget worden iſt; 
2.) 0b bey dem Derbrechen der Verfälſchung 
Öffentlicher Credits » Papiere, wenn bloß mit eis 
nigen vorbereiteten Werkzeugen der Druck 
und die Stempel, nicht aber auch das Papier nach—- 

Q2 
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gemacht worden ift, das Verbrechen nach dem $. 94. 
I. Th. des Strafgef. ald vollendet zu betrachten, 
und nach dem $. 96. mit dem Tode, oder als ein 
nicht ganz ausgeführter Berfuh mit Kerfer zu 
beftrafen fey,. erging unterm 3. Dec. 1808 Die 
höchfte Vorſchrift: 


1.) Daß ein vor was immer für einem ins 
fändifhen Criminal Öerichte abgeiegtes Geftänds 
nig über die eingeflandene That den rechtlichen 
Beweis herſtelle; 


2.) daß der Begriff Des ausgeführten Ber» 
brechens der Nachmachung der Banco: Zettel die 
Anwendung aller hierzu nöthigen Werkzeuge nicht 
fordere, fondern daß es zu dem im $. 94 bezeich» 
neten Verbrechen zufolge der 69. 92 und 93 genug 
fey, wern Banco » Zettel üserhaupe mit vorbereites 
sen Werkzeugen, ohne Rückſicht auf Die Gattung 
und Zahl der letzteren, nachgemacht werden, Nur 
fol es in Hinfiht der bloß mit Tinte und Feder 
nachgemachten DBanco Zettel bey Der ſchon befie, 
henden höchften Erklärung *) fein Bewenden haben. 


*) Verord. vom 25. Detob, 1805. ©. J. B. ber Zeit⸗ 
ſchrift ©. 147. 
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Verordnung vom 13. Februar 1809. 


| Der Sinn der 969. 119, 120 und des $. 5. 

J. Th. des Strafgefegb. ergebe fih aus ihrem 
vollftändigen Zufammenbange. Denn der $. 119 
beftrafe, außer dem unmittelbaren Mörder und 
dem Defteller, denjenigen Mirfchuldigen mit dem 
Tode, welcher unmittelbar bey der Vollziehung des 
Mordes felbft Hand angelegt, oder auf eine thä— 
tige Weife mitgewirke bat, Der $. 120 hingegen 
rede von entfernteren Theilnehmern, welche, obs 
ne unmittelbar bey Vollziehung des Mordes felbft 
Hand anzulegen, und auf eine thätige Weiſe mit 
zuwirken, auf eine andere, im $. 5 enthaltene 
° estferntere Art zur That beygerragen haben. i 


Verordnung vom 30. April 1809. 


Die Mitſchuldigen eines gemeinſchaftlichen 
Verbrechens haften nach dem bürgerlichen Nechte 
in Hinſicht auf die Criminal s Koften Alfe für Ei⸗ 
nen und Einer für Alle. Doch find davon die Ver⸗ 
pflegungsfoften, welche während der Unterfuchung 
für jeden insbefondere verwendee werden, um fo 
mehr auszunehmen , ald das Criminal s Öericht 
nach dem $. 312. I. Th., des Strafgef. Sorge 
zu tragen hat, daß ein mittellofer Berhafteter fi) 
durch eine, mit Dem Unterfuchungsgefängnifle ver 
einbarliche, Arbeic den Unterhalt verfhaffe. 


* 
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Durch ein allergnädigſtes Cabinets -Schrei—⸗ 
ben vom 11. März d. J. erhielten Seine Excellenz, 
dere M. W. Edler von Haan, Commandeur des 
königl. Ungarifchen St, Stephans » Ordens, k. £. 
wirklicher geheimer Nach, Oberſter Landrichter, 
und N. De. LandrechtssPräfident, zugleich das Präs 
fidium der E. & Hof » Commiffion in (Iuſtiz⸗) 
Gefegfachen an der Stelle des verewigten Staatds 
Minifters, Grafen von Rottenhan, deſſen (von 
dem würdigen Herrn Hofrathe von Pratobevera) 
mit ſtrenger Wahrheitsliebe ſtizzirte Biographie 
ih aus Den barerländifhen Blättern einrücken zu 
müſſen glaube *), | | | 


Der Staatsmann von großen Einfichten und 
Tugenden hat auf das danfbare Andenken feiner 
Mitbürger die höchften Anſprüche. Seine geraufchr 
lofen fegensvollen Schdpfungen dauern forf, wenn 
in dem Strome der Zeiten die Folgen mancher 
glänzenden, hochberühmten That längft verſchwun⸗ 
den find. Wir wollen in diefen Blättern einen uns 
vergeglichen Nahmen aufzeichnen, und unfern 
Wunſch ausdrücken, daß irgend ein geiftvoller Vereh⸗ 
ver des Berewigten fein voflendetes Bild uns aufbes 
wahre, zu dem wir nur ſchwache Züge mif ungez 
übter Dand anzudeufen vermochten, und moben 
uns viele wichtige Notizen aus feinem fentlichen 
- und Privatleben mangelten, 





*)N. XV, 1809. 
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Heinrich Franz Graf von Nottenhan , Her 
der Herrfchaften Nottenhaus, Eidlitz, Platten, 
Meofablis und Dielenz in Böhmen, Großkreuz des 
Fön. Ungarifchen St, Stephans⸗Orders, E. £. wirks 
licher geheimer Nath, Kämmerer, Staats » Minir 
ſter, Präſident der oberſten Auftiz Stelle, der Hofe 
Commiſſion in Oefesfachen, und der zur Abfaſſung 
der politifchen Gefesfammlung niedergefegten Hofr 
Commiſſion ꝛc., farb am 14. Yebruar 1809 in 
Wien. Er war den 14, Detober im Jahre 1737 
zu Bamberg geboren, und ein Sohn Aleranders 
Grafen Rottenhan, DOberfthofmeifters des Fürſt⸗ 
bifhofs von Bamberg und Würzburg. Sein Ge- 
ſchlecht gehört zu Den vorzüglichften in Franken, 
wo es noch in mehreren Mebenzweigen foridauert. 
Nach einer forgfältigen literarifchen Bildung und 
der Borbereitung für eine höhere Laufbahn, war 
er durch die Erwerbung feines Haufes in Bohr 
men dem Defterreichifchen Staate gewonnen, und 
begann im Jahre 1776, als Döhmifcher Guber⸗ 
‚ niab Mach, dem Bffentlichen Dienfte fih zu widmen. 
Schon in diefer Stufe bemächtigte fi Graf Nor 
tenhan Durch feine ausgezeichneten Eigenfchaften 
der Dffentlichen Achtung, und berechtigte zu Er— 
wartungen, Die in der Folgezeit fo ſchön in Er— 
füllung gingen. Er wurde von dem feharffichtigen 
Kenner des Verdienſtes, dem Kaiſer Joſeph II, 
zu den wichtigſten und ehrenvollſten Geſchäften 
verwendet, die nicht ſeinem beſchränkten Amte, 
ſondern feinem Geiſte und feinem Herzen anders 
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traut wurden. An jenen Drangfalen der allgemei- 
nen Moch der Einwohner Böhnens hatte Graf 
Nottenhan im Nahmen des tiefgerührten Fürſten 
große Summen unter die Unglücklihen ausgefpens 
det, und er eiferte dem hohen Borbilde der Wohls 
thätigfeit durch eigene Aufopferungen nad. Am 5. 
April 1782 wurde er Hofcach bey der Böhmiſchen 
Hoffanzley, am 24. Detober 1786 Präſident 
der Regierung in Defterreih ob der Ens und der 
ihre zugleich damahls untergeordneten Landrechte; 
endlib am 27. Januar 1791 wurde er von Leo⸗ 
pold II. zum oberſten Burggrafen und ubernials 
Nräfidenten in Böhmen ernannt, 


Wie groß und wohlthätig die Wirkfamkeit des 
aufgeflärten und mit liberalen Gefinnungen erfülls 
ten Landes» Chefs in einem Zeitraume, wo alle Meis 
nungen und Gemüther der Menfchen heftig bewegt 
und erfihlittert wurden , gewefen, welche Verdien⸗ 
fie und Bemühungen er um die Eultur, die Wiſ— 
fenfchaften und den National: Wohlftand von Bohr 
men gehabt habe, dieß Fann nur von einem ben» 
Eenden Zeitgenoſſen feiner Adminiſtration in jenem 
Lande würdig erzählt werden. 


Im Sabre 1792 Fam Graf Notrenhan als 
Kanzler der vereinigten Hofftelle nach Wien, und 
im Jahre 1796 trat er in das Minifterium, Hier 
Drängen: fih nun die Arbeiten und Bemühungen 
Des vortrefflichen Staatömannes viel und fehr, um 
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nach) dem Zwecke unferer Skizze auch nur berührt 
werden zu können. ’ 


| Die Ausbeute fo. vieler und fo merkwürdiger 
Erfahrung, die ſein geleiteter Geiſt jedoch ſtets 
beherrſchte, die freye Anſicht der Dinge und ihres 
Werthes, die Reſultate fortgeſetzter Studien und 
einer ſcharfſinaigen Beobachtung des Geiſtes der 
ir und der lebenden Menfchen waren die uners 
höpflihe Duelle, aus welcher Graf Rottenhan, 
Hai dem Öreifenalter nahe, mit flets verjüng⸗ 
ter Kraft feine tiefen und weiſen Nathfchläge für 
Das Glück, den Ruhm feines Vaterlandes und ſei— 
nes Fürften erfchöpfte. Am lebendigſten bat fich feis 
ne Individualität in jenen merkwürdigen Auffägen 
über die Berbefferung dev Erziehungs » und Lehrs 
anftalten abgezeichner, die uns ein fehäßbarer Ges 
Iehrter des Auslandes Öffentliche mittheilte *)..Eir 
ne genaue Bekanntſchaft mit dem großen Gebiethe, 
des Wiſſens, Das reinfte, wärmſte Beſtreben, das 
Schickſal der Menſchen zu verbeſſern, eine innige 
Verehrung für die Tröſtungen der Religion, furchts 
lofer Eifer gegen Gewalt und Unterdrückung des 





*) Nachrichten von bee beabſichtigten Verbeſſerung 
des öffentlichen Unterrichtsmefens in den Oeſterreichi— 
fhen Staaten. Herausgegeben von Freyherrn v— 
Eggers, Fönigliche Dänifchen Legatiens- Naty, Ts 
Dingen, in der Cottaſchen Buchhandlung: 1808, 

R 
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Geiftes, fo wie gegen die Thorheiten und Verir⸗ 
rungen des Feitalters, ftrenge Rügen der Gebre⸗ 
‚chen feines eigenen Standes werden hier in einer 
edlen, den Gefchäftemännern nicht gewöhnlichen, 
Sprache vorgetragen, und wenn auch der wiffen, 
fchaftliche Forſcher manche Aeußerungen des Staatds 
mannes einer Berichtigung. unterziehen follte, fo 
wird er doch dem humanften und liebenswürdigften 
Großen feine Hohfhäßgung nicht verfagen. „Er 
„umfaßte, fagt Freyherr von Eggers in feiner Bors 
„rede, die oberften Örfichtspunete Der Wiſſenſchaf⸗ 
‚ten mit einem Gcharffinne, und verfolgte ihre 
„Anwendung mit einer Anftrengung, welde bie 
„glücklichſten Einflüffe auf Geiftes-Euftur, wie auf 
„das bürgerliche Leben verheißen. Daben übte er 
„eine echte Liberalität, ohne welche Fein Studium 
‚gend eine Art gedeihen kann.“ 


Das Vertrauen feines Fürſtens berief den Gras 
fen bald hierauf unter dem 7. September 1801 
gu nicht minder wichtigen und gelehrten Arbeiten, 
und übertrug ihm das Präfidium der Hof⸗Commiſ⸗ 
fion in Gefegfachen. Unter feiner Leitung und Mit, 
wirkung vollendete die Commiſſion das Geſetzbuch 
über Verbrechen und ſchwere Polizey⸗-Uebertretun— 
gen, welches ſelbſt von dem gelehrten Auslande zu 
den gelungenſten Verſuchen der neueren Geſetzgebung 
gerechnet wird, und unter deſſen ſchirmendem Schu⸗ 
tze die verſchiedenen Völker der Oeſterreichiſchen 
Monarchie ſeit mehreren Jahren in froher Sicher— 
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heit eben. Das bürgerliche Privat⸗Recht, eine noch 
weitläufigere und fchwierigere Arbeit, wurde bes 
endiget, und von dem Derewigten der höchften 
Sanetion überreicht. Andere zahlreiche wichtige 
Materialien für die übrigen Zweige der Geſetzge— 
bung find unter feinem Einfluffe vorbereitet wors 
den. An allen Diefen Berathfchlagungen über vie 
höchften Sntereffen ver bürgerlichen Gefellfchaft hats 
te ſein gebilveter Fenntnißreicher Geift den thätig⸗ 
ften Antheil genommen, und nicht felten in die 
Meinungen und Begriffe Gehalt, Webereinftims> 
mung und Klacheit gebracht. Niemand verftand, 
fo wie er, die fihwere Kunſt, Der Berarbfchlagung 
ohne fühlbare oder läſtige Auctorität Die gewünſch— 
te Richtung zu geben, und fein Borficher hat je 
mahls in den Dffentlichen Verhandlungen eine grö- 
Gere Aufmerkſamkeit für fremde Anfichten, einen 
- ruhigeren Sin bey dem Conflicte der Leidenfchaf- 
ten und Meinungen, und eine fiebreichere Scho- 
nung gegen befchränftere Einfichten bewiefen. 


Der Tod verhinderte den Grafen, ein neues 
‚ weitausfehendes Gefchäft zu beginnen und zu leis 
- ten, Der Kaifer ernannte ihm am 2. März 1808 
zum Präfidenten einer Hof,Commiffion, welche für 
die Monarchie einen Codex aus den zerfireuten pos 
litiſchen und Samerals Öefegen zu ordnen beauftragf 
iſt. „Ihre Einſicht, heißt es in dem Cabinets ⸗Be⸗ 
„fehle, bürgt Mir dafür, daß Sie vie Wichtig—⸗ 
„keit dieſes Unternehmens viel zu gut begreifen, 
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zum nice darin, fo wie in Ihrem bewährten Eis 
„fer für Meinen Dienft, dringende Beweggründe 
zu finden, um alles, was in Ihren Kräften fteht, 
„anzuwenden, damit Meine Abfihe nach ihrem 
„ganzen Umfange erreicht werde.“ 


Der Kaiſer hatte dem DVerewigten ben erfien 
Stifter des ſtaatswirthſchaftlichen Studiums in den 
Defterreihifhen Staaten, den gelehrten DBeteras 
nen Sonnenfels ; zum Gehülfen und Bices Präfis 
denten; der Hoffommiffion beygegeben. Die Vers 
bindung folrher Einfichten und folder Männer vers 
bürgte den Erfolg der Bemühungen. 


Noch haben wir aus dem beynahe unermeßlis 
chen Stoffe des üffentlichen Lebens unferes Staats, 
mannes die fchönfte Epoche zu bezeichnen, in mels 
cher er am 9. Auguſt 1804 zum Präfidenten der 
oberften Zuftiz» Stelle ernannt wurde. Wer fühlte 
wohl tiefer und inniger die Erhabenheit und Hei— 
ligkeit des erften Amtes in der bürgerlichen Hierar⸗ 
bie ald er? Schüchtern und mit der Unruhe zars 
ter Gewiffenhaftigfeit trat der Verewigte in den 
höchften Gerichtshof, wo er aber ſehr bald von 
der Dffentlihen Meinung feiner Mitbürger laut und 
ungetheilt ven Gerichtsftab empfangen hatte. Die 
Armuth und der Reichthum, die Niedrigfeit und 
Die Höhe, Die Unfchuld und der gefallene Menfch 
flüchteren mit gleichem DBertrauen zu dem edelmüs 
thigen Dichter, und waren gewiß, Recht und 
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Schutz, und wenn es das Geſetz 9 auch 
Mitgefühl und Erbarmen zu finden. Ja, verklär⸗ 
ter Geiſt! Dir all ein dankt mancher Unglückliche 
das Leben oder eine gemilderte Strafe; mancher 
Schuldloſe deine wieder erlangte Ehre und Frey— 
heit, indem Da an dem Throne des gerechreiten 
und gütigſten Fürſten um Schuß und Önade mit 
warmer Druft flehteft, und fie. ſtets don dem Für 
niglichen Herzen zu erhalten nicht zweifeln durfteſt. 


So handelte, fo dahte und wirkte der Bers 
ewigte in Dem dffentlichen Leben. Er liebte die 
Menſchen, obgleich er fie an den Höfen, in den 
Palläſten und in den Hütten kennen gelernt hatte, 
Seine Philofophie endete nicht, wie bey fo vielen 
Denfern, mit Ermattung und Ueberdruß, mit 
Unglauben an des Menfchen Werth und Beftims 
mung, und mit gemächlichem Lebensgenuſſe, zu 
dem Doch das Glück unfern Staatsmann reichlich) 
ausgeftartet hatte, Bon der Hohe feiner Ideale 
durch die rauhe Wirklichkeit oft herabgeworfen, 
ermüdete er Dennoch nicht, den neuen Lauf zu was 
gen. Klar und deutlich Tagen vor feinem Blicke als 
le Derhältniffe der Gefellfehaft, und Fein Borurs 
theil verwirrte Diefen Blick. Er war freymüthig 
mit Schonung und Würde; lobte weder aus Ge 
fälligfeit, noch tadelte er aus Laune und eiferſüch— 
tiger Eitelkeit. An ihm fand das Berdienft in jes 
dem Stande und auf. jeder Stufe den großmüchig« 
ften Freund ; der unaufgefordert mit unſichtbarer 
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Hand zu lohnen und: zu ermuntern fuchte, und 
menn er es wicht Eonnte, den Berdienftlichen durch 
Wohlwollen und Humanität empor biell, Nie 
mard feine ſchöne Seele durch) die Gebrechen dee 
Zeitalters, einer ungemefjenen Begierde nach Reich— 
thum, nach äußerem Prunf und finnlichen Genüſ— 
fen, entweiht, Er ragte in feinem Gtande mit 
der Einfalt des Alterthums hervor, und eilte feis 
ner hohen Beflimmung unaufhaltfam entgegen, 
eingedenf des ſchöͤnen Ausfpruchs des großen Staats— 
mannes von Franfreich *): „Il y a un lot pour 
„chaque 'profession: le respect et la con- 
„sideration sont pour ces ministres et 
„ces magistrats, qui ne ıtrouvant que le 
„travail apres le travail, veillent nuit et 
„jour pour le bonheur de l’empire.“ 


In dieſem vortrefflichen Staatsmanne war 
der Menſch noch größer. Glück und Geburt mach— 
fen ihn zum Herrn und ÖÜebiether von 13000 
Menfchen in Böhmen, denen feine Herrfhaft nur 
durch Wohlthun und weife Einrichtungen fühlbar 
wurde. Er gründete auf feinen Gütern blühende 
und ausgebreitete Werkftätten des Fleißes in Leis 
nens und Metall » Erzeugniffen , wo die Armuth 
und Arbeitſamkeit, insbefondere die verwaiſten 
Kinder, ſicheren und reichlüchen Unterhalt finden. 


—. 


*) Montesquieu de l'esprit des loix. liv. ı3. Chap. XX. 
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Mir diefen Unternehmungen fiehen zahlreiche preids 
würdige Anftalten für Religion und Unterricht, 
Geſundheitspflege und Wohlftand der Untertanen, 
für die Berhandlung ihrer Angelegenheiten in Ders 
bindung; denn Der hochherzige reiche Mann opfer⸗ 
te fein Vermögen nicht den Thorheiten Der Haupts 
ſtädte, fondern wohlrhätig wendete er es größten 
Theild denjenigen wieder zu, Die es erworben 
hatten, | 


Die Annehmlichkeiten feines Umganges waren 
äußerft anjiehend. Mit dem feinen Welttone und 
jenem fihern Gefühle, die nur in dem Berfehre 
mit der großen Welt erlangte werden können, ders 
band Graf Rottenhan einen folhen Schag von 
Kenntniffen, von heiterer humaniftifher Gurmüs 
thigfeit, von leichter Anfchmiegung an die Ideen 
und Gitten anderer Menfihen, daß er überall des 
Schicklichen und Gefälligen ſich zu bemächrigen 
gewiß war. Doch mar diefe Urbanität nur der 
Schmuck und der Ausdruck der innern Schönheit 
der Seele, und er war unfähig, unfer dem Ges 
wande fchöner äußeren Formen vie Künſte des geift- 
und herzlofen Höflings zu reiben. 

Die Borfehung, die fo viele Güter dem Ders 
ewigten zumaß, ſchenkte ihm auch die eriten und 
reinften Freuden des Lebens. Er war der glüclich- 
fte Gatte und Vater. Zwar hatte er Eeinen Sohn, 
dem das Erbe des väterlihen Nuhmes und Bey— 
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(pieles zu Theil geworden wäre: allein in zwey 
bortrefflihen Töchtern , den Zierden ihres Ges 
ſchlechtes und Standes, fand der gefühlvolle Bar 
ter eine überfchwengliche Befriedigung für fein 
Herz. Seit dem im Jahre 1806 die hochgeehrte 
und geliebte Frau und Gefährtinn vor ihm in eine 
andere Welt gegangen war, umwölkte ſich mit ftils 
ler Schwermurh fein Sinn, und hirg nur noch 
Durch das Band väterliher und Eindlicher Liebe, 
und feiner Pflichten gegen Fürften und Staat mit 
diefer Erde zuſammen. Auf die Bothſchaft von 
dem Tode dieſes undergeßlichen Mannes fhrieb fein 
erhabener Fürſt; „Ich habe mit Bedauern den 
„Verluſt eines fo rechtſchaffenen und Mir perfüns 
„lich anhänglichen Staatsdieners vernommen.’ 


— 
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